Hennef

DER BURGERMEISTER

Sehr geehrte Damen und Herren,

nachtraglich zu meiner Einladung erhalten Sie folgende Dokumente:

Beschlussvorlage zu TOP 1.1 )
Bebauungsplan Nr. 01.40 Hennef (Sieg) - Gewerbegebiet Hossenberg, 5. Anderung

Beschlussvorlage zu TOP 1.5
LEP - Anderung des Entwurfes; Erneutes Beteiligungsverfahren, Stellungnahme der Stadt
Hennef

Aulerdem erhalten Sie eine neue Beschlussvorlage zu TOP 1.3
Bebauungsplan Nr. 01.51 Hennef (Sieg) - Blankenberger StralRe

Diese wurde um die Abwagung zur Stellungnahme B1 erganzt, von der das Amt fiir

Stadtplanung und —entwicklung erst am 7.12.2015 Kenntnis erlangt hat. Ich bitte Sie, die mit
der Einladung versandte Beschlussvorlage gegen die neue Vorlage auszutauschen.

Die aktualisierte Tagesordnung ist beigefigt.

Hennef, den 10.12.2015

Mit freundlichen GrifRRen

N/

Ralf Offergeld
Ausschussvorsitzender

Gremium

Ausschuss fur Stadtgestaltung und Planung

Wochentag Datum Uhrzeit

Mittwoch 16.12.2015 17:00

Sitzungsort

Rathaus, Saal Hennef (T3.01), Frankfurter Straf3e 97, 53773 Hennef
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Hennef

DER BURGERMEISTER

Beschlussvorlage

Amt: Amt fur Stadtplanung und - entwicklung TOP:
Vorl.Nr.: V/2015/0399 Anlage Nr.:
Datum: 24.11.2015

Gremium Sitzung am Offentlich / nicht 6ffentlich
Ausschuss fiir Stadtgestaltung und 16.12.2015 offentlich

Planung

Rat offentlich

Tagesordnung

Bebauungsplan Nr. 01.40 Hennef (Sieg) - Gewerbegebiet Hossenberg, 5. Anderung

1. Beratung und Beschluss Uber die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der
Offentlichen Auslegung gem. § 3(2) und 8§ 4 (2) BauGB (Empfehlung an den Stadtrat)
2. Satzungsbeschluss (Empfehlung an den Stadtrat)

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fiur Stadtgestaltung und Planung empfiehlt, der Rat der Stadt Hennef
(Sieg) moge beschlielRen:

1. Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Offentlichen
Auslegung gem. 8§ 3(2) und § 4(2) BauGB:

zu T1, Rhein-Sieg-Kreis
mit Schreiben vom 10.11.2015

Stellungnahme:
Der Rhein-Sieg-Kreis tragt Anregungen zu folgenden Planungsbelangen vor:

Natur- und Landschaftsschutz

Im Verfahren muss abschlieRend geregelt sein, dass die Umsetzung der
KompensationsmalRnahmen fur 30 Jahre zu pflegen und dauerhaft zu sichern ist. Bei
rotierenden Malinahmen mussen diese im rdumlichen Zusammenhang bleiben. Eine
Dokumentation der Mal3nahmen ist der Unteren Landschaftsbehorde jahrlich vorzulegen. Die
stadtische ,Faustpfandflache” ist ins Kompensationsflachenkataster aufzunehmen. Die
Untere Landschaftsbehdrde ist Uber den Satzungsbeschluss und dessen Ergebnisse zu
informieren, um die Flachen und MalRnahmen ins Kompensationsflachenkataster des Rhein-



Sieg-Kreises aufzunehmen. Dafir ist dem Schreiben ein entsprechendes Formblatt
beigefugt. Auch die Umsetzung der MalRnahmen ist der Unteren Landschaftsbehdrde
mitzuteilen.

Bei der Biotoptypenbewertung fehlt in der Bilanzierung das Kriterium ,Vollkommenheit‘. Der
zeitliche Entwicklungszustand der Uberplanten Kompensationsmaf3hahmen/Pflanzungen mit
etwa 15 Jahren soll mit einem Aufschlag von 1/30 pro Jahr gegentber der urspriinglichen
Kompensationsleistung bericksichtigt werden. Die Bewertung der Blihstreifen sei nicht
nachvollziehbar und sollte nach der Methode Ludwig als HA2 ,Acker mit Wildkraut® erfolgen.

Im Hinblick auf den Artenschutz wird die Erhaltung von 25 % der Gehdlzflache als nicht
ausreichend erachtet. Die Auswirkungen auf lokale Populationen und mogliche
Verdrangungseffekte sind zu prifen. Eine einmalige Begehung im Januar wird als nicht
ausreichend erachtet, um das tatsachliche Artenspektrum bewerten zu kdnnen. Es sollen
daher weitere Begehungen im Frihling und Sommer erfolgen, oder dargelegt werden,
warum diese nicht erfolgen.

Bodenschutz

Die Ausgleichsfaktoren fiir die Oberbodenandeckung und Begrinung im Plangebiet im
Hinblick auf den Boden werden mit +0,65 und +0,5 als zu hoch angesetzt erachtet. Diese
Faktoren waren anzusetzen, wenn Flachen wieder mit Oberboden angedeckt wirden.
Vorliegend sollen die Faktoren auf +0,55 und +0,4 reduziert werden.

Bei den externen Kompensationsmaflnahmen sollte die Kompensationswirkung aus dem
Vergleich von Ist- und Plan-Zustand ermittelt werden, was nur bei abschlie3end festgelegten
Flachen mdglich ist. Die genannte Flache in der Gemarkung Blankenberg hat eine so hohe
Bodenfunktion, dass der Ausgleichsfaktor mit +0,35 anzusetzen ist.

Insgesamt wiirde sich ein Defizit flr den Ausgleich Boden von -295,2 Punkten ergeben. Die

AusgleichsmalRnahmen sollten klar definiert sein und die Bilanzierung soll vor dem
Satzungsbeschluss nachvollziehbar erganzt werden.

Abwagung:

zu Natur- und Landschaftsschutz

Dem Anspruch, die KompensationsmafRnahme abschlielend im Verfahren zu regeln, wird in
vollem Umfang Rechnung getragen. Die Dauerhaftigkeit der MalRBnahme sichern finanzielle
Ruckstellungen zur Anlage und Pflege der Bluhstreifen, die hohe Attraktivitat der Mal3nahme
fur die ortlichen Landwirte sowie als ultima ratio die in der Maflinahme beschriebene
stadtische ,Faustpfandflache®, auf der sich die Malnahme jedes Jahr verlagern lasst.
Extensivierungen, Stilllegungen, Ackerrand- und Blihstreifen sind etablierte Instrumente des
Naturschutzes. Seit einigen Jahren sind sie auch als Ausgleichsmaf3nahmen in der Praxis
erprobt. Ihre Wirksamkeit erweist sich nicht so sehr in der Optimierung eines ohnehin
hochwertigen Umfeldes, sondern in der Aufwertung von 6kologischen Mangelgebieten wie
ausgerdumte Ackerfluren, zumal die zuletzt publizierten gravierendsten Bestandsrickgange
seltener und gefahrdeter Arten v.a. den intensiven Agrarraum betreffen. Bei der Umsetzung
der MalRBhahme wird die Stadt Hennef mdglichst an einem Standort festhalten. Es ist aber
gerade das Wesen von Bluhstreifen, dass sie aufgrund ihrer kurzen Entwicklungsphase auch
rotieren und verlagert werden kdnnen, so dass sich auch — wie beschrieben — ein neuer



Standort ergeben kann. Bei einer — systembedingt nicht unmdglichen — Verlagerung werden
Ackerschlage in der ndheren Umgebung vorrangig ins Auge gefasst. Aber weder fachlich,
noch rechtlich ist ein zwingend einzuhaltender raumlicher Zusammenhang herleitbar. Die
Forderung nach einer jahrlichen Dokumentation der MaRnahme und Vorlage bei der Unteren
Landschaftsbehorde ist insofern untblich, als dies bisher noch bei keiner anderen
Ausgleichsmalinahme verlangt oder praktiziert wurde. Die Tatsache, dass es um eine
Kompensation im Rahmen eines kommunalen Bauleitplanverfahrens in stadtischer
Zustandigkeit ohne Ruckgriff auf das Okokonto handelt, macht diesen Einwand nicht
plausibler. Da es sich aber um einen innovativen Ansatz der Kompensation handelt, steht
einer Weitergabe der Prifberichte auch ohne Rechtsanspruch nichts entgegen.

Der Anregung, die ,Faustpfandflache® ins Kompensationsflachenkataster zu tbernehmen,
wird gefolgt. Allerdings erfolgt die Eintragung mit dem Zusatz, dass die tatsachliche Anlage
von Bluhstreifen nur zum Tragen kommt, wenn dies an anderer Stelle nicht moglich ist. Bis
dahin kann die Flache wie bisher landwirtschaftlich genutzt werden.

Der Anregung, die Untere Landschaftsbehorde tber den erfolgten Satzungsbeschluss zu
unterrichten und das Ergebnis der Satzung in Bezug auf die festgesetzten
Kompensationsflachen und —maflinahmen mitzuteilen, damit die Flachen und die darauf
durchzufiihrenden Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen in das Kompensationsflachenkataster
des Rhein-Sieg-Kreises eingetragen werden kénnen, wird gefolgt.

Die Inanspruchnahme und Uberplanung von festgesetzten AusgleichsmalRnahmen, im
vorliegenden Fall von Gehdlzpflanzungen, sind seltene Einzelfalle. Daher ist in der Fachwelt
durchaus umstritten, inwieweit Gber den Ausgleich dieser aufgewerteten Flachen hinaus
noch zusatzliche Kompensationsleistungen zu erbringen sind.

Um den Belangen von Natur und Landschaft sowie den Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreis
dennoch Rechnung zu tragen, wird folgende zusatzliche Ausgleichsmalinahme festgesetzt
und zeitnah (bis Ende 2016) umgesetzt:

Auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung Kurscheid Flur 2, Flurstiick 78 (1.850 gm) ist
der dort befindliche Fichtenbestand in einen naturnahen Laubholzbestand umzuwandeln. Die
im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse“ gelegene Flache ist besonders geeignet, da die
standdrtlichen Verhaltnisse (starke Verndssungen, Lage an der Bachaue, Bestand von
Equisetum pratensis) durch die Fichtendickung hier weit unter ihrem Entwicklungspotenzial
bleiben. GemaR Bilanzierung nach der Methode LUDWIG stellt sich die Aufwertung bei
dieser MaRnahme wie folgt dar:

Ausgangsbiotoptyp:
Fichtenforst mit Stangenholz (AJ41): 11 Punkte x 1.850 gm: 20.350 Punkte

Zielbiotope:

Erlen-/Eschen Sumpfwald (AM5) : 26 Punkte x 1220 gm = 31.720 Punkte
Buchen-Eichenwélder d. Tief- u. Higellagen (AB1): 25 Punkte x 630 gm= 15.750 Punkte
Gesamtaufwertung der MalRnahme: 27.120 Punkte

Durch diesen Aufschlag wird die durch die Uberplanung der Ausgleichsflachen zeitlich
reduzierte Wirksamkeit der Kompensation (alt) anteilig Rechnung getragen.

Die Einstufung des Biotoptyps Bluhstreifens in die Skala der im Verfahren LUDWIG



genannten Lebensraume findet sich auf S. 42 des Umweltberichtes. Mit Verweis auf eine
einschlagige naturschutzfachliche Studie wird dort fur den im LUDWIG-Schlissel nicht
gelisteten Biotoptyp Bluhstreifen der Biotopwert 16 herangezogen. Der Vorschlag der ULB,
,<Acker mit Wildkraut® zugrunde zu legen, wird nicht gefolgt. Bei diesem Biotoptyp steht der
Anbau von Kulturpflanzen im Vordergrund; die Wildkrauter sind hier nur geduldete Begleiter.
Bei Bluhstreifen wird das ganze Pflegeregime auf Arten und Individuen reiche Bliihaspekte
abgestellt, womit ein wesentlich groRerer Effekt erzielt wird.

Der Geltungsbereich deckt nur einen sehr kleinen Ausschnitt des zugrundeliegenden
Bebauungsplanes 01.40 ab. Dieser sieht eine grof3e Grunflache (ca. 16.000 gm) mit darin
enthaltener Saumpflanzung (ca. 5.800 gm) entlang der Gewerbebebauung vor, die nur im
Anderungsbereich dezimiert wird. Ansonsten bleiben die Geholzbestande im Umfang von
4.000 gm unverandert. Diese beherbergen laut Bestandsaufnahme und fachlicher Erwartung
im Wesentlichen relativ ,robuste® Arten des Siedlungsraumes und —randes. Unter den
gegebenen Umstanden und dem verbleibenden Gesamtbestand sind Unterschreitungen von
Mindestgrof3en fur empfindliche Lebensrdume nicht erkennbar.

Im Januar 2015 wurde im Vorlauf der weiteren Planungen vorsorglich eine
artenschutzrechtliche Vorprifung durchgefiihrt. Dieser Zeitraum wurde von dem
Fachgutachter gewahlt, um auf der eng mit StrAuchern bestandenen Gehdlzflache die —
artenschutzrechtlich mafigeblichen — Fortpflanzungsstatten (Nester) zu erfassen. Parallel
wurden auch vorliegenden Daten (Fachinformationssystem (FIS) ,Geschutzte Arten in
NRW*) ausgewertet (Muckschel 2015). Hieraus ergaben sich keine Hinweise auf das
Vorkommen seltener oder gefahrdeter Arten bzw. Konflikte mit bestehenden
Artenschutzvorschriften. Darauf aufbauend wurde der gut begeh- und einsehbare
Planungsraum in dem fir Bebauungsplane Uublichen Detaillierungsmafistab umfassend
beschrieben (vgl. UB S. 12). Diese Biotopkartierungen fanden Ende April statt. Auch aus
ihnen ergaben sich keine Anhaltspunkte fir weitergehenden Untersuchungsbedarf.

Das Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat fur Nordrhein-
Westfalen eine naturschutzfachliche Auswahl derjenigen Arten/ Artengruppen getroffen, die
bei der artenschutzrechtlichen Prifung im Sinne einer Art-fir-Art-Betrachtung zu bearbeiten
sind. Im Rahmen der artenschutzfachlichen Betrachtung werden folglich nur die
planungsrelevanten Arten bearbeitet und nicht alle tatsédchlich auf einer Flache
vorkommenden Tier- und Pflanzenarten. Zu den im vorliegenden Fall planungsrelevanten
Arten/ Artengruppen wurden konkrete Bewertungen vorgenommen. Aufgrund der
Okologischen Auspragung der vorliegenden Gehdlzstrukturen und unter Beachtung der
umgebenden z.T. hohen Stdrwirkungen (Gewerbenutzung, Wohnbebauung, Freizeitnutzung
durch Ortsrandlage, Verkehrswege etc.) werden die Geholzstrukturen als mogliche
Nahrungshabitate bei den im Rahmen der betrachtenswerten Arten (hier planungsrelevanten
Arten) nicht als essentiell fur das Vorkommen eingestuft. Nahrungshabitate stehen nicht
unter dem besonderen Schutz des Artenschutzes. Ausweichméglichkeiten auf benachbarte
Flachen, insbesondere im Norden und Nordosten, sind flur alle angefuihrten Arten gegeben.
Bei artenschutzrechtlich relevanten Arten handelt es sich grundsatzlich meist um stentke
Arten, die nur in einem sehr begrenzten Spektrum von Biotoptypen mit speziellen
Okologischen Rahmenbedingungen (Uber-) lebensfahig sind. Dies gilt insbesondere im
Hinblick auf das Vorkommen von Fortpflanzungs- und Ruhestétten fir Tierartengruppen/
Tierarten.

zu Bodenschutz:



http://de.wikipedia.org/wiki/Biotop

Die Bewertung der MalRnahmen im Plangebiet erfolgt auf der Basis, dass die neuen
Gewerbeflachen zundchst im Rahmen von Bauarbeiten einschlieBlich Abtrag des
Oberbodens vollig verandert werden und dieser Eingriff mit der entsprechenden Wertigkeit
bzw. den Faktoren -0,6 (Geholzflachen) und -0,5 (S&ume) bilanziert ist. Fir die nicht
bebauten Flachen, die nach Abschluss der Erd- und Bauarbeiten wieder mit Oberboden
angedeckt und begrint werden, ergeben sich einem Ausgleichfaktoren von +0,5
(Grunflachen) und +0,65 (Gehdlzpflanzungen). Die Tabelle 3.2 der Bodenbewertung schlief3t
die vorgenommene Zuordnung nicht aus, zumal bei den Eingriffsfaktoren bericksichtigt ist,
dass im Rahmen der Bauarbeiten auch zunachst der Oberboden abgetragen wird. Die
Bilanzierung bleibt daher an dieser Stelle unveréndert.

Der Anregung, die Bluhstreifen mit dem Faktor +0,35 statt +0,45 zu bewerten, da die
Ausgangswertigkeit nicht eindeutig bestimmbar ist, wird nicht gefolgt. Acker sind in Hennef
fast immer auf lehmmaé&chtigen (Para-)Braunerden, also ,intensiv genutzten/grofR¥flachigen
verbreiteten Boden“ (Steinheuer). Die entsprechende Spalte der Tabelle 3.2 der
Bodenbewertung bietet eine Spanne von +0,35 bis +0,45. Durch die ,ausstrahlende®
Funktion der Bluhstreifen lassen sich die +0,45 rechtfertigen. Ungeachtet dessen wird mit
den zusatzlich vorgesehenen MaRnahmen auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung
Kurscheid, Flur 2, Flurstiick 78 (1.850 gm) dort eine weitere Bodenaufwertung mit einem
Faktor nach  Tabelle 3.2 der Bodenbewertung von  mindestens  +0,2
(Biotopflachenentwicklung auf bisher maRig Uberpragtem Boden) erreicht. Die Aufwertung
und der zuséatzliche Ausgleich reichen somit vollig aus, Defizite beim Ausgleich
verlorengehender Bodenfunktionen im Plangebiet zu beheben.

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierungen werden im Umweltbericht entsprechend angepasst.

Folgende Behotrden und Trager oOffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen:

- Amprion GmbH, mit Schreiben vom 21.10.2015

- Bezirksregierung Kéln Dezernat 33, mit Schreiben vom 07.10.2015

- Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg, mit Schreiben vom 11.11.2015
- Landesbetrieb Wald und Holz NRW, mit Schreiben vom 20.10.2015

- Rhein-Sieg-Netz GmbH, mit Schreiben vom 07.10.2015

- PLEdoc, mit Schreiben vom 12.10.2015

- Unitymedia NRW GmbH, mit Schreiben vom 14.10.2015

- Wahnbachtalsperrenverband, mit Schreiben vom 20.10.2015

Im Rahmen der Offentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) wurden von
Burgerseite keine Anregungen vorgetragen.

2. Gemal 8§ 10 (1) BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. |
S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. 1 S. 1722) und
8§ 7 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt ge&ndert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV NRW S.496), werden der Bebauungsplan Nr.
01.40 Hennef (Sieg) Gewerbegebiet Hossenberg, 5. Anderung mit Text als Satzung und
die Begrundung hierzu nebst Umweltbericht beschlossen.



Begrundung

Verfahren

In der Sitzung des Ausschusses flr Stadtgestaltung und Planung am 16.06.2015 wurde die 5.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 Hennef (Sieg) - Gewerbegebiet Hossenberg
beschlossen. In der Sitzung des Ausschusses fir Stadtgestaltung und Planung am 16.09.2015
wurde der Bebauungsplan-Entwurf zur Offentlichen Auslegung beschlossen. Diese wurde im
Zeitraum vom 12.10.2015 bis zum 12.11.2015 durchgefihrt. Die Trager 6ffentlicher Belange
wurden mit Schreiben vom 01.10.2015 am Verfahren gem. § 4 (2) BauGB beteiligt.

In der Sitzung des Ausschusses fiur Stadtgestaltung und Planung am 16.12.2015 soll dem Rat
der Stadt Hennef (Sieg) die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 Hennef (Sieg) -
Gewerbegebiet Hossenberg als Satzungbeschluss empfohlen werden. Fir die Stellungnahmen
der Behorden und sonstiger Tréger offentlicher Belange ist im Beschlussvorschlag die
Abwagung formuliert.

Aufgrund der Abwagung sind folgende Anlagen redaktionell Gberarbeitet worden:

- Textliche Festsetzungen: Seite 5
- Begriindung: Seite 21
- Umweltbericht: die Seiten 12, 32, 39 — 43, 49 und 55

Die entsprechend geanderten Passagen sind durch Randmarkierung kenntlich gemacht.
Flachennutzungsplan

Der seit dem 11.09.1992 rechtswirksame Flachennutzungsplan der Stadt Hennef (Sieg) stellt
die neuen/zusatzlichen Gewerbeflache weitgehend als gewerbliche Bauflache dar. Der
Bebauungsplan ist somit aus den Darstellungen des Flachennutzungsplanes entwickelt.

Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet sich im westlichen Teil des Geltungsbereiches des rechtwirksamen
Bebauungsplanes Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg dstlich der Autobahn A 560.

Die Flache des raumlichen Geltungsbereichs der 5. Anderung umfasst ca. 5.400 gm und
beinhaltet neben dem bestehenden Betriebsgeldnde auf dem Flurstiick Nr. 95 die geplante
Betriebserweiterung von etwa 2.593 gm auf dem stadtischen Flurstiick Nr. 217.

Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstiicke:
Gemarkung Striefen, Flur 28, Flurstlicke Nr. 95 und 217 (tlw.)

Stadtebauliches Konzept

Der Anderung des Bebauungsplanes liegt eine Erweiterungsanfrage des auf dem Flurstiick 95
ansassigen Betriebes zu Grunde, nach der gewlnscht wird, zur Standortsicherung das
Grundstick um 35 m in nordlicher Richtung erweitern zu kénnen und die daftr erforderlichen
Flachen nach entsprechender Anderung des Bebauungsplanes von der Stadt zu erwerben. Um
die landschaftliche Eingrinung weiterhin zu gewahrleisten, ist in der nordéstlichen Ecke der
Erweiterungsflache eine Bepflanzung festgesetzt, die in diesem Bereich verlorengehende
Geholze ersetzen und die entstehende Liicke im Gehdlzbestand schliel3en soll.

Erschliel3ung



Die vorhandenen oOffentlichen ErschlieBungsanlagen bleiben von der Erweiterung der
Gewerbeflachen unberthrt. Es sind keine neuen Stral3en vorgesehen oder erforderlich. Die
Anbindung des bestehenden und kinftig erweiterten Betriebsgeldndes an das Uberortliche
Stral3ennetz erfolgt Gber die ausgebaute stadtische Conrad-Rontgen-Stral3e zur Landesstralle
L 333 und von dort weiter zur Autobahn A 560 bzw. Bundesstralie B 8. Die Erweiterungsflache
wird Uber das bestehende Betriebsgelande mit Zufahrten von der Conrad-Réntgen-Stral3e
erschlossen.

Emissionen / Immissionen

Die schalltechnischen Untersuchungen von Kramer Schalltechnik GmbH aus Sankt Augustin
kommen zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen:

Es wurden allgemeine Kriterien fur die Bauleitplanung erarbeitet, die Larmkonflikte zwischen
dem geplanten GE-Gebiet und angrenzenden schutzbedirftigen Nutzungen bereits im
Planungsstadium ausschlieRen. Bei der Ausweisung von GE-Gebieten ist wegen des
Vorsorgeprinzips sicherzustellen, dass an schutzbedurftigen Objekten keine unzumutbaren
Immissionen auftreten. ... Da im Fall des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet
Hossenberg® 5. Anderung keine hinreichenden Absténde zwischen geplanten GE-Flachen und
bestehenden schutzbedirftigen Nutzungen vorhanden sind und weitere groRflachige GE-
Gebiete vorhanden sind, ist der Abstandserlass allein zur Vermeidung von
Larmimmissionskonflikten weniger geeignet. Eine wirkliche Planungssicherheit ist dann nur mit
dem Abstandserlass fir die betroffenen Betriebe nicht mehr gegeben. Aus Sicht des
Schallimmissionsschutzes kann eine dezidierte eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-
Flachen nach DIN 45691 ,Gerauschkontingentierung“ dieses Problem l6sen. ... Es wurde eine
eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-Flache mit einem Festsetzungsvorschlag fir
Emissionskontingente nach DIN 45691 entwickelt. Fir die Berechnung und Beurteilung der
Betriebsgerauschsituation im hier mafR3geblichen Einwirkungsbereich der GE 1la-Flache des
Plangebietes wurden 4 mafgebliche Immissionsorte im Bereich schutzbedirftiger Nutzungen
ausgewahlt. Die Angaben zu den Gebietskategorien im Umfeld des Plangebietes entsprechen
den Festsetzungen in rechtsgiltigen Bebauungsplanen, bzw. einer planungsrechtlichen
Einstufung der Stadtverwaltung Hennef. Zur Festlegung der bestehenden oder plangegebenen
Vorbelastungen L., durch Gewerbegebiete auRerhalb des Geltungsbereichs der 5. Anderung,
wurde auf die Festsetzungen von maximal zuldassigen Emissionskontingenten IFSP pro m? der
2. Anderung sowie den Emissionskontingenten Lgx (einschlieBlich Zusatzkontingenten) der 4.
Anderung zuriickgegriffen Anhand der festgestellten Vorbelastungen L., und einer ,Reserve*
fur weitere Entwicklungen wurden Planwerte L, fir die GE la-Flache festgelegt. Auslegungsziel
war dabei, im gesamten Einwirkungsbereich einen zukinftigen Gerduschimmissionskonflikt
sicher zu vermeiden und die Gesamt-Immissionswerte einzuhalten.

Fur das geplante GE-Gebiet wurde vorgeschlagen, die GE la-Flache in ihrer Nutzung zu
beschranken. Die Nutzungseinschrankung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung mit
Festlegung der maximal zuldssigen Emissionskontingente Lgx nach DIN 45691
,Gerauschkontingentierung®. Diese Festsetzungen sind einerseits bestimmt und vollziehbar,
andererseits aber so offen, dass sie sich flexibel den noch nicht im Detail bekannten
Gegebenheiten einer mdglichen gewerblichen Nutzung anpassen lassen. Die Belegung mit
Emissionskontingenten Lgx von tags 63 dB(A) und nachts 41,5 dB(A) pro m? fiihrt im gesamten
Immissionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte Lp. Es werden Vorschlage zur
planungsrechtlichen Umsetzung gemacht und die Ergebnisse der Larmkontingentierung
diskutiert. Danach ist im Bereich des GE la-Gebietes am Tage mehr als eine GE-
gebietstypische Nutzung mdglich. Wahrend der Nachtzeit bedingt ein Emissionskontingent Lgk
von 41,5 dB(A) fur gerauschintensive Anlagen entsprechend ausgelegte Betriebsgebdude und
kaum gerduschintensive Tatigkeiten im Freien. Bei einer ginstigen Anordnung von
Gerauschquellen und Baulichkeiten sowie Schallschirmen (Larmschutzwénde oder -wélle) sind
intensivere Nutzungen mdglich.



Beispielsweise sind damit auch Fahrzeugbewegungen zur Nachtzeit realisierbar. Diese Effekte
kénnen im Rahmen von konkreten Baugenehmigungsverfahren im Detail schalltechnisch
ausgelegt werden.

Angesichts des nur zu erwartenden Zusatzverkehrs ist mit Erhéhungen der allgemeinen
Verkehrsgerauschsituation im Bereich schutzbedurftiger Nutzungen von deutlich unter 0,1 dB
zu rechnen. Damit ist der Quell- und Zielverkehr des Plangebietes nicht beurteilungsrelevant.

Beriicksichtigung von Natur und Landschaft / Umweltbericht

Der als Anlage beigefugte Umweltbericht kommt zusammenfassend zu folgenden
Bewertungen:

Umweltauswirkungen und Umweltvertraglichkeit

Schutzgut Mensch

Die schalltechnischen Untersuchungen von Kramer Schalltechnik GmbH aus Sankt Augustin
kommen zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass keine Verscharfung der
Immissionssituation vorliegt (vgl. Emissionen / Immissionen).

Belange der Erholungsnutzung werden nicht bertihrt. Der Rad- und FuBweg am Rand der
Erweiterungsflache bleibt erhalten und wird in seiner Nutzbarkeit nicht beeintrachtigt.

Schutzgut Flora und Fauna

Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes gehen vorrangig Uber 10 Jahre alte
Gehdlzpflanzungen verloren. Randlich sind auch artenarme Wiesenflachen betroffen.

Die artenschutzrechtliche Vorprifung vom Biro fir Landschaftsdkologie aus Weilburg (Dr. C.
Muckschel) kommt zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen:

Die artenschutzrechtliche Vorprifung des Plangebietes kommt hinsichtlich der Artengruppen
Vogel, Fledermause, Reptilien, Amphibien und Schmetterlinge zum Ergebnis, dass die Verbote
des 8§ 44 Abs. 1 und 5 ff BNatSchG fur die planungsrelevanten Arten nicht bertihrt werden.
Ausgehend von der vorliegenden Datenbasis werden Verbotstatbestdnde gemall § 44 ff
BNatSchG nicht ausgeldst, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes von Populationen
der angefuihrten Arten ist durch die Uberplanung nicht zu erwarten. Eine Zerstérung nicht
ersetzbarer Biotope nach BNatSchG ftrifft nicht zu. Eine detaillierte Untersuchung im Rahmen
einer artenschutzrechtlichen Prifung erscheint somit im Hinblick auf das Plangebiet nicht
erforderlich. Dies gilt unter Beriicksichtigung der dargelegten MaRnahmen und Hinweise zur
Vermeidung, durch die eine Gefahrdung einzelner Individuen oder die Stérung européaischer
Vogelarten vermieden werden kénnen.

Das Untersuchungsgebiet zeigt aufgrund der intensiven Nutzung, teils angrenzenden
Gewerbenutzung und Freizeitnutzung und des damit verbundenen Verkehrsaufkommens und
Besucherdrucks (Kfz, Radweg etc.) eine relative Vorbelastung. Diese setzt die ,6kologische
Gesamtwertigkeit® der Flache deutlich herab. Die Abarbeitung von Belangen der
Eingriffsregelung, welche nicht Bestandteil dieser Vorprifung sind, wird vorausgesetzt.

Malinahmen und Hinweise zur Vermeidung

Folgende artenschutzrechtlichen Vermeidungsmal3Bhahmen muissen im weiteren Verfahren
berlcksichtigt bzw. durchgefihrt werden:



1. Rodungen von Geholzen und Entfernung von Strauchern erfolgt nur auf3erhalb der Brutzeiten
von Vogeln gemall dem geltenden Landesnaturschutzgesetz in NRW. Die Baufeldrdumung
bzw. erforderliche Rodungsmalnahmen sollten aus artenschutzfachlicher Sicht zwischen
Spatherbst und sehr zeitigem Frihjahr liegen (um eine Zerstorung mdoglicherweise aktuell
genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestatten auszuschlieRen.

2. Es durfen maximal 75 % des Gehdlzbestandes gerodet werden, sodass auf einer
ausreichenden Restflache Potenzial fur die Anlage von Nestern bestehen bleibt. Die
durchzufiihrenden KompensationsmalBhahmen  sollten  im  raumlich-funktionalen
Zusammenhang erfolgen.

3. Die die StraRe Meiersheide saumende Baumreihe/ Allee, welche das Plangebiet von
Nordwesten nach Stdosten umrahmt, sollte als Bestand festgesetzt werden.

Schutzgut Boden

Nach der Karte der schutzwirdigen Boden in NRW werden die fruchtbaren LOR3bdden der
Schutzwirdigkeitsstufe Il ,besonders schutzwiirdig“ zugeordnet. Béden mit hoher oder sehr
hoher Bodenfruchtbarkeit sind als Vorbehalts- bzw. Vorranggebiete fir die Landwirtschaft zu
betrachten. Altlastenverdachtsflachen sind im Gebiet nicht bekannt.

Die erforderlichen Gelandeveranderungen (Abgrabungen/Aufschiittungen) sowie die Errichtung
von Gebauden, Lager- und Rangierflachen fihren zu einer erheblichen und nachhaltigen
Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden. Relevant sind insbesondere der Verlust fruchtbarer
Ackerbdden sowie die Beeintrachtigung der natirlichen Bodenfunktionen, wie Lebensraum- und
Regelungsfunktion (Filter-, Puffer-, Transformator-, Speicherfunktion). Die gewerbliche
Bauflache um 2.593.3 gm vergroRert. Aufgrund der festgesetzten Grundflachenzahl von
GRZ=0,7 ist eine zuséatzliche Versiegelungsflache von 1.815,3 gm zulassig. Darlber hinaus wir
durch Gelandeveranderungen (Abgrabungen/ Aufschittungen) in einem Umfang von ca. 778
gm in die Bodenfunktion eingegriffen.

Zur Minimierung der Eingriffe in den Boden sollen Beeintrachtigungen von Béden mit hohem
Erflllungsgrad der Bodenfunktion sowie schutzwirdiger Béden soweit wie méglich vermieden
werden. Von der Bebauung sind im vorliegenden Planungsfall Bdden mit hohem
Funktionserfullungsgrad betroffen. Daher sollten zunachst anderweitige Planungsmaoglichkeiten
geprift werden. Eine raumliche Standortalternative wird im vorliegenden Fall jedoch
ausgeschlossen, da fur die Erweiterung des Betriebes nur unmittelbar angrenzende Flachen in
Betracht kommen. Die Erweiterungsflache ist jedoch auf den derzeit absehbaren Bedarf
beschrankt.

Eine hohenmallige Anpassung der Erweiterungsfliche an das vorhandene Gelédnde ist
aufgrund des vorgesehenen Anbaus und der innerbetrieblichen Ablaufe unvermeidbar. Das
Gelande ist jedoch nicht so profiliert, dass zur Einebnung von Bauflachen UbermaRige
Aufschittungen erforderlich werden. Grundsatzlich sind Aufschittungen fir die bauliche
Nutzung jedoch erforderlich. Im Bebauungsplan sind die Grundflachenzahl auf 0,7 und damit
der Versiegelungsgrad auf 70 % beschrénkt und bleiben unter dem nach BauNVO mdglichen
Wert von 0,8. 30 % der Erweiterungsflachen sollen insbesondere in den Randbereichen fir
Begrinungsmalnahmen erhalten bleiben. Zudem ist im Bebauungsplan eine Festsetzung zur
wasserdurchlassigen Gestaltung von Stellplatzen enthalten. Da die Erweiterungsflache bereits
auf die vom Betrieb gewtinschte GroRe beschrénkt wurde, sind Einschrankungen und Vorgaben
zur Platzierung von Gebauden oder zur Strukturierung der Erweiterungsflache weder
zweckmaé&Rig noch angemessen.

Die Boden sind fur eine Versickerung nicht geeignet, wie das bestehende Gewerbegebiet
deutlich zeigt. Die Ableitung des Oberflachenwassers erfolgt Uber die offentliche Kanalisation im
Trennsystem. Stellplatze sind wasserdurchldssig zu befestigen. Im Stammplan sind
Festsetzungen zur Dachbegrinung enthalten. Diese greifen jedoch erst bei groReren
Gebauden. Fur die nunmehr vorgesehene Erweiterung gesonderte/abweichende



Festsetzungen zu treffen, ware nicht angemessen, zumal fir den Eingriff eine entsprechende
Kompensation erfolgt. Die Erweiterung des vorhandenen Firmengelandes erspart die
potenzielle ErschlieBung an einem anderen Standort. Durch die Betriebserweiterung lasst sich
eine effektivere Nutzung von vorhandenen ErschlieBungsanlagen gewdahrleisten.

Die Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz ist bei der Aufstellung von
Bebauungsplanen zu beachten. Vermeidung und Ausgleich unterliegen dabei dem
Abwégungsgebot. Diejenigen Bodenfunktionen, die durch den Eingriff beeintrachtigt werden,
sollten durch geeignete bodenfunktionsbezogene KompensationsmalRhahmen ausgeglichen
werden. Entsiegelungsflachen stehen als KompensationsmalRhahmen nicht zur Verfigung. Die
entstehenden Bdéschungsflichen sowie tempordr genutzte Baufeldflachen werden jedoch
wieder rekultiviert (teilweise bepflanzt) und langfristig als Griinflachen entwickelt.

Die als Kompensation vorgesehenen artreichen Bluhstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten
landwirtschaftlichen  Nutzflichen auf dem Stadtgebiet Hennefs sind u.a. auch
erosionsmindernde MalRnahmen. Bluhstreifen sorgen fur eine nahezu ganzjahrige
Bodenbedeckung, so dass die Wind- und Wassererosion sowohl auf den eigentlichen
Einsaatflachen, als auch auf den angrenzenden ackerbaulich genutzten Arealen vermindert
wird. Die artreichen BlUhstreifen stellt zudem eine Extensivierungsmafnahme dar. Durch den
Nutzungs- und Dungeverzicht werden der Eintrag von Nahrstoffen und eine nutzungsbedingte
Bodenumlagerung und -verdichtung zukunftig vermieden. Die Florenvielfalt fordert eine
artenreiche Insektenfauna, einschlielich heimischer Nutzlinge, so dass auch auf den
Nutzpflanzenkulturen Schadschwellen nicht erreicht und Pflanzenbehandlungsgange vermieden
werden konnen. Schlie3lich wird durch den intensiven dauerhaften Bewuchs der organische
Humusanteil im Boden erhoht, was wesentlich zu seiner Stabilitat und Funktionsfahigkeit
(Wasser- und Nahrstoffbevorratung, CO?Bindung, Puffervermégen etc.) beitragt. Um den
Belangen von Natur und Landschaft (sowie den Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreis aus der
Offenlage) Rechnung zu tragen, wird als zusatzliche Ausgleichsmalinahme festgesetzt, auf der
stadtischen Waldparzelle Gemarkung Kurscheid, Flur 2, Flurstiick 78 zeitnah (bis Ende 2016)
den dort befindlichen Fichtenbestand in einen naturnahen Laubholzbestand umzuwandeln. Die
im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse* gelegene Flache ist besonders geeignet, da die
standdrtlichen Verhéltnisse (starke Vernassungen, Lage an der Bachaue, Bestand von
Equisetum pratensis) durch die Fichtendickung hier weit unter ihrem Entwicklungspotenzial
bleiben und der Boden durch die Entwicklung eines standortgerechten Gehdlzbestandes
deutlich aufgewertet und verbessert werden kann.

Schutzgut Wasser

Durch die Neuversiegelung/Verdichtung von bislang offenen Bodenflachen gehen bisherige
offene Boden als Versickerungsflache verloren. Somit kommt es zu einer vergleichsweise
geringen Reduzierung der Grundwasserneubildung. Innerhalb der nicht bebauten und teilweise
zu bepflanzenden Freiflachen bleibt das Versickerungspotential jedoch erhalten. Nach den
Vorgaben des Landeswassergesetzes ist Niederschlagswasser, das auf Grundstiicken anféllt,
vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewéasser einzuleiten, sofern dies ohne
Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit mdglich ist. Der oberflachennah anstehende Fels
ist tiefgrindig verwittert und besitzt nach den Erfahrungen aus den bereits bestehenden
Gewerbeflachen keine ausreichende Wasserdurchlassigkeit. Der L6R/LORlehm besitzt keine auf
Dauer ausreichend grof3e Durchlassigkeit, um nach den behérdlichen und technischen
Vorgaben gesammeltes Niederschlagswasser gezielt versickern zu lassen. Dies bestatigen
auch die Planungen im Rahmen der 4. Anderung im siidlichen Teil des Gewerbegebietes. Das
anfallende Niederschlagswasser von der neuen Gewerbeflache soll dem o6ffentlichen
Regenwasserkanal in der Conrad-Rdntgen-StralRe zugefihrt werden, dessen Kapazitaten dafir
ebenso ausreichend bemessen sind, wie die Kapazitdten der Rickhalteanlagen, zu denen der
Regenwasserkanal fuhrt.

Schutzgut Klima




Wahrend der Bauzeit sind beim Betrieb von Baumaschinen, dem Transport von Bodenmassen
und der Anlieferung von Baustoffen Staubentwicklungen zu erwarten, die sich jedoch
planungsrechtlich nicht ausschlie3en lassen. Es ist Aufgabe der Bauleitung bei den konkreten
Baumalnahmen, unnotige Staubbeeintrachtigungen durch die Herrichtungen und Unterhaltung
entsprechender Baufeldflachen zu vermeiden.

Im direkten Umfeld der versiegelten Flachen kommt es durch die Versiegelung sowie den
Verlust von Wiesen- und Geholzflachen in der Regel zu einer Veranderung des Mikroklimas.
Die Versiegelung fuhrt zu einem Verlust von Verdunstungs- und Versickerungsflache und damit
potenziell zu einer Erhdohung der Rickstrahlwarme von insbesondere flachigen baulichen
Anlagen. Die Belastungen auf die Schutzgiter Klima und Luft werden aufgrund der im Vergleich
zur Gesamtflache des Gewerbegebietes geringen GroRe der Erweiterungsflache als nicht
erheblich eingestuft.

Schutzgut Landschaftsbild

Aufgrund der Gelandetopographie ist die kiinftige Bebauung auf der Erweiterungsflache
teilweise von der nordostlichen Wohnbebauung aus einsehbar. Im Bebauungsplan ist
festgesetzt, dass die im Geholzbestand entstehende Licke neu zu bepflanzen ist. Damit sollen
mittelfristig die neue Gewerbenutzung und Bebauung wieder wirksam eingegriint und mdgliche
Landschaftsbildbeeintrachtigungen in  Richtung Nordosten minimiert werden. Eine
Beeintrachtigung der Landschaftsbildqualitat durch Fernwirkungen lber das Siegtal hinweg wird
als nicht erheblich eingestuft, da die neu hinzukommenden Gebaude den bereits
vorherrschenden Landschaftsbildeindruck zwar potenziell verstarken kdnnen, ihm aber keine
grundséatzlich neue Qualitdt hinzufigen. Eingriffsmindernd wirken die Beschréankungen der
zulassigen Hohe baulicher Anlagen sowie die Vorgaben zur Gestaltung von Dachflachen und
Fassaden.

Schutzgut Kultur- und Sachgiter

Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes sind keine Auswirkungen auf Kultur- und
Sachguter zu erwarten.

Abwagung der Umweltbelange nach § 1 Abs. 7 BauGB

Das auf dem Flurstiick 95 anséassige Unternehmen kann seinen Betrieb nur in nérdlicher
Richtung erweitern. Der geplante Neu-/Anbau soll nérdlich an das bestehende Gebaude
erfolgen. Das derzeitige Betriebsgelande bietet dafiir keinen ausreichenden Platz. Der Betrieb
schopft die Grenzen der baulichen Nutzbarkeit des Grundsticks weitgehend aus. Das
Unternehmen mit seinen Arbeitsplatzen soll am Standort gesichert werden und dafir die
erforderlichen Entwicklungsmdglichkeiten erhalten. Eine Verlagerung an einen anderen
Standort kommt sowohl aus unternehmerischen/betrieblichen Griunden als auch nach den
Zielsetzungen der Gewerbeentwicklung fur die Stadt Hennef nicht in Betracht.

Die Anlieger in der Umgebung werden durch Festsetzung von Emissionskontingenten vor
unzulassigem Larm geschutzt. Die wohnungsnahe Ausweisung von Gewerbeflachen mit dort zu
erwartenden  Arbeitsplatzen  fihrt mittelbar auch zur Aufwertung (wohnortnahes
Arbeitsplatzangebot). Die Belange, der in der in der Umgebung wohnenden Bevdlkerung, sind
wie folgt bertcksichtigt:

e keine Verscharfung der Immissionssituation (Larm, Verkehre, etc.)
Erhaltung bzw. SchlieRung des ortsrandbildenden Griingiirtels
Erhaltung der Rad- und FuRwegeverbindung
potenzielle Bereitstellung wohnortnaher Arbeitsplatze

Zur Kompensation der mit der Bebauung verursachten Beeintrachtigungen werden ein oder
mehrere artreiche Bluhstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen
Nutzflachen auf dem Stadtgebiet Hennefs angelegt. Die Umsetzung der MaRhahme ist auf dem



Flurstick 144, Flur 5, Gemarkung Blankenberg (zwischen Stadt Blankenberg und
Suchterscheid) vorgesehen. Sollte diese prioritdare KompensationsmalRhahme nicht realisierbar
sein, wird die MaRnahme auf einer anderen stadteigenen Ackerflache durchgefuhrt. Damit ist
sowohl die rechtliche Absicherung und Flachenverfugbarkeit gegeben, als auch ein fachlicher
Mindeststandard gewahrleistet.

Bei der Anlage der Bluhstreifen werden folgende Mindestvoraussetzungen erfullt:

o Gesamtflache: 3.910 gm

e Einsaat mit heimischen, standortgerechten Wildkrautern des Lebensraums Feldflur

e Je nach Entwicklung und Erreichung des Entwicklungsziel einer arten- und krautreichen
erfolgt die Einsaat jahrlich oder nach 2 bis 6 Jahren.

¢ Beijeweiliger standortlicher Eignung ist eine Rotation mdglich.

Mit der Ausgleichskonzeption wird dem Umstand Rechnung getragen, dass in der Feldflur
sowohl im Acker- als auch im Grinlandbereich die blitenreichen Aspekte seit Jahrzehnten im
Rickgang sind. Die MafRnahme lehnt sich konzeptionell an entsprechende Landes-
Kulturlandschaftsprogramme an und erzeugt Aufwertungen nicht nur im floristisch-
vegetationskundlichen und faunistischen Bereich, sondern auch der Faktor Boden profitiert
malfigeblich von der ganzjahrigen Bodenbedeckung sowie dem Verzicht auf den Eintrag von
Diinger und Pestiziden. Selbst bei den Schutzfaktoren Landschaftsbild sowie Kultur- und
Sachguter werden positive Effekte realisiert. Die fir die MalRnahme erforderlichen Mittel werden
haushaltstechnisch durch Riickstellungen sichergestellit.

Zur rechtlichen Absicherung enthélt die Festsetzung einen Passus, der beim wider Erwarten
Nichtzustandekommen vertraglicher Lésungen eine konkrete Verortung einer gleichartigen
Malnahme auf einer stadteigenen Flache vorsieht. Auf dieser ist durch unmittelbaren Zugriff
des Satzungsgebers auf das Flurstiick eine Realisierung sichergestellt.

Die MaRnahme greift im Ubrigen zuriick auf Vorschlage des Landschaftsplan 9, Hennef und
Uckerather Hochflache. Als Entwicklungs- und PflegemalRnahme wird die Anlage naturnaher
Lebensraume aufgezeigt. ,Diese sollen in intensiv landwirtschaftlich genutzten Bereichen eine
Anreicherung mit Strukturen bewirken, die Lebensraum bieten fur Arten der offenen Feldflur,
wie z.B. Ackerrandstreifen, Wildkrautacker, artenreiche Feld- und Wegraine und
Uferrandstreifen.” (Textteil S. 4) Die Anlage der Blihstreifen wird vertraglich mit ortsansassigen
Landwirten vereinbart. Der Aufwuchs wird jahrlich durch das Umweltamt der Stadt Hennef
hinsichtlich seiner vorgegebenen Zielerflllung Uberpriift und dokumentiert. Bei einer — zu
erwartenden — Dominanz einiger konkurrenzstarker Arten und damit einhergehender
Artenverarmung (Vergrasung) wird im Turnus von 3 bis 6 Jahren eine Neueinsaat mit
heimischen Wildkréautern aus regionalen Bezugsquellen (Regiosaatgut) vorgenommen.

Um den Belangen von Natur und Landschaft sowie den Stellungnahme des Rhein-Sieg-Kreis
Rechnung zu tragen, wird als zusétzliche Ausgleichsmal3nahme festgesetzt, auf der stadtischen
Waldparzelle Gemarkung Kurscheid, Flur 2, Flurstiick 78 zeitnah (bis Ende 2016) den dort
befindlichen Fichtenbestand in einen naturnahen Laubholzbestand umzuwandeln. Die im NSG
2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse“ gelegene Flache ist besonders geeignet, da die standértlichen
Verhéltnisse (starke Vernassungen, Lage an der Bachaue, Bestand von Equisetum pratensis)
durch die Fichtendickung hier weit unter ihnrem Entwicklungspotenzial bleiben.

Die vorgesehenen MaRnhahmen der Bliihstreifen und Entfichtung dienen gleichsam dazu,
Eingriffe in den Boden angemessen zu kompensieren.



Auswirkungen auf den Haushalt

X Keine Auswirkungen [ ] Kosten der MaRnahme
Sachkosten: €

[] Jahrliche Folgekosten Personalkosten: €
[] MaRnahme zuschussfahig Hohe des Zuschusses 50
[] Ausreichende Haushaltsmittel vorhanden, HAR: €

Haushaltsstelle: Lfd. Mittel: €
[] Bewilligung auRer- oder tiberplanmaRiger

Ausgaben erforderlich Betrag: €
[ ] Kreditaufnahme erforderlich Betrag:
[] Einsparungen Betrag €
[] Jahrliche Folgeeinnahmen Art:

Hohe: €

[] Bemerkungen

Bei planungsrelevanten Vorhaben

Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben

des Flachennutzungsplanes X iiberein [] nicht tiberein (siehe Anl.Nr.

der Jugendhilfeplanung X uiberein [] nicht uiberein (siehe Anl.Nr.

Mitzeichnung:

Name: Paraphe: Name: Paraphe:
J. Oppermann 36

Hennef (Sieg), den 24.11.2015
In Vertretung



Klaus Pipke

Anlagen:

- Ubersicht tiber die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Offentlichen
Auslegung gem. 8§ 4(2) BauGB

- Stellungnahme T1

- Bebauungsplan Rechtsplan
Verfasser: Planungsbiro Dittrich, Neustadt (Wied)
Stand: 03.12.2015

- Textliche Festsetzungen zum Rechtsplan
Verfasser: Planungsbro Dittrich, Neustadt (Wied)
Stand: 03.12.2015

- Begriindung zum Rechtsplan
Verfasser: Planungsbro Dittrich, Neustadt (Wied)
Stand: 03.12.2015

- Umweltbericht zum Rechtsplan
Verfasser: Planungsbro Dittrich, Neustadt (Wied)
Stand: 03.12.2015



STADT HENNEF (SIEG)

5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40
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1. Anlass der Aufstellung des Bebauungsplans / Allgemeine Ziele und Zwecke der
Planung

Das auf dem Flurstiicke 95 an der Conrad-Rontgen-Stral3e ansassige Unternehmen mdchte
auf Basis seiner positiven Entwicklung seinen Betrieb zukunftsorientiert erweitern und eine
neue Halle in einer Grol3e von etwa 20 x 30 m errichten. Der Neu-/Anbau soll nérdlich an das
bestehende Geb&ude erfolgen.

Standort des Unternehmens in Gewerbegebiet Hossenberg (Quelle Geoportal NRW)

Wie das Luftbild zeigt, bietet das derzeitige Betriebsgelande keinen ausreichenden Platz fur
einen solchen Neu-/Anbau. Der bestehende Betrieb schopft die Grenzen der baulichen
Nutzbarkeit des Grundstiicks weitgehend aus. Der Bebauungsplan Nr. 01.40 Gewerbegebiet
Hossenberg lasst in seiner derzeit rechtswirksamen Form die geplante Betriebserweiterung
nicht zu, wie die Abbildung auf der nachfolgenden Seite zeigt.

derzeitige Ausnutzung des Standortes (April 2015)
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Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen flr die Betriebserweiterung zu schaffen, ist
eine Anderung des Bebauungsplanes erforderlich.

Die vorgesehene Erweiterungsflache befindet sich im Eigentum der Stadt Hennef und wurde
gemal Bebauungsplan Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg als Ausgleich fur die im Ge-
werbegebiet entstandene Erschlie3ung und Bebauung mit Geholzen bepflanzt. Die Bepflan-
zungen sind zwischenzeitig tber 10 Jahre alt, sollen an diesem Standort entfernt und an
anderer Stelle auRerhalb des Plangebietes adaquat kompensiert oder ersetzt werden.

2. Rahmenbedingungen

2.1 Raumlicher Geltungsbereich und Topographie

Das Plangebiet befindet sich im westlichen Teil des Geltungsbereiches des rechtwirksamen
Bebauungsplanes Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg dstlich der Autobahn A 560.

Die Flache des raumlichen Geltungsbereichs der 5. Anderung umfasst ca. 5.400 gm und
beinhaltet neben dem bestehenden Betriebsgelande auf dem Flurstiick Nr. 95 die geplante
Betriebserweiterung von etwa 2.593 gm auf dem stadtischen Flurstiick Nr. 217.

STADT HENNEF (SIEG)

Babauungsplan 01.40 / 2. Anderung

Gewerbegebiet Hossenberg henref
i
o
..‘g:,!/f

rechtwirksamer Bebauungsplan Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg

Der Anderungsbereich liegt auf einer Hohe zwischen 96 und 101 m U NHN (Normal Hohen-
null). Das Geléande fallt von der siidwestlichen Planbereichsgrenze in norddstlicher Richtung.
Das vorhandene Betriebsgeldnde nérdlich der Conrad-Rontgen-Stral3e liegt auf einer Hohe
von etwa 100,5 m G NHN (Normal H6hennull).

Das Plangebiet umfasst folgende Flurstiicke:
Gemarkung Striefen, Flur 28, Flurstiicke Nr. 95 und 217 (teilweise)



STADT HENNEF (SIEG), 5. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 01.40-GEWERBEGEBIET HOSSENBERG
BEGRUNDUNG -Rechtsplan - SEITE 6

2.2 Regionalplan

Bei der Bauleitplanung sind die Ziele der Gbergeordneten Planung zu beriicksichtigen, so
dass die Aussagen und Zielsetzungen der Landesentwicklungsplanung und des Regional-
planes in die Bauleitplanung mit einflieRen.

Im Landesentwicklungsplan NRW ist Hennef als Mittelzentrum dargestellt. Hennef liegt in
einer groRrdumigen Achse von europaischer Bedeutung.

Auf der Ebene des Regionalplanes werden die landespolitischen Entwicklungsziele weiter
konkretisiert. Im Regionalplan fir den Regierungsbezirk Kéln, Teilabschnitt Region Bonn /
Rhein-Sieg ist das Plangebiet als ,Bereich fur gewerbliche und industrielle Nutzungen“ (GIB)
ausgewiesen.

Auszug aus dem Regionalplan

Die GIB-Bereiche sollen u.a. dem Ausbau und der Bestandssicherung von Betrieben dienen,
die wegen ihres Flachenbedarf, ihrer Emissionen und besonderen Standortanforderungen
nicht in den Allgemeinden Siedlungsbereich integriert werden kénnen. Im vorliegenden Fall
handelt es sich um eine Erweiterung von Gewerbeflachen mit dem Ziel einer betrieblichen
Standortsicherung und Weiterentwicklung.
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2.3 Flachennutzungsplan und planungsrechtliche Zusammenhéange

Der seit dem 11.09.1992 rechtswirksame Flachennutzungsplan der Stadt Hennef (Sieg) stellt
Uber die Grenzen des im Bebauungsplan 01.40 festgesetzten Gewerbegebietes weitere ge-
werbliche Bauflachen dar.

Da die Darstellungen und der Darstellungsmaf3stab des Flachennutzungsplanes in der Regel
nicht an Parzellengrenzen orientiert sind und priméar stadtebauliche Entwicklungsziele be-
schreiben, kann die Anderung des Bebauungsplanes als aus den Darstellungen des Fla-
chennutzungsplanes entwickelt gewertet werden. Die Gro3e der Gewerbeflachen wird nicht
Uberschritten, sondern lediglich geringfiigig deren Abgrenzung. Die landschaftspflegerischen
Ziele einer Eingrinung der Gewerbeflachen mit entsprechendem Lebensraumpotenzial fur
Pflanzen und Tiere bleiben gewahrt.

Auszug aus dem FNP von 1992

0 10 20 30 40 50 60 7O 80 80 100m
1 g Py P sy |

— | geringfugige Uberschreitung

Vergleich zwischen FNP-Ausweisung und geplanter Erweiterung der Gewerbeflachen
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2.4 Nationale und europaische Schutzgebiete und Schutzfestsetzungen

Die Festsetzungskarte des Landschaftsplanes Nr. 9 Stadt Hennef —Uckerather Hochflache
enthélt fir das Plangebiet keine Darstellungen. Das Plangebiet ist dem Siedlungsbereich

zugeordnet.
= 1> m-‘ — | ’ 1 \J J
222 NN LB 'Q&

==

Landschaftsplan Nr. 9 Stadt Hennef Uckertherochflache Ausschnitt Festsetzungskarte

Gemal den Angaben des Landesamtes fiir Naturschutz NRW ist das dem Plangebiet am
nachsten liegende FFH-Gebiet die Sieg. (Gebietsname: Sieg, Natura 2000 — Nr.: DE-5210-
303, Schutzziele fur Lebensraumtypen und Arten). Fiur die Meldung des Gebietes aus-
schlaggebend sind:
Schutzziele/MalRnahmen fir:

e Erlen-Eschenwaélder und Weichholzauenwalder (91EOQ, Prioritéarer Lebensraum)

e natirliche eutrophe Seen und Altarme (3150)

o FlieBgewasser mit Unterwasservegetation (3260) sowie fiir Flussneunauge, Meer-

neunauge, Lachs

Schutzziele fir Lebensraumtypen und Arten, die darliber hinaus fir das Netz Natura 2000
bedeutsam sind und/oder fir Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

e Schwarzblauen Wiesenknopf-Ameisenblauling

Da die 5. Anderung des Bebauungsplanes nicht in die Lebensraumtypen des FFH-Gebietes
Sieg eingreift, steht auch den Zielen der Erhaltung und Wiederherstellung der Biotopkomple-
xe nichts entgegen. Beeintrdchtigungen auf dieses Schutzziel sind nicht zu erwarten.

Innerhalb des Plangebietes liegen keine Flachen vor, die als Schutzwirdige Biotope im Bio-
topkataster von Nordrhein-Westfalen erfasst sind. Gesetzlich geschitzte Biotope nach § 62
Landschaftsgesetz NRW sind im Plangebiet ebenfalls nicht vorhanden.
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2.5 Vorhandene Flachennutzung

Das Flurstiick 95 wird bereits gewerblich genutzt und ist weitgehend bebaut. Der Ausnut-
zungsgrad schopft anndhernd das Maf3 von 0,7 aus, das der Bebauungsplan 01.40 in seiner
derzeit fur das Plangebiet rechtwirksamen Fassung vorgibt.

Luftbild der derzeitigen Nutzun (Quelle Geoportal RW)

Das Flurstiick 217 befindet sich in stadtischem Eigentum. Der Bebauungsplan 01.40 weist
das Flurstiick als offentliche Grunflache zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden Natur und Landschaft aus.

Auszug aus dem Bebauungsplan 01.40
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Das Flurstick ist gemafl? den Vorgaben des Landschaftspflegerischen Begleitplanes zum
Bebauungsplan 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg entlang der Gewerbeflache mit Baumen
zu bepflanzen (MaRnahme 8A) sowie nérdlich angrenzend als 6ffentliche Wiesenflache mit
Einzelgeholzen extensiv zu pflegen (Mal3nahme 9B).

Malnahme 8A

MalRnahme 9B

Auszug aus dem Maflinahmenplan

Die Bepflanzungsmaflinahmen wurden vor tber 10 Jahren durchgefihrt und haben sich zwi-
schenzeitlich zu einem weitgehend geschlossenen und raumwirksamen Gehdélzbestand ent-
wickelt, wie die nachfolgenden Abbildungen vom April 2015 zeigen.

Die Wiesenflachen sind weitgehend frei von Gehdlzen gehalten, werden offensichtlich re-
gelmafig gemaht und sind vergleichsweise artenarm.
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3. Stadtebauliches Konzept

3.1 VerkehrserschlieRung
3.1.1 AuRere ErschlieBung

Die vorhandenen offentlichen ErschlieRungsanlagen bleiben von der Erweiterung der Ge-
werbeflachen unberihrt. Es sind keine neuen StraRen vorgesehen oder erforderlich. Die
Anbindung des bestehenden und kinftig erweiterten Betriebsgeldndes an das Uberértliche
Stral3ennetz erfolgt Gber die ausgebaute stadtische Conrad-Rontgen-Stral3e zur Landesstra-
3e L 333 und von dort weiter zur Autobahn A 560 bzw. Bundesstral3e B 8.

3.1.2 Innere Erschlieung

Die Erweiterungsflache wird Uber das bestehende Betriebsgelande mit Zufahrten von der
Conrad-Rdntgen-StralRe erschlossen.

3.2 Bebauung

3.2.1 Stadtebauliche Idee

Der Anderung des Bebauungsplanes liegt eine Erweiterungsanfrage des auf dem Flurstiick
95 ansassigen Betriebes zu Grunde, nach der gewinscht wird, zur Standortsicherung das

Grundstlck um 35 m in nordlicher Richtung erweitern zu kénnen und die dafur erforderlichen
Flachen nach entsprechender Anderung des Bebauungsplanes von der Stadt zu erwerben.

Um die landschaftliche Eingriinung weiterhin zu gewahrleisten, ist in der norddstlichen Ecke
der Erweiterungsflache eine Bepflanzung festgesetzt, die in diesem Bereich verlorengehen-
de Gehdlze ersetzen und die entstehende Liicke im Gehdlzbestand schliel3en soll.
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3.2.2 Art der baulichen Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung ist aus dem rechtwirksamen Bebauungsplan als Gewerbege-
biet gem. 8 8 BauNVO Ubernommen. Die rechtwirksamen Festsetzungen fur das Flurstick
95 gelten klnftig auch fur dessen Erweiterungsflache.

Erganzend werden im Rahmen dieser Anderung Nutzungsvorgaben in Form von Emissions-
kontingenten festgesetzt, die gutachterlich ermittelt und vorgegeben werden.

(siehe Anlage: Schalltechnische Untersuchung, Bericht 15 02 008/01, Kramer Schalltechnik
GmbH vom 27.08.2015)

3.2.3 Mal3 der baulichen Nutzung und Bauweise

Das Mal der baulichen Nutzung ist ebenso wie die Art der baulichen Nutzung aus dem
rechtwirksamen Bebauungsplan tbernommen und gilt kiinftig auch fir die Erweiterungsfla-
che.

3.2.4 Sonstige Festsetzungen

Die sonstigen Festsetzungen zu Uberbaubare und nicht Uberbaubare Grundstiicksflachen,
Stellung baulicher Anlagen, Anschluss an die offentlichen Verkehrsflachen, Fihrung von
Versorgungsanlagen und —leitungen sowie Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonsti-
gen Bepflanzungen werden ebenfalls aus dem rechtwirksamen Bebauungsplan tGbernom-
men.

Als MalBnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft wird ergénzt, dass die Entfernung von Aufwuchs, insbesondere von Baumen und
Strauchern, aus Griinden des Artenschutzes nur auf3erhalb der Brut-/Fortpflanzungszeiten
von Vogeln und Fledermausen erfolgen darf. In der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September
sind solche Arbeiten nur in Ausnahmeféllen mit besonderer Genehmigung der Naturschutz-
behdrde maoglich.

3.2.5 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Die Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sind wiederum aus dem rechtwirksamen Be-
bauungsplan tbernommen und gelten kinftig auch fir die neu ausgewiesenen Gewerbefla-
chen.

3.3 Kennzeichnungen gem. 8 9 Abs. 5 BauGB

3.3.1 Flachen, deren Bdden erheblich mit umweltgeféahrdenden Stoffen belastet sind
(Altlasten)

Es liegen keine Informationen oder Hinweise zu Béden im Plangebiet vor, die erheblich mit
umweltgefahrdenden Stoffen belastet sein kdnnten.

3.3.2 Baugrundvorerkundung
Die Baugrunderkundung erfolgt im Rahmen der Projektplanung.
3.3.3 Grundwasserschutz

Das Baugebiet liegt auRerhalb festgesetzter Wasserschutzgebiete.
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3.4 Nachrichtliche Ubernahmen gem. § 9 Abs. 6 BauGB
3.4.1 Denkmaler nach Landesrecht

Denkméler nach Landesrecht sind von der 5. Anderung des Bebauungsplanes nicht betrof-
fen.

3.5 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung erfolgt Gber die vorhandenen Anlagen und Anschlisse an die 6f-
fentlichen Ver- und Entsorgungsnetze.

Der anstehende Boden besitzt nach den Erfahrungen aus den bereits bestehenden Gewer-
beflachen keine ausreichende Wasserdurchlassigkeit, um nach den behérdlichen und tech-
nischen Vorgaben gesammeltes Niederschlagswasser gezielt versickern zu lassen. Dies
bestatigen auch die Planungen im Rahmen der 4. Anderung im siidlichen Teil des Gewerbe-
gebietes. Das anfallende Niederschlagswasser von der neuen Gewerbeflache soll dem o6f-
fentlichen Regenwasserkanal in der Conrad-Rontgen-StraRe zugefiihrt werden, dessen Ka-
pazitaten daflr ebenso ausreichend bemessen sind, wie die Kapazitaten der Rickhalteanla-
gen, zu denen der Regenwasserkanal fuhrt.

3.6 Emissionen/Immissionen

Die schalltechnischen Untersuchungen von Kramer Schalltechnik GmbH aus Sankt Augustin
kommen zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Betriebsgerauschsituation durch das geplante GE 1a-Gebiet (Kontingentierung)

Es wurden allgemeine Kriterien fiir die Bauleitplanung erarbeitet, die Larmkonflikte zwischen
dem geplanten GE-Gebiet und angrenzenden schutzbedurftigen Nutzungen bereits im Pla-
nungsstadium ausschlieen. Bei der Ausweisung von GE-Gebieten ist wegen des Vorsorge-
prinzips sicherzustellen, dass an schutzbediirftigen Objekten keine unzumutbaren Immissio-
nen auftreten. ... Da im Fall des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg*
5. Anderung keine hinreichenden Abstande zwischen geplanten GE-Flachen und bestehen-
den schutzbediirftigen Nutzungen vorhanden sind und weitere grof3flachige GE-Gebiete vor-
handen sind, ist der Abstandserlass allein zur Vermeidung von Larmimmissionskonflikten
weniger geeignet. Eine wirkliche Planungssicherheit ist dann nur mit dem Abstandserlass fir
die betroffenen Betriebe nicht mehr gegeben. Aus Sicht des Schallimmissionsschutzes kann
eine dezidierte eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-Flachen nach DIN 45691 ,Ge-
rauschkontingentierung“ dieses Problem l6sen. ... Es wurde eine eigenschaftsbezogene
Gliederung der GE-Flache mit einem Festsetzungsvorschlag fur Emissionskontingente nach
DIN 45691 entwickelt. Fur die Berechnung und Beurteilung der Betriebsgerauschsituation im
hier maf3geblichen Einwirkungsbereich der GE la-Flache des Plangebietes wurden 4 mal3-
gebliche Immissionsorte im Bereich schutzbedurftiger Nutzungen ausgewahlt. Die Angaben
zu den Gebietskategorien im Umfeld des Plangebietes entsprechen den Festsetzungen in
rechtsgultigen Bebauungsplanen, bzw. einer planungsrechtlichen Einstufung der Stadtver-
waltung Hennef. Zur Festlegung der bestehenden oder plangegebenen Vorbelastungen L
durch Gewerbegebiete auBerhalb des Geltungsbereichs der 5. Anderung, wurde auf die
Festsetzungen von maximal zulassigen Emissionskontingenten IFSP pro m2 der 2. Anderung
sowie den Emissionskontingenten Lgx (einschlieRlich Zusatzkontingenten) der 4. Anderung
zurickgegriffen Anhand der festgestellten Vorbelastungen L, und einer ,Reserve” flr weite-
re Entwicklungen wurden Planwerte Lp, fir die GE la-Flache festgelegt. Auslegungsziel war
dabei, im gesamten Einwirkungsbereich einen zukiinftigen Gerduschimmissionskonflikt si-
cher zu vermeiden und die Gesamt-Immissionswerte einzuhalten.

Fur das geplante GE-Gebiet wurde vorgeschlagen, die GE la-Flache in ihrer Nutzung zu
beschranken. Die Nutzungseinschrankung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung
mit Festlegung der maximal zuldssigen Emissionskontingente Lgx nach DIN 45691 ,Ge-
rauschkontingentierung®. Diese Festsetzungen sind einerseits bestimmt und vollziehbar, an-
dererseits aber so offen, dass sie sich flexibel den noch nicht im Detail bekannten Gegeben-
heiten einer moglichen gewerblichen Nutzung anpassen lassen. Die Belegung mit Emissi-
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onskontingenten Lgx von tags 63 dB(A) und nachts 41,5 dB(A) pro m* filhrt im gesamten
Immissionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte Lp. Es werden Vorschlage zur pla-
nungsrechtlichen Umsetzung gemacht und die Ergebnisse der Larmkontingentierung disku-
tiert. Danach ist im Bereich des GE la-Gebietes am Tage mehr als eine GE-gebietstypische
Nutzung mdglich. Wahrend der Nachtzeit bedingt ein Emissionskontingent Lgx von 41,5
dB(A) fur gerauschintensive Anlagen entsprechend ausgelegte Betriebsgebdude und kaum
gerauschintensive Téatigkeiten im Freien. Bei einer gliinstigen Anordnung von Gerauschquel-
len und Baulichkeiten sowie Schallschirmen (Larmschutzwande oder -wélle) sind intensivere
Nutzungen mdglich.

Beispielsweise sind damit auch Fahrzeugbewegungen zur Nachtzeit realisierbar. Diese Ef-
fekte kbnnen im Rahmen von konkreten Baugenehmigungsverfahren im Detail schalltech-
nisch ausgelegt werden.

Angesichts des nur zu erwartenden Zusatzverkehrs ist mit Erh6hungen der allgemeinen Ver-
kehrsgerauschsituation im Bereich schutzbedurftiger Nutzungen von deutlich unter 0,1 dB zu
rechnen. Damit ist der Quell- und Zielverkehr des Plangebietes nicht beurteilungsrelevant.

3.7 Klimaschutz / Klimaanpassung

Die Bekampfung des Klimawandels und die Anpassung an den Klimawandel gewinnen zu-
nehmend an Bedeutung. Anséatze zur Bewaltigung des Klimawandels gibt es auf internatio-
naler, européischer und nationaler Ebene. Der Klimawandel hat jedoch auch eine stadtebau-
liche Dimension, so dass es gilt, ihm auch hier Rechnung zu tragen. Um den Klimaschutz bei
der Entwicklung in den Stadten und Gemeinden zu férdern, wurde er durch die BauGB-
Novelle vom 30.07.2011 zum Grundsatz der Bauleitplanung erhoben und ist bei der Aufstel-
lung von Bauleitplanen verstérkt zu beachten.

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan geht es nicht um die gezielte Zulassung von Anlagen
zur Gewinnung erneuerbarer Energien. Es gibt auch keinen Anlass, eine spezifische Nut-
zungsausrichtung fur erneuerbare Energien zu definieren. Die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien wird jedoch durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes keinesfalls ausgeschlos-
sen. Die Festsetzungen schlieRen Sonnenkollektoren oder Fotovoltaikanlagen nicht aus. Die
Energieeffizienz der Gebaude ist Uber die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinaus
durch die Einhaltung der einschlagigen Bauvorschriften (Energieeinsparverordnung) sicher-
zustellen.
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4. Hinweise
4.1 Kampfmittelfreiheit

Es existieren keine Aussagen zu Kampfmittelvorkommen im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplans. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit besteht jedoch nicht. Bei Kampfmittelfun-
den wéahrend der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen und die nachstgele-
gene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verstandigen. Sollten
Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung (Rammarbeiten, Pfahlgriindungen,
Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) vorgesehen sein, wird eine Tiefensondierung
empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst abzustimmen.

4.2 Geohydrologische Verhdltnisse

Die Baugrunderkundung einschlie3lich Bestimmung der geohydrologischen Verhaltnisse
erfolgt im Rahmen der Projektplanung. Der Bereich der Erweiterungsflache gehort generell
zu einem Gebiet mit geringem Grund- und Quellwasservorkommen. Im Allgemeinen stellen
die geklufteten devonischen Tonschiefer und Sandsteine einen Kluftgrundwasserleiter mit
geringer Ergiebigkeit dar. Der LAR/L6Rlehm besitzt keine ausreichend grof3e Durchlassigkeit,
um nach den behérdlichen und technischen Vorgaben gesammeltes Niederschlagswasser
gezielt versickern zu lassen.

4.3 Archaologische Ausgrabungen / Bodendenkmale

Archaologische Ausgrabungen oder Bodendenkmale sind nach derzeitigem Kenntnisstand
von der 5. Anderung des Bebauungsplanes nicht betroffen.

4.4 Erdbeben

Zur Planung der kinftigen Flachennutzung fir das Bebauungsplangebiet wird auf die Bewer-
tung der Erdbebengefahrdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung Ublicher Hoch-
bauten gemaf den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04
,Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berlcksichtigen ist. Die Erdbebengefahrdung
wird hier durch die Zuordnung von Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen
beurteilt, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der
Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer
Dienst NRW 2006) fiur einzelne Standorte bestimmt werden. In den Technischen Baube-
stimmungen des Landes NRW wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage hingewie-
sen.

Das Gebiet der Stadt Hennef (Sieg) ist folgenden Erdbebenzonen mit der geologischen Un-
tergrundklasse R zuzuordnen (R = Gebiete mit felsartigem Untergrund):

Stadt Hennef (Sieg), Gemarkung Séven: 1/R

Stadt Hennef (Sieg), alle Gibrigen Gemarkungen: 0/R

gemal der Karte zur DIN 4149 (Fassung von 2005).

Bei der Planung und Bemessung ublicher Hochbauten mussen die in DIN 4149 festgelegten
Regelungen beachtet werden. Innerhalb der Erdbebenzone O missen keine besonderen
MaRnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden. Es wird jedoch
empfohlen, fir Bauwerke der Bedeutungskategorien Il (Bauwerke, deren Widerstandsféahig-
keit gegen Erdbeben im Hinblick auf die mit einem Einsturz verbundenen Folgen wichtig ist,
z.B. gro3e Wohnanlagen, Schulen usw.) und IV (Bauwerke, deren Unversehrtheit im Erdbe-
benfall von Bedeutung fur den Schutz der Allgemeinheit ist, z.B. Krankenhauser, Feuerwehr-
hauser usw.) nach DIN 4149 entsprechend den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu ver-
fahren.

Zusatzlich sind fur Bauwerke, bei deren Versagen durch Erdbebenwirkungen sekundare Ge-
fahrdungen auftreten kénnen, héhere Gefahrdungsniveaus zu berlcksichtigen anhand ein-
schlagiger Regelwerke. Ggf. miussen in diesem Fall standortbezogene Seismologische Gut-
achten eingeholt werden. (Stand: 15.08.2013)
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5. Eingriffe in Natur und Landschaft / Umweltbericht

5.1 Einleitung

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen ist nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprufung fur die
Belange des Umweltschutzes durchzufihren. Im Rahmen der Umweltprifung sind die vo-
raussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu
beschreiben und zu bewerten. Dabei legt die Gemeinde fir jeden Bauleitplan fest, in wel-
chem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange des Umweltschutzes fur die
Abwéagung erforderlich ist. Inhaltlich soll im Rahmen der Umweltprifung herausgearbeitet
werden, was nach gegenwartigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prifmethoden
sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessen ist.

5.2 Umweltbericht

Der als Anlage beigefligte Umweltbericht kommt zusammenfassend zu folgenden Bewertun-
gen.

Umweltauswirkungen und Umweltvertraglichkeit

Schutzgut Mensch
Die schalltechnischen Untersuchungen von Kramer Schalltechnik GmbH aus Sankt Augustin
kommen zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Betriebsgerauschsituation durch das geplante GE 1a-Gebiet (Kontingentierung)

Es wurden allgemeine Kriterien fiir die Bauleitplanung erarbeitet, die Larmkonflikte zwischen
dem geplanten GE-Gebiet und angrenzenden schutzbedurftigen Nutzungen bereits im Pla-
nungsstadium ausschlieen. Bei der Ausweisung von GE-Gebieten ist wegen des Vorsorge-
prinzips sicherzustellen, dass an schutzbediirftigen Objekten keine unzumutbaren Immissio-
nen auftreten. ... Da im Fall des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg*
5. Anderung keine hinreichenden Abstande zwischen geplanten GE-Flachen und bestehen-
den schutzbediirftigen Nutzungen vorhanden sind und weitere grof3flachige GE-Gebiete vor-
handen sind, ist der Abstandserlass allein zur Vermeidung von Larmimmissionskonflikten
weniger geeignet. Eine wirkliche Planungssicherheit ist dann nur mit dem Abstandserlass fir
die betroffenen Betriebe nicht mehr gegeben. Aus Sicht des Schallimmissionsschutzes kann
eine dezidierte eigenschaftsbezogene Gliederung der GE-Flachen nach DIN 45691 ,Ge-
rauschkontingentierung“ dieses Problem l6sen. ... Es wurde eine eigenschaftsbezogene
Gliederung der GE-Flache mit einem Festsetzungsvorschlag fur Emissionskontingente nach
DIN 45691 entwickelt. Fur die Berechnung und Beurteilung der Betriebsgerauschsituation im
hier maf3geblichen Einwirkungsbereich der GE la-Flache des Plangebietes wurden 4 mal3-
gebliche Immissionsorte im Bereich schutzbedurftiger Nutzungen ausgewahlt. Die Angaben
zu den Gebietskategorien im Umfeld des Plangebietes entsprechen den Festsetzungen in
rechtsgultigen Bebauungsplanen, bzw. einer planungsrechtlichen Einstufung der Stadtver-
waltung Hennef. Zur Festlegung der bestehenden oder plangegebenen Vorbelastungen L,
durch Gewerbegebiete auBerhalb des Geltungsbereichs der 5. Anderung, wurde auf die
Festsetzungen von maximal zulassigen Emissionskontingenten IFSP pro m2 der 2. Anderung
sowie den Emissionskontingenten Lgx (einschlieRlich Zusatzkontingenten) der 4. Anderung
zurickgegriffen Anhand der festgestellten Vorbelastungen L, und einer ,Reserve” flr weite-
re Entwicklungen wurden Planwerte LPI fir die GE la-Flache festgelegt. Auslegungsziel war
dabei, im gesamten Einwirkungsbereich einen zukinftigen Gerduschimmissionskonflikt si-
cher zu vermeiden und die Gesamt-Immissionswerte einzuhalten.

Fur das geplante GE-Gebiet wurde vorgeschlagen, die GE la-Flache in ihrer Nutzung zu
beschranken. Die Nutzungseinschrankung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung
mit Festlegung der maximal zuldssigen Emissionskontingente Lgx nach DIN 45691 ,Ge-
rauschkontingentierung®. Diese Festsetzungen sind einerseits bestimmt und vollziehbar, an-
dererseits aber so offen, dass sie sich flexibel den noch nicht im Detail bekannten Gegeben-
heiten einer moglichen gewerblichen Nutzung anpassen lassen. Die Belegung mit Emissi-
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onskontingenten Lgx von tags 63 dB(A) und nachts 41,5 dB(A) pro m? filhrt im gesamten Im-
missionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte Lp;. ES werden Vorschlage zur planungs-
rechtlichen Umsetzung gemacht und die Ergebnisse der Larmkontingentierung diskutiert.
Danach ist im Bereich des GE l1a-Gebietes am Tage mehr als eine GE-gebietstypische Nut-
zung moglich. Wahrend der Nachtzeit bedingt ein Emissionskontingent Lgx von 41,5 dB(A)
fur gerauschintensive Anlagen entsprechend ausgelegte Betriebsgebaude und kaum ge-
rauschintensive Téatigkeiten im Freien. Bei einer glnstigen Anordnung von Geréuschquellen
und Baulichkeiten sowie Schallschirmen (Larmschutzwande oder -wélle) sind intensivere
Nutzungen mdglich.

Beispielsweise sind damit auch Fahrzeugbewegungen zur Nachtzeit realisierbar. Diese Ef-
fekte kbnnen im Rahmen von konkreten Baugenehmigungsverfahren im Detail schalltech-
nisch ausgelegt werden.

Angesichts des nur zu erwartenden Zusatzverkehrs ist mit Erhéhungen der allgemeinen Ver-
kehrsgerauschsituation im Bereich schutzbedurftiger Nutzungen von deutlich unter 0,1 dB zu
rechnen. Damit ist der Quell- und Zielverkehr des Plangebietes nicht beurteilungsrelevant.

Belange der Erholungsnutzung werden nicht beriihrt. Der Rad- und FulRweg am Rand der
Erweiterungsflache bleibt erhalten und wird in seiner Nutzbarkeit nicht beeintrachtigt.

Schutzgut Flora und Fauna

Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes gehen vorrangig Uber 10 Jahre alte Gehdlz-
pflanzungen verloren. Randlich sind auch artenarme Wiesenflachen betroffen.

Die artenschutzrechtliche Vorprifung vom Biro fur Landschaftstkologie aus Weilburg (Dr. C.
Mickschel) kommt zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Zusammenfassende Bewertung

Die artenschutzrechtliche Vorprifung des Plangebietes kommt hinsichtlich der Artengruppen
Vogel, Flederméause, Reptilien, Amphibien und Schmetterlinge zum Ergebnis, dass die Ver-
bote des § 44 Abs. 1 und 5 ff BNatSchG fur die planungsrelevanten Arten nicht berthrt wer-
den. Ausgehend von der vorliegenden Datenbasis werden Verbotstatbestande gemaf § 44 ff
BNatSchG nicht ausgel6st, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes von Populatio-
nen der angefiihrten Arten ist durch die Uberplanung nicht zu erwarten. Eine Zerstérung
nicht ersetzbarer Biotope nach BNatSchG trifft nicht zu. Eine detaillierte Untersuchung im
Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prifung erscheint somit im Hinblick auf das Plangebiet
nicht erforderlich. Dies gilt unter Berlcksichtigung der dargelegten Malinahmen und Hinwei-
se zur Vermeidung, durch die eine Gefahrdung einzelner Individuen oder die Stérung euro-
paischer Vogelarten vermieden werden kénnen. Das Untersuchungsgebiet zeigt aufgrund
der intensiven Nutzung, teils angrenzenden Gewerbenutzung und Freizeitnutzung und des
damit verbundenen Verkehrsautfkommens und Besucherdrucks (Kfz, Radweg etc.) eine rela-
tive Vorbelastung. Diese setzt die ,0kologische Gesamtwertigkeit” der Flache deutlich herab.
Die Abarbeitung von Belangen der Eingriffsregelung, welche nicht Bestandteil dieser Vorpri-
fung sind, wird vorausgesetzt.

Mafnahmen und Hinweise zur Vermeidung

Folgende artenschutzrechtlichen Vermeidungsmafnahmen missen im weiteren Verfahren
berlcksichtigt bzw. durchgefihrt werden.

1. Rodungen von Gehoélzen und Entfernung von Strauchern erfolgt nur auf3erhalb der Brut-
zeiten von Vdgeln gemal dem geltenden Landesnaturschutzgesetz in NRW. Die Baufeld-
rAumung bzw. erforderliche Rodungsmafnahmen sollten aus artenschutzfachlicher Sicht
zwischen Spatherbst und sehr zeitigem Frihjahr liegen (um eine Zerstérung moglicherweise
aktuell genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestétten auszuschlief3en).

2. Es dirfen maximal 75 % des Gehdlzbestandes gerodet werden, sodass auf einer ausrei-
chenden Restflache Potenzial fir die Anlage von Nestern bestehen bleibt. Die durchzufiih-
renden Kompensationsmal3nahmen sollten im raumlich-funktionalen Zusammenhang erfol-
gen.

3. Die die Stral’e Meiersheide sdumende Baumreihe/ Allee, welche das Plangebiet von
Nordwesten nach Siddosten umrahmt, sollte als Bestand festgesetzt werden.

Schutzgut Boden
Nach der Karte der schutzwirdigen Boden in NRW werden die fruchtbaren L6Rbdden der
Schutzwirdigkeitsstufe 1l ,besonders schutzwiirdig zugeordnet. Béden mit hoher oder sehr
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hoher Bodenfruchtbarkeit sind als Vorbehalts- bzw. Vorranggebiete fur die Landwirtschaft zu
betrachten. Altlastenverdachtsflachen sind im Gebiet nicht bekannt.

Die erforderlichen Gelandeveranderungen (Abgrabungen/Aufschittungen) sowie die Errich-
tung von Gebauden, Lager- und Rangierflachen fihren zu einer erheblichen und nachhalti-
gen Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden. Relevant sind insbesondere der Verlust
fruchtbarer Ackerbdden sowie die Beeintrachtigung der naturlichen Bodenfunktionen, wie
Lebensraum- und Regelungsfunktion (Filter-, Puffer-, Transformator-, Speicherfunktion). Die
gewerbliche Bauflache um 2.593.3 gm vergrof3ert. Aufgrund der festgesetzten Grundfla-
chenzahl von GRZ=0,7 ist eine zusatzliche Versiegelungsflache von 1.815,3 gm zulassig.
DarUber hinaus wir durch Gelandeveranderungen (Abgrabungen/ Aufschittungen) in einem
Umfang von ca. 778 gm in die Bodenfunktion eingegriffen.

Zur Minimierung der Eingriffe in den Boden sollen Beeintrachtigungen von Bdéden mit hohem
Erflllungsgrad der Bodenfunktion sowie schutzwirdiger Béden soweit wie mdglich vermie-
den werden. Von der Bebauung sind im vorliegenden Planungsfall Béden mit hohem Funkti-
onserfullungsgrad betroffen. Daher sollten zunéchst anderweitige Planungsmaoglichkeiten
gepruft werden. Eine raumliche Standortalternative wird im vorliegenden Fall jedoch ausge-
schlossen, da fur die Erweiterung des Betriebes nur unmittelbar angrenzende Flachen in
Betracht kommen. Die Erweiterungsflache ist jedoch auf den derzeit absehbaren Bedarf be-
schrénkt.

Eine hohenmaRige Anpassung der Erweiterungsflache an das vorhandene Gelande ist auf-
grund des vorgesehenen Anbaus und der innerbetrieblichen Abldufe unvermeidbar. Das Ge-
lande ist jedoch nicht so profiliert, dass zur Einebnung von Bauflachen Ubermafige Aufschiit-
tungen erforderlich werden. Grundsatzlich sind Aufschittungen fir die bauliche Nutzung je-
doch erforderlich. Im Bebauungsplan sind die Grundflachenzahl auf 0,7 und damit der Ver-
siegelungsgrad auf 70 % beschrankt und bleiben unter dem nach BauNVO mdglichen Wert
von 0,8. 30 % der Erweiterungsflachen sollen insbesondere in den Randbereichen fiir Be-
grinungsmaflnahmen erhalten bleiben. Zudem ist im Bebauungsplan eine Festsetzung zur
wasserdurchlassigen Gestaltung von Stellplatzen enthalten. Da die Erweiterungsflache be-
reits auf die vom Betrieb gewiinschte Grolie beschrankt wurde, sind Einschrankungen und
Vorgaben zur Platzierung von Gebauden oder zur Strukturierung der Erweiterungsflache
weder zweckmaRig noch angemessen. Die Boden sind fir eine Versickerung nicht geeignet,
wie das bestehende Gewerbegebiet deutlich zeigt. Die Ableitung des Oberflachenwassers
erfolgt Uber die offentliche Kanalisation im Trennsystem. Stellplatze sind wasserdurchlassig
zu befestigen. Im Stammplan sind Festsetzungen zur Dachbegrinung enthalten. Diese grei-
fen jedoch erst bei groReren Gebauden. Fir die nunmehr vorgesehene Erweiterung geson-
derte/abweichende Festsetzungen zu treffen, ware nicht angemessen, zumal fur den Eingriff
eine entsprechende Kompensation erfolgt. Die Erweiterung des vorhandenen Firmengelan-
des erspart die potenzielle ErschlieBung an einem anderen Standort. Durch die Betriebser-
weiterung lasst sich eine effektivere Nutzung von vorhandenen ErschlieBungsanlagen ge-
wahrleisten.

Die Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz ist bei der Aufstellung von Bebauungs-
planen zu beachten. Vermeidung und Ausgleich unterliegen dabei dem Abwagungsgebot.
Diejenigen Bodenfunktionen, die durch den Eingriff beeintrachtigt werden, sollten durch ge-
eignete bodenfunktionsbezogene Kompensationsmaflinahmen ausgeglichen werden. Entsie-
gelungsflachen stehen als KompensationsmafRnahmen nicht zur Verfiigung. Die entstehen-
den Béschungsflachen sowie temporar genutzte Baufeldflachen werden jedoch wieder rekul-
tiviert (teilweise bepflanzt) und langfristig als Griinflichen entwickelt. Die als Kompensation
vorgesehenen artreichen Blihstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen
Nutzflachen auf dem Stadtgebiet Hennefs sind u.a. auch erosionsmindernde MalRnahmen.
Bluhstreifen sorgen fiir eine nahezu ganzjdhrige Bodenbedeckung, so dass die Wind- und
Wassererosion sowohl auf den eigentlichen Einsaatflachen, als auch auf den angrenzenden
ackerbaulich genutzten Arealen vermindert wird. Die artreichen Bluhstreifen stellt zudem
eine Extensivierungsmal3nahme dar. Durch den Nutzungs- und Diingeverzicht werden der
Eintrag von Nahrstoffen und eine nutzungsbedingte Bodenumlagerung und -verdichtung zu-
kunftig vermieden. Die Florenvielfalt férdert eine artenreiche Insektenfauna, einschlieflich
heimischer Nutzlinge, so dass auch auf den Nutzpflanzenkulturen Schadschwellen nicht er-
reicht und Pflanzenbehandlungsgédnge vermieden werden kénnen. Schliel3lich wird durch
den intensiven dauerhaften Bewuchs der organische Humusanteil im Boden erhdht, was
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wesentlich zu seiner Stabilitdt und Funktionsfahigkeit (Wasser- und Nahrstoffbevorratung,
CO?-Bindung, Puffervermdgen etc.) beitragt.

Schutzgut Wasser

Durch die Neuversiegelung/Verdichtung von bislang offenen Bodenflachen gehen bisherige
offene Bdden als Versickerungsflache verloren. Somit kommt es zu einer vergleichsweise
geringen Reduzierung der Grundwasserneubildung. Innerhalb der nicht bebauten und teil-
weise zu bepflanzenden Freiflachen bleibt das Versickerungspotential jedoch erhalten. Nach
den Vorgaben des Landeswassergesetzes ist Niederschlagswasser, das auf Grundstiicken
anfallt, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewasser einzuleiten, sofern
dies ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit moglich ist. Der oberflachennah
anstehende Fels ist tiefgriindig verwittert und besitzt nach den Erfahrungen aus den bereits
bestehenden Gewerbeflachen keine ausreichende Wasserdurchlassigkeit. Der LOR/L6Rlehm
besitzt keine auf Dauer ausreichend grof3e Durchlassigkeit, um nach den behordlichen und
technischen Vorgaben gesammeltes Niederschlagswasser gezielt versickern zu lassen. Dies
bestatigen auch die Planungen im Rahmen der 4. Anderung im siidlichen Teil des Gewerbe-
gebietes. Das anfallende Niederschlagswasser von der neuen Gewerbeflache soll dem o6f-
fentlichen Regenwasserkanal in der Conrad-Rontgen-StraRe zugefiihrt werden, dessen Ka-
pazitaten dafir ebenso ausreichend bemessen sind, wie die Kapazitaten der Rickhalteanla-
gen, zu denen der Regenwasserkanal fuhrt.

Schutzgut Klima

Wahrend der Bauzeit sind beim Betrieb von Baumaschinen, dem Transport von Bodenmas-
sen und der Anlieferung von Baustoffen Staubentwicklungen zu erwarten, die sich jedoch
planungsrechtlich nicht ausschlie3en lassen. Es ist Aufgabe der Bauleitung bei den konkre-
ten BaumaRnahmen, unnétige Staubbeeintréachtigungen durch die Herrichtungen und Unter-
haltung entsprechender Baufeldflichen zu vermeiden. Im direkten Umfeld der versiegelten
Flachen kommt es durch die Versiegelung sowie den Verlust von Wiesen- und Gehdlzfla-
chen in der Regel zu einer Veranderung des Mikroklimas. Die Versiegelung flihrt zu einem
Verlust von Verdunstungs- und Versickerungsflache und damit potenziell zu einer Erhéhung
der Rickstrahlwarme von insbesondere flachigen baulichen Anlagen. Die Belastungen auf
die Schutzgiter Klima und Luft werden aufgrund der im Vergleich zur Gesamtflache des
Gewerbegebietes geringen Grél3e der Erweiterungsflache als nicht erheblich eingestuft.

Schutzgut Landschaftsbild

Aufgrund der Gelandetopographie ist die kiinftige Bebauung auf der Erweiterungsflache teil-
weise von der nordostlichen Wohnbebauung aus einsehbar. Im Bebauungsplan ist festge-
setzt, dass die im Gehdlzbestand entstehende Lucke neu zu bepflanzen ist. Damit sollen
mittelfristig die neue Gewerbenutzung und Bebauung wieder wirksam eingegriint und magli-
che Landschaftshildbeeintrachtigungen in Richtung Nordosten minimiert werden. Eine Beein-
trachtigung der Landschaftsbildqualitéat durch Fernwirkungen Uber das Siegtal hinweg wird
als nicht erheblich eingestuft, da die neu hinzukommenden Gebdude den bereits vorherr-
schenden Landschaftsbildeindruck zwar potenziell verstarken kénnen, ihm aber keine grund-
satzlich neue Qualitat hinzufigen. Eingriffsmindernd wirken die Beschrankungen der zulas-
sigen Hohe baulicher Anlagen sowie die Vorgaben zur Gestaltung von Dachflachen und
Fassaden.

Schutzgut Kultur- und Sachguter
Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes sind keine Auswirkungen auf Kultur- und Sach-
glter zu erwarten.
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5.3 Abwagung der Umweltbelange nach § 1 Abs. 7 BauGB

Das auf dem Flurstiick 95 ansassige Unternehmen kann seinen Betrieb nur in nérdlicher
Richtung erweitern. Der geplante Neu-/Anbau soll nérdlich an das bestehende Gebaude er-
folgen. Das derzeitige Betriebsgelande bietet daftir keinen ausreichenden Platz. Der Betrieb
schopft die Grenzen der baulichen Nutzbarkeit des Grundstlicks weitgehend aus. Das Un-
ternehmen mit seinen Arbeitsplatzen soll am Standort gesichert werden und dafur die erfor-
derlichen Entwicklungsmdoglichkeiten erhalten. Eine Verlagerung an einen anderen Standort
kommt sowohl aus unternehmerischen/betrieblichen Griinden als auch nach den Zielsetzun-
gen der Gewerbeentwicklung fur die Stadt Hennef nicht in Betracht.
Die Anlieger in der Umgebung werden durch Festsetzung von Emissionskontingenten vor
unzulassigem Larm geschutzt. Die wohnungsnahe Ausweisung von Gewerbeflachen mit dort
zu erwartenden Arbeitsplatzen fuhrt mittelbar auch zur Aufwertung (wohnortnahes Arbeits-
platzangebot). Die Belange, der in der in der Umgebung wohnenden Bevolkerung, sind wie
folgt bertcksichtigt:

¢ keine Verscharfung der Immissionssituation (Larm, Verkehre, etc.)

e Erhaltung bzw. SchlieRung des ortsrandbildenden Gringurtels

e Erhaltung der Rad- und FulRwegeverbindung

e potenzielle Bereitstellung wohnortnaher Arbeitsplatze

Zur Kompensation der mit der Bebauung verursachten Beeintrachtigungen werden ein oder
mehrere artreiche Bluhstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen Nutz-
flachen auf dem Stadtgebiet Hennefs angelegt. Die Umsetzung der Malinahme ist auf dem
Flurstiick 144, Flur 5, Gemarkung Blankenberg (zwischen Stadt Blankenberg und Sichter-
scheid) vorgesehen. Sollte diese prioritare KompensationsmalRnahme nicht realisierbar sein,
wird die Malinahme auf einer anderen stadteigenen Ackerflache durchgefiihrt.

Bei der Anlage der Blihstreifen werden folgende Mindestvoraussetzungen erfillt:

e Gesamtflache: 3.910 gm

e Einsaat mit heimischen, standortgerechten Wildkrautern des Lebensraums Feldflur

¢ Je nach Entwicklung und Erreichung des Entwicklungsziel einer arten- und krautrei-
chen erfolgt die Einsaat jahrlich oder nach 2 bis 6 Jahren.

e Bei jeweiliger standdrtlicher Eignung ist eine Rotation maoglich.

Mit der Ausgleichskonzeption wird dem Umstand Rechnung getragen, dass in der Feldflur
sowohl im Acker- als auch im Grinlandbereich die blitenreichen Aspekte seit Jahrzehnten
im Rickgang sind. Die MalRnahme lehnt sich konzeptionell an entsprechende Landes-
Kulturlandschaftsprogramme an und erzeugt Aufwertungen nicht nur im floristisch-
vegetationskundlichen und faunistischen Bereich, sondern auch der Faktor Boden profitiert
maf3geblich von der ganzjahrigen Bodenbedeckung sowie dem Verzicht auf den Eintrag von
Dunger und Pestiziden. Selbst bei den Schutzfaktoren Landschaftsbild sowie Kultur- und
Sachguter werden positive Effekte realisiert. Die auf einem absehbaren Durchsetzungszeit-
raum von 30 Jahren fur die MalRinahme erforderlichen Mittel werden haushaltstechnisch
durch Ruckstellungen sichergestellt. Zur rechtlichen Absicherung enthélt die Festsetzung
einen Passus, der beim wider Erwarten Nichtzustandekommen vertraglicher Losungen eine
konkrete Verortung einer gleichartigen MaRnahme auf einer stadteigenen Flache vorsieht.
Auf dieser ist durch unmittelbaren Zugriff des Satzungsgebers auf das Flurstick eine Reali-
sierung sichergestellt.

Die MaRnahme greift im Ubrigen zuriick auf Vorschlage des Landschaftsplan 9, Hennef und
Uckerather Hochflache. Als Entwicklungs- und PflegemalRnahme wird die Anlage naturnaher
Lebensraume aufgezeigt. ,Diese sollen in intensiv landwirtschaftlich genutzten Bereichen
eine Anreicherung mit Strukturen bewirken, die Lebensraum bieten fir Arten der offenen
Feldflur, wie z.B. Ackerrandstreifen, Wildkrautécker, artenreiche Feld- und Wegraine und
Uferrandstreifen.” (Textteil S. 4)

Die Anlage der Bluhstreifen wird vertraglich mit ortsansassigen Landwirten vereinbart. Der
Aufwuchs wird jahrlich durch das Umweltamt der Stadt Hennef hinsichtlich seiner vorgege-
benen Zielerfullung Uberprift und dokumentiert. Bei einer — zu erwartenden — Dominanz ei-
niger konkurrenzstarker Arten und damit einhergehender Artenverarmung (Vergrasung) wird
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im Turnus von 3 bis 6 Jahren eine Neueinsaat mit heimischen Wildkrautern aus regionalen
Bezugsquellen (Regiosaatgut) vorgenommen.

Als weitere KompensationsmalRnahme wird auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung
Kurscheid, Flur 2, Flurstick 78 der dort befindliche Fichtenbestand in einen naturnahen
Laubholzbestand umgewandelt.
e FlachengrofRe: 1.850 gm
e Zielbiotope:
Erlen-/Eschen Sumpfwald (1220 gm) und
Buchen-Eichenwalder d. Tief- u. Higellagen (630 gm)

Die im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zufliisse” gelegene Flache ist besonders geeignet, da die
standdrtlichen Verhéltnisse (starke Vernassungen, Lage an der Bachaue, Bestand von Equi-
setum pratensis) durch die Fichtendickung hier weit unter ihrem Entwicklungspotenzial blei-
ben.

6. Bodenordnung

Es sind keine férmlichen Bodenordnungsmaf3nahmen vorgesehen. Die kiinftigen Eigentums-
verhaltnisse werden vertraglich/privatrechtlich geregelt.

7. Quantitative Auswirkungen des Bebauungsplans / Fldchenbilanz

Erweiterungsflache gm ha (gerundet) Anteil
Gewerbeflachen, neu 1.815,3 0,18 70 %
baulich nutzbar 70 %

Gewerbeflachen, neu 778,0 0,08 30 %

nicht baulich nutzbar (fur Begri-
nungsmafinahmen) 30 %

Gesamt (neu) 2.593,3 0,26

Gesamtflache gm ha (gerundet) Anteil
Gewerbeflachen, insgesamt 3.777,4 0,38 70 %
baulich nutzbar 70 %

Gewerbeflachen, insgesamt 1.618,9 0,16 30 %

nicht baulich nutzbar (fur Begri-
nungsmafinahmen) 30 %

Gesamt 5.396,3 0,54

8. Anlagen, die Bestandteile des Bebauungsplan sind

- Schalltechnische Untersuchung, Bericht 15 02 008/01
Verfasser: Kramer Schalltechnik GmbH
Stand: 27.08.2015

- Artenschutzrechtliche Vorprifung
Verfasser: Buro fur Landschaftsdkologie, Dr. Claus Muckschel, Weilburg
Stand: 26.03.2015
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A. Textliche Festsetzungen

Der Bebauungsplan enthélt Festsetzungen gemaR § 9 BauGB. Diese Festsetzungen umfassen:

1. Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Der Bebauungsplan setzt fur die mit GE;, gekennzeichnete Flache ein Gewerbegebiet

(GE) gem. § 8 BauNVO fest.

Gemal § 1 Abs. 4 und 5 sowie § 8 BauNVO sind nur Geschéfts-, Blro- und Verwaltungs-
gebaude sowie nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe zulassig. Andere Betriebsar-
ten und Anlagen sind ausnahmsweise zuléassig, wenn nachgewiesen wird, dass schadli-
che Umwelteinwirkungen in angrenzenden schutzbedirftigen Gebieten auch auR3erhalb
des Plangebietes nicht zu erwarten sind. Es sind nur solche Betriebe zuldssig, deren Be-
trieb das anfallende Niederschlagswasser nicht mehr verunreinigt, als das in Wohngebie-

ten der Fall ist.

1.2 Gemal § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO werden folgenden Nutzungen des 8§ 8 Abs. 2 BauNVO

ausgeschlossen und als nicht zuléssig festgesetzt:

e Land- und Gartenbaubetriebe, Tierzucht, Speditionen, Fuhrparks, Bauhotfe, Schrott-

platze/Autoverwertung, Lagerhauser und Lagerplatze (Nr. 1)
e Tankstellen (Nr. 2)
e Anlagen fir sportliche Zwecke (Nr. 3)

e Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflachen fur den Ver-

kauf an letzte Verbraucher
Ausnahme gem. § 31 Abs. 1 BauGB:

Gewerbebetriebe mit Verkaufsflachen an letzte Verbraucher, wenn das angebotene
Sortiment aus eigener Herstellung stammt und der Betrieb aufgrund der von ihm aus-
gehenden Emissionen typischerweise nur in einem Gewerbegebiet zulassig ist, oder
der Verkauf Gber Kioske erfolgt, soweit dieser der Versorgung der im Gebiet Arbeiten-

den dient.

1.3 Gemal 8§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden folgenden Nutzungen des § 8 Abs. 3 BauNVO

ausgeschlossen und als nicht zuléssig festgesetzt:
¢ Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (Nr. 2)
¢ Vergnigungsstatten (Nr. 3)

1.4 Zulassig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Gerdusche die in der folgenden
Tabelle angegebenen Emissionskontingente Lgx nach DIN 45691 ,Gerauschkontingentie-

rung“ weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 Uhr) tberschreiten.
Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691

(Teil-)Flache Emissionskontingente in dB(A)

LEK tags LEK nachts

Bebauungsplan Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg“ 5. Anderung

GE; 63,0 41,5

Das Vorhaben ist zuldssig, wenn der Beurteilungspegel L, der Betriebsgerausche der An-
lage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Larm unter Beriicksichtigung der Schallaus-
breitungsverhaltnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das nach DIN 45691 ,Gerausch-
kontingentierung® flr das Betriebsgrundstiick berechnete Immissionskontingent oder ei-
nen Wert von 15 dB unter dem maf3geblichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Larm)
am mal3geblichen Immissionsort im Einwirkungsbereich (Nrn. 2.2 und 2.3 der TA Larm)

nicht Uberschreitet.
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Die Prifung der planungsrechtlichen Zulassigkeit eines Vorhabens erfolgt nach DIN
45691 ,Gerauschkontingentierung®, Abschnitt 5. Bei ,seltenen Ereignissen® im Sinne der
TA Larm Nr. 7.2 gelten die nach TA Larm Nr. 6.3 angegebenen Immissionsrichtwerte fiir
,Seltene Ereignisse®.

Im Baugenehmigungsverfahren ist der Nachweis zur Einhaltung der Emissionskontingen-
te zu fuhren.

2. Mal3 der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Grund- und Geschossflachenzahl sind in der Planzeichnung festgesetzt.
Im Einzelfall kann bei Einhaltung der Geschossflachenzahl als Ausnahme eine Erhéhung
der Grundflachenzahl um 0,1 zugelassen werden, wenn ein Ausgleich fur die zuséatzlich
versiegelten Flachen durch eine entsprechende Begrinung erfolgt. Fir jeden Quadratme-
ter, der Uber die im Bebauungsplan festgesetzte GRZ hinausgeht, sind 2 gm begriinter
Dachflache zu erstellen. Falls neu zu errichtende Dachflachen als Ausgleichsflache nicht
ausreichend und vorhandene Dachflachen nicht geeignet sind, missen je Quadratmeter
des verbleibenden auszugleichenden Anteils 3 gm Fassadenbegriinung erstellt werden.

2.2 Die zulassige Traufhohe ist in der Planzeichnung festgesetzt.
Die Traufhohe wird gemessen zwischen der Fahrbahnoberkante der StralRenmitte der je-
weiligen ErschlieBungsstrale und dem Schnittpunkt der AuRenflache der AuRenwand mit
der Dachhaut.

Die Hohenbeschrankungen beziehen sich bei einer Flachdachausfiihrung auf die Ober-
kante der umlaufenden Attika.

3. Bauweise (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1 Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Die Lange von Gebauden rich-
tet sich nach den in der Planzeichnung festgesetzten Baugrenzen.

4. Uberbaubare u. nicht Gberbaubare Grundstuicksflachen / Stellung baulicher Anlagen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

4.1 Die lUberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch die Festsetzungen von Baugrenzen in
der Planzeichnung bestimmit.

4.2 Gemal § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind Nebenanlagen auf den nicht Gberbaubaren
Grundstucksflachen nicht zuldssig. Ausgenommen davon sind Nebenanlagen zur Versor-
gung des Gebietes mit Elektrizitat, Gas, Warme und Wasser sowie zur Ableitung von Ab-
wasser.

4.3 Die Vorgaben des § 9 Bundes-FernstraRengesetz (siehe Hinweise Nr. 14 Bau- und Nut-
zungsbeschrénkungen entlang der Autobahn A 560) sind zu beachten.
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5. Anschluss an die 6ffentlichen Verkehrsflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5.1 Pro Betrieb sind bis zu zwei Zufahrten zulassig. Die erste Zufahrt darf max. 8 m und die
zweite Zufahrt max. 5 m breit sein.

6. Fihrung von Versorgungsanlagen und -leitungen (8 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
6.1 Leitungen zur Versorgung der Grundstlcke sind unterirdisch zu fuhren.

7. Flachen oder MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.1 Die Entfernung von Aufwuchs, insbesondere von Baumen und Strauchern, darf aus Griin-
den des Artenschutzes nur aul3erhalb der Brut-/Fortpflanzungszeiten von Vogeln und Fle-
dermausen erfolgen. In der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September sind solche Arbeiten
nur in Ausnahmeféllen mit besonderer Genehmigung der Naturschutzbehdrde méglich.

8. Anpflanzen von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 25a
BauGB)

8.1 Auf der Gewerbegebietsflaiche mit der Umgrenzung ,Flachen zum Anpflanzen von Bau-
men, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen® und der Kennzeichnung B1 sind bis auf
den Anteil der notwendigen ErschlieBung (Zufahrten) einheitlich pro Parzelle entweder
vollflachige Pflanzungen mit bodendeckenden Arten vorzunehmen oder Rasenflachen an-
zulegen. Als notwendige Erschlieung wird pro 40 m Straf3enfront ein Zugang von max.
3 m Breite und Grundstiuckszufahrten von der Erschliellungsstral3e gemald textlicher
Festsetzung Nr. 5.1 zugelassen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang zu ersetzen.

8.2 Auf der Gewerbegebietsflaiche mit der Umgrenzung ,Flachen zum Anpflanzen von Bau-
men, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen“ und der Kennzeichnung B2 sind, sofern
die dort vorhandenen Geholze nicht erhalten bleiben, 3 Baume sowie Strauchern mit dem
Pflanzschema 1,50 m Reihenabstand und 1,50 m Pflanzabstand in der Reihen zu pflan-
zen. Zur Bepflanzung sind Baume in der MindestgréRe 2x verpflanzt, 150-200 cm und
Straucher in der MindestgroRe 2x verpflanzt, 40-60 cm zu verwenden. Als Baume sind
Bergahorn (Acer pseudoplatanus) zu pflanzen. Als Straucher sind Hasel (Corylus avella-
na, 20 %), Kornelkirsche (Cornus mas, 40 %), Liguster (Ligustrum vulgare, 10 %), Hunds-
rose (Rosa canina, 20 %) und Eiben (Taxus baccata, 10 %) zu pflanzen. Die Pflanzungen
sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

8.3 Private Stellplatze sind mit wasserdurchlassigen Beldgen (z.B. breitfugiges Pflaster, Ra-
senkammersteine) zu versehen. Die Stellpléatze sind durch Baumpflanzungen ohne festes
Pflanzschema zu gliedern. Je angefangener 6 Stellplatze ist mindestens ein Baum zu
pflanzen. Zur Bepflanzung sind Baume in der Mindestgréf3e 3x verpflanzt mit Stammum-
fang 14-16 cm zu verwenden. Als Baume sind Spitzahorn (Acer platanoides), Bergahorn
(Acer pseudoplatanus), Eberesche (Sorbus aucuparia) und Stieleiche (Quercus robur) mit
jeweils 25 % Anteil zu pflanzen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang zu ersetzen.
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9. Externe Ausgleichsmallinahmen 8§ l1la (3), 9 (1a) BauGB

Zur Kompensation der mit der Bebauung verursachten Beeintrachtigungen sind artreiche
Bluhstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen Nutzflachen auf dem Stadt-
gebiet Hennefs anzulegen. Die Umsetzung der MalRnahme ist auf dem Flurstiick 144, Flur 5,
Gemarkung Blankenberg (zwischen Stadt Blankenberg und Suchterscheid) vorgesehen. Sollte
diese prioritare KompensationsmalRnahme nicht realisierbar sein, ist die Mal3nahme auf einer
anderen stadteigenen Ackerflache durchzufihren.
Bei der Anlage der Blihstreifen sind folgende Mindestvoraussetzungen zu erfillen:
e Gesamtflache: 3.910 gm
¢ Einsaat mit heimischen, standortgerechten Wildkrautern des Lebensraums Feldflur
¢ Je nach Entwicklung und Erreichung des Entwicklungsziel einer arten- und krautrei-
chen erfolgt die Einsaat jahrlich oder nach 2 bis 6 Jahren.
e Beijeweiliger standortlicher Eignung ist eine Rotation moglich.
Als weitere KompensationsmalRnahme wird auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung Kur-
scheid, Flur 2, Flurstiick 78 der dort befindliche Fichtenbestand in einen naturnahen Laub-
holzbestand umgewandelt.
e Flachengrofl3e: 1.850 gm
o Zielbiotope:
Erlen-/Eschen Sumpfwald (1220 gm) und
Buchen-Eichenwalder d. Tief- u. Hugellagen (630 gm)

10. Zuordnung von Flachen oder MalBnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle § 9 (1a)
BauGB

Gemal § 9 (1a) werden dem kompensationspflichtigen Grundstiick mit erweiterten Bebau-
ungsoptionen im Plangebiet (Gemarkung Striefen, Flur 28, Flurstick 217 (teilweise)) die unter
Nr. 9 aufgeflhrten, auflerhalb des Plangebietes liegenden Ausgleichsflachen bzw. —
mafinahmen gemal Festsetzung 10. zugeordnet.
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B. Bauordnungsrechtliche Vorschriften (8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW)

1. Dacheindeckung

1.1 Die Gestaltung der Dachflachen mit reflektierenden Materialien ist nicht zulassig.

1.2 Es sind nur Farben mit den nachfolgenden Farbténen der RAL-Farbtonkarte zulassig:
Grau-/Anthrazit-/Brauntone; 7000-7003, 7005, 7006, 7009-7016, 7022, 7024, 7026, 7037,
7039, 7043, 8014, 8019, 8022, 8028

2. Dachformen und Dachneigungen
2.1 Die zulassige Dachneigung ist in der Planzeichnung festgesetzt.
3. Fassadenflachen

3.1 Fir die Gestaltung von Fassadenflachen sind nur Farben mit den nachfolgenden Farbt6-
nen der RAL-Farbtonkarte zulassig:
Gelbtdone: 1000-1002, 1014, 1015
Grautone: 7004, 7030, 7032, 7035, 7038, 7040, 7044
3.2 Farben flr sonstige Konstruktionsteile:
Anthrazitténe: 7005, 7009-7012, 7015, 7016, 7024, 7026, 7043
Grautone: 9002, 9007

4. Einfriedungen

4.1 Einfriedungen sind nur als maximal 2,00 m hohe Zaunanlagen oder Hecken aus standort-
gerechten heimischen Gehdlzen zulassig.

5. Werbeanlagen

5.1 Werbeanlagen sind nur auf dem Gelande des jeweiligen Gewerbebetriebes zulassig, wo-
bei diese Werbeanlagen die Traufh6he des zugehoérigen Betriebsgebdudes nicht Uber-
schreiten dirfen.

5.2 Im Bereich der Bauverbots- und Baubeschrankungszone entlang der Autobahn A 560 sind
die Vorgaben des Fernstral3engesetzes zu beachten.
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C. Hinweise:

1. Bau- und Bodendenkmaéler gem. Landesdenkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW)

Bei Bodeneingriffen konnen Bodendenkmaéler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Boden-
funde, d.h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde, aber auch Veranderungen und Verfarbungen in
der naturlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen, Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und /
oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von
Bodendenkmalern ist der Stadt Hennef (Sieg) als Untere Denkmalbehdrde und / oder dem
Rheinischen Amt fir Bodendenkmalpflege, Bonn, unverziglich anzuzeigen und die Entde-
ckungsstelle mindestens 3 Werktage in unverdndertem Zustand zu erhalten (88 15 und 16
DSchG NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehdrden freigegeben wird. Der Land-
schaftsverband Rheinland ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und fir
wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (8 16 Abs. 4 DSchG
NRW).

2. Einbau von Recyclingstoffen

Der Einbau von Recyclingstoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrechtlicher Erlaubnis zu-
lassig.

3. Energieversorgung

Die Ver- und Entsorgung ist Uber bestehende Trassen gesichert. Grundnetze der Versor-
gungsunternehmen sind vorhanden und kdnnen ausgebaut werden. Das ausgewiesene Bau-
gebiet wird mit Erdgas versorgt.

4. Entsorgung von Bodenmaterial

Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstiicke anfallendes bauschutthaltiges oder orga-
noleptisch auffalliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffillungen) ist ordnungsgemalf zu ent-
sorgen.

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-
Sieg-Kreis, Sachgebiet ,Gewerbliche Abfallwirtschaft®, anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungs-
anlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzule-
gen.

Werden bei den Baumalinahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzig-
lich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt fur Technischen Umweltschutz, zu informieren und die weitere
Vorgehensweise abzustimmen (s. 8 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz NRW).
Gegebenenfalls sind weitergehende Untersuchungen zur Gefahrdungsabschéatzung (Entnah-
me von Bodenproben, Durchfiihrung von chemischen Analysen, etc.) zu veranlassen. Alle
MalRnahmen im Zusammenhang mit schadlichen Bodenverunreinigungen sind mit dem Rhein-
Sieg-Kreis, Amt fir Technischen Umweltschutz, abzustimmen.

Bei der Entsorgung von Aushubmaterialien mit schadlichen Verunreinigungen sind insbeson-
dere die abfallrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

5. Fluglarm

Bedingt durch die Uber das Gebiet von Hossenberg verlaufende Flugroute des Flughafens
Kdln / Bonn muss — entsprechend dem Nutzungsgrad dieser Route — sowohl am Tage als
auch in der Nacht mit mehr oder weniger starkem Fluglarm gerechnet werden. Diese Immissi-
onsbelastung lasst sich durch bauseits vorzusehende passive Schallschutzmaflinahmen, wie
bspw. Schallddmmung von Dachern und Rollladenkasten sowie den Einbau von Schallschutz-
fenstern, vermindern.
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6. Freianlagen

Bei der Pflege der Grinflachen ist mdglichst auf die Verwendung von Pestiziden zu verzich-
ten.

7. Kampfmittel

Es existieren keine Aussagen zu Kampfmittelvorkommen im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplans.

Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann nicht gewéhrt werden. Bei Kampfmittelfunden wah-
rend der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen und die nachstgelegene Poli-
zeidienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verstandigen.

Sollten Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung (Rammarbeiten, Pfahlgriindun-
gen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) vorgesehen sein, wird eine Tiefensondie-
rung empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Rheinland,
Aul3enstelle Kerpen, abzustimmen.

8. Lagebezugssystem

Das Lagebezugssystem im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans erfolgte im Koordinaten-
system UTM.

9. Erdbeben

Zur Planung der kiinftigen Flachennutzung fur das Bebauungsplangebiet wird auf die Bewer-
tung der Erdbebengefahrdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung Ublicher Hoch-
bauten gemaf den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04
,Bauten in deutschen Erdbebengebieten” zu berlcksichtigen ist. Die Erdbebengefahrdung
wird hier durch die Zuordnung von Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen be-
urteilt, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen der
Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer
Dienst NRW 2006) fir einzelne Standorte bestimmt werden. In den Technischen Baubestim-
mungen des Landes NRW wird auf die Verwendung dieser Kartengrundlage hingewiesen.

Das Gebiet der Stadt Hennef (Sieg) ist folgenden Erdbebenzonen mit der geologischen Unter-
grundklasse R zuzuordnen (R = Gebiete mit felsartigem Untergrund):

- Stadt Hennef (Sieg), Gemarkung Séven: 1/R

- Stadt Hennef (Sieg), alle Gibrigen Gemarkungen: 0/R

gemal der Karte zur DIN 4149 (Fassung von 2005).

Bei der Planung und Bemessung ublicher Hochbauten missen die in DIN 4149 festgelegten
Regelungen beachtet werden. Innerhalb der Erdbebenzone O missen keine besonderen
MafRnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden. Es wird jedoch
empfohlen, fir Bauwerke der Bedeutungskategorien 11l (Bauwerke, deren Widerstandsfahig-
keit gegen Erdbeben im Hinblick auf die mit einem Einsturz verbundenen Folgen wichtig ist,
z.B. grofze Wohnanlagen, Schulen usw.) und IV (Bauwerke, deren Unversehrtheit im Erdbe-
benfall von Bedeutung fiir den Schutz der Allgemeinheit ist, z.B. Krankenh&user, Feuerwehr-
h&auser usw.) nach DIN 4149 entsprechend den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfah-
ren.

Zusétzlich sind fur Bauwerke, bei deren Versagen durch Erdbebenwirkungen sekundare Ge-
fahrdungen auftreten kénnen, héhere Gefahrdungsniveaus zu bertcksichtigen anhand ein-
schlagiger Regelwerke. Ggf. mussen in diesem Fall standortbezogene Seismologische Gut-
achten eingeholt werden. (Stand: 15.08.2013)
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10. Oberboden

Der bei den Bauarbeiten anfallende Oberboden und der kulturfahige Unterboden sollen gem. §
202 BauGB auf dem jeweiligen Grundstick zur Herstellung von Vegetationsflachen wieder
aufgetragen werden, hierbei ist die DIN 18.915 zu beachten.

Um den Oberboden auf Béschungsflachen vor Erosion zu schiitzen, sind ggf. geeignete inge-
nieurbiologische MaRnahmen vorzusehen. Dazu kdnnen u.a. der Einbau von Faschinen oder
Erosionsschutzsaaten gehoren. Die MaRhahmen sind jeweils an den technischen Erfordernis-
sen zur Boschungssicherung zu bemessen. Diese Mal3nahmen dirfen den im Bebauungsplan
festgesetzten Bepflanzungen nicht entgegenstehen und diese nicht ausschlieRen. Bei Erosi-
onsschutzsaaten kann die im Bebauungsplan festgesetzte Bepflanzung erst erfolgen, wenn
die Aussaaten ihre volle Wirksamkeit erreicht haben. Dies ist in der Regel erst nach einer Ve-
getationsperiode zu erwarten.

11. Umgang mit Regenwasser

Das anfallende Regenwasser wird in den vorhandenen Niederschlagswasserkanal in der Con-
rad-Rdntgen-StralRe eingeleitet.

12. Zuordnung von Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen

Die erforderlichen Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen auf3erhalb des Plangebietes sind unter
9. und 10. der textlichen Festsetzung festgesetzt.

13. Gestaltung und Begrinung

Einzelheiten zur Gestaltung und Begriinung der Gewerbeflachen sind dem ,Baugestaltungs-
handbuch“ zum Bebauungsplan 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg zu entnehmen.

14. Bau- und Nutzungsbeschrankungen entlang der Autobahn A 560

Die Anbaubestimmungen entlang der Autobahn A 560 gem&lR § 9 Bundes-FernstraRengesetz
(FStrG) sind zu beachten.

In einer Entfernung von 40 m, gemessen vom auferen Rand der befestigten Fahrbahn
der Bundesautobahn (Anbauverbotszone § 9 (1) FStrG) dirfen Hochbauten jeder Art nicht
errichtet werden. Ebenfalls unzuléssig sind Anlagen der AufRenwerbung sowie Anlagen
und Einrichtungen, die fir die rechtliche oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten erfor-
derlich sind (z. B. Pflichtstellplatze, Feuerwehrumfahrten, Lagerflachen o. &). Sicht- und
Larmschutzwalle bedirfen der Genehmigung der StralRenbauverwaltung.

In einer Entfernung von 100 m, gemessen vom &aufReren Rand der befestigten Fahrbahn
der Bundesautobahn (Anbaubeschréankungszone § 9 (2) FStrG)

durfen nur solche bauliche Anlagen errichtet, erheblich geandert oder anders genutzt
werden, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Autobahnverkehrs weder durch Licht-
einwirkung, Dampfe, Gase, Rauch, Gerausche, Erschitterungen oder dergleichen ge-
fahrden und beeintrachtigen. Anlagen der Aul3enwerbung stehen den baulichen Anla-
gen gleich.

sind nur solche Beleuchtungsanlagen innerhalb und auf3erhalb von Grundsticken und
Gebauden zulassig, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB nicht
durch Blendung oder in sonstiger Weise beeintrachtigen wird. Vor der Errichtung von
Beleuchtungsanlagen ist die Zustimmung der Stralenbauverwaltung einzuholen.
durfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angabe Uber die Art von Anlagen oder sonstige
Hinweise mit Wirkung zur Autobahn nur mit Zustimmung der Stralienbauverwaltung
angebracht oder aufgestellt werden.

Zur befestigten Fahrbahn gehdren auch Standstreifen, Beschleunigungs- und Verzége-
rungsstreifen der Anschlussstellen und der Autobahnkreuze.
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Bei Kreuzungen der BAB durch Versorgungsleitungen und der nachrichtlichen Ubernah-
me der Leitungen innerhalb der Schutzzonen geman § 9 (1+2) FStrG ist die Abstimmung
mit der BundesstralRenverwaltung aufRerhalb des Planverfahrens erforderlich.

Gemal § 33 der StralRenverkehrsordnung ist die Strallenbauverwaltung an Mafinahmen
zu beteiligen, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB beeintréchti-
gen kénnen. Vom stadtischen Bauordnungsamt ist daher sicherzustellen, dass Uber die
BAB Schutzzonen hinaus Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben Uber die Art von Anla-
gen und sonstige Hinweise, die den Verkehr auf der BAB beeintrachtigen kénnen, nur
dann aufgestellt werden durfen, wenn die StraRenbauverwaltung zugestimmt hat.
Immissionsschutz fir neu ausgewiesene Gebiete geht zu Lasten der Gemeinde / Stadt.
Entwasserungseinrichtungen der BAB dtirfen nicht baulich verandert werden.

15. Altlasten

Im Plangebiet sind bisher keine Altlasten bekannt. Sollten sich bei Tiefbauarbeiten oder im
Rahmen sonstiger Bauarbeiten oder Vorgangen Hinweise auf kleinraumige Verunreinigungen
des Bodens ergeben, so sind die entsprechenden Stellen und Amter hiervon umgehend zu un-
terrichten.

16. Gashochdruckleitung

Westlich des Geltungsbereiches der 5. Anderung verlauft eine Gashochdruckleitung der
Rhein-Sieg Netz GmbH innerhalb eines 4 m breiten Schutzstreifens. Innerhalb des Schutz-
streifens dirfen keine Arbeiten durchgefiihrt werden..

17. Einsichtnahme Unterlagen

Die angefiihrten Gesetze, DIN-Normen, Erlasse, Verwaltungsvorschriften und Gutachten kén-
nen bei der Stadtverwaltung Hennef, Amt fir Stadtplanung und —entwicklung, Frankfurter Str.
97, 53773 Hennef, eingesehen werden.

53773 Hennef,den ................
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1 Einleitung

Das im Gewerbegebiet Hossenberg auf dem Flurstick 95 an der Conrad-Réntgen-Strafie
ansdssige Unfernehmen moéchte auf Basis seiner positiven Entwicklung seinen Betrieb
zukunftsorientiert erweitern und eine neue Halle in einer Gréfle von etwa 20 x 30 m
errichten. Der Neu-/Anbau soll nérdlich an das bestehende Gebédude erfolgen. Das
derzeitige Betriebsgeldnde bietet keinen ausreichenden Platz fir einen solchen Neu-/
Anbau. Der Betrieb schopft die Grenzen der baulichen Nutzbarkeit des Grundsticks
weitgehend aus. Der Bebauungsplan Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg lésst in seiner
derzeit rechtswirksamen Form die geplante Betriebserweiterung nicht zu.

Die vorgesehene Erweiterungsflache befindet sich im Eigentum der Stadt Hennef und
wurde gemdf Bebauungsplan Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg als Ausgleich fur die
im Gewerbegebiet entstandene ErschlieBung und Bebauung und zur GuBeren Eingrinung
der Gewerbefléchen weitgehend mit Gehdlzen bepflanzt. Der Bebauungsplan soll u.a.
sicherstellen, dass eine Eingrinung des ,Gewerbebetriebes weiterhin gesichert ist und die
durch die Erweiterung verursachten Beeintréichtigungen in adéquater Weise kompensiert
werden.

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Betriebserweiterung zu schaffen, ist
eine Anderung des Bebauungsplanes erforderlich.

Fur die 5. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet Hossenberg” ist geméB § 2a
BauGB sowie der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ein Umweltbericht zu erstellen.
Die Darstellungen und Bewertungen des nachfolgenden Umweltberichtes beziehen sich im
Wesentlichen auf die Flache zur Erweiterung des Gewerbegebietes (Teilflache des
stédtischen Flursticks Nr. 217). Auf dem bestehenden Betriebsgrundstiick (Flurstick 95)
ergeben sich durch die 5. Anderungen keine umweltrelevanten Umweltauswirkungen. Zur
Sicherung der Schalltechnischen Vertraglichkeit mit umliegenden schutzbedirftigen
Nutzungen werden lediglich die bisherigen Regelungen durch eine zeitgemdfle
Gerduschkontingentierung  nach  DIN 45691  ersetzt. Zudem werden auf dem
Betriebsgeldnde die Baugrenzen an die neuen Baufléchen auf dem Flurstick 217
angepasst. Der Zulassigkeitsrahmen fir die Nutzung und Bebauung sowie die Vorgaben
zur Begriinung bleiben fir das Flurstick 95 ansonsten unverdndert.

2 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes

Inhalt und Ziele der verfolgten Planung werden in der Begrindung zum Bebauungsplan
wie folgt beschrieben.

Der Anderung des Bebauungsplanes liegt eine Erweiterungsanfrage des auf dem Flurstick
95 ansassigen Betriebes zu Grunde, nach der gewinscht wird, zur Standortsicherung das
Grundstick um 35 m in nérdlicher Richtung erweitern zu kénnen und die dafur
erforderlichen Flachen nach entsprechender Anderung des Bebauungsplanes von der Stadt
zu erwerben.

Um die landschaftliche Eingrinung weiterhin zu gewdhrleisten, ist in der nordéstlichen
Ecke der Erweiterungsfléche eine Bepflanzung festgesetzt, die in diesem Bereich
verlorengehende Gehdlze ersetzen und die entstehende Licke im Geholzbestand schliefen
soll.
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Die Art und Maf3 der baulichen Nutzung werden aus dem rechtwirksamen Bebauungsplan
als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO Ubernommen. Die rechtwirksamen Festsetzungen
for das Flurstick 95 gelten kinftig auch fur dessen Erweiterungsfléche. Ergénzend werden
im Rahmen dieser Anderung Nutzungsvorgaben in Form von Emissionskontingenten
festgesetzt,  die  gutachterlich  ermittelt  und  vorgegeben  wurden.  Die
Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen werden ebenfalls aus dem rechtwirksamen
Bebauungsplan Gbernommen. Das gilt auch fir die sonstigen Festsetzungen. Als
MaBBnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
wird ergénzt, dass die Entfernung von Aufwuchs, insbesondere von Bdumen und
Strauchern, aus Grinden des Artenschutzes nur auBBerhalb der Brut-/Fortpflanzungszeiten
von Végeln und Fledermdusen erfolgen darf. In der Zeit vom 1. Mérz bis zum 30.
September sind solche Arbeiten nur in Ausnahmeféllen mit besonderer Genehmigung der
Naturschutzbehérde méglich.

3 Einschlégige Fachgesetze und Fachpléne
3.1 Landschaftsplan Rhein-Sieg-Kreis

Die Festsetzungskarte des Landschaftsplanes Nr. 9 Stadt Hennef —Uckerather Hochfléche
enthdlt fur das Plangebiet keine Darstellungen. Das Plangebiet wird dem Siedlungsbereich

zugeordnet.
L ol 1 s W&
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Londschoﬂsplon Nr. 9 Stadt Hennef —Uckerather Hochfléche; Ausschnitt Festsetzungskarte
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3.2 Schutzgebiete des Naturschutzes

Geméf den Angaben des Landesamtes fir Naturschutz NRW ist das dem Plangebiet am
nachsten liegende FFH-Gebiet die Sieg. (Gebietsname: Sieg, Natura 2000 — Nr.: DE-
5210-303, Schutzziele fir Lebensraumtypen und Arten). Fir die Meldung des Gebietes
ausschlaggebend sind:

Schutzziele/MaBBnahmen fir:

Erlen-Eschenwalder und Weichholzauenwalder (? 1EO, Prioritérer Lebensraum)

natUrliche eutrophe Seen und Altarme (3150)

FlieBgewdsser mit Unterwasservegetation (3260) sowie fir Flussneunauge, Meermeunauge,
Lachs

Schutzziele fir Lebensraumtypen und Arten, die dartber hinaus fir das Netz Natura 2000
bedeutsam sind und/oder fir Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

Schwarzblauen Wiesenknopf-Ameisenbléuling

Aussagen zur Notwendigkeit bzw. Entbehrlichkeit einer FFH-Vertrdglichkeitspriifung

Da die 5. Anderung des Bebauungsplanes in keiner Weise in die Lebensraumtypen des
FFH-Gebietes Sieg eingreift, steht auch den Zielen der Erhaltung und Wiederherstellung
der dortigen Biotopkomplexe nichts entgegen. Beeintréchtigungen des Schutzzieles sind
nicht zu erwarten. Der Umgang mit wassergeféhrdenden Stoffen ist entsprechend der
aktuellen Gesetzgebung des Bundes sowie des Landes Nordrhein-Westfalen und deren
Verwaltungsvorschriften  durchzufihren, so  dass sowohl eine Einleitung von
wassergeféhrdenden Stoffen in bestehende FlieBgewésser als auch ein Versickern von
wassergeféhrdenden Stoffen in das Grundwasser ausgeschlossen ist.

Biotopkataster von NRW

Innerhalb des Anderungsbereiches liegen keine Flachen vor, die als schutzwiirdige Biotope
im Biotopkataster von Nordrhein-Westfalen erfasst sind. Gesetzlich geschitzte Biotope
nach § 62 Landschaftsgesetz NRW sind ebenfalls betroffen.

3.3 Schutzvorschriften anderer Fachplanungen

Hochwasserschutz:

Es sind keine Uberschwemmungsgebiete betroffen.

Trinkwasserschutz:

Es sind keine Trinkwasserschutzgebiete betroffen.

Zonierung DeichSchVO:

Belange der DeichSchVO sind nicht betroffen.

Anbauverbotszone gem. § 9 FStrG:

Die Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone zur Autobahn (A 560) sind zu beachten
und nachrichtlich in der Planzeichnung dargestellt.

Abstandserlass MURL vom 02.04.98

Da die neue Gewerbefldche keinen groflen Abstand zu bestehenden schutzbedirftigen
Nutzungen  wahrt  und  der  rechiskréftige  Bebauungsplan  bereits  eine
Larmemissionsbeschrénkung enthdlt, ist der Abstandserlass' allein fir den Geltungsbereich
der 5. Anderung zur Vermeidung von Larmimmissionskonflikten nicht ausreichend. Die
schalltechnische Vertraglichkeit mit umliegenden Nutzungen, insbesondere der nérdlich

" Abstandserlass NRW - Absténde zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten

im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige fir den Immissionsschutz bedeutsame Absténde vom
6. Juni 2007 (MBI. Nr. 29 vom 12.10.2007 S. 659)
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gelegenen Wohnbebauung im Bereich der Blankenberger Strafle wird daher im
Bebauungsplan mittels Emissionskontingenten geregelt, die gutachterlich ermittelt und
vorgegeben wurden. Durch die Festsetzung als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO sind
darGber hinaus nur nicht erheblich beléstigende Betriebe zuldssig, so dass auBer Schall
keine unzuléssigen und das Wohnen relevant stérende Emissionen zu erwarten sind.
Denkmalschutz:

Belange des Denkmalschutzes sind nicht betroffen.

Gestaltungssatzungen:

Gestaltungssatzungen sind nicht betroffen.

3.4 Anforderungen des BImSchG und nachgeordneter Verordnungen in Bezug auf die
Planinhalte

Um die schalltechnische Vertraglichkeit der gewerblichen Nutzung mit umliegenden
Nutzungen, insbesondere der Wohnbebauung im Bereich Blankenberger Strafle zu
ermitteln, wurde ein schalltechnisches Fachgutachten? erstellt. Bei der Ausweisung von
Gewerbegebieten ist  wegen des Vorsorgeprinzips sicherzustellen, dass an
schutzbedirftigen Objekten keine unzumutbaren Immissionen auftreten. Aus Sicht des
Schallgutachters kann eine Geréuschkontingentierung nach DIN 45691 dieses Problem
l6sen. Fir die Berechnung und Beurteilung der Betriebsgeréusche im mafigeblichen
Einwirkungsbereich des Gewerbebetriebes wurden folgende Immissionsorte im Bereich
schutzbedurftiger Nutzungen ausgewdhlt.

;
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Immissionsorte (Quelle: Schalltechnische Untersuchung, siehe unten)

2 Schalltechnische Untersuchung zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Hennef (Sieg)

- Gewerbegebiet Hossenberg” der Stadt Hennef. Bericht Nr. 15 02 008/01, vom 27.08.2015,
Kramer Schalltechnik GmbH, Sankt Augustin
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Immissionsorte (10) Bauliche Einstufung bzw. Einstu-
fung
1 | Gepl. Wohnen Blankenb./Lise-Meitner-Str. SW Geplantes WA-Gebiet
2 | Gepl. Wohnen Elankenb./Lise-Meitner-Str. S Geplantes WA-Gebiet
3 [Lise-Meitner-Stralte 13 WA-Gebiet (BP 01.44)
20 | Gesamtschule Meiersheide Gemeinbedarfsflache

Immissionsorte (Quelle: Schalltechnische Untersuchung)

Zur Vermeidung méglicher Lérmkonflikte durch die Erweiterung des Gewerbegebietes
wurde vorgeschlagen, den Anderungsbereich entsprechend den akustischen Erfordernissen
in seiner Nutzung zu beschrénken. Die Nutzungseinschrénkung erfolgt in Form einer
Emissionskontingentierung mit Festlegung der maximal zuldssigen Emissionskontingente L,
nach DIN 45691. Aus schalltechnischen Erfordernissen (Betriebsgeréuschsituation) sind
folgende planungsrechtliche Festsetzungen im Bebauungsplan erforderlich:

Festsetzungen:

Zulgssig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Gerdusche die in der
folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente Lgx nach DIN 45691
<Gerduschkontingentierung” weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 -
6.00 Uhr) iberschreiten.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691

Teilfliche Lek, tags in dB(A) Lex naches in dB(A)
Bebauungsplan Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg*” 5. Anderung
TF GE 1a 63,0 41,5

Das Vorhaben ist zuldssig, wenn der Beurteilungspegel L, der Betriebsgerau-
sche der Anlage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Larm unter Berticksichti-
gung der Schallausbreitungsverhéltnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung) das
nach DIN 45691 ,Gerduschkontingentierung” fiir das Betriebsgrundstiick be-
rechnete Immissionskontingent oder einen Wert von 15 dB unter dem maligeb-
lichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Larm) am maflgeblichen Immission-
sort im Einwirkungsbereich (Nm. 2.2 und 2.3 der TA Larm) nicht (iberschreitet.

Die Priifung der planungsrechtlichen Zuldssigkeit eines Vorhabens erfolgt nach
DIN 45691 ,Gerduschkontingentierung®, Abschnitt 5. Bei ,seltenen Ereignissen”
im Sinne der TA Larm Nr. 7.2 gelten die nach TA Larm Nr. 6.3 angegebenen
Immissionsrichtwerte fiir ,seltene Ereignisse”.

(Quelle: Schalltechnische Untersuchung)
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Fazit Gewerbegerduschsituation:

Um die Vertréglichkeit der Erweiterung des Gewerbegebietes mit der ndchstgelegenen
Wohnbebauung im Bereich der Blankenberger Strafle zu gewdéhrleisten, wurde ein
Gerduschkontingentierungskonzept fir die Tag- und Nachtzeit nach der DIN 45691
erarbeitet. Zur verbindlichen Umsetzung des Gerduschkontingentierungskonzepts wurden
die Festsetzungsvorschlége des Gutachtens in den Bebauungsplan tbernommen.

3.5 Raumordnung (GEP), Bauleitplanung und sonstige Planungen zur
Siedlungsentwicklung

Regionalplan (Gebietsentwicklungsplan)

Bei der Bauleitplanung sind die Ziele der Ubergeordneten Planung zu bericksichtigen, so
dass die Aussagen und Zielsetzungen der Landesentwicklungsplanung und des
Regionalplanes in die Bauleitplanung mit einflieBen.

Im Landesentwicklungsplan NRW ist Hennef als Mittelzentrum dargestellt. Hennef liegt in
einer grordumigen Achse von europdischer Bedeutung.

Auf der Ebene des Regionalplanes werden die landespolitischen Entwicklungsziele weiter
konkretisiert. Im Regionalplan fir den Regierungsbezirk Kéln, Teilabschnitt Region Bonn /
Rhein-Sieg ist das Plangebiet als ,Bereich fir gewerbliche und industrielle Nutzungen”
(GIB) ausgewiesen.
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Auszug aus dem Regionalplan

Die GIB-Bereiche sollen u.a. dem Ausbau und der Bestandssicherung von Betrieben
dienen, die wegen ihres Flachenbedarf, ihrer Emissionen und besonderen
Standortanforderungen nicht in den Allgemeinden Siedlungsbereich integriert werden
kénnen. Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Erweiterung von Gewerbefléchen
mit dem Ziel einer betrieblichen Standortsicherung und Weiterentwicklung.

Fldchennutzungsplan der Stadt Hennef

Der seit dem 11.09.1992 rechtswirksame Fléchennutzungsplan der Stadt Hennef (Sieg)
stellt im Bereich der 5. Anderung gewerbliche Bauflachen dar, die tber die Grenzen des
im Bebauungsplan 01.40 festgesetzten Gewerbegebietes hinaus gehen.

Da die Darstellungen und der Darstellungsmaf3stab des Fléchennutzungsplanes in der
Regel nicht an Parzellengrenzen orientiert sind und primér stadtebauliche Entwicklungsziele
beschreiben, kann die Anderung des Bebauungsplanes als aus den Darstellungen des
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Fléchennutzungsplanes entwickelt gewertet werden. Die Grée der Gewerbeflachen wird
nicht  Uberschritten, sondern lediglich  geringfigig deren  Abgrenzung. Die
landschaftspflegerischen Ziele einer Eingrinung der Gewerbefléchen mit entsprechendem
Lebensraumpotenzial fir Pflanzen und Tiere bleiben gewahrt.

Auszug aus dem FNP von 1992

Bebauungsplan Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg”

Der Bereich der 5. Anderung befindet sich im nérdlichen Teil des rechtwirksamen
Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg”.

Das bestehende Betriebsgelénde (Flurstick 95) ist in diesem Plan als Gewerbegebiet
festgesetzt. Die nunmehr vorgesehene Erweiterung auf dem Flurstiick 217 ist als éffentliche
Grunflache zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden Natur und Landschaft
festgesetzt.

Auszug aus dem Bebauungsplan 01.40

Das Flurstick ist gemaB den Vorgaben des Landschaftspflegerischen Begleitplanes zum
Bebauungsplan 01.40 entlang der Gewerbefléche mit B&umen zu bepflanzen (Mafinahme
8A) sowie nérdlich angrenzend als éffentliche Wiesenfléche mit Einzelgehdlzen extensiv zu
pflegen (MaBBnahme 9B).
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Malnahme 8A

Malnahme 9B

Auszug aus dem Mafinahmenplan

Die BepflanzungsmafBnahmen wurden vor etwa 10 Jahren durchgefihrt und haben sich
zwischenzeitlich zu einem weitgehend geschlossenen und raumwirksamen Gehdlzbestand
entwickelt.

4 Bestandsdarstellung und Bewertung des Plangebietes (Raumanalyse)
4.1 Naturrégumliche Lage

Das Plangebiet liegt im Ubergangsbereich von drei naturrdumlichen GroBeinheiten, der
Niederrheinische Bucht (551.01 Sieg-Agger-Niederung), dem Mittelrheingebiet (Pleiser
Hiogelland 292.5) und dem Siuderbergland (Mittelsiegtal 330.1)°. Die Grenze zwischen
Pleiser Higelland und Mittelsiegtal verlauft etwa Gber den Héhenriicken der B 8.

Mittelsiegtal 330.1

Der Bereich der 5. Anderung ist naturrédumlich dem Mittelsiegtal zuzuordnen. Das Siegtal
norddstlich von Hennef gehért mit seinen Talhéngen zum Mittelsiegtal (Untereinheit 330.1)
innerhalb des Suderberglandes (Grofleinheit 33). Das Mittelsiegbergland, als eine von
zahlreichen Gewdésserléufen zertalte Rumpffléche zwischen dem Bergischen Land im
Norden und dem Westerwald im Stden, verbindet die KéIner Bucht mit dem Siegerland im
Osten. Der durch tektonische Vorgénge entstandene kleinrdumige Wechsel der Gesteine
bedingt einen héufigen Wechsel der Bodenarten; es Uberwiegen tonige bis lehmige
Braunerden. Das relativ breite, kastenférmig eingeschnittene und stark gewundene
Mittelsiegtal bietet auf den teilweise von Léss Uberwehten Terrassen vergleichsweise gute
landwirtschaftliche Ausgangsbedingungen, so dass sich das offene Tal von den
umgebenden waldreichen Hangen und Ricken abhebt.

% Bundesforschungsanstalt for Landeskunde und Raumordnung, 1978
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4.2 Umweltmerkmale

4.2.1 Biotope

Erfassungsmethode

Die Zuordnung und Bezeichnung der Biotoptypen erfolgten geméf3 der ,Methode zur
dkologischen Bewertung und Biotopfunktionen von Biotoptypen®*.

Im Januar 2015 wurde im Vorlauf der weiteren Planungen vorsorglich eine
artenschutzrechtliche  Vorprifung durchgefihrt.  Dieser Zeitraum wurde von dem
Fachgutachter gewdhlt, um auf der eng mit Strauchern bestandenen Gehélzfléche die —
artenschutzrechtlich maf3geblichen — Fortpflanzungsstatten (Nester) zu erfassen. Parallel
wurden auch vorliegenden Daten (Fachinformationssystem (FIS) ,Geschitzte Arten in
NRW*) ausgewertet (Mickschel 2015). Hieraus ergaben sich keine Hinweise auf das
Vorkommen seltener oder gefdhrdeter Arten bzw. Konflikte mit bestehenden
Artenschutzvorschriften. Die Gehélze beherbergen laut Bestandsautnahme und fachlicher
Erwartung im Wesentlichen relativ ,robuste” Arten des Siedlungsraumes und —randes. Aus
den Bestandserfassungen ergaben sich keine Anhaltspunkte fir einen weitergehenden
Untersuchungsbedarf.

Es handelt sich bei dem Plangebiet weitgehend um heckenartige Gehélzbestande
(Eingrinung des vorhandenen Gewerbegebietes) mit angrenzenden Wiesenstrukturen.

Feldgehélz aus tberwiegend
standorttypischen Gehdlzen mit
geringem Baumbholz (BA11)

artenarme Fettwiesen, méafig

trocken bis frisch (EA31)
T ol - ———= [

4 LUDWIG (1991): Methode zur 6kologischen Bewertung der Biotopfunktion von Biotoptypen und Verfahren
zur Uberprifung des Mindestumfanges von Ausgleichs- bzw. Ersatzmafinahmen bei Eingriffen in die
Biotopfunktion.
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Feldgehdlz aus Gberwiegend standorttypischen Gehélzen mit geringem Baumholz (BA11)

Gehélzpflanzung im Bereich der Erweiterung des Geerbegebiees

Zur Eingrinung wurden am nérdlichen Rand des Gewerbegebietes vor etwa 10 Jahren
Geholzflachen aus heimischen Gehélzen angepflanzt. Der Bestand setfzt sich (berwiegend
aus folgenden Arten zusammen:

Betula pendula (Birke)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)

Corylus avellana (Hasel)

Crataegus spec. (Weilldorn, verschiedene Arten)
Prunus avium (Vogelkirsche)

Prunus spinosa/spec. (Schlehe und andere Arten)
Rosa spec. (Rosen, verschiedene Arten)
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)
Brombeer- und Himbeergestripp u.a.

Die Geholze zeigen eine relativ einheitliche junge Altersstruktur mit mittleren Wuchshéhen
bis etwa 5 m. Einzelne Bdume sind auch héher.
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Artenarme (Fett-)Wiesen, méaBig trocken bis frisch (EA31)

!

egbie’r und Gehélzpﬂonzung im Bereich der 5. Anderung

Die Gehdlzpflanzungen sind umgeben von regelmdflig gemdhten Wiesen (artenarme
Fettwiesen-Ausprégung) mit folgenden weit verbreiteten und héufigen Pflanzenarten:
Dactylis glomerata, Lolium perenne, Holcus lanatus, Festuca spec., Poa spec., Ranunculus
acris, Ranunculus repens, Plantago lanceolata, Bellis perennis, Taraxacum officinale,
Trifolium repens, Trifolium pratense, Achillea millefolium u.a.

Die infensiv und regelmdBig geméhten Wiesenflachen befinden sich tberwiegend nérdlich
der Gehélzpflanzungen, erstrecken sich jedoch auch entlang des westlichen Gehdlzrandes
bis in den Bereich zwischen den Gehdlzen und dem bestehenden Gewerbegebiet.

M

Wisenﬂ('jch westlich und nardlich der Gehdlzpflanzung
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Bewertung

Die nachfolgend aufgefihrten Biotope und Biotopwerte sind entsprechend der Methode
von LUDWIG, 1991 auf die Erweiterungsflache bezogen. Die angegebenen Wertzahlen
sind Anhaltswerte, die unter Bericksichtigung der lokalen Gegebenheiten Gberprift
wurden. Die Erweiterungsflache liegt in der Naturraumgruppe 5 - Paléozoisches Bergland,
submontan - (Naturraum bzw. Grofllandschaft VI — Stderbergland).

Nach LUDWIG (1991) werden die Werte (0-5) der sechs Bewertungskriterien addiert, so
dass fir die Gesamtbewertung eines Biotoptyps maximal 28 Punkte erreicht werden. Die
Bewertungseinstufung der ,Vollkommenheit” wird i.d.R. im Rahmen der Eingriffs/-
Ausgleichsbewertung nicht vorgenommen, weil sie nur bei Biotoptypen mit Natirlichkeits-
bzw. Gefdhrdungsgraden 4 oder 5 herangezogen wird. Im Bereich der Erweiterungsflache
werden derartige Biotoptypen nicht beeintréchtigt.

Erlauterungen zur Tabelle:

N = Naturlichkeit SV = Struktur- und Artenvielfalt
W = Wiederherstellbarkeit HN = Haufigkeit im Naturraum
G = Gefahrdungsgrad M = Maturitét BW = Biotopwert
Bedeutung fir die|0 I I Il \%
Biotopfunktion sehr gering mittel hoch sehr hoch
gering
Biotopwerte 0-6 7-12 13-18 19-23 [24-28
Tabelle 4.2.1.1: Zuordnung zu Bewertungsklassen aufgrund der Biotopwerte
Abk. Biotoptyp N[ W|G|M|SV|HN| BW
BA11 [Baumhecken mit Uberw. standorttypischen 4131213 |3|2]| 17

Geholzen mit geringem Baumholz
EA31 |Artenarme (Fetft-)Wiesen, méfig trocken bisfrisch | 2 | 1 [ 1 | 3 |2 | 1 10

Tabelle 4.2.1.2: Biotopwert der Biotoptypen des Untersuchungsgebietes

Biotoptypen der Bewertungsklassen hoch und sehr hoch sowie sehr gering sind von der
Erweiterung der Gewerbefldchen nicht betroffen. Eine mittlere Wertigkeit ist der
Gehdlzpflanzung  (Baumhecken mit (berwiegend standorttypischen Gehodlzen mit geringem
Baumholz, BA 11) zuzuordnen. Eine geringe Wertigkeit weisen die intensiv/regelmaBig
gemdhten Wiesenflachen auf.
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4.2.2 Flora, Fauna, Vegetation

Zur Anderung des Bebauungsplanes wurde vom Biro for Landschaftsdkologie aus
Weilburg (Dr. C. Mickschel) eine artenschutzrechtliche Vorprifung durchgefihr, die als
Anlage dem Bebauungsplan beigefigt ist.

Die artenschutzrechtliche Vorprifung kommt zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Die im Plangebiet vorhandenen fléchig ausgebildeten Gehélzbesténde zeigen vor allem
aufgrund ihres jungen Alters und der sich daraus ergebenden geringen strukturellen
Auspréigung in  der Summe keine ausgepragten Nist-/  Unterkunfts-  bzw.
Nahrungsméglichkeiten fir Hohlenbriter/-bewohner (bezogen auf die Arten der Avifauna
und die Tiergruppe der Flederméuse). Fur zahlreiche Freibriter werden aufgrund der
flachigen Ausbildung geeignete strukturelle Auspragungen fur einen Nestbau zur
Verfigung gestellt (Fortpflanzungs- und Ruhestétten gemafl § 44 BNatSchG). Zudem stellt
die Gehdlzstruktur ein gunstiges Nahrungsangebot (Frichte, Insekten) fir zahlreiche Végel
zur Verfigung. Die Gehdlzstruktur Gbernimmt im Gebiet eine landschaftsgliedernde
Struktur, welche eine gute Anbindung bzw. Abschirmung zu den im Siden vorhandenen
Gewerbeflachen bildet. Die die Strale Meiersheide sdumende Gehdlzreihe/ Allee wird
Uberwiegend aus mittelalten Linden aufgebaut. Diese Geholze zeigen aufgrund ihres Alters
strukturelle Ausprdgungen (Anteil an Totholz, Héhlen, Astausfaulungen, Spechtspuren
etc.), welche potenziell Quartiere fir halbhshlen-/ héhlenbritende Vogelarten und/ oder
Flederméuse erwarten lassen. Diese sind insbesondere in der Fortpflanzungsperiode fir
Végel und Flederméuse von grofier Bedeutung (Fortpflanzungs- und Ruhestatten gemaf §
44 BNatSchG).

Die im Plangebiet vorhandenen Biotoptypen und Habitatstrukturen -Gberwiegend jingere
und im Hinblick auf die Artenzusammensetzung heterogene Gehélzstrukturen sowie der
flachige Grinlandbereich- sind in der vorliegenden Ausprégung &kologisch als von
geringer (Grinland) bis mittlerer (Geholzstruktur) Wertigkeit zu klassifizieren (Einstufung
gering, mittel, hoch).

Das Vorkommen seltener oder im Bestand gefdhrdeter Pflanzenarten ist aufgrund der
vorgefundenen Biotoptypen und Habitatstrukturen sowie deren Ausprdgung mit hoher
Wahrscheinlichkeit auszuschliefen.

Aufgrund der rédumlichen Lage des Plangebiets, der Biotopausstattung, der gegebenen
hohen Vorbelastung durch Verkehrs- und Siedlungsstrukturen insbesondere im Westen,
Siden und Osten und der Biotopausstattung des umgebenden Naturraums kénnen
indirekte  Einflisse wie  Stérwirkungen oder die Unterschreitung erforderlicher
Minimalareale auf/ fir streng und besonders geschitzte Arten, welche gréfiere Gebiete
besiedeln, vernachléssigt werden. Eine besondere Bedeutung des Planungsraumes fir
dkologische Vernetzungsfunktionen planungsrelevanter Arten ist insbesondere aufgrund
der vorliegenden Vorbelastung (zahlreiche Verkehrswege, hohe Besucherfrequenz usw.) mit
hoher Wahrscheinlichkeit auszuschlielen. Barrierewirkungen und Zerschneidungseffekte
for die relevanten Tierarten/ Tiergruppen sind ebenfalls nicht zu erwarten.

Durch die Entfernung zu schutzwirrdigen Biotopen respektive Naturschutzgebieten (hier
NSG ,Dondorfer See” (SU-023)) gemdB LANUV stehen diese im Hinblick auf
naturschutzfachliche  Belange  réumlich-funktional  kaum im  Verbund mit  den
Biotopstrukturen im Untersuchungsgebiet. Enge rédumlich-funktionale Beziehungen zu dem
Untersuchungsgebiet und den dortigen Strukturen erscheinen aufgrund der vorliegenden
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Biotopausstattung  bzw.  der  strukturellen  Habitatauspragung  innerhalb  des
Untersuchungsgebietes (die von der Ausstattung des NSG komplett unterscheidet)
unwahrscheinlich.

Zusammenfassend kénnen folgende Aussagen zur ©kologischen Wertigkeit des
Untersuchungsgebietes gegeben werden.

Es handelt sich um eine grofiflachige, intensiv genutzte Grinlandfléche, welche im
Hinblick auf artenschutzfachliche Belange von sehr geringer ékologischer Wertigkeit ist.
Weiterhin liegt ein z.T. fléchig ausgeprégter, junger Gehdlzbestand vor. Diese Gehélze
weisen aufgrund ihres relativ geringen Alters keine Sonderstrukturen (Héhlen, Spalten etc.)
auf, welche insbesondere im Hinblick auf arenschutztachlich relevante (halb-)
hahlenbritende Végel und Fledermausarten betrachtenswert waren. Gleichwohl stellt der
Gehélzbestand Strukturen zur Verfigung, welche von Freibritern zum Nestbau genutzt
werden kénnen. So konnten im Rahmen der Begehung (Januar 2015) insgesamt 5
Altnester (mit hoher Wahrscheinlichkeit Ringeltaube, Elster und Amsel) innerhalb der
Gehdlzstruktur nachgewiesen werden. Die Einzelgehodlze der Geholzreihe/ Allee welche
das Plangebiet von Nordwesten nach Sidosten umgeben weisen z.T. Sonderstrukturen auf,
welche als Quartiere fur (halb-)héhlenbritende Végel und Fledermausarten relevant sein
kénnen. Weiterhin bieten sie auch Strukturen, welche von Freibritern genutzt werden
kénnen.

Auswertung vorliegender Daten

Aufgrund der im Untersuchungsgebiet vorliegenden Biotop-/Habitatstrukturen kann bei der
Uberwiegenden Zahl der planungsrelevanten Arten ein Vorkommen ausgeschlossen
werden. Insgesamt sind die Anspriche der planungsrelevanten Arten im Hinblick auf
potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestétten mit den vor Ort vorliegenden Biotop-/
Habitatstrukturen meist nicht oder kaum zu decken.

Tiergruppe Flederméuse

Bevorzugte Habitate von Fledermausarten sind insbesondere strukturreiche Landschaften
mit wechselnder Biotopausstattung aus Laubwdéldern, Offenlandbereichen, FlieB- oder
Stillgewdssern. Jagdgebiete stellen vor allem insektenreiche Luftrdume Uber Gewdéssern, an
Waldréndern oder artenreichen Wiesen dar. Als Sommer- oder Winterquartiere sind je
nach Art vor allem Dachstihle von Gebduden, Fensterldden, Holz-, Schiefer- und
Metallverkleidungen, Zwischenwénde und -béden, Kammern in Hohlblocksteinen und
Rollladenkdsten, Mauerritzen, abgeplatzte Baumrinden oder Baumhéhlen zu nennen.
Fledermduse orientieren sich bei den Fligen zwischen ihren Quartieren und ihren
Jagdhabitaten vor allem an linearen Landschaftsstrukturen wie Gewdssern  und
Gehdlzstrukturen. Die im Untersuchungsgebiet vorhandenen jungen Gehélze stellen keine
geeigneten Quartierméglichkeiten  (Sommer-/  Winterquartier) fior Flederméuse  zur
Verfigung. Die von Linden gebildete Baumreihe/ Allee weist partiell Strukturen auf, welche
ggf. als Sommerquartier fir Flederméuse in Frage kommen kénnten. Hinweise auf eine
aktuelle Nutzung konnten nicht ermittelt werden (z.B. Urin-/Kotspuren). Die Baumreihe/
Allee sollte als Bestand erhalten bleiben. Fir siedlungsgebundene Fledermausarten (z.B.
Zwergfledermaus) existieren Quartierméglichkeiten in und an den Gebduden der
umliegenden Wohn- und Gewerbebebauung. Mit der Planung ist eine Verkleinerung
moglicher Jagdhabitate verbunden. So kann auch die Beeintrachtigung von Jagdhabitaten
—die vom Gesetz selbst nicht geschitzt werden— in bestimmten Féllen eine Zerstérung von
Fortpflanzungs- und Ruhestatten implizieren. Davon ist im vorliegenden Fall aber nicht
auszugehen, da das Plangebiet keinen essenziellen Nahrungsraum fir die Tiergruppe
darstelll.  Da zudem  Ausweichméglichkeiten auf  umgebende Biotoptypen — mit
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vergleichbaren Habitatstrukturen vorhanden sind und die &kologische Funktion der
Fortpflanzungs- und Ruhestétten im rdumlichen Zusammenhang weiterhin erfillt wird, sind
Verbotstatbesténde nach § 44 ff BNatSchG fir die im Plangebiet vorkommenden
Fledermduse nicht gegeben. Unter Beachtung der Vorgabe des Erhalts der Baumreihe/
Allee durch das Planungsvorhaben ist es auszuschlieBen, dass Verbotstatbesténde des § 44
Abs. 1 und 5 BNatSchG —ndamlich die Stérung planungsrelevanter Arten wéhrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderzeit sowie die
Zerstdrung von Fortpflanzungs- und Ruhestétten— fur die angefGhrten Arten erfullt werden.

Tiergruppe Vogel

Im Rahmen der Begehung im Januar 2015 konnten aufgrund des unbelaubten Zustandes
der Stréucher die Gehdlzstrukturen im  Hinblick auf Altnester und somit auf
artenschutzfachlich relevante Fortpflanzungs- und  Ruhestétten untersucht werden. Im
ostlichen Bereich der Gehélzstruktur  konnten insgesamt vier Alinester von Vogel-
Freibritern (mit hoher Wahrscheinlichkeit Ringeltaube, Elster und Amsel) festgestellt
werden. Im westlichen Bereich konnte ein weiteres Altnest ermittelt werden (mit hoher
Wahrscheinlichkeit  Ringeltaube). Weitere Nester konnten nicht ermittelt werden.
Entsprechend der vorliegenden Biotopstrukturen und der hohen Vorbelastung des Gebietes
wird es sich bei den besiedelnden Vogelarten weitgehend um kommune, weit verbreitete
Arten handeln. Groflere Horste, wie sie von Greifvégeln genutzt werden, konnten nicht
beobachtet werden. Auch Gewsdlle (Greifvogel, Eulen) waren im Untersuchungsgebiet
nicht auffindbar. Generell héufige Vogelarten wie beispielsweise Amseln, Meisen,
Buchfinken, Girlitze, Elstern etc., sind zu erwarten bzw. deren Altnester sind auch im
Rahmen der Begehung angetroffen worden. Sie haben fir die artenschutzrechtliche
Vorprifung keinerlei Relevanz und finden hier daher keine weitere Beachtung, denn in
Nordrhein-Westfalen werden weit verbreitete Vogelarten (aber auch solche der
Vorwarnliste) als nicht planungsrelevant eingestuft. Fir diese gelten zwar auch die
artenschutzrechtlichen Verbote, dennoch werden sie nicht artspezifisch gesondert
betrachtet. Sie befinden sich derzeit in einem ginstigen Erhaltungszustand und sind im
Regelfall bei Planverfahren nicht von populationsrelevanten Beeintréchtigungen bedroht.
Auch sind grundsatzlich keine Beeintréchtigungen der &kologischen Funktion ihrer
Lebensumstdnde zu erwarten (Kiel 2007). Fur einige potenziell vorkommende Arten,
insbesondere fir die Offenlandarten Feldlerche und Feldsperling kénnte es zu einem
Verlust von Nahrungshabitaten kommen. Weiterhin kann es zur Verkleinerung von
Nahrungshabitaten fir Greifvogel kommen. Diese Arten kénnen in unterschiedlicher
Intensitét Acker- und Grinlandfléchen als Jagd-/ Nahrungshabitate nutzen. Aufgrund der
dkologischen Auspragung der vorliegenden Biotoptypen und unter Beachtung der
umgebenden  z.T. hohen  Stérwirkungen  (Gewerbenutzung,  Wohnbebauung,
Freizeitnutzung durch Ortsrandlage, Verkehrswege etc.) werden sie aber als mégliche
Nahrungshabitate bei diesen Arten nicht als essentiell fir das Vorkommen eingestuft.
Ausweichméglichkeiten auf benachbarte  Flachen, insbesondere im Norden und
Nordosten, sind fir alle angefihrten Arten gegeben. Bei artenschutzrechtlich relevanten
Arten handelt es sich meist um stendke Arten, die nur in einem sehr begrenzten Spektrum
von Biotoptypen mit speziellen dkologischen Rahmenbedingungen (iUber-)lebensféhig sind.
Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das Vorkommen von Fortpflanzungs- und
Ruhestatten fur Tierartengruppen/ Tierarten. So ist z.B. das Vorkommen des Neuntdters im
Gebiet trotz partiell geeigneter Biotoptypen (hier Dornengehdlze, jedoch kein Brachland,
sondern Intensivgrinland mit hoher Vorbelastung) mit hoher Wahrscheinlichkeit
auszuschlieBen. Die relevanten Vogelarten legen ihre Nester in der Regel jahrlich neu an
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und verlassen oftmals ihr Brutgebiet im Herbst. Der Baubeginn bzw. die Baufeldréumung
sollte daher zwischen Spatherbst und sehr zeitigem Frihjahr liegen; dies wirde den
Nestbau von vorneherein verhindern und r&umlich verlagern, sodass keine aktuell
genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestétten zerstért werden. In die weiteren Planungen
sollten daher Festsetzungen aufgenommen werden, dass Eingriffe in Gehdlzbesténde
generell nur auBerhalb der Brutzeit erfolgen dirfen. Fur Nistbriter bestehen zudem
Ausweichmoglichkeiten auf  Strukturen in  benachbarten  Flachen (Kleingehélze in
Vorgarten, flachige und lineare Gehdlzstrukturen insbesondere nérdlich und nordéstlich
des Untersuchungsgebietes). Populationen dieser Vogelarten sind nicht in ihrem Bestand
bedroht. Die artenschutzrechtlich relevanten ékologischen Funktionen im Zusammenhang
mit den Ruhe- und Fortpflanzungsstatten im rdumlichen Kontext bleiben somit erhalten. Die
Gehdlzreihe/ Allee weist aufgrund ihres im Vergleich zu der flachigen Gehdlzpflanzung
hoheren Alters partiell Hohlen-/Spaltenstrukturen  auf.  Diese stellen potenzielle
Nistmoglichkeiten for Hoéhlenbriter dar. Hinweise auf eine aktuelle Nutzung der
Baumhahlen/ Spalten bzw. eine Nutzung in der vorangegangenen Brutperiode konnten im
Rahmen der Begehung nicht festgestellt werden. Ein Altnest eines Freibriters konnte jedoch
ermittelt werden. Die Festsetzung der Gehdlzreihe als Bestand wird empfohlen. Kommune
Vogelarten nutzen das Plangebiet mit Sicherheit als Nahrungshabitat. Aufgrund der
rédumlichen Lage und der qualitativen Biotopausstattung des Plangebiets im vorhandenen
Landschaftsausschnitt werden diese als mégliche Nahrungshabitate bei diesen Arten
generell nicht als essentiell fir das Vorkommen im Gebiet eingestuft. Die Verlagerung von
Lebensstatten -hier im Sinne von Nahrungshabitaten- von potenziell vorkommenden
Vogelarten ist moglich, da die angrenzenden Bereiche fir Vogelarten eine vergleichbare
Eignung (Habitatangebot, Nahrungsangebot so etwa die Grinlandfléche) aufweisen.
Rodungen von Gehélzen und die Entfernung von Stréduchern dirfen nicht innerhalb der
Brutzeit von Végeln, d.h. im Zeitraum vom 1. Mérz bis zum 30. September, durchgefihrt
werden. Eine Kompensation der gesamten Planung im Rahmen der Eingriffsregelung (nicht
Bestandteil dieser Vorprifung) wird vorausgesetzt. Es sollte nicht der gesamte
Gehdlzbestand flachig gerodet werden, sodass auf einer Restfléche, vornehmlich im
dstlichen Bereich, ein entsprechendes Potenzial fir die Anlage von neuen Nestern besteht.
Unter Beachtung dieser Vorgaben kann ausgeschlossen werden, dass Verbotstatbestdnde
des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG eintreten.

Tiergruppe Amphibien und Reptilien

Bei dem Unfersuchungsgebiet handelt es sich um einen intensiv genutzten
Grinlandbereich mit flachigen Gehdlzstrukturen und einer Baumreihe/ Allee. Aufgrund
der ermittelten Biotopstrukturen kann festgestellt werden, dass keine Laichhabitate
(Stillgewdsser wie Tumpel, Teiche 0.4. sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden) oder
wertvollen Landhabitate betroffen sind. Fir die relevante Amphibien-Art Gelbbauchunke
sowie auch alle weiteren Amphibienarten sind daher negative Auswirkungen
auszuschlieBen. Die Reptilienart Zauneidechse benétigt insbesondere gréfiere Fléchen mit
offenen Bodenstellen, Fels und/ oder Mauerwerk, Lesesteinhaufen o.é.. Diese Strukturen
sind im Untersuchungsgebiet nicht vorhanden. Verbotstatbesténde des § 44 Abs. 1 und 5
BNatSchG kénnen somit fir die angefihrten Arten der Tiergruppen Amphibien und
Reptilien ausgeschlossen werden.

Tiergruppe Schmetterlinge

Fur die beiden relevanten Blauling-Arten sind im Untersuchungsgebiet keine geeigneten
Habitate (feuchtebeeinflusste  Bereiche, Graben, Gewdésser), insbesondere keine
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Reproduktions- und Ruhestétten, vorhanden. Negative Wirkungen auf diese Arten kénnen
ausgeschlossen werden. Verbotstatbestdnde des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG kénnen
somit fur die beiden angefihrten Arten ausgeschlossen werden.

4.2.3 Béden, Altlasten, Ertragspotentiale
Geologie / Boden
Im Untergrund steht nach Darstellung der geologischen Karte 1:25.000, Blatt 5209
Siegburg, der verwitterte Fels an. Es handelt sich um meist tiefgrindig verwitterte Schiefer
und teilweise um Grauwacken der Herdorfer Schichten des Unterdevons.
Die Béden sind Uberwiegend entstanden aus einer Bedeckung von pleistozénen L& und
LoBlehm, der vom Wind angeweht wurde. Hierbei handelt es sich im unteren Bereich um
einen kalkhaltigen, feinsandigen Schluff bis schluffigen Feinsand. Er geht im oberen
Bereich (ca. 1,0-3,0 m Dicke) in einen entkalkten LéBlehm, also den durch Verwitterung
aus dem LéB entstandenen, meist tonigen, schwach feinsandigen Schluff Uber. Das
Bodenprofil wird durch einen humosen Oberboden abgeschlossen.
Bewertung
Der Boden wird rechtlich durch das Landes-Bodenschutzgesetz geschitzt. Fur die
Bewertung stellt der Geologische Dienst® Informationen zu den schutzwiirdigen Béden
bereit, in dem alle Béden nach Bodenfunktionen und Archivfunktion in Abhéngigkeit vom
Grad der Funktionserfillung als ,schutzwirdig” (Stufe 1), ,sehr schutzwiirdig” (Stufe 1l) und
,besonders schutzwirdig” (Stufe lll) bewertet werden. Die Gbrigen Béden sind nach obigen
Kriterien weniger schutzwirdig bzw. nicht kartiert.
Schutzwirdige Béden werden ausgewiesen fir folgende Boden(teil-)funktionen:

e Archiv der Natur- und Kulturgeschichte

e Lebensraumfunktion (Teilfunktion): hohes Biotopentwicklungspotenzial

(Extremstandorte)

e Lebensraumfunktion (Teilfunktion): hohe natirliche Bodenfruchtbarkeit /Regelungs-
und Pufferfunktion

Boden(teil-)funktion Bewertung Stufe

Archivfunktion der Natur- und Kulturgeschichte Keine Funktion --

Biotopentwicklungspotenzial fir Extremstandorte Keine Funktion --

Regelungs- und Pufferfunktion/ natirliche Bodenfruchtbarkeit Besonders Il
schutzwirdig

Tabelle 4.2.3: Bewertung der Bodenfunktionen

Bei den Béden im Erweiterungsbereich des Gewerbegebietes handelt es sich um Baden mit
hoher oder sehr hoher Bodenfruchtbarkeit. Diese Bdden zeichnen sich auf Grund ihres

> Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen [Hrsg.] (2004): Karte der schutzwirdigen Béden. - Auskunftssys-
tem Bodenkarte von Nordrhein-Westfalen, Bearbeitungsmafistab 1 : 50 000: 17 Themenkt. u. Kt
LSchutzwirdige Béden” als Vektorkt.; Krefeld. - [CD-ROM, 2. verénd. Aufl.] — ISBN 3-86029-709-0.
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groflen Wasser- und Nahrstoffspeichervermégens zudem durch eine hohe bis sehr hohe
Regelungs- und Pufferfunktion aus. Sie sind fir den Bodenwasserhaushalt des
Landschaftsraums relevant, weil sie aufgrund ihrer Regelungsfunktion im Wasserhaushalt
den Abfluss von Niederschlagswasser verzégern bzw. démpfen sowie aufgrund ihrer
[chemischen] Pufferfunktion und des Wasserrickhalts die Reinigung des Sickerwassers von
belastenden Stoffen verbessern.

Die ,Archivfunktion” des Bodens sowie das ,Biotopentwicklungspotenzial fir Extremstandorte”
haben im Bereich der Erweiterungsfléche keine Bedeutung.

Altlastenverdachtsfléchen

Altlastenverdachtsfléchen sind im Bereich der Erweiterungsflache nicht bekannt.

4.2.4 Wasserhaushalt, Gewisser, Versickerungspotentiale

Grundwasser

Der Bereich der Erweiterungsfléche gehort zu einem Gebiet mit geringem Grund- und
Quellwasservorkommen. Dies ist bedingt durch die vorhandene Geologie. Im Allgemeinen
stellen die geklifteten devonischen Tonschiefer und Sandsteine einen Kluftgrund-
wasserleiter mit geringer Ergiebigkeit dar.

Wasserschutzgebiete

Der Bereich der Erweiterungsflache liegt auBBerhalb festgesetzter Wasserschutzgebiete.
Versickerungsféhigkeit

Der LéB/LéBlehm besitzt keine ausreichend grofle Durchlassigkeit, um nach den
behérdlichen und technischen Vorgaben gesammeltes Niederschlagswasser gezielt
versickern zu lassen.

4.2.5 Klima, Luft

Klima

Die Niederrheinische Bucht, an deren Randbereich das Plangebiet liegt, ist geprégt durch
geringe Jahresschwankungen der Lufttemperatur, meist milde Winter, maBig warme
Sommer sowie Niederschlége zu allen Jahreszeiten. Im Raum Hennef ist dabei eine
mittlere Niederschlagshdhe zwischen 675 und 700 mm sowie eine mittlere Lufttemperatur
von ca. 9,0°C gegeben. Die Hauptwindrichtung ist West-Sidwest.

Lokalklima

Die  Wiesen im  Bereich der offentlichen  Grinflache sind  potenzielle
Kaltluftentstehungsgebiet. Die bodennah entstehende Kaltluft flieit dem natirlichen
Gelandeverlauf folgend in Richtung Osten zum Siegtal ab. Gréflere Waldfléchen, die als
Frischluftentstehungsgebiete  dienen, sind nicht vorhanden. Die vergleichsweise
kleinflachigen Gehélzpflanzungen nehmen keinen nennenswerten Einfluss auf die
Frischluftproduktion. Das Siegtal ist ein Kaltluftsammelgebiet und eine Kaltluftabflusszone,
in das von den umgebenden Hangen und Kuppen entstehende Kaltluft abfliefit. Aufgrund
der geringen Ausdehnung kénnen dem Bereich der Erweiterungsfléche keine besonderen
lokalklimatischen Funktionen zugewiesen werden.
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4.2.6 Lérm (einschlieBlich Fluglérm)

Verkehrslarm

Die Gerduschbelastungskarte des LANUV NRW weist im Hinblick auf StraBenlérm Pegel
von bis zu 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts auf. Durch die Lage der Autobahn A 560 in
einem Geléndeeinschnitt  wird die Verkehrslarmwirkung auf den Bereich der
Erweiterungsfléche trotz geringer Entfernung deutlich minimiert.

Fluglérm

Der Bereich der Erweiterungsflache ist von den Schallimmissionen des Flugverkehrs vom
Flughafen Kéln /Bonn betroffen. Der Larmminderungsplan weist Beurteilungspegel von 35
— 40 db(A) tags wie nachts aus. Das Gebiet liegt auBlerhalb der gem. § 4 Fluglarm-
schutzgesetz  ausgewiesenen  Larmschutzzonen, unterliegt auch  daher keinen
entsprechenden Planungsrestriktionen.

Gewerbelérm

Im rechtskraftigen Bebauungsplan sind flachenbezogene Schalleistungspegel festgesetzt,
die Betriebe zum Schutz der umgebenden (Wohn-)Bebauung einhalten miussen. Damit ist
eine schalltechnische Vertréglichkeit zwischen Gewerbe und Wohnen sowie die Einhaltung
der Immissionsrichtwerte an den jeweiligen Immissionsorten gewdhrleistet.

4.2.7 Landschafts-/Siedlungsbild

Landschaftsraum

Der Landschaftsraum sidéstlich von Hennef stellt eine typische Mittelgebirgslandschaft dar.
Walder bedecken die steilen Talhénge. Grinland nimmt die waldfreien Bereiche der
Hanglagen ein. Ackerfléchen prégen vor allem die Ricken und Hochflachen und sind hier
oftmals durch raumwirksame Strukturen optisch gegliedert.

Das Orts- und Landschaftsbild im Umfeld der 5. Anderung ist wie folgt zu beurteilen:

Die Erweiterungsflache ist als GuBere Eingrinung des bestehenden Gewerbegebietes mit
Gehélzen bepflanzt. Die Gehdlzpflanzung ist etwa 10 Jahre alt. Stdlich grenzen die
bebauten Gewerbegrundsticke an. Westlich befindet sich die Autobahn A 560 in einem
tiefen Geldéndeeinschnitt, dessen Béschungen mit Gehdlzen bestanden sind. An die
Gehdlzpflanzung auf der dffentlichen Grinflache (Flurstick 217) grenzen nérdlich und
dstlich Offenlandbereiche an, die sich bis zur Strafle Meiersheide als artenarme
Wiesenflachen prasentieren. Entlang der Strafle Meiersheide steht eine Allee aus
Uberwiegend Linden mittleren Alters. Das Umfeld der Erweiterungsfléche ist insgesamt
relativ kleinrdumig strukturiert und hat trotz der Néhe zum Gewerbe und der Autobahn
eine gewisse Bedeutung fir die Naherholung. Die Strukturierung der Erweiterungsfléche
und des Umfeldes zeigen die nachfolgenden Abbildungen.
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Wiesenflachen und Gehélzpflanzungen zwischen der Strale Meiersheide und den
bestehenden Gewerbegebiet

%

bestehendes Gewerbegebiet

Durch die vorhandenen Gehélzpflanzungen ergibt sich sowohl fir die bestehende
Gewerbebebauung als auch fir die geplante Erweiterung keine relevante Fernwirkung.
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4.2.8 Qualitit und Defizite fir Menschen und seine Gesundheit

Zwischen Autobahn A 560 und dem Gewerbegebiet Hossenberg fihrt ein Rad-/Fuflweg,
der u.a. als Schulweg zur Meiersheide genutzt werden kann. Der Weg verléuft an der
Béschungsoberkante  des  Autobahneinschnitts.  Die  Larmbelastungen  sind  daher
vergleichsweise gering. Der Bereich zwischen Autobahn, Gewerbegebiet und StraBe
Meiersheide wird ansonsten vorrangig von Hundebesitzern genutzt, insbesondere die
offenen Wiesenfléchen.

Das Plangebiet hat aufgrund seiner durch die Autobahn und das bestehende
Gewerbegebiet isolieten Lage insgesamt keine Bedeutung fur die allgemeine
landschaftsorientierte Erholung oder sonstige soziale Funktionen.

4.2.9 Kultur- und Sachgiter

Kultur- und Sachgiter, Objekte von gesellschaftlicher Bedeutung und 6ffentlichem
Interesse sowie Bodendenkmdéler gemdaf3 § 3 Denkmalschutzgesetz NRW sind auf der
geplanten Erweiterungsfléche nicht bekannt.

4.2.10 Wechselwirkungen der Schutzgiiter

Die méglichen oder erheblichen Auswirkungen in Bezug auf die Wechselwirkungen erfolgt
in einer Folgewirkungstabelle (vgl. Balla 1998), die von einzelnen Wirkfaktoren
ausgehend, zundachst primdare  Wirkungen beschreibt und daran anschlieBend
schutzgutibergreifend die wesentlichen Folgewirkungen benennt.

Wirkfaktor
Priméres betroffenes Beschreibung der Wirkungskette Betroffenes
Schutzgut (primére Auswirkung — direkte Folgewirkung) Schutzgut
-Fauna / Flora Verlust von Wald / Verkleinerung von Habitaten, Teilhabitaten,
Vernetzungselementen fir Tiere — Abwanderung von Tierarten
e Verlust von lufthygienischen Vegetationselementen Luft/Klima

(Waldbereich) - Beeintrachtigung der lufthygienischen
Ausgleichsfunktion

e Verlust von landschaftsbildprégenden Landschaft
Vegetationselementen - Beeintréchtigung der
Landschaftsbildqualitét/ natirlichen Erholungseignung

-Boden Versiegelung, Verdnderung (Verdichtung) des Bodens -

Verringerung der Grundwasserneubildung und Erhéhung des

Oberflachenabflusses

e Verdnderung des Wasserhaushaltes der Boden - Wasser
Verénderung des physikalischen und chemischen
Bodenzustandes - Verdnderung des Bodentyps

-Klima Anderung der mikroklimatischen Verhéltnisse durch

Versiegelung

e Anderung der klimatischen Standort- und Fauna/ Flora
Habitatbedingungen im Nahbereich der Baufléchen for
Pflanzen und Tiere, Trenneffekte fir bodengebundene
Tierarten

Tab. 4.2.10: mégliche Wechselwirkungen der Schutzgiter
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5 Wirkungsprognose (Beschreibung und Bewertung)

5.1 Voraussichtliche Entwicklung bei Nicht-Durchfihrung der Planung

Ohne die 5. Anderung des Bebauungsplanes werden sich die Gehdlzpflanzungen auf den
dffentlichen Grinflachen voraussichtlich zu einem von Béumen geprégten Gehdlzbestand
entwickeln. Die Funktion als landschaftliche Einbindung und Eingrinung wird dabei weiter
zunehmen, so dass mittelfristig die Gewerbebebauung aus nérdlicher Richtung nicht mehr
einsehbar sein wird. Die offenen Wiesenflachen werden wohl weiterhin regelmaBig
gemdht/gepflegt. Die gewerblichen Nutzungsméglichkeiten im nérdlichen Teil des
Gewerbegebietes sind weitgehend ausgeschépft, so dass ohne die Anderung des
Bebauungsplanes auch keine relevanten Nutzungsdnderungen im Plangebiet zu erwarten
sind.

5.2 Voraussichtliche Auswirkungen auf die Umweltgiter bei Planumsetzung

Die Einschatzung des Grades des zu erwartenden 6kologischen Risikos bzw. der
Neubelastung  bei  der  Planumsetzung erfolgt anhand  der  &kologischen
Risikoeinschatzung®.

Es werden Art und Intensitat der Eingriffe mit der Schutzwirdigkeit/Empfindlichkeit der
Landschaftspotenziale aggregiert. Potenzielle Mafinahmen zur Vermeidung/Verminderung
von Eingriffen flieBen in die Bewertung ein.

Grad der Neubelastung/Beeintréchtigungsintensitét

e hoch (Stufe lll) = Die durch das Vorhaben zu erwartenden Beeintréchtigungen sind
auch bei Beriicksichtigung risikomindernder Mafinahmen erheblich oder nachhaltig
und nicht ausgleichbar.

e mittel (Stufe Il) = Erhebliche bzw. nachhaltige Beeintréchtigungen des
Naturhaushaltes sind aller Wahrscheinlichkeit nicht zu erwarten; Ausgleichs- bzw.
ErsatzmaBBnahmen sind jedoch notwendig.

e Gering (Stufe I) = Beeintréchtigungen sind nur in geringem Umfang vorhanden
und, falls notwendig, rasch ausgleichbar.

¢ BACHFISCHER/DAVID u.a. 1980: Die &kologische Risikoanalyse als Entscheidungshilfe fir die
raumliche Gesamtplanung, in: BUCHWALD/ENGELHARDT: Handbuch fir die Planung,
Gestaltung und Schutz der Umwelt, Bd. 3.
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Art der Neubelastung /Konflikte ‘

MafBnahmen

| Beeintrachtigungsintensitat

Biotope

Verlust von Biotoptypen mit
geringer (artenarme Wiesen) und
maBiger Schutzwirdigkeit (junge
bis mittelalte Geholze).

weitgehende Erhaltung des
Gehélzbestandes,

Ausgleich von Gehélzverlusten
durch (Ersatz-) Pflanzungen,
Ausweisung, Entwicklung und
Pflege von Ersatzlebensrdumen

mittel (Stufe 1)

Flora und Fauna

Verlust von anthropogen
geprdgter Lebensrdumen
(keine Betroffenheit geschitzter
oder artenschutzrechtlich
relevanter Tier- und
Pflanzenarten)

Beschrénkung von
Gehdlzrodungen auf die Zeit
zwischen Oktober bis Februar,
Schutz zu erhaltender
Lebensrdume

gering (Stufe 1)

Boden

nachhaltiger Verlust der
vielfaltigen Funktionen des
Bodens durch Flachen-
versiegelung und Befestigung,
Betroffenheit besonders
schutzwirdiger Béden

Begrenzung der GRZ auf 0,7,
Schutz des Oberbodens wahrend

der Bauphase,

wasserdurchléssige Befestigung
von Stellplétzen

hoch (Stufe ll)

Wasser

Verminderung der Grundwasser-
neubildungsrate,

Erhohung des
Oberflachenabflusses

ordnungsgemdafe/geregelte
Ableitung des
Oberflachenwassers im
Trennsystem

gering (Stufe I)

Klima

Autheizungseffekte durch
Versiegelung des Bodens mit
Gebéduden und befestigten
Flachen

Stellplatzbegrinung,
Anlage von Pflanzflachen

gering (Stufe 1)

Landschaftsbild; Erholungsfunktion

en

geringes Beeintrachtigungsrisiko
(Das Gebiet ist gewerblich
vorbelastet, ist jedoch teilweise
sichtexponiert. Die Bedeutung fur
die Erholungsfunktion ist gering.)

weitgehende Erhaltung der
vorhandenen Gehdlzstrukturen,
Ersatzpflanzungen fir
verlorengehende Geholze,
Beschréinkung der Héhe
baulicher Anlagen,
Gestaltungsfestsetzungen fur
Gebaude (u.a. Farbvorgaben fir
Dach und Fassade),
Begrenzung der zuléssigen
Schallemissionen

gering (Stufe 1)

Tab. 5.2: Konfliktschwerpunkte u

nd Eingriffsbewertung
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Im Zuge der Erweiterung der Gewerbefldchen kommt es zu Beeintréchtigungen von
Biotopen. Betroffen sind Biotoptypen mittlerer Wertigkeit (junge und mittelalte Gehélze). Im
Wesentlichen handelt es sich hierbei um vor etwa 10 Jahren gepflanzte Gehélze. Dariber
hinaus sind nur Biotoptypen geringer Wertigkeit (artenarme Wiesen) betroffen.

Der Funktionsverlust des Bodens ist durch die Flachenversiegelung als erheblich und
nachhaltig zu bewerten, betroffen sind besonders schutzwirdige, fruchtbare Ackerbdden.
Das Oberflachenwasser wird dem bestehenden Kanal (Trennsystem) zugeleitet. Aufgrund
der vorhandenen lehmigen Béden und des geologischen Untergrundes ist keine effektive
Versickerung méglich.

Auf eine ausreichende Eingrinung der Erweiterungsflache ist zu achten. Dabei werden die
Gestaltungsfestsetzungen des rechtskraftigen Bebauungsplanes fir Dach und Fassade
weiter gelten. Die entstehende Licke im Gehdlzbestand wird durch Neupflanzungen
geschlossen.

5.2.1 Auswirkungen auf die Biotope

Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes gehen vorrangig etwa 10 Jahre alte
Gehdlzpflanzungen verloren. Randlich sind auch artenarme Wiesenfléchen betroffen.
Deren Bedeutung als Lebensraum fir Pflanzen und Tiere ist nachfolgend bewertet.

Uberpon’re Gehélz- und Wiesenflichen
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5.2.2 Auswirkungen auf Flora, Fauna, Vegetation
Die artenschutzrechtliche Vorprifung vom Biro fir Landschaftsékologie aus Weilburg (Dr.
C. Mickschel) kommt zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Zusammenfassende Bewertung

Die artenschutzrechtliche Vorprifung des Plangebietes kommt hinsichtlich  der
Artengruppen Végel, Fledermduse, Reptilien, Amphibien und Schmetterlinge zum Ergebnis,
dass die Verbote des § 44 Abs. 1 und 5 ff BNatSchG fir die planungsrelevanten Arten
nicht berthrt werden. Ausgehend von der vorliegenden Datenbasis werden
Verbotstatbestéinde gemaf § 44 ff BNatSchG nicht ausgelést, eine Verschlechterung des
Erhaltungszustandes von Populationen der angefihrten Arten ist durch die Uberplanung
nicht zu erwarten. Eine Zerstérung nicht ersetzbarer Biotope nach BNatSchG trifft nicht zu.
Eine detaillierte Untersuchung im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prifung erscheint
somit im Hinblick auf das Plangebiet nicht erforderlich. Dies gilt unter Beriicksichtigung der
dargelegten MaBBnahmen und Hinweise zur Vermeidung, durch die eine Geféhrdung
einzelner Individuen oder die Stérung europdischer Vogelarten vermieden werden kénnen.
Das Untersuchungsgebiet zeigt aufgrund der intensiven Nutzung, teils angrenzenden
Gewerbenutzung und Freizeitnutzung und des damit verbundenen Verkehrsautkommens
und Besucherdrucks (Kfz, Radweg etc.) eine relative Vorbelastung. Diese setzt die
,Okologische Gesamtwertigkeit” der Fléche deutlich herab. Die Abarbeitung von Belangen
der Eingriffsregelung, welche nicht Bestandteil dieser Vorprifung sind, wird vorausgesetzt.
MaBnahmen und Hinweise zur Vermeidung

Folgende artenschutzrechtlichen Vermeidungsmafinahmen missen im weiteren Verfahren
bericksichtigt bzw. durchgefihrt werden.

1. Rodungen von Gehélzen und Entfernung von Stréuchern erfolgt nur aufBerhalb der
Brutzeiten von Végeln gemdéfl dem geltenden Landesnaturschutzgesetz in NRW. Die
Baufeldraumung bzw. erforderliche Rodungsmaf3inahmen sollten aus artenschutzfachlicher
Sicht zwischen Spdtherbst und sehr zeitigem Frihjahr liegen (um eine Zerstérung
moglicherweise aktuell genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestétten auszuschliefen.

2. Es dirfen maximal 75 % des Gehélzbestandes gerodet werden, sodass auf einer
ausreichenden Restflache Potenzial fir die Anlage von Nestern bestehen bleibt.

3. Die die StraBe Meiersheide sdumende Baumreihe/ Allee, welche das Plangebiet von
Nordwesten nach Stidosten umrahmt, sollte als Bestand festgesetzt werden.
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5.2.3 Auswirkungen auf Béden

Nach der Karte der schutzwirdigen Béden in NRW werden die fruchtbaren LéBbdden der
Schutzwirdigkeitsstufe Il ,besonders schutzwirdig” zugeordnet. B&den mit hoher oder sehr
hoher Bodenfruchtbarkeit sind als Vorbehalts- bzw. Vorranggebiete fir die Landwirtschaft
zu betrachten.
Altlasten
Altlastenverdachtsflachen sind im Gebiet nicht bekannt.
Quantitative Prognose der zu erwartenden Planungswirkung:
Die erforderlichen Geléndeverdnderungen (Abgrabungen/Aufschittungen) sowie die
Errichtung von Gebéduden, Lager- und Rangierflachen fGhren im Bereich der Erweiterung
zu einer erheblichen und nachhaltigen Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden. Relevant
sind insbesondere der Verlust fruchtbarer Ackerbéden sowie die Beeintrdachtigung der
natirlichen Bodenfunktionen, wie Lebensraum- und Regelungsfunktion (Filter-, Puffer-,
Transformator-, Speicherfunktion).
Die gewerbliche Bauflche wird durch die 5. Anderung des Bebauungsplanes um
2.593.3 gm vergréBert. Aufgrund der festgesetzten Grundfléchenzahl von GRZ=0,7 ist
eine maximale Versiegelung von 70 % méglich. Durch die Erweiterung ist demnach eine
zusatzliche Versiegelungsflache von 1.815,3 gm zuldssig. Dariber hinaus wir durch
Geléndeverdnderungen (Abgrabungen/ Aufschittungen) in einem Umfang von ca. 778 gm
in die Bodenfunktion eingegriffen.
Der Leitfaden ,Bodenschutz in der Umweltprifung“7 stellt eine Arbeitshilfe dar, aus der
abgeleitet werden kann, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Belange des
Bodenschutzes bei der Erarbeitung der Umweltprifung zu bericksichtigen sind.
Schutz von Béden
Zur Minimierung der Eingriffe in den Boden sollen Beeintrachtigungen von Bdden mit
hohem Erfillungsgrad der Bodenfunktion sowie schutzwirdiger Béden soweit wie maglich
vermieden werden. Von der Bebauung sind im vorliegenden Planungsfall Béden mit
hohem Funktionserfillungsgrad betroffen. Daher sollten geméB dem o.g. Leitfaden
zunéchst  anderweitige  Planungsméglichkeiten  geprift  werden.  Eine  réumliche
Standortalternative wird im vorliegenden Fall ausgeschlossen, da fir die Erweiterung des
Betriebes nur unmitteloar angrenzende Flachen in  Betracht kommen. Die
Erweiterungsfléche ist dabei jedoch auf den derzeit absehbaren Bedarf beschrénkt und
raumt keine Entwicklungspotenziale ein, die sich nach jetzigen Stand der
Entwicklungsprognosen nicht begrinden lassen.
Vermeidungs- und MinderungsmafBBnahmen
Wenn keine Alternativstandorte in Betracht kommen, gibt es in der Bauleitplanung geméf3
dem o.g. Leitfaden folgende Méglichkeiten fir bodenspezifische Vermeidungs- und
MinderungsmaBBnahmen. Ob die Umsetzung bei der 5. Anderung méglich ist, wird
nachfolgend beschreiben.

e Anpassung des Baugebietes an den Geléndeverlauf zur Vermeidung gréfBerer

Erdmassenbewegungen

Eine héhenmaBige Anpassung der Erweiterungsfléche an das vorhandene Gelénde ist
aufgrund des vorgesehenen Anbaus und der innerbetrieblichen Abléufe unvermeidbar.

7 Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO), Januar 2009: Bodenschutz in der
Umweltprifung nach BauGB- Leittaden fir die Praxis der Bodenschutzbehérden in der
Bauleitplanung
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Das Gelénde ist jedoch nicht so profiliert, dass zur Einebnung von Bauflachen Gbermafige
Aufschittungen erforderlich werden. Grundsétzlich sind Aufschittungen fur die bauliche
Nutzung jedoch erforderlich.

e Reduzierung des Versiegelungsgrades durch Vorgaben zur Verwendung
versickerungsfahiger Belége

Im Bebauungsplan sind die Grundflachenzahl auf 0,7 und damit der Versiegelungsgrad
auf 70 % beschrankt und bleiben unter dem nach BauNVO méglichen Wert von 0,8 bzw.
80 %. 30 % der Erweiterungsfléchen sollen insbesondere in den Randbereichen fir
BegrinungsmaBBnahmen erhalten und offen bleiben. Zudem ist im Bebauungsplan eine
Festsetzung zur wasserdurchlassigen Gestaltung von Stellplétzen enthalten.

e kleinrdumige Steuerung der Boden-Inanspruchnahme durch Ausweisung von
Grunflachen, Flachen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft oder Fléchen, die von Bebauung frei zu halten sind

Da die Erweiterungsflédche bereits auf die vom Betrieb gewiinschte Grofle beschrénkt
wurde, sind solche Einschrénkungen und Vorgaben zur Platzierung von Gebéduden oder
zur Strukturierung der Erweiterungsfléche weder zweckméaBig noch angemessen.
e dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser
Die Baden im Plangebiet sind fir eine Versickerung nicht geeignet, wie das bestehende
Gewerbegebiet deutlich zeigt. Es kommen allenfalls Anlagen zur Rickhaltung fur eine
zeitversetzte Ableitung in Betfracht. Die Ableitung des Oberflachenwassers erfolgt Gber die
dffentliche Kanalisation im Trennsystem. Stellplatze sind wasserdurchldssig zu befestigen.
e Vorgaben zur Dachbegrinung
Im Stammplan sind Festsetzungen zur Dachbegrinung enthalten. Diese greifen jedoch erst
bei  gréfleren  Gebduden.  Fir  die  nunmehr  vorgesehene  Erweiterung
gesonderte/abweichende Festsetzungen zu treffen, wére nicht angemessen, zumal fir den
Eingriff eine entsprechende Kompensation erfolgt.

e flachensparendes Bauen
Die Erweiterung des vorhandenen Firmengeléndes erspart die potenzielle ErschlieBung an
einem anderen Standort. Durch die Betriebserweiterung lasst sich eine effektivere Nutzung
von vorhandenen ErschlieBungsanlagen gewdhrleisten.
KompensationsmaBnahmen unvermeidbarer nachteiliger Beeintréichtigungen
Die Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz ist bei der Aufstellung von
Bebauungsplénen zu beachten. Vermeidung und Ausgleich unterliegen dabei dem
Abwagungsgebot. Diejenigen Bodenfunktionen, die durch den Eingriff beeintrachtigt
werden, sollten durch geeignete bodenfunktionsbezogene KompensationsmaBnahmen
ausgeglichen werden. Multifunktionale Mafinahmen, die Aufwertungen bei mehreren
Schutzgitern bewirken, sind fir den Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und
Landschaft besonders geeignet. Neben der Kompensation der Eingriffe in die Biotope
dienen folgende  MafBBnahmen  potenziell auch als  bodenfunktionsbezogene
KompensationsmafBinahmen:

e Entsiegelung
Entsiegelungsfléchen stehen als KompensationsmaBBnahmen fur die Erweiterung der
Gewerbeflachen nicht zur Verfigung.

e Rekultivierung von Eingriffsfléchen
Im Rahmen der Erweiterung des Bebauungsplanes wird die Bauflache vergréfert. Die
dabei entstehenden Béschungsfléchen sowie temporar genutzte Baufeldfléchen werden
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jedoch wieder rekultiviert (teilweise bepflanzt) und langfristig als Grinflachen entwickelt.
(vgl. Karte 2: Mafinahmenplan)

e erosionsmindernde Mafinahmen
Die als Kompensation vorgesehenen artreichen Blihstreifen auf zuvor ackerbaulich
genutzten landwirtschaftlichen Nutzfléchen auf dem Stadtgebiet Hennefs sind u.a. auch
erosionsmindernde Mafinahmen (Flachenumfang 3.910 gm). Blihstreifen sorgen fir eine
nahezu ganzjghrige Bodenbedeckung, so dass die Wind- und Wassererosion sowohl auf
den eigentlichen Einsaatflachen, als auch auf den angrenzenden ackerbaulich genutzten
Arealen vermindert wird.

e Nutzungsextensivierung
Die artreichen BlUhstreifen stellt eine ExtensivierungsmafBnahme dar. Durch den Nutzungs-
und Duingeverzicht werden der Eintrag von Ndahrstoffen und eine nutzungsbedingte
Bodenumlagerung und -verdichtung zukinftig vermieden (Fléchenumfang 3.910 gm). Die
Florenvielfalt férdert auch eine artenreiche Insektenfauna, einschlieBlich heimischer
Notzlinge, so dass auch auf den Nutzpflanzenkulturen Schadschwellen nicht erreicht und
Pflanzenbehandlungsgdnge vermieden werden kénnen. SchlieBlich wird durch den
intensiven dauerhaften Bewuchs der organische Humusanteil im Boden erhéht, was
wesentlich zu seiner Stabilitét und Funktionsfahigkeit (Wasser- und Néhrstoffbevorratung,
CO?%Bindung, Puffervermégen etc.) beitrégt.
Um den Belangen von Natur und Landschaft (sowie den Stellungnahme des Rhein-Sieg-
Kreis aus der Offenlage) Rechnung zu tragen, wird als zusatzliche Ausgleichsmafinahme
festgesetzt, auf der stédtischen Waldparzelle Gemarkung Kurscheid, Flur 2, Flurstick 78
zeitnah (bis Ende 2016) den dort befindlichen Fichtenbestand in einen naturnahen
Laubholzbestand umzuwandeln. Die im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse” gelegene
Flache ist besonders geeignet, da die standérilichen Verhdlinisse (starke Verndssungen,
Lage an der Bachaue, Bestand von Equisetum pratensis) durch die Fichtendickung hier
weit unter ihrem Entwicklungspotenzial bleiben und der Boden durch die Entwicklung eines
standortgerechten Gehdlzbestandes deutlich aufgewertet und verbessert werden kann.

5.2.4 Auswirkungen auf Wasserhaushalt, Versickerungspotentiale, Gewdésser

Grundwasser

Durch die Neuversiegelung/Verdichtung von bislang offenen Bodenfléchen gehen
bisherige offene Bdden als Versickerungsfléche verloren. Somit kommt es zu einer
vergleichsweise geringen Reduzierung der Grundwasserneubildung. Innerhalb der nicht
bebauten und teilweise zu bepflanzenden Freiflachen bleibt das Versickerungspotential
jedoch erhalten.

Versickerungspotentiale

Nach den Vorgaben des Landeswassergesetzes ist Niederschlagswasser, das auf
Grundsticken anfallt, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewdsser
einzuleiten, sofern dies ohne Beeintréchtigung des Wohls der Allgemeinheit méglich ist.
Der oberfléchennah anstehende Fels ist tiefgrindig verwittert und besitzt nach den
Eahrungen aus den bereits bestehenden Gewerbeflachen keine ausreichende
Wasserdurchlassigkeit. Der Lof3/Léfllehm besitzt keine auf Dauer ausreichend grofie
Durchlassigkeit, um nach den behdrdlichen und technischen Vorgaben gesammeltes
Niederschlagswasser gezielt versickern zu lassen. Dies bestéatigen auch die Planungen im
Rahmen der 4. Anderung im sidlichen Teil des Gewerbegebietes.
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Regenrickhaltung / Schutz der Gewasser

Das anfallende Niederschlagswasser von der neuen Gewerbeflache soll dem &ffentlichen
Regenwasserkanal in der Conrad-Réntgen-Strale zugefihrt werden, dessen Kapazitéten
dafir ebenso ausreichend bemessen sind, wie die Kapazitéten der Rickhalteanlagen, zu
denen der Regenwasserkanal fihrt.

5.2.5 Auswirkungen auf Klima, Luft

Bauzeitliche Beeintréichtigungen

Wahrend der Bauzeit sind beim Betrieb von Baumaschinen, dem Transport von
Bodenmassen und der Anlieferung von Baustoffen Staubentwicklungen zu erwarten, die
sich jedoch planungsrechtlich nicht ausschlieBen lassen. Es ist Aufgabe der Bauleitung bei
den konkreten BaumaBnahmen, unnétige  Staubbeeintrachtigungen  durch  die
Herrichtungen und Unterhaltung entsprechender Baufeldfléchen zu vermeiden.

Anlagen- und betriebsbedingte Beeintréchtigungen

Im direkten Umfeld der versiegelten Fléchen kommt es durch die Versiegelung sowie den
Verlust von Wiesen- und Gehélzfléchen in der Regel zu einer Verénderung des
Mikroklimas. Die Versiegelung fohrt zu einem Verlust von Verdunstungs- und
Versickerungsflache und damit potenziell zu einer Erhdhung der Ruckstrahlwérme von
insbesondere fléchigen baulichen Anlagen.

Die Belastungen auf die Schutzgiter Klima und Luft werden aufgrund der im Vergleich zur
Gesamtifléche des Gewerbegebietes geringen Gréfle der Erweiterungsflache als nicht
erheblich eingestuft.

5.2.6 Auswirkungen durch Larm

Verkehrslarm/Fluglarm

Durch seine Lage ist das Gewerbegebiet Hossenberg von Straflen- und Fluglérm
vorbelastet. Aus der Erweiterung der Gewerbenutzung ergeben sich keine relevanten
Auswirkungen auf das Verkehrsautkommen und den daraus entstehenden Verkehrslarm.
Gewerbelérm

Um die Verréglichkeit der Bebauungsplanénderung und Erweiterung der Gewerbefléchen
mit der néchstgelegenen Wohnbebauung zu gewdéhrleisten, wurde gutachterlich eine
Gerduschkontingentierung fir die Tag- und Nachtzeit nach der DIN 45691 erarbeitet. Zur
verbindlichen Umsetzung der Geréuschkontingentierung wurden die
Festsetzungsvorschlége des Gutachtens in den Bebauungsplan tbernommen.
Verkehrsgerduschsituation durch den  Quell- und Zielverkehr des Plangebiets auf
dffentlichen Verkehrswegen

Angesichts des zu erwartenden Zusatzverkehrs ist mit Erhdhungen der allgemeinen
Verkehrsgerduschsituation im Bereich schutzbedirftiger Nutzungen von deutlich unter
0,1 dB zu rechnen. Damit ist der Quell- und Zielverkehr des Plangebietes Nr. 01.40
,Gewerbegebiet Hossenberg” 5. Anderung nicht beurteilungsrelevant.

(Quelle: Schalltechnische Untersuchung)

Erholung

Belange der Erholungsnutzung werden von der 5. Anderung nicht berihrt. Der Rad- und
FuBweg am Rand der Erweiterungsflédche bleibt erhalten und wird in seiner Nutzbarkeit
nicht beeintrachtigt.
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5.2.7 Auswirkungen auf das Landschafts- und Siedlungsbild

Aufgrund der Geléndetopographie ist die kinftige Bebauung auf der Erweiterungsfléche
teilweise von der nordéstlichen Wohnbebauung aus einsehbar.

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass die im Gehélzbestand entstehende Licke neu zu
bepflanzen ist. Damit sollen mittelfristig die neue Gewerbenutzung und Bebauung wieder
wirksam eingegrint und mdgliche Landschaftsbildbeeintrachtigungen in Richtung
Nordosten minimiert werden.

Eine Beeintrachtigung der Landschaftsbildqualitét durch Fernwirkungen Uber das Siegtal
hinweg wird als nicht erheblich eingestuft, da die neu hinzukommenden Gebdude in der
Erweiterungsfléche den bereits vorherrschenden Landschaftsbildeindruck zwar potenziell
verstdrken  konnen, ihm aber keine grundsdtzlich neue Qualitét  hinzufigen.
Eingriffsmindernd wirken die Beschrénkungen der zuldssigen Héhe baulicher Anlagen
sowie die Vorgaben zur Gestaltung von Dachfléchen und Fassaden.

5.2.8 Qualitdten und Defizite fir den Menschen und seine Gesundheit (soziale Funktionen)
Gewerbegebiete  dienen gemdéB  der Baunutzungsverordnung  vorwiegend  der
Unterbringung von nicht erheblich belastigenden Gewerbebetrieben. Auswirkungen, die
sich auf die Gesundheit des Menschen auswirken kénnen, sind aufgrund der 5. Anderung
des Bebauungsplanes nicht zu erwarten. Die Anlieger in der Umgebung werden durch
Festsetzung von Emissionskontingenten vor unzuléssigem Larm  geschitzt.  Die
wohnungsnahe Ausweisung von Gewerbefléchen mit dort zu erwartenden Arbeitsplatzen
fohrt mittelbar auch zur Aufwertung (wohnortnahes Arbeitsplatzangebot). Die Belange, der
in der in der Umgebung wohnenden Bevélkerung, sind wie folgt beriicksichtigt:

e keine Verscharfung der Immissionssituation (Larm, Verkehre, etc.)

e Erhaltung bzw. SchlieBung des ortsrandbildenden Gringurtels

e Erhaltung der Rad- und FuBwegeverbindung

e potenzielle Bereitstellung wohnortnaher Arbeitsplétze

5.2.9 Auswirkungen auf Kultur- und Sachgiter
Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes sind keine Auswirkungen auf Kultur- und
Sachgiter zu erwarten.

5.2.10 Wechselwirkungen
Erhebliche Wechselwirkungen, die fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes relevant sein
oder zu einem Ausschluss des Verfahrens fiohren kénnten, sind auf Grund der
vorhandenen und insgesamt deutlich anthropogen geprégten Strukturen nicht zu erwarten.
Die Kompensation von unvermeidlichen Beeintréchtigungen der Schutzgiter erfolgt durch
geeignete Mafinahmen.

5.3 Anderweitige Planungsméglichkeiten

Das auf dem Flurstick 95 an der Conrad-Réntgen-Strafle anséssige Unternehmen kann
seinen Betrieb nur in nérdlicher Richtung auf den stadteigenen Flachen in der
vorgesehenen Weise zukunftsorientiert erweitern. Der Neu-/Anbau soll nérdlich an das
bestehende Gebdude erfolgen. Das derzeitige Betriebsgeldnde bietet keinen
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ausreichenden Platz fir einen solchen Neu-/ Anbau. Der Betrieb schépft die Grenzen der
baulichen Nutzbarkeit des Grundsticks weitgehend aus. Das Unternehmen mit seinen
Arbeitsplétzen soll am Standort gesichert werden und dafir die erforderlichen
Entwicklungsméglichkeiten erhalten. Eine Verlagerung an einen anderen Standort kommt
sowohl aus unternehmerischen/betrieblichen Grinden als auch nach den Zielsetzungen
der Gewerbeentwicklung fir die Stadt Hennef nicht in Betracht.

6  MaBnahmen zur Vermeidung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Die Belange des Umweltschutzes sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung
des Bauleitplanes und in der Abwdgung nach § 1 Abs. 7 zu bericksichtigen. Im
Besonderen sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem.
& 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 21 Abs. 1 BNatSchG die Beeintrachtigungen von Natur und
Landschaft durch den Bebauungsplan zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung,
Verringerung und zum Ausgleich zu entwickeln.

6.1 VermeidungsmaBBnahmen inkl. vorgezogener ArtenschutzmaBnahmen

Arten- und Biotopschutz

e Der Geholzbestand bleibt weitgehend erhalten und wird nur soweit Gberplant, wie
diese fur die Betriebserweiterung zwingend erforderlich ist.

e Gehélzrodungen, Baumfdllungen und die Entfernung von Vegetationsflachen
durfen nur auflerhalb der Brutzeit in der Zeit von Oktober bis Februar (1.10. bis
28.2.) erfolgen.

e An die neue Gewerbefléche angrenzende, zu erhaltende Gehélze sind wahrend
Bauarbeiten gemdB DIN 18 920, ZTV-Baumpflege und RAS-LP 4 vor
Beeintrachtigungen zu schitzen.

Vorgezogene ArtenschutzmafBnahmen
Vorgezogene Ausgleichsmafinahmen fir planungsrelevante Arten sind gemdaf3  der
artenschutzrechtlichen Vorpriifung nicht erforderlich.

6.2 Minimierungsmafinahmen

Bodenschutz

e FErdarbeiten sowie Zwischenlagerung und Auftrag von wiederverwendbarem
Bodenmaterial (DIN 18300) sind fachgerecht durchzufihren.

e Natirlichen Bodenfunktionen im Bereich von tempordaren Baufeldfléchen und
Grinflachen sind soweit maglich wiederherzustellen.

e Die bisherige Vegetation auf tempordren Baufeldflachen ist soweit méglich
wiederherzustellen (Ansaat oder Bepflanzung mit bodensténdigen Kréutern/
Gehdlzen).

Gewdsser- und Grundwasserschutz

e Bauzeitlich sind ggf. Sammelbecken zur Rickhaltung des verunreinigten Wassers
aus dem Baufeld herzustellen.

e Unbelastetes Oberflachenwasser soll méglichst in Graben, Erdbecken oder
Erdmulden Uber die belebte Bodenzone versickern.
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o PKW-Stellplatze sind wasserdurchléssig zu befestigen.

6.3 MaBinahmen zur Energieeffizienz, Nutzung ermneuerbarer Energien sowie der
sparsame und effiziente Umgang mit Energie

In Deutschland ist am 30. Juli 2011 das Gesetz zur Férderung des Klimaschutzes bei der
Entwicklung der Stédte und Gemeinden in Kraft getreten. Mit diesem Gesetz zur Férderung
des Klimaschutzes sind zugunsten des Klimaschutzes gerzielte Regelungen getroffen
worden, die die Praxis unterstitzen und den Handlungsspielraum der Stadte und
Gemeinden erweitern. Gleichzeitig wurde das Programm der von der Bauleitplanung zu
bericksichtigenden Belange in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sowie in § Ta Abs. 5 BauGB
erweitert. Damit soll in erster Linie bei planungsrechtlichen Vorhaben, die speziell
erneuverbaren  Energien  dienen  als  auch  bei  vomehmlich  geplanten
Wohnungsbauvorhaben, also bei der Neuaufstellung von Bebauungsplénen for
Wohnnutzung eine planungsrechtliche Absicherung erfolgen.

Bei der vorliegenden Bebauungsplanédnderung geht es nicht um die Aufstellung eines
Bebauungsplanes zur Zulassung von Anlagen fir die Nutzung erneuerbarer Energien. Es
gibt auch keinen Anlass, eine spezifische Nutzungsausrichtung fir erneuerbare Energien
festzusetzen. Die Nutzung erneuerbarer Energien wird jedoch durch die Festsetzungen des
Bebauungsplanes nicht ausgeschlossen. Sonnenkollektoren oder Fotovoltaikanlagen sind
zuldssig. Dariber hinaus ist die Energieeffizienz der Gebédude durch die Einhaltung der
einschldgigen Bauvorschriften (Energieeinsparverordnung) sicherzustellen.

6.4 AusgleichsmaBnahmen innerhalb und auBerhalb des Geltungsbereichs

Ausgleichsmafinahmen innerhalb des Geltungsbereichs

Um die entstehende Licke in der bislang geschlossenen Eingrinung ggf. wieder zu
schlieBen, sind im Bebauungsplan Bepflanzungen festgesetzt und réumlich zugeordnet, die
sich an den Vorgaben des Stammplanes orientieren. Sofern die dort vorhandenen Gehdlze
nicht erhalten bleiben, sind als Ersatz 3 B&ume sowie Stréducher mit dem Pflanzschema
1,50 m Reihenabstand und 1,50 m Pflanzabstand in den Reihen zu pflanzen. Zur
Bepflanzung sind Bédume in der Mindestgréfie 2x verpflanzt, 150-200 cm und Stréucher in
der MindestgréBBe 2x verpflanzt, 80-100 cm zu verwenden. Als B&ume sind Bergahorn
(Acer pseudoplatanus) zu pflanzen. Als Strducher sind Hasel (Corylus avellana, 20 %),
Kornelkirsche (Cornus mas, 40 %), Liguster (Ligustrum vulgare, 10 %), Hundsrose (Rosa
canina, 20 %) und Eiben (Taxus baccata, 10 %) zu pflanzen. Die Pflanzungen sind
daverhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Fléche hat eine Gréfie von 112,5
gm.

Stellplétze sind durch Baumpflanzungen ohne festes Pflanzschema zu gliedern. Je
angefangener 6 Stellplatze ist mindestens ein Baum zu pflanzen. Zur Bepflanzung sind
Baume in der Mindestgréfie 3x verpflanzt mit Stammumfang 18-20 cm zu verwenden. Als
Baume sind Spitzahorn (Acer platanoides), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Eberesche
(Sorbus aucuparia) und Stieleiche (Quercus robur) mit jeweils 25 % Anteil zu pflanzen. Die
Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

Insgesamt sind 30% der Grundsticksfléche zu begrinen (Rasen oder Bepflanzungen).
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AusgleichsmaBBnahmen auBerhalb des Geltungsbereichs

externe Ausgleichsmafinahmen §§ 1a (3), 9 (1a) BauGB

Das im urspringlichen Bebauungsplan Hossenberg 01.40 zu Grunde liegende Konzept,
die AusgleichsmaBBnahmen vollumfénglich unmittelbar an den Baufléchen anzusiedeln, hat
sich nicht bewéhrt. Zum einen zieht eine bauliche Erweiterung wie die 5. Anderung
zwangsléufig einen Eingriff in die eigentlich auf langere Sicht angelegten Ausgleichsflachen
nach sich. Zum anderen sind — wie die Bestandaufnahme gezeigt hat (vgl. Kap. 4.2.2)-
dem relativ urbanen, anthropogen stark beeinflussten Umfeld den naturschutzfachlichen
Entwicklungsméglichkeiten der innitierten Lebensrdume enge Grenzen gesetzt. Art und
Lage der seinerzeit festgesetzten Mafinahmen entsprechen der Kompensationspraxis der
90er Jahre. Die nunmehr festgesetzten Mafinahmen werden besser in die Feldflur
eingebettet und beziehen die érilichen Erfordernisse des Naturschutzes (Aufwertungen bei
einem Mangelbiotop wie extensiv unterhaltene Offenlandlebensréume statt weitere
Entwicklung relativ héufiger Gehdlzbestdnde) besser mit ein. Zudem erfolgt die Umsetzung
in enger Kooperation mit értlichen Landwirten

Zur Kompensation der mit der Bebauung verursachten Beeintrdachtigungen werden ein
oder mehrere artreiche Bluhstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen
Nutzflachen auf dem Stadtgebiet Hennefs angelegt. Diese werden an fachlich geeigneter
Lage (moglichst die landwirtschaftlich intensiv genutzten Réume Hossenberg, Kéasberg,
Geisbach und Séven) und in vorgegebenem Regime realisiert. Sollte eine Kooperation mit
einem Landwirt nicht zustande kommen, wird die MaBnahme auf dem stadteigenen
Flurstock 144, Flur 5, Gemarkung Blankenberg (zwischen Stadt Blankenberg und
Stchterscheid) realisiert. Damit ist sowohl rechtliche Absicherung und Flachenverfigbarkeit
gegeben, als auch ein fachlicher Mindeststandart gewdhrleistet.
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Luftbild ([Quelle Go,orbfa/ NR w)
Bei der Anlage der Bluhstreifen werden folgende Mindestvoraussetzungen erfillt:

e Gesamfiflache: 3.910 gm (beispielsweise 6 x ca. 650 m)

e Einsaat mit heimischen, standortgerechten Wildkrautern des Lebensraums Feldflur

e Je nach Entwicklung und Erreichung des Entwicklungsziel einer arten- und
krautreichen erfolgt die Einsaat jéhrlich oder nach 2 bis 6 Jahren.

e Bei jeweiliger standértlicher Eignung ist eine Rotation méglich.

Mit der Ausgleichskonzeption wird dem Umstand Rechnung getragen, dass in der Feldflur
sowohl im Acker- als auch im Grinlandbereich die blitenreichen Aspekte seit Jahrzehnten
im Rickgang sind. Die MaBBnahme lehnt sich konzeptionell an entsprechende Landes-
Kulturlandschaftsprogramme an und erzeugt Aufwertungen nicht nur im floristisch-
vegetationskundlichen und faunistischen Bereich, sondern auch der Faktor Boden profitiert
mafBgeblich von der ganzjéhrigen Bodenbedeckung sowie dem Verzicht auf den Eintrag
von Dinger und Pestiziden. Selbst bei den Schutzfaktoren Landschaftsbild sowie Kultur-
und Sachgiter werden positive Effekte realisiert. Die fir die MaBnahme erforderlichen
Mittel werden haushaltstechnisch durch Rickstellungen  sichergestellt. Zur rechtlichen
Absicherung enthélt die Festsetzung einen Passus, der beim wider Erwarten
Nichtzustandekommen vertraglicher Lésungen eine konkrete Verortung einer gleichartigen
MafBBnahme auf einer stadteigenen Fléche vorsieht. Auf dieser ist durch unmittelbaren
Zugriff des Satzungsgebers auf das Flurstiick eine Realisierung sichergestellt.

Die MaBnahme greift im Ubrigen zurick auf Vorschlége des Landschaftsplan 9, Hennef
und Uckerather Hochfléche. Als Entwicklungs- und PflegemaBnahme wird die Anlage
naturnaher Lebensrdume aufgezeigt. ,Diese sollen in intensiv landwirtschaftlich genutzten
Bereichen eine Anreicherung mit Strukturen bewirken, die Lebensraum bieten fir Arten der
offenen Feldflur, wie z.B. Ackerrandstreifen, Wildkrautécker, artenreiche Feld- und
Wegraine und Uferrandstreifen.” (Textteil S. 4)

PLANUNGSBURO DITTRICH - NEUSTADT (WIED)



Umweltbericht
zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg” Seite 39

Die Anlage der BlGhstreifen wird vertraglich mit ortsanséssigen Landwirten vereinbart. Der
Aufwuchs wird jéhrlich durch das Umweltamt der Stadt Hennef hinsichtlich seiner
vorgegebenen Zielerfillung Gberprift und dokumentiert. Bei einer — zu erwartenden —
Dominanz einiger konkurrenzstarker Arten und damit einhergehender Artenverarmung
(Vergrasung) wird im Turnus von 3 bis 6 Jahren eine Neueinsaat mit heimischen
Wildkréutern aus regionalen Bezugsquellen (Regiosaatgut) vorgenommen.

Um den Belangen von Natur und Landschaft sowie den Stellungnahme des Rhein-Sieg-
Kreis aus der Offenlage Rechnung zu tragen, wird als zusétzliche Ausgleichsmafinahme
festgesetzt, auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung Kurscheid, Flur 2, Flurstick 78
zeitnah (bis Ende 2016) den dort befindlichen Fichtenbestand in einen naturnahen
Laubholzbestand umzuwandeln. Die im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse” gelegene
Flache ist besonders geeignet, da die standértlichen Verhdlinisse (starke Verndssungen,
Lage an der Bachaue, Bestand von Equisetum pratensis) durch die Fichtendickung hier
weit unter ihrem Entwicklungspotenzial bleiben.
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Luftbild ([Quelle Geoprotal NRW)

7 Eingriffsbilanzierung

7.1 Eingriffe in Biotope

Methodischer Ansatz

Die Eingriffsbewertung erfolgt analog der Bestandsbewertung (Kapitel 4.2.1) nach der
Methode von LUDWIG, 1991 und wird entsprechend der lokalen Gegebenheiten wie folgt
angepasst.

Im Zuge der 5. Anderung des Bebauungsplanes wird das Gewerbegebiet in nérdlicher
Richtung erweitert. Als Bestandsgrundlage der Eingriffsbewertung wird der Bestand (analog
zur 4. Anderung) wie folgt analysiert:

e Die derzeitigen Nutzungen/Biotoptypen der Erweiterungsfléche werden erfasst und
dem jeweiligen Biotoptyp geméfB Biotopwertverfahren Ludwig zugeordnet. Die
Bestandserfassung ist in der Karte 1: ,Biotoptypen” dargestellt.

e Die im rechtskraftigen Bebauungsplan festgesetzten Ausgleichsmafinahmen in Form
der bepflanzten/begrinten Fléchen wurden vor etwa 10 Jahren umgesetzt.
Der zeitliche Entwicklungszustand der Uberplanten Kompensationsmafinahmen/
Pflanzungen wird auf Anregung der Untferen Landschaftsbehérde mit einem
Aufschlag von 1/30 pro Jahr gegeniber der urspringlichen Kompensationsleistung
bericksichtigt. 10 Jahre nach erfolgter Umsetzung ergibt sich so ein Zuschlag von
20/30.
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e Die Erweiterungsfléche wird auf ihre maximal mégliche Uberbauung, Nutzung und

auf sonstige eingriffsrelevante Festsetzungen Uberprift und berechnet (nach Karte 2
»,MaBBnahmen”).

neue Gewerbeflache 2.593.3 gm (Bestand/Parzelle 95 wird nicht bilanziert)

Biotoptyp Code Biotopwert | Fléche m? Produkt
(1) (2) (1) x (2)
Feldgehélz aus Uberw. standorttyp. BAT11 17 2.315,3 39.360,1
Gehélzen, mit geringem Baumholz
+ Zuschlag von 20/30 26.240,1
(20 Jahre bis zum Entwickluungsziel)
Artenarme Wiesen, maBig trocken EA31 10 278,0 2.780
bis frisch
Summe: 2.593,3
Summe Biotopwert Ist-Zustand 68.380,2
Tab 7.1.1: Okologische Wertigkeit Ausgangszustand
Biotoptyp Code Biotop- Flache m®> | Produkt (1)
wert (1) (2) x (2)
Geplante Fléchennutzungen
Industriell-gewerbliche Bebauung HN4 1 1.815,3 1.815,3
(GRZ 0,7 = 70 % von 2.593.3 gm)
Feldgeholz aus Uberw. standorttyp. BAT1* 17 112,5 1.912,5
Gehélzen, mit geringem Baumholz
Rasen- und Zierpflanzungen HM51 6 665,5 3.993,0
(30 % von 2.593.3 gm — 112,5 gqm)
Summe: 2.593,3
Summe Biotopwert nach Anderung Bebauungsplan 7.720,8

Tab. 7.1.2: Okologische Wertigkeit Soll-Zustand (geméB Festsetzungen der 5. Anderung)
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Berechnung des Kompensationsbedarfs
Die Gesamtbilanz ergibt sich aus der Differenz zwischen Ist- und Soll-Zustand.

Summe Ist-Zustand 68.380,2BW
Summe Soll-Zustand 7.720,8 BW
Kompensationsbedarf 60.659,4 BW

Tab. 7.1.3: Kompensationsbedarf

Die zu erwartenden Biotopwertverluste entstehen durch die Inanspruchnahme der
Gehélzfléchen und angrenzenden Wiesenstreifen. Nach Umsetzung des Bebauungsplanes
for die Erweiterungsfléche ergibt sich ein Biotopwert von 7.720,8 Biotopwertpunkten.

Aus der Gegenuberstellung wird ersichtlich, dass durch die Festsetzungen der Eingriff in
Boden, Natur und Landschaft nicht vollsténdig ausgeglichen werden kann. Es verbleibt
eine Differenz von 60.659,4 Biotopwertpunkten (Methode Ludwig), die anderweitig zu
kompensieren ist. Die Kompensation fir unvermeidliche Eingriffe soll durch die in Kapitel
6.4 dargestellten MaBnahmen auferhalb des Geltungsbereiches erfolgen. Durch die
Anlage der artenreichen BlUhstreifen werden die bisherigen Ackerflachen (Punktwert 6) um
10 Biotopwertpunkte (Methode Ludwig) auf 16 Punkte je Quadratmeter aufgewertet. Bei
einer Fléche von 3.910 gm ergibt sich eine Aufwertung von 39.100 Punkten.

Biotopwert nach Ludwig (1991)

Acker ohne Wildkrautfluren 6
Intensives Griinland 10
Stickstoffbediirftige Saume 13
Acker mit Wildkrautfluren 14
Blihstreifen | 116
Laubholzaufforstung 16
Streuobstwiese jung / Hecke 17
Extensives Griinland (Weide) 18
Staudensaume trockener Standorte 18
Feldgehbdlz 19

0 5 10 15 20 25 30

Quelle: Naturschutz in Bérde-Landschaften durch Strukturelemente am Beispiel der Kélner
Bucht - Bearbeitung: Thomas Muchow, Alexander Becker, Dr. Matthias Schindler, Dr.
Frank Wetterich - Bewilligungsempfénger: Deutscher Bauernverband e.V., Haus der Land-
und Erndhrungswirtschaft, Claire-Waldoff-Strae 7, 10117 Berlin - Wissenschaftliche
Leitung: Prof. Dr. Wolfgang Schumacher, Dept. Okologie der Kulturlandschaft -
Geobotanik und Naturschutz-, Karlrobert-Kreiten-Str. 13, 53115 Bonn, Januar 2007
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Biotoptyp Code Biotopwert | Fliche m? Produkt

(1) (2) (1) x (2)
Acker ohne Wildkrautfluren HAO 6 3.910 23.460
(vorher)
artenreiche BlUhstreifen 16 3.910 62.560
(nachher)
Differenz vorher / nachher = Kompensationswert 39.100

Tab. 7.1.4: ékologische Wertigkeit der Kompensationsmafinahme ,Blihstreifen”

Als weitere Kompensationsmafinahme wird auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung
Kurscheid, Flur 2, Flurstick 78 der dort befindliche Fichtenbestand in einen naturnahen
Laubholzbestand umgewandelt.
e Flachengréfie: 1.850 gm
o Zielbiotope:
Erlen-/Eschen Sumpfwald (1220 gm) und
Buchen-Eichenwdlder d. Tief- u. Higellagen (630 gm)
Die im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse” gelegene Fléche ist besonders geeignet, da
die standdrtlichen Verhdltnisse (starke Verndssungen, Lage an der Bachaue, Bestand von
Equisetum pratensis) durch die Fichtendickung hier weit unter ihrem Entwicklungspotenzial

bleiben.

Biotoptyp Code Biotopwert | Flache m? Produkt
(1) (2) (1)x(2)

Fichtenforst mit Stangenholz Al41 11 1.850 20.350

(vorher)

Erlen-Eschen Sumpfwald AM5 26 1.220 31.720

(nachher)

Buchen-Eichenwald AB1 25 630 15.750

der Tief- und Higellagen

(nachher)

Differenz vorher / nachher = Kompensationswert 27.120

Tab. 7.1.5: ékologische Wertigkeit der KompensationsmaBBnahme , Entfichtung”

Mit diesen MaBnahmen werden die Eingriffe in Biotope auf der Erweiterungsfléche des
Gewerbegebietes angemessen ausgeglichen/kompensiert.

Kompensationsbedart 60.659,4 BW
Gesamtwert der Kompensations- 66.220,0 BW
mafBBnahmen (39.100 +27.120)

Kompensationsbilanz + 5.560,6 BW

Tab. 7.1.6: Kompensationsbilanz

PLANUNGSBURO DITTRICH - NEUSTADT (WIED)



Umweltbericht

Seite 44

zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg”

7.2 Eingriffe in B6den8

uapog uauayosiaq uabunbnyrenuiaag "mzq uayiburl uoa Jjap Buniuamayg

‘1 @lleqelL

(asaum-risualxs SUURUALIE JUDRUNGD) spiaunegRied (SET @
(sz0yaBpjad) spreuneiqeied |SET @
Ap00sZ: | AEjuapeg Jap gewab Bunuyopzag) uadluapog AaLemag

a0

a

Buninapag 1oy 2500|0408 ey spue) Bunjnapag sy Bojoyosyeyaspue| Buninapag Jayas BojogosyeyaspuE| 1

IBpUBgaynzIosiay JiW uapog FJIPUDSAY BUYD UBPOY 1a1aupioafiaun W uapog (@) Bunuamaga] | §

a

a0 1

JEQUUNIYINE JHUEIYIsabuE uabunisejaglop, uspuayaisag “

Jeqaynyyan puayabias uabunisejagion Jeqaynyyand asiasm)ia) uabuniseaglon 1435 1nU JAPo YIU uaBUnISE|BgIon UOA PIHIRQIYHINY | g
§

a0 )

(MOPUBISPIEM J33E T} (eBenuwayols 'Bumynpiap gz) (Bunsayaoyal] ‘uabeuielg ‘sa|yoly Jap (azigd) |28 ‘ebamsyeyIsLIN "9 Z) Bunbeadiagmuopuels ]
PUBISNZ JayEUInIey pusyaiiam ual ey asuBbiauapog ap usbuniapuias,  BunBrRidiagn g ) uspeg smzinuab yies BunBiisajag 'Beaqeuspogaago 19[ TENSUILE] pUn Ly “
3

-—— ——— - - e 5
BUnnapag ayasoisiyany|ny ayoy [uajas BUmMNapag ayIsumsiyanyny ajexyo| J66 L Buninapag | P
1BasEpuE] sapo) pun [eumbal dAluspog SBNRERA RMEIPUE| 2P0 pun [euoiba dAuspog —AEY J3MmEIpUR) Jepo/pun [Buo)bal diuapog BUIEIOLS NN BBl Es “
0 hl

SRS L IBIUBS T e Janes By yuauaseq Bigew YISIEH [ YIBMLIE - J3NES (@

—LJO1SIYEY (UBNI0IL IS/ SSEU JYas SBUNBUOSIAAOISIYEN 243|100 W3y I081 W Inay) YIBMLIS YIAUYOISIYEL (L3518 Bunbeidsnenopuess
o0
Y £ "puju) BunuBiasBunzing
sEnjYasEnEsyIBuR BunuBiasBunzinyg IR0y 1L Uapog BunuBiasBunzing JRIB| W 1 uapog Ja13U PIORBIAIUA 1 Uapog ) m_.__._n._w.f-n__a._-

[

sary 'puUESqoIn g7 wiya Jabynyas ‘gnpyas ey g uo) sabiwga) 'auo] gz Be|jwa | = u
Bep /W g0 < YayBISSRIYLINPIBSSEA, BE | WA O - 01 1345 SSRIYIINpURssEm NayBIsse|yaunplassem SIER NI T FER R T T
u

-]

4 [rueg AaBIN|YIS “aiwign) Wy ynyas sabipues gz ua] SRy puesqoin 9T sw/| 0g = JRSSEA S B asuazue|d h

1EUZPAERIRSSEN BIEQZINU (W] Ok 1 - 06 1Bl ZedEyIRssEN, BIRGQZINU 1EnzedeyIIssEM AIRgZINU ‘uabowuanayEyganuassey |
[

a0 u

Wiy JaBIn| Y un|yas sab)wys) ud ) Jsbipues wys/ gnjyas abisey-pues 30y 'puRsgoun -N.
USLELBP0Y BPUAYISLIBLION UBEUSpOY BpUBLYISLELI0A UBUEUSPO] apuaLIsliayion wayBiyeisuondios | g
R R R B R R M RN M AN EEESESEEEESEEEEEEEsEEEsassEEEsssEEEEsssErssssssssssssssesssseseasd []
a0 N
wiyaT Jabipues ‘pues saBiwuya) uoy JaBipues ‘wya saBiyniyas ‘unjyas sebiuya) saly ‘puesgoln ‘uo ] safiwya) uog i)

UALIELREO0Y FPUIYISIIAYION UBIEUPOE APUBLISUAYI0A

UBIEUAPOY APUALISIAYI0

a0

Jeqzanu anb Jyas YIpgeEYIsUIMpuE|
G4 < YEZPUE|UNT -Uapog

LamyIsia/ 1juEIyIsabula Bunziny ayiieyIsLsmpUE|
06 - SF |YEZPUT|UNID/ -Uapag

JEQZINU LWNEY /I YIEYISTIM
~puR gL = YRZPUE LD -Uapog

uabowlasial|i4

FEETLL-MEL N S0 IR TERT-IN T B TE]

[t [uw siq Gupeb Bupsab Bupab Jyas

NISLAM

u=peg uauayonag uabunbiydeauRag "mzq uaylabuid uona Jap Buniiamayg

® Verfahren zur quantifizierenden Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen in Béden / Standorte,

aus Meckenheim (Rheinland), September 2008,
iplom-Geograph Hans-Gerd Steinheuer, Rémerstrale 46 53332 Bornheim,

und Steinheuer

ter

Ins

Planungsbiro G

fortentwickelt von D
Stand Mérz 2015

PLANUNGSBURO DITTRICH - NEUSTADT (WIED)



Umweltbericht
zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg

Seite 45

"

uapog uauayoliag uabunbnyoenuiaag "mzq uaylubuil uoa Jap Bunuamag 17 3eqel

| 3|20 Jap puayraidsiua

[@saup-vsuaIxT SWIBUSIE ‘BUIFUNLD]) spisunegesed LSET @

(azjoyabpad) spisunesgesed [5E7

AD00"SZ: | MLeyuapog Jap gewad Bunuyazeg) uadiiuapog alalamag

a0
I35 R Uapag JaUalas Jyas UBpOY J3UILIS 130 )R] UGN uapog J31anaigiaa Blyoegolb

SEN|YISSNES UL | Jauasse|aqunieu puayabliam [ 1mbridiaqn Gigew | Jaizinuab ssualu) (8 + ¥) Bunyamagiwesan
eo G4 = RIURSHURLIEN
JEYSneEYInIEy uap in} Buninapag Buninapeq ayrsibojoyosyEYIspUE] Buninapag Jay2s1BojoqosYEYISPUE| 21B0|0R0sIBYISpUE]
TURESLEATTILITE N 13 puagaynzioalay 1w uapog IPUOSIY AUYO Uapog Jaaupioatiiaiun 1w uapog I (8) Bunuamag|aL
. . a0 %67 = NejuesbuniiEmg
BunuBasBunzinpy
funuBiasBunzing Jayoy 1w uapog BunUBIRSBURZIAN J2JA)EIL W Uapog BunuBjasbunziny saabuual 1w uapog [ v} Bunusmag)al

33w |#3wW 51q Bupaé Bupab Buliab Jyas ANISLIAM,

uzpeg usuayolaq uabunbiyienuiesg ‘mzq usylbulg uoa Jep Bunuamag

PLANUNGSBURO DITTRICH - NEUSTADT (WIED)



Umweltbericht

zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg

Seite 46

"

(,uapog, 1n6z1Nyas) ualoieysyibull Jap Bunupionz pun Buniainepy € 3|jaqel

(Bunjabaisiua)ion, Yreu) nequanebsqiamy jepo abejueimnyiapuos -

{uapebua)z | uayrepumibuods | s1siogualyang g "T) SUOPUELS Auwlajunieu uayroadsabsne -
(UapRgRay | USLIRUIRLD ‘g Z) Auopurls MBERadiagqn [ aUIpURas YJe1s sliaueq uabodoiyiue -
abe|yassBuniyeyIsMag aUMZuadagipun Bijjoa [ apaRzaed Bibnzgolb Jyas -

(uznebiealy | nequaneBsquanay | YeYIsLmpue] °g “z) Bunziny aasuaiu ayss -

HBUIT w7
Z a|jaqe] Jap puaylaadsiua Bunuamagluesan pun bunuydiazag

(bunjabaisian, | BUNNEQJAGM 134} J3SSEMUBLIE|LRO0 WabISsNY2s1aqn uon Buniaydissan +
{Bunjabaisjuagon, yoeu) nequy Jauau baw-yasibojoyo po BunyeyIsymag e sus]ng 4
BUnInapag JayIsiois|LIn]|ny J2Uapuosa] 1w aLopeels [ usbunplquapog aual|as ayas euoibal
{Y2121U3SEY JAP0 WIRHOISIYEY "MZ USNI0) | S5EU) UaYEYIsUaBalIopuels ua||Rizads W uapog +
{urapEsMgnE] ualjE ‘uayasidAlopuels J3un g z) usbunberdsnevapog ayzaniew pusyzbisanam +

g Z puis uayedsiolye4 3P Ul AUOPURYS "MZ] U3PQE J2p Bunupionz apuagalyisqe a|p 10y srwpRwsBunuamgy “mZq -jny auabozaqsiaigabue)y

+ { | | | & | MNEIS|aIY mIq
- | | i i 1'o- '0- | assazosg Jaydi|
m ! | | | m | —ameu uaBurios
............................... B N I B | — | e ———
... | | | “ | Gunuresg [ us
- 2 _ 1'0- 2'0- 3 | -peysuabiauapog
B | 1 1 B . Jap Buniapuglap
! 1 | abjoyge||youd uayay
- { | 1'o= z'o- | =anYEU JOP ISNAA
| | ‘Beayne-/-geuspog
S S N S L —
Bunb|isajag Japo i i . Bunbjisayag Japo
Bunjabaisianial L'o zo y . BunpaBajsiaaeL
w |
Bunnequaqp) Jepo . T y | Bunnegqisqq Japo
Bun@Baissas|os 1o o s BunjaBajsian o
441MONI3 BumymsBunBpydenueeg woys | 441MONIE
Bunuplonz | _ _ I _ __ ! ! _ _ 8 | © | Gunupionz
+ - BUN[IIjLIsUaMEYR|BSNY [ —SIUBU[T Jap usledsiol e - *
(suapoglaiun sap Bunu 1 [BEIgEUApOGIaG]) LWal uaininynequayeb FEI0HBPEN IUIAPNIEY - uabunbeidsnesuoiielalb
yaugsyubug —1aJ1u7 1AB)PURLS| O 510 —Japcuoy B} way e g —SQAAMIT “MEG —AISUBIY) — ABPURLALD ALl urep - —ap Apsdlunuopues - yaseqsyubuy
L] RISy Jasiam|ia] 3mos beluge ayjaba|sian 2512|131 J2po uayseysbunjasalag - UIPIBN, J3P0 UISIIAN UIYIT| L OOW IO JEp0 wy apewnan
Jayasyizads =udpoqlagq wapa|dioy E.m._pmwp.wn A0S BILLIOY UAANSWNES 130 SUIES azanuah alsualu) ayas = <3P DUISSE|IINIEL + Jayasyy|zads
Bunya|zagug W) UBYIELS jabarsian -1 43 |gagsa ‘Briyne- ~Bag, aydjaluaLie ‘3R + PETETTWEN I ETEL LTI FPURISAGP e, 31236 Bunyajzaqui3
| aneqiagn Gipuels|jon | ~qEUBPOE MW UIYIE|4 Bunzinuuapog asIsuaLxE + BIFYELYITLIMBY AISUIINS + ~UOPUE]S “Po BYELINIEL +
" DLOPUELS PUOPURIS uapog Jajaag uIpog Jauales uapog Jauaas Jyas *
ESTELETEFETY abpsalag —JaA B|YIEYgoIE FE] L ESERTETL FERY | Jaupsse|aqinyeu
ayensqng auabodoayiue { ;aneqJagn | aUApuUERIAA | Fzinuab Ajsuau [ raibeadiagn Brigew puayzBam ;eAISONS  BUBSYIEMID,
..................................... e | s S ——
(z 1LHOONY1S m | m i | eo _ (1L N30Q4
Bujiab Bupab
pesbsbunbBeadiagn & wiapnieu Bijjoa MIPUBIAA HIELS & s Bupab F— 23w BJNISTIBM,

{,uapog, IN6zinLas) uaionfe)sylibuIg Jap Bunupionz pun Buniainej3

PLANUNGSBURO DITTRICH - NEUSTADT (WIED)



Umweltbericht

zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg

Seite 47

"

{,uapog, inbBzinyas) uasoiyejsydz|Bsny Jap Bunuplonz pun Buriainel3  g°g I|=qel

(PUIYRITIUS UDNESUIOWOY Jap 19q (7

- — :uabenabge BIpueIs||oa UIPIAM (|

(1 a)ageL 3Ua1s) ueRdsI0lyed NP U] BJOPUELS *MZq USPOg Jop BUNUPIONZ SPUSYR||YISTE B|p J0J BEWHIRWSBUNIMMTY "MZq -Jny auabozeqsivigedue 4

IRSSEMUSUIELA0 | o m m | ! ]
uoh Bumay3|siap | 10+ | | | | ==
pun Buniaiypiads | 5 m " m m o
|||||||||||||||||||||| | ‘ e e |.||||||._||||||.|||_.||||||.||.||||.||||.—||||||||.T|.||||||. ] T::.::.:.::-:.::-:::..
Bunianoys ivpo | ! ! " | ! " 5
BunBrsayag | SE'0+ | o+ L'+ { i | i » | ==
{ Bunpabajsiua)al | [ | | | m | 6 |
SN I — . I |
Bunzynuabjog | i | _ | |
ELT R | SHo+ | po+ i “ " _ -:H_w.“.ﬁ""au
| Bunjabaisuajon | i i _ i |
|||||||||||||||||||||| H B T L L Tt TR o e ——
Bunzynuablod | i i ]
an[suae m 20+ 10+ m m m m._hﬂu._w_.-.””-_a.._
| BunjaBaisiuaqon | | I y
...................... | ~ S T T —
(ayseydoyong) | | | o S——
| " . | | " ' | 108)
aqed;nesBunziny | S¥0+ | ¥0+ | SE0+ | €0+ | STO+ | z'o+ | Lo+ ! uio uwy
| Bunjaba|siuaqon | | " s agebynesBunziny
HIFDsSNY i Bunyumsuopesuadwoy Bujiab w HIFTDSNY
Gunupsonz | | Yn/o | 1 | | | m | | | Bunuponz
............. + |« T bunpuuisuewsippiBsny [ -syubupg sep umiedsiones 0w | o«
wopeswddwoy @p (19090979 uojesuadWwoy Jap
[PETV L TSTFTERTET] . . , , , UBBUNBU|paqua
—yey saydsyzads [1°% | |ageL ayais) (L9 a)|3gEL SYHs) (19 AjjaqeL ayms) [1'9 @||ageL ayais) [1'0 @|jageL ayais) S —
Bunys|zequiy Bunyaizaquly
* aUopuUElS SUOPUEBIS uapog Ja1alRig uapog Jaual@s uapog Jaualjas Jyas +
EATELETEAETY Mbsaeg =JuA Biyeygois JRPO JMBIRIGIaA [ IRURSSE|BgInEY
B1ea150ns ausbodoyue | aineqeagn | AUEpURI3A JAREInuRb A)suRIU| | ambeadiagn Bigew WTETTE G TET) 2IRIISONS Buasyiemal
I L D | D D . . . Y
{7z ALHOANYLS | i I 1_ — {1 N3aQ4
Buiab Bupab
pesBsBunbeid.aqn & uszpnzey Bijon HIpURIIA TS = Jyas LT $19 W e I -

(,u=pog, INbzinyds) ualopfejsys|e|bsny Jop Bunupionz pun bunJzine|3

PLANUNGSBURO DITTRICH - NEUSTADT (WIED)



Umweltbericht

zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg”

Seite 48

Eingriffswertermittlung (Schutzgut "Boden')

Versiegelung: 1.815,3 m?
© / Bebauung/Versiegelung (70 %) 1.620,7 m? -0,85 -1.377,6
@® / Bebauung/Versiegelung (70 %) 194,6 m? -0,80 -155,7
Profilzerstérung: 778,0 m?
© / Bodenab- und —auftrag (30 %) 694,6 m? -0,6 -416,8
® / Bodenab- und —auftrag (30 %) 83,4 m? -0,5 41,7

1) entsprechend den Tabellen 1, 2 und 3
2)  entsprechend der Tabelle 3.1
3)  entsprechend der Tabelle 3.1

4)  Eingriffsfaktor X Flache = Eingriffswert (in Bodenfunktionspunkten)

Tabelle 4 Eingriffswertermittlung (Schutzgut "Boden")
Ausgleichswertermittlung / Bilanzierung (Schutzgut "Boden")
Boden 1) . Ausgleichs- Ausgleichs-
Standort 2 / Folgenutzung bzw. Mafinahme Flache fakor 3) wert 4
WiederherstellungsmaBBnahmen (W): 778,0 m? --
Gh: (112,5 qm) 112,5 m? +0,65 +73,1
Grinfléchen mit  Oberbodenandeckung und
Gehslzpflanzung / Biotopfléchen
Gf. (30%-Gh) 665,5 m? +0,5 +332,8
Grinflachen mit Oberbodenandeckung und extensiver
Pflege / Folgenutzung
Gesamffléche der Folgenutzungen / MaBBnahmen: 778,0 m2 -
Summe (Ausgleichswert): — — +405,9

Bilonzierung (der ermittelten Bodenfunktionspunkte)

Summe (Ausgleichswert): ‘ +405,9 |

| resultierende Eingriffs-/Ausgleichbilanz (+ = Uberschuss / — = Defizit):

| -1.585,9

1) entsprechend den Tabellen 1, 2 und 3
2)  entsprechend der Tabelle 3.2
3)  entsprechend der Tabelle 3.2

4)  Ausgleichsfaktor X Flache = Ausgleichswert (in Bodenfunktionspunkten)

Tabelle 5

Ausgleichswertermittlung / Bilanzierung (Schutzgut "Boden")

PLANUNGSBURO DITTRICH -
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Ausgleichswertermittlung externer MaBnahmen / Schlussbilanzierung (Schutzgut "Boden')
Boden 1) Ausgleichs- Ausgleichs-
. gleichs usgleichs
Standort 2 / externe Mafnahme Flache fakior 3 wert 4
Externe AusgleichsmaBBnahmen (Ae): 3.910 m?
@ / artenreiche Bluhstreifen auf ehemaligen 3.910 m? +0,45 +1.759,5
Ackerflachen
intensiv genutzter Boden = Biotopfléichen
(nach Tabelle 3.2, geringster Faktor)
® /Umwandlung von Fichtenforst 1.850 m? +0,2 +370,0
in standortgerechten Laubwald
mafig Uberprégter Boden = Biotopfléchen
(nach Tabelle 3.2, geringster Faktor)
Gesamtfléche der externen MaBinahmen: 3.910 m2 --
Summe (Ausgleichswert): - - +2.129,5
| Schlussbilanzierung (der ermittelten Bodenfunktionspunktwerte) |
Summe (Ausgleichswert): +2.129,5
| resultierende Eingriffs-/Ausgleichbilanz (+ = Uberschuss / — = Defizit): | +543,6 |

1) Bezeichnung entsprechend den Tabellen 1, 2 und 3

2)  entsprechend der Tabelle 3.2

3)  entsprechend der Tabelle 3.2

4)  Ausgleichsfaktor X Flache = Ausgleichswert (in Bodenfunktionspunkten)
5 entsprechend der Tabelle 5

Tabelle 6: Ausgleichswertermittlung "externer" Malnahmen und Schlussbilanzierung

(Schutzgut "Boden)

Nach der angewandten Bewertungs- und Bilanzierungsmethode werden die Eingriffe in

den Boden angemessen kompensiert.
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8 Darstellung der Verfahren bei der Umweltprifung, Aufnahme und
Bewertungsmethoden, Hinweise zu Wissenslicken und Risiken

Im Zuge der 5. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbegebiet Hossenberg” wurde kein
neuer Fachbeitrag Naturschutz  erstellt, es wurde auf den vorliegenden
landschaftspflegerischen Fachbeitrag zum rechtswirksamen Bebauungsplan
zurickgegriffen. Umfang und der Detaillierungsgrad der Umweltprifung entsprechen der
Ebene des Bebauungsplanes. Die Ergebnisse resultieren aus der Auswertung der erstellten
Fachgutachten und aus Ortsbegehungen einschliellich der Biotoptypenkartierung.
Die angewendeten Bewertungsmethoden sind im Textteil mit entsprechenden Fufnoten
gekennzeichnet.
Im Rahmen der Umweltprifung zum Bebauungsplan wurden zusétzlich zu den verwendeten
Planungsgrundlagen folgende Gutachten ausgewertet:
*  Schalltechnische Untersuchung, Bericht 15 02 008/01

Verfasser: Kramer Schalltechnik GmbH

Stand: 27.08.2015
*  Arenschutzrechtliche Vorprifung

Verfasser: Biro fir Landschaftsékologie, Dr. Claus Mickschel, Weilburg

Stand: 26.03.2015
Bei der Zusammenstellung der im Umweltbericht aufgefihrten Angaben zu den einzelnen
Umweltschutzgitern sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.

9 Beschreibung von MaBnahmen zur Uberwachung der erheblichen
Auswirkungen (Monitoring)

Das Monitoring bezieht sich ausschlieBlich auf die Uberwachung von méglicherweise
auftretenden erheblichen Umweltauswirkungen als Folge der Realisierung der im
Bebauungsplan festgesetzten Nutzungen. Es ist kein Instrument, um die Umsetzung der im
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zu Uberprifen. Dies ist Aufgabe der
Bauaufsichtsbehsrden.

Fior das Monitoring ist die Stadt Hennef zusténdig. Die Stadt benachrichtigt die
Umweltfachbehsrden, sobald die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.40
rechtswirksam geworden ist. Die Ausfihrung der Kompensationsmafinahmen wird von der
Stadt Hennef in Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehérde Gberprift.

Die Anlage der BlGhstreifen wird vertraglich mit ortsanséssigen Landwirten vereinbart. Der
Aufwuchs wird jéhrlich durch das Umweltamt der Stadt Hennef hinsichtlich seiner
vorgegebenen Zielerfillung Gberprift und dokumentiert. Bei einer — zu erwartenden —
Dominanz einiger konkurrenzstarker Arten und damit einhergehender Artenverarmung
(Vergrasung) wird im Turnus von 3 bis 6 Jahren eine Neueinsaat mit heimischen
Wildkrautern aus regionalen Bezugsquellen (Regiosaatgut) vorgenommen.

Bei Bodeneingriffen kénnten ggf. Bodendenkmaler (kultur- und / oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Grében, Einzelfunde, aber auch Verénderungen und
Verférbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen, Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt
werden. Die Entdeckung von Bodendenkmaélern ist der Stadt Hennef (Sieg) als Untere
Denkmalbehérde und / oder dem Rheinischen Amt fir Bodendenkmalpflege, Bonn,
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unverziglich anzuzeigen und die Entdeckungsstelle mindestens 3 Werktage in
unverdndertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 DSchG NRW), falls diese nicht vorher
von den Denkmalbehérden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Rheinland ist
berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und fir wissenschaftliche
Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW). Auf die
Beachtung der 8§ 15 (Entdeckung von Bodendenkmdlemn), 16 (Verhalten bei der
Entdeckung von Bodendenkmalern) und 41 (Ordnungswidrigkeiten) des Gesetzes zum
Schutz und zur Pflege der Bodendenkmdéler im Lande Nordrhein-Westfalen
(Denkmalschutzgesetz-DSchG vom 11.03.1980; GV NW S. 226) wird hingewiesen. Dem
Rheinischen Amt for Bodendenkmalpflege sind Erdarbeiten rechtzeitig schriftlich
mitzuteilen, um ggf. baubegleitende wissenschaftliche Untersuchungen durchfthren zu
kénnen.

10 Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

Ziel der Bebauungsplanénderung

Das im Gewerbegebiet Hossenberg auf dem Flurstick 95 an der Conrad-Réntgen-Strafie
ansdssige Unternehmen mochte seinen Betrieb erweitern und eine neue Halle errichten.
Der Neu-/Anbau soll nérdlich an das bestehende Gebdude erfolgen. Das derzeitige
Betriebsgelénde  bietet dafir  keinen  ausreichenden  Platz.  Die  vorgesehene
Erweiterungsfléche befindet sich im Eigentum der Stadt Hennef und wurde im
Bebauungsplan Nr. 01.40 Gewerbegebiet Hossenberg als Ausgleich und zur &uferen
Eingrinung der Gewerbefldchen mit Geholzen bepflanzt. Die Bepflanzungen sind
zwischenzeitig etwa 10 Jahre alt, sollen an diesem Standort entfernt und an anderer Stelle
aulerhalb des Plangebietes adéquat kompensiert werden. Um die planungsrechtlichen
Voraussetzungen for die Betriebserweiterung zu schaffen, ist eine Anderung des
Bebauungsplanes erforderlich.

Um die landschaftliche Eingrinung weiterhin zu gewdhrleisten, ist in der nordéstlichen
Ecke der Erweiterungsfliche eine Bepflanzung festgesetzt, die in diesem Bereich
verlorengehende Gehélze ersetzen und die entstehende Licke im Gehélzbestand schliefien
soll. Die Festsetzungen werden weitgehend aus dem rechtwirksamen Bebauungsplan
Gbernommen. Ergénzend werden im Rahmen dieser Anderung Emissionskontingente
festgesetzt, die gutachterlich ermittelt und vorgegeben wurden. Als Mafinahme zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft wird ergénzt, dass die
Entfernung von Aufwuchs aus Grinden des Artenschutzes nur auBlerhalb der Brut-/
Fortpflanzungszeiten von Végeln und Fledermdusen erfolgen darf. Ansonsten sind solche
Arbeiten nur in Ausnahmefdllen mit besonderer Genehmigung der Naturschutzbehérde
moglich.
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Umweltauswirkungen und Umweltvertréglichkeit

Schutzgut Mensch
Die schalltechnischen Untersuchungen von Kramer Schalltechnik GmbH aus Sankt
Augustin kommen zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Betriebsgerduschsituation durch das geplante GE 1a-Gebiet (Kontingentierung)

Es wurden allgemeine Kriterien fur die Bauleitplanung erarbeitet, die Lérmkonflikte
zwischen dem geplanten GE-Gebiet und angrenzenden schutzbedirftigen Nutzungen
bereits im Planungsstadium ausschlieBen. Bei der Ausweisung von GE-Gebieten ist wegen
des Vorsorgeprinzips sicherzustellen, dass an schutzbedirftigen Objekten keine
unzumutbaren Immissionen auftreten. ... Da im Fall des Bebauungsplanes Nr. 01.40
,Gewerbegebiet Hossenberg” 5. Anderung keine hinreichenden Abstdnde zwischen
geplanten GE-Flachen und bestehenden schutzbedirftigen Nutzungen vorhanden sind und
weitere grofiflachige GE-Gebiete vorhanden sind, ist der Abstandserlass allein zur
Vermeidung von  Larmimmissionskonflikten  weniger geeignet.  Eine  wirkliche
Planungssicherheit ist dann nur mit dem Abstandserlass fir die betroffenen Betriebe nicht
mehr gegeben. Aus Sicht des Schallimmissionsschutzes kann eine dezidierte
eigenschaftsbezogene  Gliederung der  GE-Flachen nach DIN 45691
,Gerduschkontingentierung” dieses Problem 1&sen. ... Es wurde eine eigenschaftsbezogene
Gliederung der GE-Flache mit einem Festsetzungsvorschlag fir Emissionskontingente nach
DIN 45691 entwickelt. Fur die Berechnung und Beurteilung der Betriebsgerduschsituation
im hier maBgeblichen Einwirkungsbereich der GE 1a-Fléche des Plangebietes wurden 4
mafBgebliche Immissionsorte im Bereich schutzbedirftiger Nutzungen ausgewdhlt. Die
Angaben zu den Gebietskategorien im Umfeld des Plangebietes entsprechen den
Festsetzungen in rechtsgiltigen Bebauungsplénen, bzw. einer planungsrechtlichen
Einstufung der Stadiverwaltung Hennef. Zur Festlegung der bestehenden oder
plangegebenen  Vorbelastungen L,  durch  Gewerbegebiete  auerhalb  des
Geltungsbereichs der 5. Anderung, wurde auf die Festsetzungen von maximal zuléssigen
Emissionskontingenten IFSP pro m? der 2. Anderung sowie den Emissionskontingenten L,
(einschlieBlich  Zusatzkontingenten) der 4. Anderung zuriickgegriffen Anhand  der
festgestellten Vorbelastungen L, und einer ,Reserve” fir weitere Entwicklungen wurden
Planwerte L, fir die GE Ta-Flache festgelegt. Auslegungsziel war dabei, im gesamten
Einwirkungsbereich einen zukinftigen Gerduschimmissionskonflikt sicher zu vermeiden und
die Gesamt-Immissionswerte einzuhalten.

Fir dos geplante GE-Gebiet wurde vorgeschlagen, die GE 1a-Fléche in ihrer Nutzung zu
beschranken. Die Nutzungseinschrdankung erfolgt in Form einer Emissionskontingentierung
mit Festlegung der maximal zuléssigen Emissionskontingente Ly nach DIN 45691
»Gerduschkontingentierung”. Diese Festsetzungen sind einerseits bestimmt und vollziehbar,
andererseits aber so offen, dass sie sich flexibel den noch nicht im Detail bekannten
Gegebenheiten einer maglichen gewerblichen Nutzung anpassen lassen. Die Belegung mit
Emissionskontingenten Ly von tags 63 dB(A) und nachts 41,5 dB(A) pro m? fohrt im
gesamten Immissionsbereich zu einer Einhaltung der Planwerte L. Es werden Vorschlage
zur planungsrechtlichen Umsetzung gemacht und die Ergebnisse der Lérmkontingentierung
diskutiert. Danach ist im Bereich des GE Ta-Gebietes am Tage mehr als eine GE-
gebietstypische Nutzung moglich. Wahrend der Nachizeit bedingt ein Emissionskontingent
Ll von 41,5 dB(A) fur gerduschintensive Anlagen entsprechend ausgelegte
Betriebsgebdude und kaum gerduschintensive Tatigkeiten im Freien. Bei einer ginstigen
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Anordnung  von  Gerduschquellen  und  Baulichkeiten  sowie  Schallschirmen
(Larmschutzwdnde oder -walle) sind intensivere Nutzungen méglich.

Beispielsweise sind damit auch Fahrzeugbewegungen zur Nachtzeit realisierbar. Diese
Effekte konnen im Rahmen von konkreten Baugenehmigungsverfahren im Detail
schalltechnisch ausgelegt werden.

Angesichts des nur zu erwartenden Zusatzverkehrs ist mit Erhéhungen der allgemeinen
Verkehrsgeréuschsituation im Bereich schutzbedurftiger Nutzungen von deutlich unter
0,1 dB zu rechnen. Damit ist der Quell- und Zielverkehr des Plangebietes nicht
beurteilungsrelevant.

Belange der Erholungsnutzung werden nicht berGhrt. Der Rad- und FuBBweg am Rand der
Erweiterungsfléche bleibt erhalten und wird in seiner Nutzbarkeit nicht beeintréachtigt.

Schutzgut Flora und Fauna

Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes gehen vorrangig etwa 10 Jahre alte
Gehdlzpflanzungen verloren. Randlich sind auch artenarme Wiesenflachen betroffen.

Die artenschutzrechtliche Vorprifung vom Biro fur Landschaftsékologie aus Weilburg (Dr.
C. Mickschel) kommt zusammenfassend zu folgenden Ergebnissen.

Zusammenfassende Bewertung

Die artenschutzrechtliche Vorprifung des Plangebietes kommt hinsichtlich  der
Artengruppen Végel, Flederméuse, Reptilien, Amphibien und Schmetterlinge zum Ergebnis,
dass die Verbote des § 44 Abs. 1 und 5 ff BNatSchG fir die planungsrelevanten Arten
nicht berthrt  werden. Ausgehend von der vorliegenden Datenbasis werden
Verbotstatbestéinde gemaf § 44 ff BNatSchG nicht ausgeldst, eine Verschlechterung des
Erhaltungszustandes von Populationen der angefihrten Arten ist durch die Uberplanung
nicht zu erwarten. Eine Zerstérung nicht ersetzbarer Biotope nach BNatSchG trifft nicht zu.
Eine detaillierte Untersuchung im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prifung erscheint
somit im Hinblick auf das Plangebiet nicht erforderlich. Dies gilt unter Bericksichtigung der
dargelegten Mafinahmen und Hinweise zur Vermeidung, durch die eine Geféhrdung
einzelner Individuen oder die Stérung europdischer Vogelarten vermieden werden kénnen.
Das Untersuchungsgebiet zeigt aufgrund der intensiven Nutzung, teils angrenzenden
Gewerbenutzung und Freizeitnutzung und des damit verbundenen Verkehrsauftkommens
und Besucherdrucks (Kfz, Radweg etc.) eine relative Vorbelastung. Diese setzt die
,Okologische Gesamtwertigkeit” der Fléche deutlich herab. Die Abarbeitung von Belangen
der Eingriffsregelung, welche nicht Bestandteil dieser Vorprifung sind, wird vorausgesetzt.
MafBBnahmen und Hinweise zur Vermeidung

Folgende artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaf3nahmen muissen im weiteren Verfahren
bericksichtigt bzw. durchgefihrt werden.

1. Rodungen von Gehélzen und Entfernung von Stréuchern erfolgt nur aufBerhalb der
Brutzeiten von Végeln gemdéfl dem geltenden Landesnaturschutzgesetz in NRW. Die
Baufeldrdumung bzw. erforderliche Rodungsmafinahmen sollten aus artenschutzfachlicher
Sicht zwischen Spétherbst und sehr zeitigem Frihjahr liegen, um eine Zerstérung
moglicherweise aktuell genutzter Fortpflanzungs- und Ruhestétten auszuschliefen.

2. Es dirfen maximal 75 % des Gehdlzbestandes gerodet werden, sodass auf einer
ausreichenden Restflache Potenzial fir die Anlage von Nestern bestehen bleibt.

3. Die die StraBe Meiersheide séumende Baumreihe/ Allee, welche das Plangebiet von
Nordwesten nach Stdosten umrahmt, sollte als Bestand festgesetzt werden.
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Schutzgut Boden

Nach der Karte der schutzwirdigen Béden in NRW werden die fruchtbaren LéBbdden der
Schutzwirdigkeitsstufe Il ,besonders schutzwirdig” zugeordnet. Béden mit hoher oder sehr
hoher Bodenfruchtbarkeit sind als Vorbehalts- bzw. Vorranggebiete fir die Landwirtschaft
zu betrachten. Altlastenverdachtsfléchen sind im Gebiet nicht bekannt.

Die erforderlichen Geléndeverdnderungen (Abgrabungen/Aufschittungen) sowie die
Errichtung von Gebéuden, Lager- und Rangierfléchen fihren zu einer erheblichen und
nachhaltigen Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden. Relevant sind insbesondere der
Verlust  fruchtbarer Ackerbéden  sowie die  Beeintrachtigung der natirlichen
Bodenfunktionen, wie Lebensraum- und Regelungsfunktion (Filter-, Puffer-, Transformator-,
Speicherfunktion). Die gewerbliche Baufléche um 2.593.3 gm vergréfBert. Aufgrund der
festgesetzten Grundfléchenzahl von GRZ=0,7 ist eine zusétzliche Versiegelungsfléche von
1.815,3 gm zuléssig. Dartber hinaus wir durch Gelandeverénderungen (Abgrabungen/
Aufschittungen) in einem Umfang von ca. 778 gm in die Bodenfunktion eingegriffen.

Zur Minimierung der Eingriffe in den Boden sollen Beeintrachtigungen von Béden mit
hohem Erfillungsgrad der Bodenfunktion sowie schutzwirdiger Béden soweit wie maglich
vermieden werden. Von der Bebauung sind im vorliegenden Planungsfall Béden mit
hohem  Funktfionserfillungsgrad  betroffen.  Daher sollten  zundchst anderweitige
Planungsméglichkeiten geprift werden. Eine réumliche Standortalternative  wird im
vorliegenden Fall jedoch ausgeschlossen, da fur die Erweiterung des Betriebes nur
unmittelbar angrenzende Fléchen in Betracht kommen. Die Erweiterungsfléche ist jedoch
auf den derzeit absehbaren Bedart beschrankt.

Eine héhenmaBige Anpassung der Erweiterungsfléche an das vorhandene Geldande ist
aufgrund des vorgesehenen Anbaus und der innerbetrieblichen Abléaufe unvermeidbar.
Das Gelande ist jedoch nicht so profiliert, dass zur Einebnung von Baufléchen GberméfBige
Aufschittungen erforderlich werden. Grundsétzlich sind Aufschittungen for die bauliche
Nutzung jedoch erforderlich. Im Bebauungsplan sind die Grundflachenzahl auf 0,7 und
damit der Versiegelungsgrad auf 70 % beschrénkt und bleiben unter dem nach BauNVO
moéglichen Wert von 0,8. 30 % der Erweiterungsfléchen sollen insbesondere in den
Randbereichen fir BegrinungsmafBnahmen erhalten bleiben. Zudem ist im Bebauungsplan
eine Festsetzung zur wasserdurchldssigen Gestaltung von Stellpléatzen enthalten. Da die
Erweiterungsfléche bereits auf die vom Betrieb gewinschte Gréfle beschrénkt wurde, sind
Einschrénkungen und Vorgaben zur Platzierung von Gebduden oder zur Struktuurierung
der Erweiterungsflache weder zweckmdflig noch angemessen. Die Béden sind fir eine
Versickerung nicht geeignet, wie das bestehende Gewerbegebiet deutlich zeigt. Die
Ableitung des Oberflachenwassers erfolgt Uber die &ffentliche Kanalisation im
Trennsystem. Stellplétze sind wasserdurchlassig zu befestigen. Im  Stammplan  sind
Festsetzungen zur Dachbeginung enthalten. Diese greifen jedoch erst bei gréfieren
Gebsuden. Fir die nunmehr vorgesehene Erweiterung gesonderte/abweichende
Festsetzungen zu treffen, ware nicht angemessen, zumal fir den Eingriff eine
entsprechende Kompensation erfolgt. Die Erweiterung des vorhandenen Firmengeldndes
erspart die potenzielle ErschlieBung an einem anderen Standort. Durch die
Betriebserweiterung  lasst  sich  eine  effektivere  Nutzung von  vorhandenen
ErschlieBungsanlagen gewdhrleisten.

Die Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz ist bei der Aufstellung von
Bebauungsplénen zu beachten. Vermeidung und Ausgleich unterliegen dabei dem
Abwagungsgebot. Diejenigen Bodenfunktionen, die durch den Eingriff beeintrachtigt
werden, sollten durch geeignete bodenfunktionsbezogene KompensationsmaBBnahmen
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ausgeglichen werden. Entsiegelungsfléchen stehen als Kompensationsmafinahmen nicht
zur  Verfigung. Die enfstehenden Boéschungsflachen sowie tempordr genutzte
Baufeldflachen werden jedoch wieder rekultiviert (teilweise bepflanzt) und langfristig als
Grinflachen entwickelt. Die als Kompensation vorgesehenen artreichen Blihstreifen auf
zuvor ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen Nutzflachen auf dem Stadtgebiet
Hennefs sind u.a. auch erosionsmindernde Mafnahmen. Blihstreifen sorgen fur eine
nahezu ganzjghrige Bodenbedeckung, so dass die Wind- und Wassererosion sowohl auf
den eigentlichen Einsaatflachen, als auch auf den angrenzenden ackerbaulich genutzten
Arealen  vermindert wird. Die artreichen  BlUhstreifen  stellt  zudem  eine
ExtensivierungsmaBBnahme dar. Durch den Nutzungs- und Dingeverzicht werden der
Eintrag von Néhrstoffen und eine nutzungsbedingte Bodenumlagerung und -verdichtung
zukUnftig  vermieden. Die Florenvielfalt férdert eine artenreiche Insektenfauna,
einschlieBlich heimischer Nutzlinge, so dass auch auf den Nutzpflanzenkulturen
Schadschwellen nicht erreicht und Pflanzenbehandlungsgénge vermieden werden kénnen.
SchlieBlich wird durch den intensiven dauerhaften Bewuchs der organische Humusanteil im
Boden erhdht, was wesentlich zu seiner Stabilitdt und Funktionsféhigkeit (Wasser- und
Nahrstoffbevorratung, CO?-Bindung, Puffervermégen etc.) beitrégt.

Um den Belangen von Natur und Landschaft (sowie den Stellungnahme des Rhein-Sieg-
Kreis aus der Offenlage) Rechnung zu tragen, wird als zusétzliche Ausgleichsmafinahme
festgesetzt, auf der stadtischen Waldparzelle Gemarkung Kurscheid, Flur 2, Flurstick 78
zeitnah (bis Ende 2016) den dort befindlichen Fichtenbestand in einen naturnahen
Laubholzbestand umzuwandeln. Die im NSG 2.1-13 ,Hanfbach und Zuflisse” gelegene
Flache ist besonders geeignet, da die standérilichen Verhdlinisse (starke Vernéssungen,
Lage an der Bachaue, Bestand von Equisetum pratensis) durch die Fichtendickung hier
weit unter ihrem Entwicklungspotenzial bleiben und der Boden durch die Entwicklung eines
standortgerechten Gehdlzbestandes deutlich aufgewertet und verbessert werden kann.

Schutzgut Wasser

Durch die Neuversiegelung/Verdichtung von bislang offenen Bodenfléchen gehen
bisherige offene Bdden als Versickerungsfléche verloren. Somit kommt es zu einer
vergleichsweise geringen Reduzierung der Grundwasserneubildung. Innerhalb der nicht
bebauten und teilweise zu bepflanzenden Freiflachen bleibt das Versickerungspotential
jedoch erhalten. Nach den Vorgaben des Landeswassergesetzes ist Niederschlagswasser,
das auf Grundsticken anfallt, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein
Gewdsser einzuleiten, sofern dies ohne Beeintréchtigung des Wohls der Allgemeinheit
méglich ist. Der oberflachennah anstehende Fels ist tiefgrindig verwittert und besitzt nach
den Erahrungen aus den bereits bestehenden Gewerbefléchen keine ausreichende
Wasserdurchlassigkeit. Der LéB/LoBlehm besitzt keine auf Dauer ausreichend grofie
Durchléssigkeit, um nach den behérdlichen und technischen Vorgaben gesammeltes
Niederschlagswasser gezielt versickern zu lassen. Dies bestatigen auch die Planungen im
Rahmen der 4. Anderung im sudlichen Teil des Gewerbegebietes. Das anfallende
Niederschlagswasser von der neuen Gewerbefldche soll dem  &ffentlichen
Regenwasserkanal in der Conrad-Réntgen-Strale zugefihrt werden, dessen Kapazitéten
dafir ebenso ausreichend bemessen sind, wie die Kapazitdten der Rickhalteanlagen, zu
denen der Regenwasserkanal fohrt.
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Schutzgut Klima

Wahrend der Bauzeit sind beim Betrieb von Baumaschinen, dem Transport von
Bodenmassen und der Anlieferung von Baustoffen Staubentwicklungen zu erwarten, die
sich jedoch planungsrechtlich nicht ausschlieBen lassen. Es ist Aufgabe der Bauleitung bei
den konkreten BaumaBnahmen, unnétige Staubbeeintréchtigungen  durch  die
Herrichtungen und Unterhaltung entsprechender Baufeldfléchen zu vermeiden. Im direkten
Umfeld der versiegelten Flachen kommt es durch die Versiegelung sowie den Verlust von
Wiesen- und Gehélzfléchen in der Regel zu einer Verénderung des Mikroklimas. Die
Versiegelung fuhrt zu einem Verlust von Verdunstungs- und Versickerungsfléche und damit
potenziell zu einer Erhéhung der Rickstrahlwérme von insbesondere fléchigen baulichen
Anlagen. Die Belastungen auf die Schutzgiter Klima und Luft werden aufgrund der im
Vergleich zur Gesamtifléche des Gewerbegebietes geringen Gréfle der Erweiterungsflache
als nicht erheblich eingestuft.

Schutzgut Landschaftsbild

Aufgrund der Geléndetopographie ist die kinftige Bebauung auf der Erweiterungsfléche
teilweise von der norddstichen Wohnbebauung aus einsehbar. Im Bebauungsplan ist
festgesetzt, dass die im Gehdlzbestand entstehende Licke neu zu bepflanzen ist. Damit
sollen mittelfristig die neue Gewerbenutzung und Bebauung wieder wirksam eingegrint
und mégliche Landschaftsbildbeeintrachtigungen in Richtung Nordosten minimiert werden.
Eine Beeintrachtigung der Landschaftsbildqualitét durch Fernwirkungen Uber das Siegtal
hinweg wird als nicht erheblich eingestuft, da die neu hinzukommenden Gebédude den
bereits vorherrschenden Landschaftsbildeindruck zwar potenziell verstérken kénnen, ihm
aber keine grundsatzlich neue Qualitét hinzufigen. Eingriffsmindernd wirken die
Beschréinkungen der zulassigen Hoéhe baulicher Anlagen sowie die Vorgaben zur
Gestaltung von Dachfléchen und Fassaden.

Schutzgut Kultur- und Sachgiter
Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes sind keine Auswirkungen auf Kultur- und
Sachgiter zu erwarten.
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Anderweitige Planungsméglichkeiten

Das auf dem Flurstick 95 anséssige Unternehmen kann seinen Betrieb nur in nérdlicher
Richtung erweitern. Der geplante Neu-/Anbau soll nérdlich an das bestehende Gebéude
erfolgen. Das derzeitige Betriebsgelédnde bietet dafir keinen ausreichenden Platz. Der
Betrieb schépft die Grenzen der baulichen Nutzbarkeit des Grundsticks weitgehend aus.
Das Unternehmen mit seinen Arbeitsplatzen soll am Standort gesichert werden und dafur
die erforderlichen Entwicklungsméglichkeiten erhalten. Eine Verlagerung an einen anderen
Standort kommt sowohl aus unternehmerischen/betrieblichen Grinden als auch nach den
Zielsetzungen der Gewerbeentwicklung fir die Stadt Hennef nicht in Betracht.

Die Anlieger in der Umgebung werden durch Festsetzung von Emissionskontingenten vor
unzuléssigem Larm geschitzt. Die wohnungsnahe Ausweisung von Gewerbeflédchen mit
dort zu erwartenden Arbeitsplatzen fGhrt mittelbar auch zur Aufwertung (wohnortnahes
Arbeitsplatzangebot). Die Belange, der in der in der Umgebung wohnenden Bevélkerung,
sind wie folgt bericksichtigt:

keine Verscharfung der Immissionssituation (Lérm, Verkehre, etc.)

Erhaltung bzw. SchlieBung des ortsrandbildenden Gringurtels

Erhaltung der Rad- und FuBBwegeverbindung

potenzielle Bereitstellung wohnortnaher Arbeitsplétze
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Textliche Festsetzungen

Bauordnungsrechtliche Vorschriften

sonstige Festsetzungen

Zeichen der Kartengrundlage Festsetzung von Grenzen, Flachen und Anlagen sowie von Art und MaR der baulichen Nutzung
% Gebaude mit Hausnummer Flurstiicksgrenzen Gewerbegebiet (Nr. 1a siehe Textliche Festsetzungen) Nutzungsschema:
B Flur 28 R GE 1 § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 BauNVO
Gebaude ohne Hausnummer :
217 Flurstiicksnummern Art der NUtZUﬂg Bauwelse
Am Hammerstick Flirbezeichntingen Gewerbegebiet, nicht (iberbaubare Flachen fiir Bepflanzungen
Conrad-Réntgen-Stralie StralRenbezeichnungen (siehe Textliche Festsetzungen) Grundflachenzahll GeschoRflachenzahl
Kennzeichnungen und nachrichtliche Ubernahmen Baugrenze ) _
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §23 Abs. 3 BauNVO Traufhohe Dachneigung
Vermessung (Messpunkt/Hohen) ~  -——-———-—- 40 m Anbauverbotszone
Vermessung (Beschriftung) entlang der Autobahn BAB 560
ey e 100 m Baubeschrank
zermessung E;Imer;) entang der Autobahn BAB 560 00000 Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen
ermessun aun
, , ’ ) —o——o— Gashochdruckleitung 8 B1/B2, Bepflanzungen (B1 / B2 siehe Textliche Festsetzungen)
ZIRRRE Vermessung (B&schungen) _ . 000000 9 Abs. 1 Nr. 253 BauGB
& Vermessung (Baume) madhenniin gzgl;\zs:\rg:illgilrmg § > " aBal
I
/ Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
///////// Gehdlzbestand / Erhaltung I § 9 Abs. 7 BauGB g
l ||

B1/B2

landschaftspflegrischen Mafinahmen
(siehe Textliche Festsetzungen)

RECHTSGRUNDLAGEN
(Stand: 14.08.2015)

Diese Vorschriften sind bei der Nutzung des Baulandes anzuwenden,
soweit im Bebauungsplan keine Abweichungen vorgesehen sind.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes

vom 20.11.2014 (BGBI. | S. 1748)

Verordnung zur Durchfiihrung des BauGB vom 07.07.1987 (GVBI. S. 220), zuletzt geéndert durch 6. AndvVO vom 18.07.2013 (GV.NRW. S.493

Gesetz zur Ausfilhrung des BauGB in NRW (BauGB-AG NRW) vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 211)

Gesetz iber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. | S. 94), zuletzt geandert

durch Art. 10 des Gesetzes vom 25.07.2013 (BGBI. | S. 2749)

Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungs-verordnung - BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), geédndert

durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. | S. 1548)

Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 01.03.2000 (GV.NRW. S. 256), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes

vom 20.05.2014 (GV.NRW. S. 294)

Verordnung tber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990

(BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. | S. 1509)

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBI. | S. 2986), zuletzt gedndert durch Art. 9 des Gesetzes vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585)

Raumordnungsverordnung (RoV) vom 13.12.1990 (BGBI. | S. 2766), zuletzt geandert durch Art. 5 Abs. 35 des Gesetzes vom 24.02.2012

(BGBL. I S. 212)

Verordnung tber den sachlichen Teilplan groRflachiger Einzelhandel zum Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) vom

11.07.2013 (GV.NRW. S. 420)

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBI. | S. 1274), zuletzt geandert durch

Art. 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBI. | S. 1740)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch Art. 4 Abs. 100 des Gesetzes vom

07.08.2013 (BGBI. | S. 3154)

Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen (LG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt geandert durch Art. 1

des Gesetzes vom 16.03.2010 (GV.NRW. S. 185)

Stralen- und Wegegesetz Nordrhein-Westfalen (Str'WG NRW) vom 23.09.1995 (GV.NW. S. 1028), zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes

vom 25.03.2015 (GV.NRW. S. 312)

BundesfernstraRengesetz (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.06.2007 (BGBI. | S. 1206), zuletzt geandert durch Art. 7 des

Gesetzes vom 31.05.2013 (BGBI. | S. 1388)

Landesplanungsgesetz (LPIG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.05.2005 (GV.NRW. S. 430), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom

29.01.2013 (GV. NRW. S. 33)

Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV.NRW. S. 926), zuletzt gedndert durch Art.

des Gesetzes vom 05.03.2013 (GV.NRW. S. 133)

Landesforstgesetz NRW (LFoG) vom 24.04.1980 (GV.NRW. S. 546), zuletzt gedndert durch Art. 4. Des Gesetzes vom 12.05.2015 (GV.NRW.

S. 448)

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 11.03.1980 (GV.NW. S. 226), zuletzt geandert durch 1. AndG vom 16.07.2013 (GV.NRW. S. 488)

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999 (BGBI. | S. 1554); zuletzt geandert durch Art. 5 Abs. 31 des

Gesetzes vom 24.02.2012 (BGBI. | S. 212)

e Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBI. | S. 502), zuletzt gedndert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom
24.02.2012 (BGBI. | S. 212)

e Runderlass des Ministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz Gber die Abstande zwischen Industrie- bzw.
Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige fiir den Immissionsschutz bedeutsame Abstande
(Abstandserlass) vom 06.06.2007 (MBI.NW. | S. 659)

e Runderlass des Ministeriums fiir Bauen und Verkehr und des Ministeriums fiir Wirtschaft, Mittelstand und Energie (iber die Ansiedlung von
Einzelhandelsbetrieben; Bauleitplanung und Genehmigung von Vorhaben (Einzelhandelserlass) vom 22.09.2008 (MBI.NW. | S. 2311)

e Verordnung liber Bau und Betrieb von Sonderbauten (Sonderbauverordnung - SBauVO) vom 17.11.2009 (GV.NRW. S. 682), geandert durch
Artikel 3 der Verordnung vom 24.11.2014 (GV. NRW. S. 847)

o Feuerungsverordnung (FeuVO) vom 11.03.2008 (GV.NRW. S. 338), geéndert durch 1. And.VO vom 29.11.2012 (GV.NRW. S. 616)

e Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein - Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 ( GV.NRW S.
666/SGV.NW 2023), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.NRW. S. 496)

e Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV.NRW. S. 516), zuletzt gedndert durch VO vom 13.05.2014 (GV.NRW. S.
307)

e Kommunalabgabengesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NW 1969, S. 712), zuletzt gedndert durch Art. 3 des

Gesetzes vom 25.06.2015 (GV.NRW. S. 496)

GEOMETRISCHE EINDEUTIGKEIT

Es wird bescheinigt, dass die Darstellung mit dem
amtlichen Liegenschaftskataster ibereinstimmt und die
Feststellung der stadtebaulichen Planung geometrisch

eindeutig ist.

Hennef, den

Sind zwei oder mehrere unterschiedliche lineare
Signaturen unmittelbar parallel und ohne Angabe eines
Abstandsmafes untereinander gezeichnet, so fallen sie
als Festsetzung/nachrichtliche Ubernahme in einer Linie
zusammen.

BETEILUNG DER OFFENTLICHKEIT

Die Beteiligung der Offentlichkeit am Bebauungsplan - Vorentwurf
gem. § 3 (1) BauGB wurde am ..........ccccceueuee

ortstiblich bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan - Vorentwurf wurde gem. § 3 (1) BauGB vom

der Offentlichkeit vorgestellt.

Hennef, den

Der Birgermeister

Siegel

ERNEUTE BETEILUNG DER OFFENTLICH

Die erneute Beteiligung der Offentlichkeit am Bebauungsplan,
Vorentwurf gem. § 3 (1) BauGB wurde am ...........cccccoeec s
ortsuiblich bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan - Vorentwurf wurde gem. § (1) BauGB vom

erneut der Offentlichkeit vorgestellt.

Hennef, den

Der Biirgermeister

yael

OFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschlieBlich

der Textlichen Festsetzungen hat gem. § 3 (2) BauGB

mit der Begriindung in der Zeitvom ... bis
......................................... offentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung wurden gem. § 3 (2) BauGB
AM e ortsiiblich bekanntgemacht.

Den Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange wurde
gem. § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom ................. Gelegenheit zur

Stellungnahme gegeben.

Hennef, den

Der Birgermeister

Siegel

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der zustandige Fachausschuss hat

gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des
Bebauungsplanes beschlossen.

Dieser Beschluss wurde am ..........c.ccoceeeiiinieciinnnnne

ortsiiblich bekanntgemacht.

Hennef, den

Der Birgermeister

Siegel

BETEILIGUNG DERBEHORDEN

Den Behérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange wurde
gem. § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom ............ccccoovviiniiiicnes
Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bebauungsplan-Vorentwurf

gegeben.

Hennef, den

Der Birgermeister

Siegel

ERNEUTE BETEILIGUNG DERBEHORD

Den Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange wypde
gem. § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom............cccceeeenens
erneut Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bebauupgsplan-

Vorentwurf gegeben.

Hennef, den

Der Birgermeister

fegel

ANDERUNGEN GEM. STELLUNGNAHMEN

Anderungen aufgrund von Stellungnahmen gemafR Beschluss-
fassung des zustandigen Fachausschusses vom
(§ 3 (2) BauGB).

Hennef, den

Der Birgermeister

Siegel

ERNEUTE OFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Entwurf des Bebauungsplanes hat gem. § 4a (3) BauGB mit dery
Begriindung in der Zeit vom ... bis

erneut offentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung wurden gem. § 3 (2) BauGB

AMeeiiiieeee s ortsuiblich bekanntgemacht.

Den Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belagige wurde gem.

§ 4a (3) BauGB mit Schreiben vom
.............................. erneut Gelegenheit zur Stellungnahme

gegeben.

Hennef, den

Der Birgermeister

Siegel

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) hat am ..........c.ccocoevviiiiiiiniiinns
den Bebauungsplan gem. § 10 (1) BauGB sowie
§ 7 GO NW als Satzung beschlossen.

Hennef, den

Der Biirgermeister

Siegel

INKRAFTTRETEN

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes wurde am
................................ gem. § 10 (3) BauGB ortsiblich

bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der

Bebauungsplan in Kraft.

Hennef, den

Siegel

Der Biirgermeister

AUSFERTIGUNG

Die Ubereinstimmung des textlichen und zeichnerischen
Inhalts des Bebauungsplanes mit dem Willen des Rates
sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen
Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes werden
bekundet.

Hennef, den

Der Biirgermeister

Siegel

Dieser Plan ist der Urkundsplan.

Dieser Plan stimmt mit dem Urkundsplan und den darauf

verzeichneten Vermerken Uberein.

Hennef, den

Siegel

Wittmer

1. Bau- und Bodendenkmailer gem. Landesdenkmalschutzgesetz NRW
(DSchG NRW)

Bei Bodeneingriffen kdnnen Bodendenkmaler (kultur- und / oder natur-
geschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde, aber auch
Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit,
Hoéhlen, Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens
aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von
Bodendenkmalern ist der Stadt Hennef (Sieg) als Untere Denkmalbehérde und /
oder dem Rheinischen Amt fiur Bodendenkmalpflege, Bonn, unverzuglich
anzuzeigen und die Entdeckungsstelle mindestens 3 Werktage in unveréandertem
Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 DSchG NRW), falls diese nicht vorher von
den Denkmalbehérden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Rheinland ist
berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und fir wissenschaftliche
Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

2. Einbau von Recyclingstoffen

Der Einbau von Recyclingstoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrechtlicher
Erlaubnis zulassig.

3. Energieversorgung

Die Ver- und Entsorgung ist uber bestehende Trassen gesichert. Grundnetze der
Versorgungsunternehmen sind vorhanden und kénnen ausgebaut werden. Das
ausgewiesene Baugebiet wird mit Erdgas versorgt.

4. Entsorgung von Bodenmaterial

Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstiicke anfallendes bauschutthaltiges
oder organoleptisch auffalliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenaufflllungen) ist
ordnungsgemaf zu entsorgen.

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr
dem Rhein-Sieg-Kreis, Sachgebiet ,Gewerbliche Abfallwirtschaft‘, anzuzeigen.
Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis
(Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen.

Werden bei den BaumaRnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so
ist unverzuglich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt fir Technischen Umweltschutz, zu
informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen (s. § 2 Abs. 1 Landes-
bodenschutzgesetz NRW).

Gegebenenfalls sind weitergehende Untersuchungen zur Geféhrdungs-
abschatzung (Entnahme von Bodenproben, Durchfihrung von chemischen
Analysen, etc.) zu veranlassen. Alle MaBnahmen im Zusammenhang mit
schadlichen Bodenverunreinigungen sind mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt flr
Technischen Umweltschutz, abzustimmen.

Bei der Entsorgung von Aushubmaterialien mit schadlichen Verunreinigungen
sind insbesondere die abfallrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

5. Fluglarm

Bedingt durch die Uber das Gebiet von Hossenberg verlaufende Flugroute des
Flughafens Kéln / Bonn muss - entsprechend dem Nutzungsgrad dieser Route -
sowohl am Tage als auch in der Nacht mit mehr oder weniger starkem Fluglarm
gerechnet werden. Diese Immissionsbelastung lasst sich durch bauseits
vorzusehende passive Schallschutzmaflnahmen, wie bspw. Schallddmmung von
Dachern und Rollladenkasten sowie den Einbau von Schallschutzfenstern,
vermindern.

6. Freianlagen

Bei der Pflege der Grunflachen ist méglichst auf die Verwendung von Pestiziden
zu verzichten.

7. Kampfmittel

Es existieren keine Aussagen zu Kampfmittelvorkommen im Geltungsbereich
dieses Bebauungsplans.

Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann nicht gewahrt werden. Bei
Kampfmittelfunden wahrend der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort
einzustellen und die nachstgelegene Polizeidienststelle  oder der
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verstandigen.

Sollten Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung (Rammarbeiten,
Pfahlgriindungen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) vorgesehen sein,
wird eine Tiefensondierung empfohlen. Die Vorgehensweise ist mit dem
Kampfmittelbeseitigungsdienst Rheinland, AuRenstelle Kerpen, abzustimmen.

8. Lagebezugssystem

Das Lagebezugssystem im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans erfolgte im
Koordinatensystem UTM.

9. Erdbeben

Zur Planung der kiinftigen Flachennutzung fir das Bebauungsplangebiet wird auf
die Bewertung der Erdbebengefahrdung hingewiesen, die bei Planung und
Bemessung Ublicher Hochbauten gemal den Technischen Baubestimmungen
des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 ,Bauten in deutschen
Erdbebengebieten“ zu bericksichtigen ist. Die Erdbebengefahrdung wird hier
durch die Zuordnung von Erdbebenzonen und geologischen Untergrundklassen
beurteilt, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologischen
Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1 : 350 000, Bundesland
Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) fiur einzelne Standorte
bestimmt werden. In den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW wird
auf die Verwendung dieser Kartengrundlage hingewiesen.

Das Gebiet der Stadt Hennef (Sieg) ist folgenden Erdbebenzonen mit der
geologischen Untergrundklasse R zuzuordnen (R = Gebiete mit felsartigem
Untergrund):

- Stadt Hennef (Sieg), Gemarkung Séven: 1/R
- Stadt Hennef (Sieg), alle tibrigen Gemarkungen:0/ R
gemaf der Karte zur DIN 4149 (Fassung von 2005).

Bei der Planung und Bemessung ublicher Hochbauten missen die in DIN 4149
festgelegten Regelungen beachtet werden. Innerhalb der Erdbebenzone 0
miissen keine besonderen MaRnahmen hinsichtlich potenzieller
Erdbebenwirkungen ergriffen werden. Es wird jedoch empfohlen, fiir Bauwerke
der Bedeutungskategorien Il (Bauwerke, deren Widerstandsfahigkeit gegen
Erdbeben im Hinblick auf die mit einem Einsturz verbundenen Folgen wichtig ist,
z.B. groe Wohnanlagen, Schulen usw.) und IV (Bauwerke, deren Unversehrtheit
im Erdbebenfall von Bedeutung fur den Schutz der Allgemeinheit ist, z.B.
Krankenhaduser, Feuerwehrhauser usw.) nach DIN 4149 entsprechend den
Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfahren.

Zusatzlich sind fiur Bauwerke, bei deren Versagen durch Erdbebenwirkungen
sekundare Gefahrdungen auftreten koénnen, héhere Gefahrdungsniveaus zu
bertiicksichtigen anhand einschlagiger Regelwerke. Ggf. missen in diesem Fall
standortbezogene Seismologische Gutachten eingeholt werden. (Stand:
15.08.2013)

10. Oberboden

Der bei den Bauarbeiten anfallende Oberboden und der kulturfahige Unterboden
sollen gem. § 202 BauGB auf dem jeweiligen Grundstiick zur Herstellung von
Vegetationsflachen wieder aufgetragen werden, hierbei ist die DIN 18.915 zu
beachten.

Um den Oberboden auf Béschungsflachen vor Erosion zu schutzen, sind ggf.
geeignete ingenieurbiologische MaRnahmen vorzusehen. Dazu kénnen u.a. der
Einbau von Faschinen oder Erosionsschutzsaaten gehoéren. Die MaRnahmen
sind jeweils an den technischen Erfordernissen zur Béschungssicherung zu
bemessen. Diese MaRnahmen durfen den im Bebauungsplan festgesetzten
Bepflanzungen nicht entgegenstehen und diese nicht ausschlieflen. Bei
Erosionsschutzsaaten kann die im Bebauungsplan festgesetzte Bepflanzung erst
erfolgen, wenn die Aussaaten ihre volle Wirksamkeit erreicht haben. Dies ist in
der Regel erst nach einer Vegetationsperiode zu erwarten.

11. Umgang mit Regenwasser

Das anfallende Regenwasser wird in den vorhandenen Niederschlags-
wasserkanal in der Conrad-Réntgen-Stralle eingeleitet.

12. Zuordnung von Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen

Die erforderlichen Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen auRerhalb des
Plangebietes sind unter 9. und 10. der textlichen Festsetzung festgesetzt.

13. Gestaltung und Begriinung

Einzelheiten zur Gestaltung und Begriinung der Gewerbeflachen sind dem
,Baugestaltungshandbuch® zum Bebauungsplan 01.40 Gewerbegebiet
Hossenberg zu entnehmen.

14. Bau- und Nutzungsbeschrinkungen entlang der Autobahn A 560

Die Anbaubestimmungen entlang der Autobahn A 560 gemaR § 9

Bundes-FernstralRengesetz (FStrG) sind zu beachten.

e In einer Entfernung von 40 m, gemessen vom aueren Rand der befestigten
Fahrbahn der Bundesautobahn (Anbauverbotszone § 9 (1) FStrG) dirfen
Hochbauten jeder Art nicht errichtet werden. Ebenfalls unzulassig sind Anlagen
der AuRenwerbung sowie Anlagen und Einrichtungen, die fur die rechtliche
oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten erforderlich sind (z. B.
Pflichtstellplatze, Feuerwehrumfahrten, Lagerflachen o. &). Sicht- und
Larmschutzwalle bedurfen der Genehmigung der Straenbauverwaltung.

e In einer Entfernung von 100 m, gemessen vom aufReren Rand der befestigten
Fahrbahn der Bundesautobahn (Anbaubeschrankungszone § 9 (2) FStrG)

- darfen nur solche bauliche Anlagen errichtet, erheblich geandert oder
anders genutzt werden, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des
Autobahnverkehrs weder durch Lichteinwirkung, Dampfe, Gase, Rauch,
Gerausche,  Erschitterungen  oder  dergleichen  gefahrden  und
beeintrachtigen. Anlagen der AuRenwerbung stehen den baulichen Anlagen
gleich.

- sind nur solche Beleuchtungsanlagen innerhalb und auRerhalb von
Grundstticken und Gebauden zulassig, die, die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs auf der BAB nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise
beeintrachtigen wird. Vor der Errichtung von Beleuchtungsanlagen ist die
Zustimmung der StralRenbauverwaltung einzuholen.

- durfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angabe Uber die Art von Anlagen oder
sonstige Hinweise mit Wirkung zur Autobahn nur mit Zustimmung der
StralRenbauverwaltung angebracht oder aufgestellt werden.

Zur befestigten Fahrbahn gehéren auch Standstreifen, Beschleunigungs-
und Verzogerungsstreifen der Anschlussstellen und der Autobahnkreuze.

e Bei Kreuzungen der BAB durch Versorgungsleitungen und der nachrichtlichen
Ubernahme der Leitungen innerhalb der Schutzzonen gemaR § 9 (1+2) FStrG
ist die Abstimmung mit der BundesstraBenverwaltung auflerhalb des
Planverfahrens erforderlich.

e GemaR § 33 der StraBenverkehrsordnung ist die Stralenbauverwaltung an
MaRnahmen zu beteiligen, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
auf der BAB beeintrachtigen kénnen. Vom stadtischen Bauordnungsamt ist
daher sicherzustellen, dass tber die BAB Schutzzonen hinaus Werbeanlagen,
Firmennamen, Angaben uber die Art von Anlagen und sonstige Hinweise, die
den Verkehr auf der BAB beeintrachtigen kénnen, nur dann aufgestellt werden
dirfen, wenn die StralRenbauverwaltung zugestimmt hat.

e Immissionsschutz fir neu ausgewiesene Gebiete geht zu Lasten der
Gemeinde / Stadt.

e Entwasserungseinrichtungen der BAB diirfen nicht baulich veréandert werden.

15. Altlasten

Im Plangebiet sind bisher keine Altlasten bekannt. Sollten sich bei
Tiefbauarbeiten oder im Rahmen sonstiger Bauarbeiten oder Vorgangen
Hinweise auf kleinrdumige Verunreinigungen des Bodens ergeben, so sind die
entsprechenden Stellen und Amter hiervon umgehend zu unterrichten.

16. Gashochdruckleitung

Westlich des Geltungsbereiches der 5. Anderung verlauft eine
Gashochdruckleitung der Rhein-Sieg Netz GmbH innerhalb eines 4 m breiten
Schutzstreifens. Innerhalb des Schutzstreifens durfen keine Arbeiten
durchgefiihrt werden..

Der Bebauungsplan enthalt Festsetzungen gemaR § 9 BauGB.
Diese Festsetzungen umfassen:

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Der Bebauungsplan setzt fir die mit GEla gekennzeichnete Flache ein
Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO fest.
Gemal § 1 Abs. 4 und 5 sowie § 8 BauNVO sind nur Geschafts-, Buro- und
Verwaltungsgebdude sowie nicht wesentlich stérende Gewerbebetriebe
zulassig. Andere Betriebsarten und Anlagen sind ausnahmsweise zulassig,
wenn nachgewiesen wird, dass schadliche Umwelteinwirkungen in
angrenzenden schutzbediirftigen Gebieten auch auRerhalb des Plangebietes
nicht zu erwarten sind. Es sind nur solche Betriebe zuldssig, deren Betrieb das
anfallende Niederschlagswasser nicht mehr verunreinigt, als das in
Wohngebieten der Fall ist.

=

.2 Gemal § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO werden folgenden Nutzungen des § 8 Abs.

2 BauNVO ausgeschlossen und als nicht zulassig festgesetzt:

e Land- und Gartenbaubetriebe, Tierzucht, Speditionen, Fuhrparks, Bauhofe,
Schrottplatze/Autoverwertung, Lagerhauser und Lagerplatze (Nr. 1)

e Tankstellen (Nr. 2)

o Anlagen fir sportliche Zwecke (Nr. 3)

® Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflachen fiir
den Verkauf an letzte Verbraucher
Ausnahme gem. § 31 Abs. 1 BauGB:
Gewerbebetriebe mit Verkaufsflachen an letzte Verbraucher, wenn das
angebotene Sortiment aus eigener Herstellung stammt und der Betrieb
aufgrund der von ihm ausgehenden Emissionen typischerweise nur in einem
Gewerbegebiet zulassig ist, oder der Verkauf Uber Kioske erfolgt, soweit dieser
der Versorgung der im Gebiet Arbeitenden dient.

1.3 GemaR § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden folgenden Nutzungen des § 8 Abs. 3
BauNVO ausgeschlossen und als nicht zuléssig festgesetzt:
¢ Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke (Nr. 2)
e Vergnugungsstatten (Nr. 3)

1.4 Zulassig sind Vorhaben (Anlagen und Betriebe), deren Gerdusche die in der
folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691
,Gerauschkontingentierung” weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 -
6.00 Uhr) tberschreiten.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691

(Teil-)Flache Emissionskontingente in dB(A)

LEK tags LEK nachts

Bebauungsplan Nr. 01.40 ,Gewerbegebiet Hossenberg® 5. Anderung
GE1 63,0 | 41,5

Das Vorhaben ist zuldssig, wenn der Beurteilungspegel Lr der
Betriebsgerdusche der Anlage oder des Betriebes (beurteilt nach TA Larm unter
Berticksichtigung der Schallausbreitungsverhaltnisse zum Zeitpunkt der
Genehmigung) das nach DIN 45691 ,Gerauschkontingentierung® fiir das
Betriebsgrundstiick berechnete Immissionskontingent oder einen Wert von

15 dB unter dem mafRgeblichen Immissionsrichtwert (Nr. 6.1 der TA Larm) am
mafgeblichen Immissionsort im Einwirkungsbereich (Nrn. 2.2 und 2.3 der TA
Larm) nicht Gberschreitet.

Die Priifung der planungsrechtlichen Zulassigkeit eines Vorhabens erfolgt nach
DIN 45691 ,Gerauschkontingentierung®, Abschnitt 5. Bei ,seltenen Ereignissen®
im Sinne der TA Larm Nr. 7.2 gelten die nach TA Larm Nr. 6.3 angegebenen
Immissionsrichtwerte fir ,seltene Ereignisse”.

Im Baugenehmigungsverfahren ist der Nachweis zur Einhaltung der
Emissionskontingente zu fiihren.

2. MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Grund- und Geschossflachenzahl sind in der Planzeichnung festgesetzt.

Im Einzelfall kann bei Einhaltung der Geschossflachenzahl als Ausnahme eine
Erhéhung der Grundflachenzahl um 0,1 zugelassen werden, wenn ein Ausgleich
fur die zusatzlich versiegelten Flachen durch eine entsprechende Begriinung
erfolgt. Fur jeden Quadratmeter, der Uber die im Bebauungsplan festgesetzte
GRZ hinausgeht, sind 2 gm begriinter Dachflache zu erstellen. Falls neu zu
errichtende Dachflachen als Ausgleichsflache nicht ausreichend und
vorhandene Dachflachen nicht geeignet sind, missen je Quadratmeter des
verbleibenden auszugleichenden Anteils 3 gm Fassadenbegriinung erstellt
werden.

2.2 Die zulassige Traufhdhe ist in der Planzeichnung festgesetzt.
Die Traufhdhe wird gemessen zwischen der Fahrbahnoberkante der
StralBenmitte der jeweiligen ErschlieBungsstraRe und dem Schnittpunkt der
Aufienflache der AuBenwand mit der Dachhaut.
Die Hoéhenbeschrankungen beziehen sich bei einer Flachdachausfiihrung auf
die Oberkante der umlaufenden Attika.

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1 Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Die Lange von
Gebauden richtet sich nach den in der Planzeichnung festgesetzten
Baugrenzen.

4. Uberbaubare u. nicht iiberbaubare Grundstiicksflachen / Stellung baulicher
Anlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

4.1 Die uberbaubaren Grundsticksflachen sind durch die Festsetzungen von
Baugrenzen in der Planzeichnung bestimmt.

4.2 Gemall § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind Nebenanlagen auf den nicht
Uberbaubaren Grundstiicksflachen nicht zuldssig. Ausgenommen davon sind
Nebenanlagen zur Versorgung des Gebietes mit Elektrizitdt, Gas, Warme und
Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser.

4.3 Die Vorgaben des § 9 Bundes-FernstraRengesetz (siehe Hinweise Nr. 14 Bau-
und Nutzungsbeschrankungen entlang der Autobahn A 560) sind zu beachten.

5. Anschluss an die 6ffentlichen Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5.1 Pro Betrieb sind bis zu zwei Zufahrten zulassig. Die erste Zufahrt darf max. 8
m und die zweite Zufahrt max. 5 m breit sein.

6. Fiihrung von Versorgungsanlagen und -leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
6.1 Leitungen zur Versorgung der Grundstuicke sind unterirdisch zu fihren.

7. Flachen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.1 Die Entfernung von Aufwuchs, insbesondere von Baumen und Strauchern,
darf aus Grinden des Artenschutzes nur auRerhalb der
Brut-/Fortpflanzungszeiten von Végeln und Fledermausen erfolgen. In der Zeit
vom 1. Marz bis zum 30. September sind solche Arbeiten nur in Ausnahmefallen
mit besonderer Genehmigung der Naturschutzbehdrde mdéglich.

8. Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9
Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

8.1 Auf der Gewerbegebietsflache mit der Umgrenzung ,Flachen zum Anpflanzen
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen® und der Kennzeichnung
B1 sind bis auf den Anteil der notwendigen ErschlieRung (Zufahrten) einheitlich
pro Parzelle entweder vollflachige Pflanzungen mit bodendeckenden Arten
vorzunehmen oder Rasenflachen anzulegen. Als notwendige ErschlieRung wird
pro 40 m StraRenfront ein Zugang von max. 3m Breite und
Grundstuckszufahrten von der ErschlieBungsstraBe gemafl textlicher
Festsetzung Nr. 5.1 zugelassen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und
bei Abgang zu ersetzen.

8.2 Auf der Gewerbegebietsflache mit der Umgrenzung ,Flachen zum Anpflanzen
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen® und der Kennzeichnung
B2 sind, sofern die dort vorhandenen Gehdlze nicht erhalten bleiben, 3 Baume
sowie Strauchern mit dem Pflanzschema 1,50 m Reihenabstand und 1,50 m
Pflanzabstand in der Reihen zu pflanzen. Zur Bepflanzung sind Baume in der
MindestgroRe 2x verpflanzt, 150-200 cm und Straucher in der MindestgroRe 2x
verpflanzt, 80-100 cm zu verwenden. Als Baume sind Bergahorn (Acer
pseudoplatanus) zu pflanzen. Als Straucher sind Hasel (Corylus avellana, 20 %),
Kornelkirsche (Cornus mas, 40 %), Liguster (Ligustrum vulgare, 10 %),
Hundsrose (Rosa canina, 20 %) und Eiben (Taxus baccata, 10 %) zu pflanzen.
Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

8.3 Private Stellplatze sind mit wasserdurchlassigen Beldgen (z.B. breitfugiges
Pflaster, Rasenkammersteine) zu versehen. Die Stellplatze sind durch
Baumpflanzungen ohne festes Pflanzschema zu gliedern. Je angefangener 6
Stellplatze ist mindestens ein Baum zu pflanzen. Zur Bepflanzung sind Baume in
der MindestgrofRe 3x verpflanzt mit Stammumfang 18-20 cm zu verwenden. Als
Baume sind Spitzahorn (Acer platanoides), Bergahorn (Acer pseudoplatanus),
Eberesche (Sorbus aucuparia) und Stieleiche (Quercus robur) mit jeweils 25 %
Anteil zu pflanzen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang
zu ersetzen.

9. Externe AusgleichsmaBnahmen §§ 1a (3), 9 (1a) BauGB

Zur Kompensation der mit der Bebauung verursachten Beeintrachtigungen werden
ein oder mehrere artreiche BllUhstreifen auf zuvor ackerbaulich genutzten
landwirtschaftlichen Nutzflachen auf dem Stadtgebiet Hennefs angelegt. Diese
werden an fachlich geeigneter Lage (mdglichst die landwirtschaftlich intensiv
genutzten R&ume Hossenberg, Kasberg, Geisbach und Séven) und in
vorgegebenem Regime realisiert. Sollte eine Kooperation mit einem Landwirt nicht
zustande kommen, wird die MaRnahme auf dem stadteigenen Flurstiick 144, Flur
5, Gemarkung Blankenberg (zwischen Stadt Blankenberg und Sichterscheid)
realisiert. Damit ist sowohl rechtliche Absicherung und Flachenverfigbarkeit
gegeben, als auch ein fachlicher Mindeststandart gewahrleistet.

Bei der Anlage der Bluhstreifen sind folgende Mindestvoraussetzungen zu erfillen:
o Gesamtflache: 3.910 gm

e Einsaat mit heimischen, standortgerechten Wildkrautern des Lebensraums
Feldflur

e Je nach Entwicklung und Erreichung des Entwicklungsziel einer arten- und
krautreichen erfolgt die Einsaat jahrlich oder nach 2 bis 6 Jahren.
» Bei jeweiliger standértlicher Eignung ist eine Rotation moglich.
Als weitere Kompensationsmallnahme wird auf der stadtischen Waldparzelle
Gemarkung Kurscheid, Flur 2, Flurstiick 78 der dort befindliche Fichtenbestand in
einen naturnahen Laubholzbestand umgewandelt.
e FlachengroRe: 1.850 gm
* Zielbiotope:
Erlen-/Eschen Sumpfwald (1220 gm) und
Buchen-Eichenwalder d. Tief- u. Higellagen (630 gm)

10. Zuordnung von Flachen oder MaBnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle
§ 9 (1a) BauGB

Gemal § 9 (1a) werden dem kompensationspflichtigen Grundstiick mit erweiterten
Bebauungsoptionen im Plangebiet (Gemarkung Striefen, Flur 28, Flurstiick 217
(teilweise)) die unter Nr. 9 aufgefuhrten, auBerhalb des Plangebietes liegenden
Ausgleichsflachen bzw. -maRnahmen gemaR Festsetzung 10. zugeordnet.

Bauordnungsrechtliche Vorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW)

1. Dacheindeckung

1.1 Die Gestaltung der Dachflachen mit reflektierenden Materialien ist nicht
zulassig.

1.2 Es sind nur Farben mit den nachfolgenden Farbténen der RAL-Farbtonkarte
zulassig:
Grau-/Anthrazit-/Braunténe: 7000-7003, 7005, 7006, 7009-7016, 7022, 7024,
7026, 7037, 7039, 7043, 8014, 8019, 8022, 8028

2. Dachformen und Dachneigungen
2.1 Die zulassige Dachneigung ist in der Planzeichnung festgesetzt.
3. Fassadenflachen

3.1 Fur die Gestaltung von Fassadenflachen sind nur Farben mit den
nachfolgenden Farbténen der RAL-Farbtonkarte zulassig:
Gelbtdne: 1000-1002, 1014, 1015
Grauténe: 7004, 7030, 7032, 7035, 7038, 7040, 7044
3.2 Farben flr sonstige Konstruktionsteile:
Anthrazitténe: 7005, 7009-7012, 7015, 7016, 7024, 7026, 7043
Grautdne: 9002, 9007

4. Einfriedungen

4.1 Einfriedungen sind nur als maximal 2,00 m hohe Zaunanlagen oder Hecken
aus standortgerechten heimischen Gehdlzen zulassig.

5. Werbeanlagen

5.1 Werbeanlagen sind nur auf dem Gelande des jeweiligen Gewerbebetriebes
zulassig, wobei diese Werbeanlagen die Traufhéhe des zugehdrigen
Betriebsgebaudes nicht Uberschreiten durfen.

5.2 Im Bereich der Bauverbots- und Baubeschrankungszone entlang der Autobahn
A 560 sind die Vorgaben des Fernstrallengesetzes zu beachten.

Plangebiet, Flurstiicke

Gemarkung Striefen
Flur 26, Flurstiicke Nr. 95 und 217 (tlw.)
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Umweltbericht

zur 5. Anderung des Bebauungsplanes
"Gewerbegebiet Hossenberg" Nr. 01.40 Hennef (Sieg)

Karte 1: Biotoptypen

Biotoptypen
Feldgehdlz aus lUberwiegend standorttypischen
- Gehdlzen mit geringem Baumbholz (BHD bis 15 cm)

Baumreihen, Baumgruppen, Einzelbdume
mit mittlerem Baumholz (BHD 15 bis 50 cm)

- Baumheckenartige Gehdlzstreifen an Stra3en, mit
mittlerem Baumholz (BHD 15 bis 50 cm)

Artenarme (Fett-)Wiesen

méRig trocken bis frisch
Grasfluren an Béschungen, StralRen- und
Wegrandern

& BF32

HH7

HN4 [ Industriell-gewerbliche Bebauung + befestigte Flachen

Grinflachen auf den Gewerbegrundstiicken
Rasen- und Zierpflanzenrabatte

HY1 FahrstralRen, Wege, versiegelt

Sonstiges

m Gebéaude
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Umgrenzung Geltungsbereich der
5. Anderung des Bebauungsplanes
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Anderung der Flachennutzung
aufgrund der 5. Anderung des Bebauungsplanes
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Umweltbericht

zur 5. Anderung des Bebauungsplanes
"Gewerbegebiet Hossenberg" Nr. 01.40 Hennef (Sieg)

Karte 2: MaBnahmen

MaBRnahmen

Gewerbegebiet bebaute (70 %) und
nicht bebaute Flachen (30 %)

{ E i Baugrenzen

Gewerbegebiet zu bepflanzende Flache

00009 Flachen zum Anpflanzen von Baumen,

o O Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
Q0000

B2 Bepflanzungsmafnamen
vgl. textliche Festsetzungen

_—
I- 1 Grenze des Eingriffsbereiches /
| - Bilanzierungsbereiches

Geholzerhaltung

MaRstab: 1:500
Datum: 03.12.2015 (Fassung zum Rechtsplan)
Projekt - Nr.: 819/14
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Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden
- Stellungnahmen

0 §83(1),4(M [ §83(2),4(2)
(] §4a(3) BauGB [ §13(1) BauGB
[l §13a BauGB

Bebauungsplan Nr. 01.40 Hennef (Sieg) — Gewerbegebiet
Hossenberg '
5. Anderung

Ausschuss: Stadtgestaltung und Planung
Datum: 16.12.2015 ‘
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5. Anderung Beb‘auungspla'n Nr. 01.40 - ,,Gewerbegebiet Hossenberg™

Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB

Zurh oben genannten Plan wird wie foigt Stellung genomméh:_

Natur- und Landschaftsschutz

Die Kompensati'onsmaBnéhme muss abschlieBend im \(erfahren‘géregelt werden. _

. 'Die MaBnahmen - sind fiir 30

Jahre zu pflegen und dauerhaft als

Kompensationsmaﬁnahmen zu sichern. Die magliche Rotation der Flachen muss im

raumiichen

Zusammenhang  mit ‘den . - jeweils

vorangegangenen

Kompensat?onsﬂéchen liegen. Die MaBnahmen sind j‘éhrlich zu dokumentieren und
der Unteren Landschaftsbehorde vorzulegen. Die  Faustpfandfiache® der Stadt
Hennef ist im Kompensationsflachenkataster entsprechend zu fihren.

Es wird gebeten die Untere Landschaftsbehérde  {iber den erfoigten
Satzungsbeschluss zu unterrichten und gemaB § 17 Abs. 6 BNatSchG L.v.m. § 6
Abs. 8 Lahdschaftsgesetz NW (LG) das Ergebnis der Satzung in Bezug auf die .
festgesetzten Korhpensationsﬂéthén und -maBnahmen mitzuteilen, damit die

Flachen und die darauf durchzufiihrende

Kompensationsﬂéchenkataster des

n Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen in das

Rhein-Sieg-Kreises -eingetragen  werden

kénnen. Hierzu ist ein entsprechendes Eormblatt 2.2 beigefigt. Es wir darauf

hingewiesen, dass =~ auch

die Umsetzung der

festgesetzten

KompensationsmaBnahmen der Unteren Landschaftsbehorde als katasterfihrender
Stelle gemé&B § 6 Abs. 8 LG mitzuteilen ist.

Rezliglich der pilanzierung ist bei der Bewertung der Biotoptypen das Kriterium der
Vollkommenheit nachzutragen. Der zeitliche Vertust der bestehenden Kompensation
- muss beriicksichtigt werden. Pro Jahr der verloren gehenden Kompensation (im.

Behindertenparkplitze Dienstyebiude Kaiser-Wilhelm-Flatz 1

 befinden sich vor dem 53721 Siegburg:
.  Hzupteingang (Zofahrt Tel, (022 41) 13-0
‘ Mishlenstrafe) und im Fax (02241) 132179

Parkhaus P 1) Kreishaus njernet: http:f.’ww.rhein-sieg~krais.de

Konten der Kreiskasse Umsatzsteaer-

Kreissparkasse Koin  IBAN: DES4 3705 0299 0001 0677 15 Jdent-Nr.:
SWIFT-BIC: COXSDE33 - DE123 102775
Postbank Kélo IBAN: DES6 3701 0050 0003 8185 60 . Stewer-Nr.:

" 220/5769/0451

- SWIFI-BIC: PENKDEFF




vorliegenden Fail 15 Jahre) ist ein DreiBigstel Aufsch:l-ag'-;(bézog'en- auf die Laufzeit
der Pflegeverpflichtung) von der urspriinglich bilanzierten Kompensationsleistung
zusatzlich zu erbringen. B St '

- Zudem geht aus der Eingriffsbilanzierung"nic':ht :h'ervo:;,.'auf Grﬁndiége wé!chen
. Biotoptyps der Bllhstreifen bewertet . wurde. Die - Bewertung ist nicht

nachvollziehbar. Grundlage kénnte nach dem Verfahren LUDWIG 1991 HAZ LAcker
mit Wildkraut® sein_. o L o

Aus Griinden des Artenschutzes wird darauf hingewiesen, dass der Verbleib von
250, Gehdlzflache keine ausreichende Restfldche als Ausweichpotenzial fur Arten
{ibrig lasst. Es Ist davon auszugehen, dass das Gehdlz insgesamt bereits als
| ebensraum fir Arten Bedeutung hat. ' i

Ein Zusammenriicken™ der Arter auf ein Viertel ‘des urspringlich vorhandenen
Lebensraums ist nicht realistisch. Hierzu sind konkrete Aussagen erforderlich, ob
durch die Reduzierung des Gehdlzbestandes und die damit verbundene raumnliche

- Enge eventuell lokale Populationen aus dem Plangebiet vertrieben werden.

- Wie bereits im Verfahren nach § 4 Abs. 1 ‘BauGB erwihnt erscheint eine einmalige
L Begehung des Plangebietes im Januar eines Jahres als nicht geeignet, um das :
tatsachlich vorkommende Artenspektrum maglichst vollstindig. zu erfassen. Es wir
daher als erfordertich angesehen, in den Frihlings- bzw. Sommermonaten erneute '
Begehungen durchzufithren. Solite diese nicht erfolgen, ist dies seitens der Stadt.
Hennef entsprechend zu begriinden. - :

- Bodenschutz:

-Zur Kompensation der Eingriffe in das Schutzgut Boden sind sowohl interne als auch
_externe AusgleichsmaBnahmen vorgesehen. Intern wird nach-  der
Baufeldmodellierung in den nicht bebaubaren Bereichen .wieder Oberboden

- aufgetragen. Danach ist die Nutzung ‘als Geholzpflanzung / Biotop (112,5 m2) und -
Grinland mit  extensiver Pflege (665,5  m?) vorgesehen. Es werden

. Ausgleichsfaktoren von +0,65 und +0,5 nach Tabelle 3.2 angesetzt. Diese Faktoren
sind zu hoch veranschlagt. Sie treffen eher auf befestigte Standorte zu, die wieder
mit Oberboden abgedeckt werden. Die Ausgleichsfaktoren kénnen um eine Stufe,
auf +0,55 bzw.. +0,4, abgemindert werden. Hieraus ergibt sich dann eig
Ausgleichswert von +328,1. o _ | é

For den noch verbleibenden ,Kompéhsationébedarf werden zwei Mﬁéli'chkei:ten
beschrieben. - - -

- Fall A, der vorzugsweise .Zur Anwendung kommen soll: Ahlagé von Blihstreifen auf -
.bisher nicht bekannten Ackerflichen, mit der Angabe, dass die Flache mindestens
3910 m? groB sein muss ' '

Zu Fall A: Die Kompensationswirkung einer MaBnahme ergibt sich aus dem
Vergleich zwischen dem Boden-Ist-Zustand und dem Boden-Plan-Zustand. Bei
unbekannten Flachen kann daher keine Bllanzierung erfolgen und somit auch kein
' Nachweis erbracht werden, dass der geplante Eingriff kompensiert ist. Die
angegebene FlachengrtBe von 3910 m# ist nicht nachvollziehbar. ' : :

Fall B:Anlage von Blihstreifen auf der Ackerflache Flurstiick 144, Flur 5 in der -
Gemarkung Blankenberg =~ : ,




Zu Fall B: Dieser Flache wird ein Ausglelchsfaktor von +0,45 zugeordnet ohne dass
zuvor der Boden-Ist-Zustand bewertet wurde. Auf der geplanten Ausgleichsflache
steht eine Parabraunerde an, die aufgrund ihrer- Regelungs- und Pufferfunktion und-
natUrlichen Bodenfruchtbarkeit als besonders schutzwlirdiger fruchtbarer Boden
* eingestuft ist. Der Ausgleichsfaktor ist hier ebenfalis zu hoch angesetzt, Er kann auf
40,35 abgemindert werden. Hieraus ergibt sich 'dann ein Ausgleichswert von
'+1368,5. Nach Addition des internen und externen Ausgleichs verbleibt somit ein
‘Defizit von -295,2 in der Eingriffs- / Ausgieichsbiianmerung

Zur Gewshrleistung einer gerechten, nachvotiz:ehbaren Abwagung mussen
AusgleichsmaBnahmen klar definiert sein. Es wird angeregt, vor Satzungsbeschluss,
den Ausgleich fur den Eingriff in das Schutzgut Boden in geeigneter Art und Weise
unter Berucksscht;gung der obtgen Ausfuhrungen erganzend zu b;ianaeren

‘Anlage
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Beschlussvorlage

Amt: Amt fur Stadtplanung und - entwicklung TOP:
Vorl.Nr.: V/2015/0380 Anlage Nr.:
Datum: 09.11.2015

Gremium Sitzung am Offentlich / nicht 6ffentlich
Ausschuss fiir Stadtgestaltung und 16.12.2015 offentlich

Planung

Tagesordnung

Bebauungsplan Nr. 01.51 Hennef (Sieg) - Blankenberger StralRe

1. Beratung und Beschluss iber die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der
friihzeitigen Beteiligung gem. § 13ai.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
(Empfehlung an den Stadtrat)

2. Vorstellung und Beschluss des Bebauungsplan-Entwurfs

3. Beschluss uiber die Offentliche Auslegung gem. § 13ai.V.m. § 3 Abs. 2und § 4 Abs. 2
BauGB

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss flr Stadtgestaltung und Planung empfiehlt, der Rat der Stadt Hennef
(Sieg) moge beschlielRen:

1. zu B1, ....., Blankenberger Strale.....
mit Schreiben vom 20.07.2015
(eingegangen beim Amt fiir Stadtplanung und —entwicklung am 07.12.2015)

Stellungnahme:

1. Ziel und Zweck der Planung

3. Abs., letzter Satz: Die Aussage ist nur bedingt zutreffend, da fur die Anlieger, die weder
bauen noch verkaufen, der wirtschaftliche Vorteil entfallt.

Abwagung:
Wie in der Begriindung zum Bebauungsplanvorentwurf ausgefiihrt, handelt es sich bei dem

aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 01.51 um einen sogenannten ,Angebots®-
Bebauungsplan. Dies ist ein Bebauungsplan, der den Grundstiickseigentimern im
Plangebiet die Option erdffnet, ihr Grundstiick zukinftig selbst baulich zu nutzen oder dieses
als Baugrundstick zu verdufRern. Falls dies von einem Grundstickseigentimer nicht
gewinscht wird, kann er sein Grundstlck selbstverstandlich weiter als Gartenflache nutzen.
In jedem Falle wird sich ein rechtskraftiger Bebauungsplan fir die Grundstiicksteile im
Plangebiet, die sich in der ehemaligen Anbauverbotszone befinden, als deutlich
wertsteigernd auswirken.



Der wirtschaftliche Vorteil, den viele bisher planungsrechtlich nicht bebaubare Grundstiicke
im Plangebiet dadurch erfahren werden, dass sie nach Rechtskraft des Bebauungsplanes
nach 8 30 BauGB fir eine bauliche Nutzung bestimmt sind (sogenanntes Rohbauland nach
Wertermittlungsverordnung), ist eine Tatsache fir die jeweiligen Eigentimer solcher
Grundsticke, auf die in der Begrindung zum Planentwurf hingewiesen wird. Diese
Wertsteigerung ,entfallt“ nicht, wenn ein Grundstlckeigentimer sich nach Abschluss des
Planverfahrens gegen den Verkauf oder die Bebauung seines Grundstuickes entscheidet.

Die richtige Aussage zur Grundstickswertsteigerung in der Begriindung zum Bebauungsplan
hat nur hinweisenden Charakter und ist an sich nicht abwagungsrelevant. Sie wird
beibehalten.

Stellungnahme:

2. Rahmenbedingungen

Der Ubersichtsplan ist zu diesem frilhen Zeitpunkt in der Tat nur als Vorschlag ohne
verbindlichen Charakter zu werten; im weiteren Verlauf der Stellungnahme wird darauf
einzugehen sein.

Abwagung:
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der Begrindung eindeutig definiert und

wurde so bereits beschlossen und bekannt gemacht.

Stellungnahme:

2.2 Regionalplan

Aussagen wie ,ubergeordnete Planung/Zielsetzung etc.“ und deren weitergehende
Konkretisierung sind erklarungsbedurftig.

Abwagung:
Die Erklarungen sind im Punkt 2.2 genannt:

,Bei der Bauleitplanung sind die Ziele der (ibergeordneten Planung zu beriicksichtigen, so
dass die Aussagen und Zielsetzungen der Landesentwicklungsplanung und des
Regionalplanes in die Bauleitplanung mit einflieRen.

Im Landesentwicklungsplan NRW ist Hennef als Mittelzentrum dargestellt. Hennef liegt in
einer gro3rdumigen Achse von europaischer Bedeutung. Das Plangebiet ist als "Allgemeiner
Siedlungsbereich" dargestellt.

Auf der Ebene des Regionalplanes werden die landespolitischen Entwicklungsziele weiter
konkretisiert.

Im Regionalplan fur den Regierungsbezirk Koln, Teilabschnitt Region Bonn / Rhein-Sieg ist
das Plangebiet als "Allgemeiner Siedlungsbereich" (ASB) ausgewiesen.

Die landesplanerischen Ziele und die Ausweisungen des Regionalplanes stehen also im
Einklang mit den Zielen und Festsetzungen des Bebauungsplanes.”

Dem Hinweis wurde damit bereits entsprochen.

Stellungnahme:

2.5 Rahmenplanung

Dass die ,Blankenberger Stralle* als Teil des ,Siegbogens” eingestuft wird, sei neu. Bislang
war in offiziellen Stellungnahmen stets nur von einem ,in sich geschlossenen Bau-
/Siedlungsgebiet” die Rede.




Abwagung:
In der Begriindung zum Bebauungsplanentwurf wurde der Punkt ,Rahmenplanung“ dartber
hinaus wie folgt erganzt:

,Der Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 01.51 — Blankenberger
StralRe ist zwar nicht Bestandteil der Rahmenplanung-Fortschreibung Hennef — Ostlicher
Stadtrand (Stand: Januar 2003), schliel3t jedoch unmittelbar an den 2. und 5. Bauabschnitt
der Rahmenplanung an. Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 01.51 —
Blankenberger StralRe hat der Rahmenplan insofern Bedeutung, als dass die Blankenberger
Strale immer die Bedeutung einer wichtigen Zufahrt in das neue Siedlungsgebiet darstellte
und als Teil des Siedlungsbereiches ,Im Siegbogen“ zu werten ist. Mit der weitgehenden
Fertigstellung der Neubaubereiche Im Siegbogen und der Verlegung der Landesstral3e L 333
soll nun auch dieser Abschnitt der Blankenberger StralBe und seine anschlieRende
Bebauung entsprechend den Grundsatzen des anschlielenden Rahmenplangebietes neu
entwickelt werden. *

Das Neubaugebiet ,Im Siegbogen® hat in der Vergangenheit bereits eine Zuordnung Uber
den urspriinglich vorgesehenen Bereich erfahren. Hierunter féllt z. B. auch der Bereich
Ostlich der Lise-Meitner-StraRe. Damit spricht auch nichts dagegen, den vorliegenden
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 01.51 begriffich mit unter den Bereich des
Neubaugebietes ,Im Siegbogen® zu fassen, zumal die Nachfrage nach Grundsticken ,Im
Siegbogen® nach wie vor stark vorhanden ist und von Interessenten auch der Bereich
.Blankenberger Stralke” als Neubaugebiet ,Im Siegbogen“ wahrgenommen wird.

Stellungnahme:

2.6 Vorhandene Flachennutzung

Die Darstellung entspricht z. T. nicht den tatsachlichen Gegebenheiten. So liegen
Grundstucke vor, deren ,Erschliefungsstral3en nicht beidseits der ehemaligen L 333 parallel
verlaufen® und die damit nicht von Zufahrtsbeschrankungen seitens der ehemaligen L333
betroffen sind/waren.

Abwagung:

Ausgangspunkt fur die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 01.51 war die Schaffung von
Baurecht im Bereich der ehemaligen Anbauverbotszone der L333, so dass hier in der
Begrindung zum Bebauungsplan darauf besonders eingegangen wurde.

In der Begriindung zum Bebauungsplanentwurf heil3t dazu jetzt:

,Das Plangebiet ist bis auf die Strallenfldche privates Bauland. Die Grundstlicke sind bebaut.
Sie werden bis auf wenige Ausnahmen durch ErschlieBungsstralBen, die beidseits der
Blankenberger Stral3e parallel verlaufen, erschlossen. Zur Blankenberger Strafl3e hin gab es
durch die Widmung als Landesstralle L 333 gemall dem Bundesfernstrallengesetz eine
Anbauverbotszone und Baubeschrénkungszone, so dass hier keine Baumdglichkeiten und
Zufahrtsmdglichkeiten bestanden. Diese Restriktionen sind nun durch die Verlegung der
LandesstralBe entfallen, so dass die derzeit als Gartenflache genutzten Bereiche nach
Schaffung von Planungsrecht baulich genutzt werden kénnen.*

Die Formulierung bis auf wenige Ausnahmen wird in der Begrindung zum
Bebauungsplanentwurf erganzt. Die Anpassung der Begrindung erfolgt mit der Offenlage
des Bebauungsplanentwurfes.

Der Hinweis wird somit beriicksichtigt.
Stellungnahme:

3.1 VerkehrserschlieRung
a) Der geplante Querschnitt von 11m besagt, dass die vorhandene Fahrbahn (ausgehend




von etwa der Mitte des Plangebietes) im heutigen Rahmen von 6m verbleibt. Damit dirften
die fur Gehwege beidseits der Straf’e vorhandenen Flachen selbst im nérdlichen Bereich
ausreichen.

b) Eine Tempobegrenzung ist aufgrund der sehr haufig stark Giberhdhten Geschwindigkeit zu
begruRen.

Hingegen sollte von ,Pflanzbeeten inkl. Strallenbaum® Abstand genommen werden.

Grund: Die im Stadtgebiet vielfach anzutreffenden Pflanzbeete (s. a. ,Im Siegbogen®)
verkommen schon nach Kkurzer Zeit zu auch optisch sehr negativ auffallenden
~Wildwuchsbeeten®. Pflanzbeete machen nur Sinn, wenn diese laufend gepflegt werden.

c) Fahrbahnverengungen und Querungshilfen sollten so geplant werden, dass Alternativen
zu baulichen Anlagen nicht von vorneherein negativ tangiert werden.

Abwagung:

Die Darstellung einer mdglichen StraRenquerschnittsaufteilung erfolgt nachrichtlich. Die
Ausgestaltung der Straf3enverkehrsflachen, die als solche im Bebauungsplan festgesetzt
werden, bleibt der StraBenentwurfsplanung, der Vorstellung in einer Blrgerinformation und
der Beschlussfassung des zustandigen Ausschusses (Bauausschuss) vorbehalten.

Der Hinweis ist nicht abwagungsrelevant, da er das nachgelagerte Verfahren betrifft.

Stellungnahme:

zu 3.1 — letzter Satz —

Es ist falsch, abschlieBende Stralenplanungen erst nach Verabschiedung eines
Bebauungsplanes vorzunehmen, da dann im Zweifel selbst verninftige Alternativen
scheitern. In den vergangenen Jahren wurden fur die ehem. L333 in Gremien, Ausschissen,
Diskussionen etc. stets unterschiedliche Begriffe gewahlt wie z. B. Anliegerstralie,
HauptverkehrsstralRe, HaupterschlieRungsstrale, Hauptsammlerstr. etc. Was gilt?

Auch wurden fir die Zukunft der ehem. L333 mit Umgestaltung, Riickbau, Ausbau Begriffe
gepragt, ohne dass auf Unterschiede (= Vor- und Nachteile) hingewiesen wurde. Daraus
ergibt sich fast zwangslaufig, dass den Blrgern/Anwohnern vor- oder zumindest mit dem
Bebauungsplan-Verfahren Klarheit zu verschaffen ist, wie die Straf3enplanung aussehen soll.
Ferner durfte die StraRengestaltung der in Jahrzehnten gewachsenen Struktur nicht einem
Neubaugebiet ,Siegbogen® gleichzusetzen sein. Selbst durch mégliche Neubauten wird sich
der Charakter der ehem. L333 nicht entscheidend verandern. Dies sollte bei einer zweifellos
funktionellen Strallenplanung abseits einer ,Prachtstral3e” beriicksichtigt werden.

Abwagung:

Die Darstellung einer mdglichen StraRenquerschnittsaufteilung erfolgt nachrichtlich. Die
Ausgestaltung der StraRenverkehrsflachen, die als solche im Bebauungsplan festgesetzt
werden, bleibt der StraBenentwurfsplanung, der Vorstellung in einer Blrgerinformation und
der Beschlussfassung des zustandigen Ausschusses (Bauausschuss) vorbehalten.

Der Hinweis ist nicht abwagungsrelevant, da er das nachgelagerte Verfahren betrifft.

Stellungnahme:

3.2.1 Stadtebaulicher Entwurf

2. Abs.: Da eine Bebauung der Parzelle 393 ausscheiden diirfte, stellt sich die Frage, ob
eine weitere Bebauung der noch ungeteilten Parzelle 20 mit einem EFH mit Satteldach und
Firstlinie parallel zum Nebenweg als Alternative in Frage kommen kénnte, da die heute
bereits existierende ErschlieRung vom Nebenweg aus durch eine ErschlieBung von der
ehem. L333 allenfalls ergéanzt wirde. Die beabsichtigte stadtebauliche Fassung ab Parzelle
561 wirde damit nicht gestort.

Abwagung:
Es kann nicht nachvollzogen werden, warum eine Bebauung der Parzelle 393 ausscheiden
durfte. Die Annahme ist rein spekulativ. Es handelt sich bei dem aufzustellenden



Bebauungsplan Nr. 01.51 um einen sogenannten ,Angebots“-Bebauungsplan. Dies ist ein
Bebauungsplan, der den Grundstiickseigentimern im Plangebiet die Option ertffnet, ihr
Grundstick innerhalb des durch den Bebauungsplan vorgegebenen stadtebaulichen
Rahmens zukiinftig selbst baulich zu nutzen oder dieses als Baugrundstuck zu verauf3ern.
Falls dies von einem Grundstiickseigentimer nicht gewiinscht wird, kann er sein Grundsttick
weiter als Gartenflache nutzen. Ein einheitliches stadtebauliches Gesamtbild (hier: Gebaude
entlang der Blankenberger Stralle — ehem. L333 — mit einem Satteldach traufstandig zu
errichten) ist erklartes Ziel des stadtebaulichen Entwurfs und findet so seine Festsetzung im
Bebauungsplan.

Der Hinweis kann somit nicht berticksichtigt werden.

Stellungnahme:

3.2.1 Stadtebaulicher Entwurf

3. Abs., 2. Satz: Ob Firstrichtung parallel zur alten L333 oder zum Nebenweg: Die Stellung
von Garage/Carport + Stellplatz sollte in jedem Fall Alternativen aufzeigen und nicht qua
Entwurf festgeschrieben werden.

Im Ubrigen: Die im Ubersichtsplan prognostizierten 45 Einheiten sind ,Planspiele” und aus
unterschiedlichen Griinden nicht realistisch.

Abwégunag:
Der Bebauungsplanentwurf sieht folgende Festsetzung vor:

»in dem Allgemeinen Wohngebiet sind Garagen / Carports und Stellplatze nur auf den
liberbaubar festgesetzten Fldchen zulgssig.”

Da die Uberbaubaren Flachen groRRzligig bemessen wurden, sind somit die in der
Stellungnahme genannten ,Alternativen“ gegeben.

Dem Hinweis wurde im Bebauungsplanentwurf entsprochen.

Der Bebauungsplan setzt einen Rahmen fir die mdgliche Bebauung im Plangebiet fest. Die
in der Stellungnahme zitierte Zahl fur im Plangebiet moglicherweise realisierbare Einheiten
wird ausschliel3lich beispielhaft (lblicherweise im Sinne einer Maximalausnutzung) genannt
und an keiner Stelle im Plan festgesetzt.

Stellungnahme:

3.2.11 siehe zunéachst Exkurs zu 3.1

Nach diesen Erkenntnissen ware offenzulegen, was unter ,Abgrabungen auf den privaten
Grundstiicken® zu verstehen ist.

Abwagunag:
Der Punkt 3.2.11 in der Begriindung zum Bebauungsplanvorentwurf lautet:

»3.2.11 Flachen fur Aufschittungen und Abgrabungen (Stralenbéschungen)

Zur Gewahrleistung des Ausbaus der Blankenberger Stral3e als 6ffentliche Verkehrsflache,
sind die zur Herstellung des Stral3enkdrpers erforderlichen Boschungen wie Aufschittungen
und Abgrabungen auf den privaten Grundstiicken zuldssig.“

Diese Ausfihrungen sind selbsterklarend. Eine Abwagung ist nicht erforderlich.

Stellungnahme:

3.2.12 Entsprechend Entwurf sind erhebliche Reglementierungen geplant. Die
bauordnungsrechtlichen Vorschriften gem. § 86 BauO NRW erfordern m. E. weiter gehende
Erlauterungen zu Freiflachen, Einfriedungen und Dachern. Wenn sich das Plangebiet schon
weitgehend am ,Siegbogen® orientieren soll, stellt sich z. B. die Frage, warum Einfriedungen




erheblich restriktiver erfolgen sollen: Im ,Siegbogen® ist die max. Héhe von 1m durch Zaune,
Hecken etc. vielfach deutlich Gberschritten.

In welchem Zusammenhang die ,Eigenart des Landschaftsbildes des Pleiser Landchens®
hier Pate stehen soll ist ebenso unklar, wie die Einheit ,im Zusammenhang mit Bewaldung
und raumlicher Weite des Siegtals”. Das erscheint sehr weit hergeholt.

Letzter Abs.: Vor.....gestort fehlt sicher das Wort ,nicht” und bei 3.3 + 3.4 sollte das Datum
so oder so festgelegt werden.

Abwagung:
Die bauordnungsrechtlichen Vorschriften gem. § 86 BauO NRW wurden zum
Bebauungsplanentwurf weiter ausgefihrt.

Bei den Einfriedungen gibt es zur Hohe unterschiedliche Festsetzungen (wie auch im
Neubaugebiet ,Im Siegbogen®). Die aufgefihrte Hohe von 1 m bezieht sich auf die
Einfriedung zu 6ffentlichen Verkehrsflachen.

Das Wort ,nicht® wurde in der Begrindung zum Bebauungsplanentwurf erganzt. Das
korrekte Datum des Bodengutachtens lautet ,27.03.1997“. Eine Anpassung der Begriindung
erfolgt mit der Offenlage des Bebauungsplanentwurfes.

Die Hinweise wurden weitestgehend bertcksichtigt.
Stellungnahme:

3.5
An welche Hinweise ist (noch) gedacht?

Abwégunag:

Die Hinweise wurden erganzt (auch nach Eingang der Stellungnahmen zur frihzeitigen
Beteiligung) und sind nun unter ,4. Hinweise® in der Begrindung zum Bebauungsplanentwurf
zu finden.

Stellungnahme:
Welche ,quantitativen Auswirkungen® werden noch ermittelt und zu welchem Zeitpunkt in das
BP-Verfahren integriert?

Abwagung:
Der Punkt 7. Quantitative Auswirkungen des Bebauungsplanes / Flachenbilanz* wurde in
der Begriindung zum Bebauungsplanentwurf erganzt.

Die Frage wird damit beantwortet.

zu T1, Deutsche Bahn AG, DB Immobilien
mit Schreiben vom 03.07.2015

Stellungnahme:
Gegen den Bebauungsplan Nr. 01.51 Blankenberger Stral3e bestehen keine Bedenken,
wenn nachfolgende Hinweise berticksichtigt werden:

- Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nahe der Bahn (z.
B.: Beleuchtung von Parkplatzen, Leuchtwerbung aller Art, etc.) ist darauf zu achten,
dass Blendungen der Triebfahrzeugfiihrer ausgeschlossen sind und Verfalschungen,
Uberdeckungen und Vortauschen von Signalbildern nicht vorkommen.

- Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung von Betriebsanlagen entstehen
Immissionen. Entschadigungsanspriiche oder Anspriiche auf Schutz- oder




ErsatzmalRnahmen kénnen gegen die Deutsche Bahn AG nicht geltend gemacht
werden, da die Bahnstrecke eine planfestgestellte Anlage ist. Spatere Nutzer der
Objekte sind friihzeitig und in geeigneter Weise auf die Beeinflussungsgefahr
hinzuweisen.

- Um Gefahren fir den Eisenbahnbetrieb ausschlieRen zu kénnen, ist die Deutsche Bahn
AG bei baulichen Veranderungen in Nahe der DB-Grenze, rechtzeitig durch detaillierte
und aussagekraftige Unterlagen in Form von Bauantrédgen gesondert zu beteiligen.

- Dem Bahngelande durfen keine Oberflachen-, Dach-, oder sonstigen Abwésser
zugeleitet werden.

Abwégung:

Der in der Stellungnahme mitgeteilte zweite Hinweis wurde im Bebauungsplanentwurf (unter
dem Punkt ,Hinweise®) aufgenommen. Die weiteren Hinweise sind durch die Lage des
Plangebiets und durch die Art der geplanten Bebauung nicht zu bericksichtigen.

Der Stellungnahme wird somit teilweise gefolgt.
zu T 2, Rhein-Sieg-Kreis, Amt fur Kreisentwicklung und Mobilitdt — Raumplanung und
Regionalentwicklung —

mit Schreiben vom 22.07.2015

Stellungnahme:
Abfallwirtschaft

Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrechtlicher
Erlaubnis zuladssig. Das im Rahmen der Baureifmachung der Grundsticke anfallende
bauschutthaltige oder organoleptisch auffallige Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffiillungen)
ist ordnungsgemar zu entsorgen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs
sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt fiir Technischen Umweltschutz, Sachgebiet
,Gewerbliche Abfallwirtschaft’, anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben
oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen.

Abwagunag:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie wurden in den Bebauungsplanentwurf
(unter dem Punkt ,Hinweise“) aufgenommen.

Stellungnahme:
Erneuerbare Energien

Es wird angeregt, auch die Energieeffizienz méglicher Baumalinahmen zu beriicksichtigen
und den Einsatz erneuerbarer Energien zur dezentralen Erzeugung von Warme und Strom
im Baugebiet zu priifen.

Abwégunag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er wird in den Bebauungsplanentwurf (unter
dem Punkt ,Hinweise*“) aufgenommen.

Folgende Behdrden und Tréger offentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen:

- Unitymedia NRW GmbH

- Bezirksregierung Koln, Dezernat 33

- Amt fur Kinder, Jugend und Familie

- Pledoc

- Kreispolizeibehtérde RSK

- RSAG A6R



- Amprion

- Westnetz GmbH

- DB Energie

- Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

Der Ausschuss flr Stadtgestaltung und Planung des Rates der Stadt Hennef (Sieg)

beschliel3t:

2. Dem vorgestellten Entwurf des Bebauungsplans Nr. 01.51 Hennef (Sieg) -
Blankenberger StrafRe wird zugestimmt.

3. Gemall 8§ 13a i.V.m. 8§ 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober
2015 (BGBI. I S. 1722) geandert worden ist, wird der Entwurf des Bebauungsplans Nr.
01.51 Hennef (Sieg) — Blankenberger Strafle mit Text und Begriindung fur die Dauer
eines Monats oOffentlich ausgelegt. Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung beruhrt werden kann, werden
gem. § 13ai.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB am Verfahren beteiligt und zur Stellungnahme zu
Planentwurf und Begriindung innerhalb eines Monats aufgefordert.

Begrundung

Verfahren

In der Sitzung des Ausschusses ,Ostlicher Stadtrand“ wurde am 09.04.2014 der
Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan Nr. 01.51 Hennef (Sieg) — Blankenberger Stralie
gefasst. Gleichzeitig wurde die Variante 1 des stadtebaulichen Entwurfes beschlossen.

Der Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 01.51 — Blankenberger Stral3e
ist zwar nicht Bestandteil der Rahmenplanung-Fortschreibung Hennef — Ostlicher Stadtrand
(Stand: Januar 2003), schlief3t jedoch unmittelbar an den 2. und 5. Bauabschnitt der
Rahmenplanung an.

Durch den Wegfall der Anbauverbotszone der ehemaligen L333 ist die Fragestellung einer
mdglichen Bebaubarkeit auf den Grundstiicken nérdlich und stdlich der Blankenberger Straf3e
zu klaren. Nordlich der Blankenberger StralRe existiert der Bebauungsplan Nr. 01.36/1
Blankenberger StralRe, der durch festgesetzte Baufenster die ehemalige Anbauverbotszone
bertcksichtigt. Ein Baurecht unmittelbar an der nérdlichen Blankenberger Stral3e besteht somit
zurzeit nicht. Mit der Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 01.51 Blankenberger StralRe
verlieren die Uberdeckten Teile des Bebauungsplanes Nr. 01.36/1 ihre Gliltigkeit.

Sudlich der Blankenberger StralRe ist eine Bebaubarkeit nach § 34 BauGB zu beurteilen.
Aufgrund einer faktischen Baugrenze, die weitestgehend der vorhandenen Bebauung
entspricht, wurden bisher Bauantrdge und Blrgerantrage, die eine Bebauung sudlich der
Blankenberger Strafl3e nach § 34 BauGB vorsahen, abgelehnt.

Bei dem Bebauungsplan Nr. 01.51 handelt es sich um einen sogenannten ,Angebots”-
Bebauungsplan. Dies ist ein Bebauungsplan, der den Grundstickseigentiimern im Plangebiet
die Option erdffnet, ihr Grundstick zukinftig selbst baulich zu nutzen oder dieses als
Baugrundstiick zu verauf3ern. Falls dies von einem Grundstiickseigentiimer nicht gewinscht
wird, kann er sein Grundstiick selbstverstandlich weiter als Gartenflache nutzen. In jedem Falle
wird sich ein rechtskraftiger Bebauungsplan fiir die Grundsticksteile im Plangebiet, die sich in



der ehemaligen Anbauverbotszone befinden, als deutlich wertsteigernd auswirken.

Durch die hervorragende Infrastruktur und den optimalen Anschluss an den OPNV und das
Strallennetz, die der Siegbogen bietet, gibt es in dem Gebiet nach wie vor eine deutliche
Nachfrage nach bebaubaren Grundstiicken fur Einfamilien- und Doppelh&auser, der allerdings
zurzeit kein Angebot mehr gegentbersteht.

Mit der zum 01.01.2007 eingetretenen Anderung des Baugesetzbuchs durch das ,Gesetz zur
Erleichterung von Planungsvorhaben fur die Innenentwicklung der Stadte® besteht die
Méoglichkeit, einen Bauleitplan im beschleunigten ,Verfahren fir Bebauungsplane der
Innenentwicklung® gem. § 13a BauGB aufzustellen. Voraussetzung dabei ist, dass der
Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung von Flachen, der Nachverdichtung oder anderen
MaflRnahmen der Innenentwicklung dient. Das beschleunige Verfahren ermdglicht als
Planungserleichterung den Verzicht auf eine Umweltprifung nach 8 2 Abs. 4, auf den
Umweltbericht nach § 2a, auf Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener
Informationen verfugbar sind, das Monitoring nach § 4c sowie die zusammenfassende
Erklarung nach § 10 Abs. 4 BauGB. Darlber hinaus sind nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB
Eingriffe in Natur und Landschaft, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplans zu
erwarten sind, als nicht ausgleichspflichtige Eingriffe anzusehen. Ein Ausgleich fur Eingriffe ist
daher ebenfalls nicht erforderlich.

Das Plangebiet liegt mit seinen Flachen fir die Nachverdichtung deutlich unter einer GroR3e
(Grundflache) von 20.000 m2, so dass die Voraussetzung des 8§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfiillt
sind und eine Vorprifung im Einzelfall Gber erhebliche Umweltauswirkungen entbehrlich ist.

Vor diesem Hintergrund wurde der Bebauungsplan Nr. 01.51 Hennef (Sieg) — Blankenberger
Stral3e gem. § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.

In der Sitzung des Ausschusses fur Stadtgestaltung und Planung am 16.06.2015 wurde der
Bebauungsplan-Vorentwurf Nr. 01.51 Hennef (Sieg) — Blankenberger StralRe zur friihzeitigen
Beteiligung beschlossen. Diese wurde im Zeitraum vom 29.06. bis zum 24.07.2015
durchgefuhrt. Es ging eine Stellungnahme der Offentlichkeit ein. Fir die Stellungnahmen der
Offentlichkeit, der Behorden und sonstiger Trager offentlicher Belange ist im
Beschlussvorschlag die Abwagung formuliert.

In der Sitzung des Ausschusses fir Stadtgestaltung und Planung am 16.12.2015 soll der
Bebauungsplan-Entwurf Nr. 01.51 Hennef (Sieg) — Blankenberger StraBe zur Offenlage
beschlossen werden.

Flachennutzungsplan

Der seit September 1992 rechtswirksame Flachennutzungsplan der Stadt Hennef (Sieg) stellt
den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 01.51 Blankenberger Stral3e als Wohnbauflache dar.
Der Bebauungsplan kann deshalb aus den Darstellungen des Flachennutzungsplanes
entwickelt werden.

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 01.51 Blankenberger StralRe umfasst bis auf die
StralRenverkehrsflachen ausschlielRlich Flachen, die sich im Privatbesitz befinden. Im Norden
wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 01.51 teilweise begrenzt vom
Bebauungsplan Nr. 01.36/1 Blankenberger StralRe, teilweise von Bahnflachen. Im Osten grenzt
der Bebauungsplan Nr. 01.51 an den neu aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 01.52 A an. Im
Westen und Suden grenzt der Bebauungsplan an bereits bebaute private Grundsticksflachen.

Stadtebauliches Konzept

Die Bebauung entlang der Blankenberger Strale (ehemalige L333) sieht traufstandig zur
StraRe stehende freistehende Einfamilienhduser oder Doppelhduser mit Satteldéachern vor.
Beabsichtigt ist eine Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet mit maximal zwei Wohneinheiten



je Gebaude.

Mit der Festlegung von ausschlie3lich Satteldachern wird eine Anpassung der neuen Bebauung
an den das Gebiet pragenden Bestand gefdrdert. Die Festlegung der Dachfirstlinie parallel zur
Blankenberger Stralle sorgt zum einen flr eine klare stadtebauliche Fassung des
Strallenraumes, zum anderen wird dadurch die optimale Orientierung der Dachflachen nach
Siden vorgegeben. Fir das festgesetzte Allgemeine Wohngebiet (WA1) an der Blankenberger
Stral3e (ehem. L333) wird auf die Festsetzung einer Geschossigkeit verzichtet, stattdessen wird
eine maximale Gebaudehohe (Firsthéhe) von 9,50 m festgesetzt. Fur den Ubrigen Bereich
(WAZ2) orientiert sich die festgesetzte Geschossigkeit an der bereits vorhandenen Bebauung.

Die vorhandene Parzellenstruktur ermdglicht bis auf vier Ausnahmen die Errichtung je eines
neuen Wohngebaudes ohne Bodenneuordnung in der bisherigen Gartenflache des jeweiligen
Grundstuckes. Diese Ausnahmen sind die Grundsticke der Gemarkung Striefen, Flur 29,
Flurstiicksnummer 88 ndrdlich der Blankenberger StraRe und Flur 1, Flursticksnummer 11, 13
und 14 sudlich der Blankenberger StralBe. Auf diesen Grundsticken steht die bereits
vorhandene Wohnbebauung so nahe an der Blankenberger Stral3e, dass die Errichtung eines
zusatzlichen freistehenden Wohngebdudes nicht moglich scheint. Die notwendigen
Abstandsflachen zur vorhandenen Wohnbebauung lassen dies voraussichtlich nicht zu. Jedoch
kénnen auch auf diesen Grundstlicken zusatzliche Baufenster festgesetzt werden, die z.B.
umfangreiche Anbauten an die vorhandene Bebauung zulassen. Abgesehen von diesen vier
Grundstlicken zeigt das stadtebauliche Konzept ndrdlich und sudlich der Blankenberger Stral3e
insgesamt 29 freistehende Einfamilienhduser und 16 Doppelhaushélften.

ErschlieBung

Fur die Umgestaltung der Blankenberger Stral3e, die bisher noch die Gestaltung einer
LandesstralRe fur tGberwiegend uberértlichen, schnellflielenden, von Grundstiickszufahrten und
FuRgangerquerungen weitgehend ungestorten motorisierten Verkehr, aufweist, zu einer zum
Anbau bestimmten Gemeindestrale mit ausreichend Flachen fir FuRganger und einem
Angebot an 6ffentlichen Stellflachen, wird folgende Gestaltung angestrebt.

Es wird ein Querschnitt fir den Ausbau der Blankenberger StralBe von insgesamt 11 m
festgesetzt. Dieser baut sich von Nord nach Sud auf nach den Richtlinien fir die Anlage von
StadtstralRen RASt 06 mit 2,50 m Gehweg, 6,0 m Fahrbahn fir den Begegnungsfall Bus / Bus
mit verringerter Geschwindigkeit (Tempo 30 km/h), 2,50 m Gehweg.

Da die Neubebauung entlang der Blankenberger Stralle einen Bedarf von o6ffentlichen
Stellplatzen fur Besucher auslost, und Maflinahmen fur eine Verkehrsberuhigung sinnvoll
erscheinen, werden auf der Fahrbahn alternierend Stellplatze im offentlichen Straf3enraum
markiert, so dass sich an diesen Stellen der Fahrbahnquerschnitt auf 4,0 m verringert. An
geeigneten Stellen sind Fahrbahnverengungen durch die Anlage von Querungshilfen fir
FuRganger vorgesehen. Zur weiteren Gliederung und Gestaltung der StralRe wird jeder
Stellplatzstreifen mit einem Pflanzbeet fiir einen Stralenbaum abgeschlossen.

Unter Beibehaltung der vorhandenen ndrdlichen Stralenbegrenzungslinie der Blankenberger
Stral3e ist der neue StraRenquerschnitt schmaler als die jetzige Parzellierung der Blankenberger
Stral3e. Die verbleibende Flache sidlich des neuen Stralenquerschnitts wird den dort neu
entstehenden Wohnbaugrundstiicken zugeschlagen und kann die Vorgartenbereiche
vergrofRern.

Die abschlieRende Gestaltung des Querschnittes der Blankenberger Strale wird nicht im
Bebauungsplanverfahren festgelegt, sondern bleibt dem Stra3enentwurf vorbehalten.

Die Kanalisierung (Regen- und Schmutzwasserkanal) ist in der Blankenberger Straf3e nicht
durchgéngig vorhanden. Die Kanalplanung wird Bestandteil der noch zu erstellenden
StralRenentwurfsplanung fur die Blankenberger Stral3e sein. Fur die Baureife eines Grundstticks



ist auch die Frage der gesicherten ErschlieBung (Straf3e/Kanal/sonst. Versorgungsleitungen)
von Bedeutung. Neben den planungsrechtlichen Voraussetzungen (Rechtskraft des
Bebauungsplanes) ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens die gesicherte
ErschlielBung nachzuweisen.

Verkehrsgutachten
Zur Entwicklung des Gebietes ,Im Siegbogen“ war eine Erganzung und Umgestaltung des
vorhandenen StralRennetzes erforderlich.

In der Sitzung des Ausschusses ,Ostlicher Stadtrand am 12.09.2007 wurde dem
Verkehrskonzept Hennef — Im Siegbogen zugestimmt. Wesentliches Ziel war es, die neuen
Baugebiete und auch den neuen S—-Bahn—Haltepunkt {ber die Blankenberger— und
Bodenstral3e an die innerortlichen Hauptverkehrsstral3en anzuschlief3en.

Um die Verkehrsbelastung der Blankenberger Strale und der Bodenstral3e auf Grund des
Planungskonzeptes zu ermitteln, wurde ein Verkehrsgutachten in Auftrag gegeben. Es wurden
verschiedene Varianten zur ErschlieBung des Rahmenplangebiets Ostlicher Stadtrand von
Weldergoven Uber die Neubebauung nérdlich und stdlich der Bahntrasse bis hin zur
Bestandsbebauung entlang der Blankenberger Stral3e untersucht.

Das Verkehrsgutachten wurde in der Sitzung des Ausschusses ,Ostlicher Stadtrand“ am
18.09.2008 vorgestellt.

Die Untersuchung beschreibt die voraussichtliche Verkehrsentwicklung im Untersuchungsgebiet
bis zum Jahr 2018. Kennzeichnend ist eine Zunahme des motorisierten Individualverkehrs im
gesamten Netz. Die groRten Zuwachse ergeben sich hier fir den Verkehrsfluss Uber die
Bodenstral3e, Blankenberger Straf3e hin zur Lise-Meitner-Stral3e.

AbschlieBend wird im Verkehrsgutachten empfohlen, das im Untersuchungsgebiet geplante
StralBennetz des Prognosefalls 2018 umzusetzen. Die VerkehrserschlieBung der im
Verkehrsgutachten untersuchten Bebauungsplangebiete wird inzwischen durch die erfolgte
Herstellung der Stral’en und des geplanten Ausbaus vorhandener Stra3en gesichert.

Beriicksichtigung der Belange von Umwelt- und Naturschutz

Dieser Bebauungsplan begriindet nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur
Durchfiuhrung einer  Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz lber die
Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Landesrecht unterliegen. Es liegen auch keine
Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten
Schutzgiter (Natura 2000-Gebiete) vor.

Die Anpassung des deutschen Artenschutzrechtes an die europaischen Vorgaben wurde mit
der Kleinen Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom Dezember 2007
vorgenommen. U.a. durch die Bestimmungen der 88 19 Abs. 3 und 42f BNatSchG wird
europdisches Recht in nationales umgesetzt, um auf diesem Wege einen zentralen Beitrag zur
Sicherung der zunehmend geféhrdeten biologischen Vielfalt zu leisten. Daher missen nun die
Artenschutzbelange bei allen genehmigungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren
entsprechend den europdischen Bestimmungen im Rahmen einer artenschutzrechtlichen
Prifung betrachtet werden.

Im Rahmen der Bearbeitung zum Bebauungsplan wurde in Bezug auf den Bebauungsplan —
Vorentwurf zunéchst festgestellt, ob und welche gemaR § 42f BNatSchG geschitzten Arten ggf.
von der Umsetzung des Bebauungsplanentwurfs betroffen sind (Artenschutzrechtliche
Vorprifung, Verfasser: Blro fir Landschaftsékologie, Weilburg, 01.09.2015).

Die artenschutzrechtliche Vorprifung des Plangebietes kommt hinsichtlich der Artengruppen



Vogel, Fledermause, Reptilien, Amphibien und Schmetterlinge zum Ergebnis, dass die Verbote
des § 44 Abs. 1 und 5 ff BNatSchG fur die planungsrelevanten Arten nicht berihrt werden.

Ausgehend von der vorliegenden Datenbasis werden Verbotstatbestinde gemald § 44 ff
BNatSchG nicht ausgel6st, eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes von Populationen
der angefuhrten Arten ist durch die Uberplanung des Geltungsbereiches bzw. partieller
Bereiche des Geltungsbereiches nicht zu erwarten. Eine Zerstérung nicht ersetzbarer Biotope
nach BNatSchG trifft nicht zu.

Eine detaillierte Untersuchung im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Priifung wird somit nicht
als erforderlich eingestuft. Dieses gilt unter Berticksichtigung der MaRnahmen und Hinweise zur
Vermeidung, durch die eine Gefahrdung einzelner Individuen oder die Stérung européaischer
Vogelarten vermieden werden kdnnen.

Es wird festgestellt, dass das Gesamtgebiet aufgrund der intensiven Nutzung als Wohngebiet
und Freizeitgebiet und des damit verbundenen Verkehrsaufkommens und Besucherdrucks eine
relative Vorbelastung aufweist. Diese setzt die Okologische Gesamtbewertung der Flachen
deutlich herab.

Folgende artenschutzrechtliche VermeidungsmalBhahmen muissen im weiteren Verfahren
beriicksichtigt bzw. durchgefihrt werden wund werden deshalb im Bebauungsplan
aufgenommen:

1. Rodung von Gehdlzen und Entfernung von Strauchern nur auf3erhalb der Brutzeiten von
Vogeln gemal dem geltenden Landesnaturschutzrecht in NRW.

2. Um potenziell durch das Vorhaben bedingte Verluste von (Fledermaus-) Quartieren
grundséatzlich auszuschlieRen, sollen an den im Artenschutzbericht markierten
Einzelgehdlzen unmittelbar vor der Baufeldfreimachung entsprechende Kontrollen
(Sichtkontrolle, Endoskopie) erfolgen. Im Hinblick auf artenschutzfachliche Belange
missen die erforderlichen Rodungsarbeiten in einem Zeitfenster durchgefiihrt werden, in
dem Fortpflanzungs- und Ruhestétten z. B. von Fledermausarten nicht genutzt werden.

Immissionen

Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung (Verf.: Kramer Schalltechnik GmbH, Sankt
Augustin, Stand: 25.11.2015) wurde die allgemeine Verkehrsgerauschsituation durch offentliche
Verkehrswege (Schienen und StraBen) fir das Plangebiet berechnet. Gegeniber diesen
Gerauschquellen vernachlassigbar ist der Flugverkehr des Flughafens Kd&In/Bonn, das
Plangebiet liegt deutlich au3erhalb der Tag- und Nacht-Schutzzonen.

Bei der Beurteilung der Verkehrsgerauschsituation wird ersichtlich, dass am Tag zur
Bahnstrecke hin die in der DIN 18005 genannten Orientierungswerte um bis zu 12 dB bzw. zur
Blankenberger Straf3e hin um bis zu 10 dB Uberschritten werden. Zur Nachtzeit betragt die
Uberschreitung bis zu 23 dB zur Bahnstrecke hin bzw. 10 dB zur Blankenberger StraRe hin. An
den gerauschquellenabgewandten Gebaudeseiten und zuriick liegenden Bereichen liegen
deutlich glnstigere Verhéltnisse mit einer teilweisen Einhaltung der Orientierungswerte vor. Da
die Beurteilungspegel zur Nachtzeit an den nachsten Gebauden zur Bahnstrecke mit bis zu 68
dB(A) die Schwelle der Zumutbarkeit (Gesundheitsgefahrdung) von nachts 60 dB(A) deutlich
Uberschreiten, ist zumindest eine weitere Neubebauung direkt an der Bahntrasse aus
schallschutztechnischer Sicht kritisch zu sehen. In der unter Ziffer 3.2.4 der Begrindung zum
Bebauungsplanentwurf beschriebenen Abwagung wird deutlich, dass der Bebauungsplan eine
Bebauung dieser Flachen nur moglich macht, weil hier bereits durch den bestehenden
Bebauungsplan Nr. 01.36/1 entlang der Bahntrasse Baurecht besteht.

Da eine Ricknahme der Bebaubarkeit dieser Flachen einen massiven Eingriff in die Rechte der
Eigentimer bilden wuirde, soll zur Wahrung der Eigentimerrechte hierauf verzichtet werden.



Stattdessen  werden passive  SchallschutzmaRnahmen zur  Sicherung gesunder
Wohnverhéltnisse festgesetzt.

Bezogen auf mogliche AuRenwohnbereiche wie z. B, Terrassen am Tage haben alle Gebaude
zumindest einen Bereich (z. B. an der abgeschirmten Ruckseite) mit einer Einhaltung des
Tages-Orientierungswertes.

Zur Festsetzung von Schallminderungsmal3nahmen im Bebauungsplangebiet lasst sich
feststellen, dass aktive SchallschutzmaBnhahmen mit dem Ziel, die Verkehrsgerdusche
wirkungsvoll abzuschirmen an der Bahntrasse u. a. aufgrund der bestehenden
Abstandsverhaltnisse und Bauhéhen nur schwer realisierbar sind, da neben einer relativ grof3en
Schirmhohe auf der oberen Bdschungskante deutliche seitliche Verlangerungen erforderlich
waren. Direkt an der Blankenberger Stral3e scheiden aktive MaRBnahmen wegen der
Abstandsverhaltnisse aus. Deshalb setzt der Bebauungsplan passive SchallschutzmalRnahmen
fest, die den erforderlichen Schallschutz in den Geb&uden sicherstellen.

Es wird die Festsetzung so genannter Larmpegelbereiche im Bebauungsplan vorgenommen.
Dazu werden gemafl DIN 4109 zur Festlegung der erforderlichen Luftschallddmmung von
AulRenbauteilen gegenuber dem AulRenlarm Larmpegelbereiche (I — VII) festgelegt, die einen
mafgeblichen Aul3enlarmpegel zuzuordnen sind.

In dem Gutachten sind mdgliche Schallminderungsma3nahmen untersucht worden. Aktive
Schallschutzmalinahmen in Form von Schallschirmen zwischen Verkehrswegen und zu
schiutzender Bebauung sind aufgrund der innerstadtischen Lage mit engen
Abstandsverhaltnissen und den vorgesehenen Bauhdhen praktisch nicht realisierbar.

Zur Sicherstellung eines ausreichenden Schallschutzes in den Gebduden wurden passive
Schallschutzmal3nahmen in Form von Mindestanforderungen an die Luftschallddmmung von
AulRenbauteilen (Fenster, Wande und Dacher ausgebauter Dachgeschosse) schutzbedirftiger
Nutzungen nach DIN 4109 ausgelegt. Die Anforderungen hinsichtlich des Stralen- und
Schienenverkehrs werden im Bebauungsplan als Larmpegelbereiche festgesetzt. So sind an
den moglichen, bzw. bestehenden Gebaudefassaden zu den Verkehrswegen hin die
Larmpegelbereiche 1l bis V erforderlich. Hinsichtlich des Stralen- und Schienenverkehrs
bestehen an den abgewandten Fassaden keine Anforderungen. Der L&rmpegelbereich Il
bedingt bei Neubauten nur relativ erh6hte bauliche Anforderungen.

Planungsrechtliche Umsetzung

Zur planungsrechtlichen Umsetzung der Ergebnisse im Bebauungsplan, werden die
Larmpegelbereiche lll, IV und V bezuglich Straen- und Schienenverkehr nach § 9 Abs. 1 Nr.
24 BauGB festgesetzt werden. Dabei wird der Larmpegelbereich und das je nach Raumart
erforderliche Schallddmmmal (erf. Ry, (s in dB) der Aul3enbauteile entsprechend Tabelle 3.4 im
Bebauungsplan angegeben.

Zum Liftungsproblem bei schalltechnisch wirksamen Fenstern wird ab dem Larmpegelbereich
IV der Einbau entsprechend ausgelegter fensterunabhangiger Liftungsanlagen an
SchlafrAumen zwingend vorgeschrieben.

Zuséatzlich missen Schlafrdume in einem schraffiert gekennzeichneten Korridor an der
Bahntrasse einen Larmpegelbereich hdher als dargestellt eingestuft werden.

Umweltbericht

Da das Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemafR § 13a BauGB durchgefihrt
wird, ist kein Umweltbericht erforderlich. Die relevanten Umweltbelange werden jedoch im
Verfahren insofern beriicksichtigt, als dass die artenschutzrechtlichen Belange sowie die
Belange des Immissionsschutzes in gesonderten Gutachten untersucht und bewertet wurden
und die Ergebnisse dieser Untersuchungen in den Bebauungsplan integriert werden.



GemalR § 1 Abs. 2 der Geschéftsordnung fir den Rat und die Ausschiisse der Stadt Hennef werden
Gutachten und gutachterliche Stellungnahmen den Beratungsunterlagen nicht beigefiigt. Stattdessen
enthélt die Beschlussvorlage eine Kurzfassung mit den wesentlichen Informationen Uber das
Gutachten/die gutachterliche Stellungnahme. Darlber hinaus erhalten die Fraktionsvorsitzenden, die
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden sowie die Fraktionen selbst eine vollstdndige Fassung des
jeweiligen Gutachtens/der jeweiligen gutachterlichen Stellungnahme zur Einsichtnahme.

Auswirkungen auf den Haushalt

[] Keine Auswirkungen [ ] Kosten der MaRnahme
Sachkosten: €

[] Jahrliche Folgekosten Personalkosten: €
[] MaRnahme zuschussfahig Hohe des Zuschusses ;,
X] Ausreichende Haushaltsmittel vorhanden, HAR: €

Haushaltsstelle: Lfd. Mittel: €
[] Bewilligung auRer- oder tiberplanmaRiger

Ausgaben erforderlich Betrag: €
[ ] Kreditaufnahme erforderlich Betrag:
] Einsparungen Betrag €
[] Jahrliche Folgeeinnahmen Art:

Hoéhe: €

(] Bemerkungen

Bei planungsrelevanten Vorhaben

Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben

des Flachennutzungsplanes X tiberein [] nicht tiberein (siehe Anl.Nr. )

der Jugendhilfeplanung X iiberein [] nicht tiberein (siehe Anl.Nr. )

Mitzeichnung:

Name: Paraphe: Name: Paraphe:




Hennef (Sieg), den 09.11.2015
In Vertretung

Anlagen:
- Ubersicht liber die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung
gem. 8§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

- Stellungnahmen T1—-T 2
- Ubersichtsplan

- Bebauungsplan-Entwurf
Verfasser: sgp architekten + stadtplaner BDA, Bonn
Stand: 03.12.2015

- Textliche Festsetzungen (Entwurf)
Verfasser: sgp architekten + stadtplaner BDA, Bonn
Stand: 03.12.2015

- Begriindung (Entwurf)
Verfasser: sgp architekten + stadtplaner BDA, Bonn
Stand:03.12.2015

- Artenschutzrechtliche Vorprifung im Zusammenhang mit
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 01.51 ,Blankenberger Stralle“
Verfasser: Buro fur Landschaftsokologie, Weilburg
Stand: 01.09.2015
(hier: Zusammenfassung)

-Verkehrsgutachten ,Im Siegbogen®
Ingenieurgesellschaft fur Verkehrswesen mbH
Brilon Bondzio Weiser, Bochum
Stand: August 2008
(hier: Zusammenfassung)

-Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 01.51 Hennef (Sieg) — Blankenberger
StralRe

Verfasser: Kramer Schalltechnik GmbH, Sankt Augustin

Stand: 25.11.2015

(hier: Zusammenfassung)



STADT HENNEF £ AT 64
22.07.,2015 10:09 Ot A2 . ZelS .éé?)

Blankenberger Str.
53773 HENNEF

Ausschuss flir Stadtgestaltung und Planung
des Rates der Stadt Hennef 20.7.2015
z.H, Herrn Ralf Offergeld /[

Betr.: Geplanter BP Nr. 01.51
hier : Stellungnahme zum Vorentwurf vom 3.6.2015

1. Ziel und Zweck der Planung

3. Abs., letzter Satz: Die Aussage ist nur bedingt zutreffehd, da fir die Anliege
die weder bauen noch verkaufen, der wirtschaftliche Vorteil entfillt!

2. Rahmenbedingungen

Der Ubersichtsplan ist zu diesem frithen Zeitpunkt in der Tat nur als Vorschlag
ohne verbindlichen Charakter zu werten; im weiteren Verlauf der Stellungnahme wird
darauf einzugehen sein.

2.2 Regicnalplan

Aussagen wie "Ubergeordnete Planung/Zielsetzung etc. und deren weltergehende
Konkretisierung" sind erkldrungsbedirftig.

2.5 Rahmenplanung

Dass die "Blankenberger Str." jetzt als Teil des "Siegbogens" eingestuft wird,
ist neu! Bislang war in offiziellen Stellungnahmen stets nur von einem "in sich
geschlossenenBau-/Siedlungsgebiet die Rede.

2.6 Vorhandene Flidchennutzung

Die Darstellung entspricht z.T. nicht den tatséchlichen;&e ebenheiten. So liegen
Grundsticke vor, deren "ErschlieBungsstrafBen nicht beidééé%ib der ehem. L 333

Parallel verlaufen" und die damit nicht von Zufahrtsbeschrankungen seitens der ehem.
L 333 betroffen sind/waren!

3.1 VerkehrserschlieBung

a) Der geplante Querschnitt von llm besagt,daB die vorhandene Fahrbahn (ausgehend vo
etwa der Mitte des Plangebietes) im heutigen Rahmen von 6ém verbleibt. Damit
diirften die flr Gehwege beidseigts der StraBe vorhandenen Flichen selbst im nérdlich

Bereich ausreichen.

b) Eine Tempobegrenzung ist aufgrund der sehr hdufig stark lberhohten Geschwindigkei
zu begriifen!

Hingegen sollte von "Pflanzbeeten incl. Strafenbaum” Abstan gencmmen werden,

GRUND: Die im Stadtgebiet vielfach anzutreffenden Pflanzbeete(s.a. "Tm Siegkogen"!!)

verkommen schon nach kurzer Zeit zu auch cotisch sehr negativ auffallenden "wWildwmich:

beeten'. Pflanzbeete machen nur Sinn, wenn diese laufend gepflegt werden.

c) Fahrbahnverengungen und Querungshilfen solltdn so géplant werden, daB Alternative
zu baulichen Anlagen nicht von vornherein negativ tangiert werden.

Exkurs zu 3.1 —letzter Satz-

Es ist falsch, abschliessende StraBenplanungen erst nach Verabschiedung eines BP vor
zunehmen, da dann im Zweifel selbst verninftige Altennativen scheitern!

In den vergangenen Jahren wurden fiir die ehem. I 333 in Gremien, Ausschiissen, Diskus:
sionen etc. stets unterschiedliche Begriffe gewdhlt wie z.B.

AnliegerstraBe, HauptverkehrsstraBe, Haupterschliessungsstrafe, Hauptsammelstr.
etc. Was gilt ?

Auch wurden fiir die Zukunft der ehem. L 333 mit
Ungestaltung, Rlickbau, Ausbau

Begriffe geprigt, ohne daB auf Unterschiede (= Vor- und Nachteile) hingeiesen wurde.



Daraus ergibt sich fast zwangsldufig, daB den Bilirgern/Anwohnern vor- oder zumindest

mit dem BP—Verfahrqularheit zu verschaffen ist, wie die Straflenplanung aussehen
soll.

Ferner durfte die Stgfengestaltung der in Jahrzehnten gewachsenen Struktur nicht eir
Neubaugebiet "Siegbogen" gleichzusetzen sein. Selbst durch mdgliche Neubauten wird
sich der Charakter der ehem. L 333 nicht entscheidend verdndern.. Dies sollte bei
einer zweifellos funktionellen StraBlenplanung abseits einer "Prachtstrafe" beriick-
sichtigt werden.

3.2.1 Stddtebaulicher éhtwurf

2. RAbs.: Da eine Bebauung der Parzelle 393 ausscheiden dirfte, stellt sich die Frage
ob eine weitere Bebauung der noch ungeteilten Parzelle 20 mit einem EFH mit Sattel-
dach und Firstlinie parallel zum Nebenweg als Alternative in Frage kcmmen kdnnte, de
die heute bereits existierende Erschliefung vom Nebenweg aus durch eine Erschliefunc
von der ehem. L 333 allenfalls erganzt wiirde.

Die beabsichtigte stddtebauliche Fassung ab Parzelle 561 wiirde damit nicht gestort!

3. Bbs., 2. Satz: Ob Firstrichtung parallel zur alten I, 333 oder zum Nebenweg: Die
Stellung von Garage/Carport + Stellplatz sollte in jedem Fall Alternativen aufzeiger
und nicht qua Entwurf festgeschrieben werden.

Im Ubrigen: Die im Ubersichtsplan prognostizieren 45 Einheiten sind "Planspiele" und
aus unterschiedlichen Griinden nicht realistisch!

3.2.11 : Siehe zunichst Exkurs zu 3.1!

Nach diesen Erkenntnissen wire offenzulegen, was unter "Abgrabungen auf den privater
Grundstiicken" zu verstehen ist.

3.2.12

Entsprechend Entwurf sind erhebliche Reglementierungen. geplant. Die'bauordnungsrecht
lichen Vorschriften gem. § 86 BauONRW erfordern m.E. weiter gehende Erlduterungen, zt

Freifldchen, Einfriedungen und Dicher.
Wenn sich das Plangebiet schon weltgehend am "Siegbogen" orientieren soll, stellt
sich z.B. die Frage, warum Einfriedungen erheblich restriktiver erfolgen sollen: Im

"Siegbogen” ist die max. Hohe von 1.0m durch Ziune, Hecken etc. vielfach deutlich
Uberschritten!

In welchem Zusammenhang die "Eigenanrt des Lanfschaftsbildes des Pleiser Landchens™
hier Pate stehen soll ist ebenso unklar, wie die Einheit "im Zusammenhang mit Bewal-
dung und rdumlicher Weite des §iegtals" Das erscheint mir sehr weit hergeholt!

Letzter Abs.: Vor ...gestSrt fehlt sicher das Wort "nicht" und bei 3.3 + 3.4 sollte
das Datum so oder so festgelegt werden.

S

An welche Hinweise ist (noch) gedacht ?7?

6.

Welche duantitativen Auswirkungen” werden noch ermittelt und

: , : zu welchem Zeitpunkt
in das BP-Verfahren integriert 27

s/
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Datum: 30.11.2015

Gremium Sitzung am Offentlich / nicht 6ffentlich
Ausschuss fiir Stadtgestaltung und 16.12.2015 offentlich

Planung

Tagesordnung

LEP - Anderung des Entwurfes;
Erneutes Beteiligungsverfahren, Stellungnahme der Stadt Hennef

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss flir Stadtgestaltung und Planung des Rates der Stadt Hennef (SiegQ)
beschlieldt:

Zum gedanderten Entwurf des Landesentwicklungsplanes NRW Stand 22.09.2015 wird die Stadt
Hennef eine Stellungnahme mit den in der Begrindung genannten Inhalten abgeben.

Begrundung

LEP- Anderung des Entwurfes Erneutes Beteiligungsverfahren

Der geltende Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) ist seit 1995 in Kraft.
AulRerdem gelten der LEP 1V 'Schutz vor Fluglarm' und der im Juli 2013 in Kraft getretene LEP
Sachlicher Teilplan Grol¥flachiger Einzelhandel. Die Aufgabe des LEP NRW ist es, die
zueinander im Wettbewerb stehenden Nutzungsanforderungen an den Raum in NRW
bestmaoglich aufeinander abzustimmen.

Dies gilt fur die Bereitstellung von Flachen fir Wohnsiedlungs- und Freizeitnutzungen, fir
Gewerbe, Industrie und Handel, die Verkehrsinfrastruktur wie Straf3en- und Schienenwege, die
technische Infrastruktur der Energie- und Wasserversorgung sowie der Entsorgung, die
Versorgung mit Rohstoffen, die Sicherung der land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen sowie
die Sicherung der Flachen fir Natur- und Wasserschutz oder den Schutz vor Hochwasser.

Auf der Ebene des Landes Nordrhein-Westfalen wird die Aufgabe der Landesplanung von der
Staatskanzlei als Landesplanungsbeh6rde wahrgenommen. Das wichtigste Planungsinstrument
ist der Landesentwicklungsplan, der die raumlichen Ziele und Grundsatze der



Landesentwicklung festlegt.
Verfahren

Das Verfahren zur Aufstellung des neuen LEP NRW ist in § 10 ROG i.V.m. 88 13 und 17 LPIG
geregelt. Die Verfahrensunterlagen bestehen aus Planentwurf, Planbegriindung, Umweltbericht
und Beteiligtenliste. Nach § 10 Abs. 1 ROG sind die Offentlichkeit sowie die in ihren Belangen
berihrten Stellen von der Aufstellung des Raumordnungsplanes zu unterrichten; ihnen ist
Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Raumordnungsplans und seiner Begriindung
zu geben. Zu den beteiligten 6ffentlichen Stellen gehéren 396 Stadte und Gemeinden in NRW
und ca. 500 Verb&nde, Einrichtungen und Institutionen.

Zurzeit lauft ein Aufstellungsverfahren fir einen neuen LEP, der die geltenden Plane ersetzen
und in einem Instrument zusammenfiihren soll. Ein erstes Beteiligungsverfahren, bei dem die
Offentlichkeit und betroffene Behdérden zum Entwurf des Landesentwicklungsplans Stellung
nehmen konnten, ist abgeschlossen. Die Stellungnahme der Stadt Hennef zum ersten Entwurf
des LEP wurde abschlie3end am 18.12.2013 im Ausschuss fur Stadtgestaltung und Planung
der Stadt Hennef (Sieg) beschlossen und der Staatskanzlei fristgerecht mitgeteilt. Die
Landesplanungsbehoérde hat alle eingegangenen Stellungnahmen intensiv ausgewertet. Die
Landesregierung hat daraufhin am 28. April 2015, 23. Juni 2015 und am 22. September 2015
beschlossen, den Entwurf des neuen Landesentwicklungsplanes (LEP NRW) in wesentlichen
Teilen zu andern und ein zweites Beteiligungsverfahren zu den geanderten Teilen des
Entwurfes des LEP NRW durchzufuhren.

Die neue Textfassung und die zeichnerischen Festlegungen (Stand 22.09.2015) kdnnen unter
dem Link https://land.nrw/de/thema/landesplanung eingesehen bzw. heruntergeladen werden.
Die Anderungen sind umfangreich und schwer nachzuvollziehen.

Alle in ihren Belangen berihrten 6ffentlichen Stellen und auch die Burgerinnen und Birger des
Landes und angrenzender Gebiete kdnnen vom 15. Oktober 2015 bis zum 15. Januar 2016
eine Stellungnahme zu den geanderten Teilen des Entwurfs des LEP NRW abgeben. Nach
ggfs. erfolgter Beschlussfassung der Stellungnahme der Stadt Hennef zum LEP-Entwurf NRW
2013 in der Sitzung des Ausschusses flr Stadtgestaltung und Planung am 16.12.2015 wird das
Amt fur Stadtplanung- und Entwicklung die Stellungnahme der Stadt Hennef der Staatskanzlei
fristgerecht zusenden.

Nach Durchfihrung des Aufstellungsverfahrens wird die Landesregierung gemaR § 17 Abs. 1
LPIG dem Landtag den Planentwurf mit einem Bericht Uber das Aufstellungsverfahren zuleiten.
Der Landesentwicklungsplan wird von der Landesregierung mit Zustimmung des Landtages als
Rechtsverordnung beschlossen (§ 17 Abs. 2 LPIG).

Danach wird der neue LEP NRW im Gesetz- und Verordnungsblatt fur das Land Nordrhein-
Westfalen bekannt gemacht und damit rechtswirksam. Mit seinem Inkrafttreten ist im Laufe des
Jahres 2016 zu rechnen.

Rechtswirkungen

Der LEP legt die mittel- und langfristigen strategischen Ziele zur rGumlichen Entwicklung des
Landes Nordrhein-Westfalen fest. Seine ibergreifenden Festlegungen, seine Festlegung fir
bestimmte Sachbereiche sowie die zeichnerischen Festlegungen sind in der nachgeordneten
Regional-, Bauleit- und Fachplanung zu beachten bzw. zu berticksichtigen. Umgekehrt werden
die bestehenden nachgeordneten Plane in die Erarbeitung der Raumordnungspléne der
Landes- und Regionalplanung einbezogen (,Gegenstromprinzip®).

Im Maf3stab des LEP sind nur bedingt raumlich konkret abgrenzt Festlegung zu Nutzungen und
Schutzfunktionen mdglich. Solche Konkretisierungen werden weitgehend der Regionalplanung


https://land.nrw/sites/default/files/asset/document/01_10_2015_lep_text_zweite_beteiligung_lanuv.pdf
https://land.nrw/de/thema/landesplanung

und anderen nachgeordneten Planungen Uberlassen. Sie missen dort unter Beachtung bzw.
Berlcksichtigung der im LEP textlich festgelegten Ziele und Grundsatze erfolgen.
Rechtswirkungen nach 8 4 ROG haben die textlich festgelegten Ziele und Grundséatze des LEP
sowie die zeichnerischen Festlegungen. Erganzend sind im Text des LEP allen Zielen und
Grundsatzen Erlauterungen zugeordnet und die zeichnerischen Darstellungen enthalten neben
Festlegungen auch nachrichtliche Darstellungen zur Aufteilung des Landes in Siedlungen und
Freiraum sowie zur rdumlichen Orientierung an regionalen Plangebieten und
Gemeindegrenzen.

Textliche Festlegungen

Zu dem LEP-Entwurf vom 25.06.2013 hatte die Stadt Hennef am 13.01.2014 auf der Grundlage
des Beschlusses des Ausschusses fur Stadtgestaltung und Planung vom 18.12.2013 eine
umfassende Stellungnahme abgegeben.

Die Erwiderung der Staatskanzlei auf die Stellungnahme der Stadt Hennef ist Bestandteil der
Synopse zum Entwurf des Landesentwicklungsplanes. Der Anlage 1 ist die Erwiderung im
Einzelnen zu entnehmen.

Die Landesregierung hat wichtige Forderungen aus dieser und inhaltlich vergleichbaren
Stellungnahmen einer Vielzahl von Institutionen aufgegriffen und in den Uberarbeiteten LEP-
Entwurf aufgenommen. Insoweit stellen sie eine Verbesserung der kommunalen
Planungshoheit dar und sind zu begriRen. Allerdings wurden Anregungen zur Uberarbeitung
von Festlegungen teilweise nicht aufgegriffen bzw. teilweise in abgeschwachter Form
umgesetzt. In diesen Fallen bleibt der neue Planentwurf hinter den kommunalen Erwartungen
zuriick.

Im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes soll der LEP noch starker als in der
Vergangenheit auf eine flachensparende, kompakte Siedlungsentwicklung und damit zugleich
auf eine geringst mdgliche Inanspruchnahme des Freiraumes hinwirken. Er soll damit einen
Beitrag zu dem in Nordrhein-Westfalen verfolgten Ziel leisten, das tagliche Wachstum der
Siedlungs-und Verkehrsflache bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfristig auf Netto-Null zu
reduzieren. Dazu sei der Aufbau eines Siedlungsflachenmonitorings notwendig, das belastbare
Informationen Uber vorhandene Flachenreserven gibt und Entwicklungspotentiale aufzeigt.
Durch ein funktionierendes Monitoring konnten aufwandige Prifverfahren verkurzt werden.

Folgende Texte sind teilweise entnommen aus bzw. beruhen auf:

= dem Entwurf der Stellungnahme des Regionalen Arbeitskreises Entwicklung, Planung
und Verkehr Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler (:rak) zum LEP,

= dem Entwurf der Stellungnahme des RSK zum LEP, der am 26.11.2015 dem Planungs-
und Verkehrsausschuss des RSK vorgelegen hat,

= der Bewertung der Anderungen des Entwurfes des Landesentwicklungsplans Nordrhein-
Westfalen des Stadte- und Gemeindebundes NRW vom 30.10.2015.

Grundsatz 3-2 ,,Bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche einschl. Erlauterungen
Kap. 3, S. 24 — Erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung

Kulturlandschaften prégen nicht nur das Selbstverstédndnis der Bewohner, sondern stellen eine
elementare Grundlage fir die touristische Entwicklung im landlichen Raum dar. Daher werden
Kulturlandschaften zunehmend nicht nur als Schutzgut, sondern als regionales
Entwicklungspotenzial aufgefasst. Positive Kulturlandschaftsbilder starken als weiche



Standortfaktoren die Attraktivitdt einer Arbeits-, Wohn- und Freizeitregion und fihren zugleich
zu Wettbewerbsvorteilen. Daher dirfen Kulturlandschaften, die durch ihre natlrliche
Attraktivitat, Landschaftsstruktur und Benutzbarkeit der Landschaft (ErschlieBung, Infrastruktur
etc.) vorrangig durch eine Tourismusfunktion gepragt sind, in ihrer touristischen Bedeutung
nicht beeintrachtigen werden. Dies gilt insbesondere fir gro3flachige Planungen.

Aus diesem Grund werden die Kulturlandschaften im LEP in einem eigenen Kapitel behandelt.
Dies zeigt die Bedeutung und die Wertigkeit, die die Kulturlandschaften in NRW besitzen.

Entsprechend kann die in den Erlauterungen (S. 28) z.T. neu aufgenommene Formulierung (...)
,Die Realisierung von Nutzungsanforderungen, z. B. die Errichtung von Windenergieanlagen,
muss in landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereichen im Einzelfall im Hinblick auf deren
wertgebenden Elemente und Strukturen beurteilt werden, wobei Windenergieanlagen in NRW
bereits heute ein verbreitetes und prédgendes Element der Kulturlandschaft sind.“ (...), nicht
mitgetragen werden.

Hier erfolgt eine Verschlechterung der urspringlich beabsichtigten Regelung. Selbst in
.landesbedeutenden Kulturlandschaftsbereichen® werden nun Windenergieanlagen als ein
pragendes Element fiur die Kulturlandschatft definiert.

Die Chancen, die sich aus dem Kapital einer intakten Natur und Kulturlandschaft fiir einen
naturvertraglichen Tourismus er6ffnen, mussen gewahrt werden. Dabei sollte der behutsame
Umgang mit unwiederbringlichen Landschaften im Vordergrund stehen. Touristische Funktionen
durfen daher nicht durch Windenergieanlagen beeintrachtigt werden.

Dies ist in geeigneter Form sicherzustellen.

Ziel 4-3 ,Klimaschutzplan“
Kapitel 4, S. 31 — Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel

Die Stadt Hennef schliefdt sich der nachstehend abgedruckten Stellungnahme des Stadte-und
Gemeindebundes NRW vom 30.10.2015 an.

,Die Zielbestimmung, wonach die Raumordnungsplane diejenigen Festlegungen des
Klimaschutzplans umsetzen, die gemall 8§ 6 Abs. 6 Klimaschutzgesetz NRW fur verbindlich
erklart worden sind, soweit sie durch Ziele oder Grundsatze der Raumordnung gesichert
werden kénnen, soll ersatzlos gestrichen werden. Dies ist zwar zu begrif3en, allerdings bleibt
die o.g. Verpflchtung aufgrund einer gleichlautenden Regelung in § 12 Abs. 7
Landesplanungsgesetz (LPIG), der im Zuge der Verabschiedung des Klimaschutzgesetzes im
Jahr 2013 entsprechend geandert worden war, bestehen. Die im LEP-Entwurf gestrichene
Zielbestimmung wirkt also durch die gesetzliche Regelung weiter. Insoweit halten wir an der
Forderung aus unserer Stellungnahme zum Entwurf des Klimaschutzgesetzes vom 16.02.2012
fest, in der wir die gesetzliche Vorgabe zur Festlegung von Vorgaben aus dem Klimaschutzplan
in Raumordnungspléanen abgelehnt haben.

Die in §8 12 Abs. 7 LPIG vorgesehene Umsetzungspflicht von Festlegungen des
Klimaschutzplans in den Regionalplanen widerspricht dem in den 88 4 wund 5
Raumordnungsgesetz (ROG) normierten Verhaltnis von Fachplanung zur Raumordnung. Diese
Normen schreiben den umgekehrten Fall vor, namlich die Bindungswirkung der
Fachplanungstrager an raumordnerische Festlegungen. Wenn aber - wie im vorliegenden Fall -
die Raumordnung MalRnahmen des Klimaschutzplans konkretisieren muss, kann sie nicht mehr
ihre Aufgabe als Gesamtplanung erfillen und unterschiedliche Fachplanungen und
Nutzungsanspriche an den Raum koordinieren und ausgleichen. Sie wird zum
Ausfihrungsinstrument einer Fachplanung degradiert. Dieser Systembruch begegnet
rechtlichen Bedenken.

Raumordnung und Landesplanung bilden im Gegensatz zur fachlichsektoral ausgerichteten



Fachplanung (z. B. fur Klimaschutz, Verkehr, Wirtschaft, Verteidigung oder Abfallentsorgung)
eine Ubergeordnete, Uberdrtliche und zusammenfassende raumliche Gesamtplanung, deren
Sinn und Ziel es ist, die vielfaltigen Raumnutzungsanspriche, die an den knappen und nicht
beliebig vermehrbaren Raum gestellt werden, friihzeitig bestmdglich zu harmonisieren und zu
koordinieren. Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung missen daher ebenso
Gegenstand von planerischen Abwagungsprozessen sein, wie andere Belange. Daher kdnnen
bestimmte MafRnahmen des Klimaschutzplans nicht als raumordnerische Festlegungen zur
Umsetzung  vorgegeben  werden, sondern mussen  selbst Gegenstand  des
Abwagungsprozesses im Rahmen der Aufstellung oder Anderung eines Raumordnungsplans
sein. Der Landesplanungsbehérde bzw. den Regionalplanungsbehérden kann der
Abwagungsvorgang, in welchem Verhéltnis eine Mal3nahme des Klimaschutzplans zu anderen
legitimen Ansprichen an den Raum steht oder wie sich die KlimaschutzmalRnahme dann
diesen Ansprichen gegenlber durchsetzt, nicht abgenommen werden. Mit der Beschneidung
des regionalplanerischen Abwégungserfordernisses und Ermessensspielraums wird mittelbar
auch die kommunale Planungshoheit in unzulassiger Weise eingeschrank.

Insofern besteht das Erfordernis, auch § 12 Abs. 7 LPIG zu streichen. Die Landesregierung hat
mit ihrem Beschluss, die Zielbestimmung ,4-3 Ziel Klimaschutzplan“ aufzugeben, einen ersten
wichtigen Schritt getan. Dies ist zu begrif3en. Die mit dem Wegfall dieser Regelung verfolgte
Aufhebung der Verkniipfung von Klimaschutzplanung und Raumordnungsplanung entfaltet aber
nur dann seine Wirkung, wenn sie auch fur § 12 Abs. 7 LPIG zum Tragen kommt.*

Kapitel 6 — Siedlungsraum

Allgemein

Hennefs Lage wird von dem Ubergang vom Oberzentrum Bonn uber den suburbanen Raum
Bonns zum landlichen Raum gepragt. Hennef nimmt eine zentrale Position in diesem Ubergang
ein, in dem die Stadt als Scharnier vom Verdichtungs- zum landlichen Raum bezeichnet werden
kann.

Im Rahmen mehrerer, meist regionaler Konzepte sind fur die Stadt Hennef bereits zahlreiche
Bevolkerungsprognosen erstellt worden. Basis dieser Prognosen sind Annahmen zur kinftigen
Entwicklung  mehrerer  demographischer  Indikatoren.  Aufgrund  unterschiedlicher
Einschéatzungen, vor allem im Bereich der Wanderungen und verschiedener Annahmen in der
Geburten- und Sterbewahrscheinlichkeit, zeigt sich hier ein Unsicherheitsfaktor, welcher die
abweichenden Ergebnisse der einzelnen Prognosen begriindet.

Wanderungen sind haufig Ergebnisse von wenig steuerbaren Faktoren wie Verfugbarkeit von
attraktivem Bauland oder der Ansiedlung/ dem Verlust eines grof3en Arbeitgebers, welche dann
deutlich wahrnehmbare Auswirkungen auf die Fort- und Zuzige haben. Je kleinrdumiger diese
Prognosen sind, desto deutlicher fallen Wanderungen gegeniber der nattrlichen Entwicklung
ins Gewicht.

Fur die Stadt Hennef weisen jedoch alle Bevdlkerungsvorausberechnungen ein gemeinsames
Merkmal im Ergebnis auf: Bis 2025 wird eine positive Entwicklung erwartet. Frilhere Prognosen
gehen dabei alle noch von einem starkeren Wachstum aus. Im Vergleich der Kreise ist der
Rhein-Sieg-Kreis durch ein dberdurchschnittliches Bevoélkerungswachstum gepréagt. Auf
Kreisebene weist die Stadt Hennef mit die zahlenm&Rig starksten Zuwachse auf. Die aktuelle
Bevolkerungsentwicklung bestatigt die positivsten Prognoseerwartungen.

Daher ist zu berlcksichtigen, dass eine wachsende Stadt wie Hennef Reserven flir eine
angemessene Entwicklung von Siedlungs- und Gewerbeflachen bendétigt.

Eine Ausgestaltung der verfassungsrechtlich garantierten kommunalen Planungshoheit ist nur
moglich, wenn nachhaltige Flachensteuerungsmdglichkeiten und Planungsalternativen zur
Verfigung stehen. Damit sind zwingend Flachen vorzuhalten, die flr einzelne



Planungserfordernisse zur Verfiigung stehen, jedoch ausschliel3lich gemald den Vorgaben des
BauGB bedarfsorientiert zu entwickeln sind bzw. nicht zuletzt aus haushaltstechnischen
Griunden nur bedarfsorientiert entwickelt werden kénnen.

Auch muissen Flachen fir Planungsvarianten zur Verfligung stehen, um Abhéangigkeiten von
Bodeneigentumsverhdltnissen zu minimieren, Bodenpreissteigerungen einzudammen und
Entwicklungsblockaden zu verhindern.

Gerade in (noch) Wachstumsregionen wie dem Rhein-Sieg-Kreis muss es méglich sein, ohne
UbermaRig zeitaufwendigen Verwaltungsaufwand Flachen zur LEP-zielkonformen Umsetzung
bereit zu stellen. Die Festlegung wirde damit nur den kommunalen Planungsspielraum
verbessern, um schneller auf konkrete Bedarfe reagieren zu koénnen, da
Regionalplananderungsverfahren langwierig sind und Investitionsmallnahmen unndtig
verzogern.

Um Kommunen den o.g. Entwicklungsspielraum zu ermdglichen, darf der durch die
vorgesehene ,landeseinheitliche Methode® zu ermitteinde Bedarf nicht zu eng kalkuliert sein.
Siehe hierzu Ausfihrungen zu Kapitel 6.1.

Soweit die ,landeseinheitliche Bedarfsermittiungsmethode® eine adaquate Flexibilisierung nicht
vorsieht, wird dies regelmafRig zu Plananderungsverfahren fiihren, die jeweils erneute
Bedarfsnachweise und langwierige Erodrterungen nach sich ziehen. Neben einem nicht
vertretbaren Verwaltungsaufwand wird dies Kommunen einer Wachstumsregion in
stadtebauliche Entwicklungsblockaden und damit in eine regressive Entwicklung fiihren.

Ziel 6.1-1 ,,Ausrichtung der Siedlungsentwicklung“
Kap. 6, S. 40 - Siedlungsraum

I?ie bisherigen Ziele 6.1-1, 6.1-2, 6.1-10 und 6.1-11 werden aus Griinden der verbesserten
Ubersichtlichkeit in einem neuen Ziel 6.1-1 zusammengefasst.

Dabei geht der LEP-Entwurf davon aus, dass die rdumlich unterschiedliche Entwicklung der
Bevolkerung mittelfristig von besonderer Bedeutung sei. Wahrend einige Gemeinden einen
prognostizierten Bevolkerungsrickgang von z. T. uber 10 % bewaltigen mussten, wiichsen
andere (zunachst) noch. Langerfristig sei davon auszugehen, dass die Bevdlkerung in weiten
Teilen Nordrhein-Westfalens abnehmen wird.

Maoglich sind folgende Fallkonstellationen der Siedlungsentwicklung:

e Sofern der prognostizierte Bedarf die bisher planerisch gesicherten Flachenreserven
Ubersteigt, konnen zuséatzliche neue Flachen im Regionalplan ausgewiesen werden.

e Bei einem Gleichstand zwischen vorhandenen Flachenreserven und prognostiziertem
Bedarf ist ein Flachentausch mdglich, um die Ansiedlungsqualitat zu verbessern.

e Sofern die planerisch gesicherten Flachenreserven den prognostizierten Bedarf
Ubersteigen, sollen Flachen im Regionalplan bzw. im Flachennutzungsplan, die noch nicht
in verbindliche Bauleitplane umgesetzt sind, wieder zuriickgenommen werden. Nach den
Erlauterungen im LEP-Entwurf hat die Regionalplanungsbehérde die Ricknahme ,im
Benehmen mit den Kommunen® umzusetzen.

Mit Hinblick auf diese Fallkonstellationen kommt der nunmehr neu in den LEP-Entwurf
aufgenommenen aufgenommenen Bedarfsberechnungsmethoden sowohl fir Wohnbau- als
auch Wirtschaftsflachen besondere Bedeutung zu.



Die Stadt Hennef hat allerdings Zweifel, ob ein landeseinheitliches Modell der
Bedarfsberechnungsmethode in der Lage ist, lokale Aspekte ausreichend zu beriicksichtigen.

Wohnbauflachen

Die Festlegung der Methoden zur Ermittlung der quantitativen Flachenbedarfe fir die
Siedlungsentwicklung ist mit dem zweiten Entwurf des LEP erfolgt. Die Bedarfsberechnung fir
Wohnbauflachen stitzt sich auf die Prognosezahlen von IT.NRW. In vielen Gemeinden der
Region hat sich gezeigt, dass die Prognosezahlen von IT.NRW - ein Herunterbrechen der Kreis-
Prognose auf die einzelnen Kommunen ohne Berticksichtigung lokaler Besonderheiten - nicht in
jedem Fall belastbar sind. Dadurch kdnnen im Einzelfall massive Abweichungen zwischen der
tatséchlichen Bevolkerungsentwicklung und der IT-NRW-Prognose ergeben. Hennef ist dafir
ein Beispiel:

Laut IT.NRW hat Hennef mit Stand vom 31.12.2014 eine Bevdlkerungszahl von 46.399. Die
Prognose von IT.NRW von 2011 fur Hennef sah fiir 2030 eine Zielzahl von 46.333 Einwohnern
vor. Die tatsdchliche Einwohnerzahl Stand 31.12.2014 nach Angabe des
Einwohnermeldeamtes der Stadt Hennef ist 47.402 Einwohner. Das heil3t, dass die von IT NRW
fir 2030 prognostizierte Einwohnerzahl bereits 16 Jahren vor Ablauf des Prognosehorizonts um
tber 1.000 Einwohner Gberschritten ist.

Die unterschiedlichen Bevolkerungsprognosen fir Hennef zeigen fir das im Betrachtungsjahr
2025 Unterschiede bis zu 3.500 Einwohnern. Allen Prognosen ist jedoch gleich, dass in Hennef
auch in den kinftigen Jahren noch ein Bevolkerungsanstieg stattfinden wird. Die Abweichung
von prognostizierter tatsachlicher Bevolkerungsentwicklung ,nach unten® ist im Falle von
Hennef von allen vorliegenden Berechnungen am starksten bei IT NRW, wahrscheinlich eine
Folge der Ubernahme der Annahmenstruktur der Vorausberechnungen von der Ebene
kreisfreier Stadte und Kreise auf die Ebene der Gemeinden in einem Top-Down-Verfahren. Vor
Ort vorliegende Daten und Erkenntnisse und ortsspezifische Besonderheiten wie z.B.
Ansiedlungs- oder Wanderungsverhalten werden nicht bertcksichtigt:

Die im Fachbeitrag Wohnen zum laufenden Flachennutzungsplanaufstellung in Hennef
aufgefihrten Bevolkerungsprognosen haben fir den Zeitraum bis 2025 unterschiedliche
Ergebnisse aufgezeigt. Im Fachbeitrag Wohnen wurde, basierend auf dem Jahr 2011, eine
Zielzahl fur das Betrachtungsjahr 2025 von ca. 47.000 Einwohnern herausgearbeitet. Der
Prognose der civitec lag eine jahrliche positive Bevélkerungsentwicklung von + 217 EW/Jahr
zugrunde. Dies wurde aus der Bevélkerungsentwicklung der vergangenen drei Jahre abgeleitet.
Unter Beriicksichtigung der konkreten Hennefer Datengrundlage zwischen 2007 bis 2009
erschien dieser Stitzraum als realistisch fir die Gesamtprognose, da damals sogar schnell
verflgbare Bauflachen wie das Baugebiet ,Siegbogen” in der Realisierung waren. Bis auf die
Prognosen der Civitec, denen ganz konkret Hennefer Zahlen zugrunde gelegt wurden, sind bei
den Ubrigen Prognosen der it.nrw oder des Kreisentwicklungskonzeptes des Rhein-Sieg-
Kreises die Ergebnisse insgesamt auf die einzelnen Kommunen, wie z.B. Hennef,
heruntergebrochen und kdnnen daher die lokale Situation nur in groben Zigen widerspiegeln.
Sie zeigten allerdings durchaus ahnliche Entwicklungstrends.

Aktuell hat die Stadt Hennef zum 31.12.2014 einen Bevolkerungsstand von 47.402 Einwohnern
und liegt damit bereits Uber der Einwohnerzahl, die fir 2025 urspriinglich prognostiziert wurde.
Obwohl derzeit keine grof3eren, schnell verfigbaren Baureserveflachen sich in der Umsetzung
befinden, hat es in den letzten 3 Jahren einen Einwohnerzuwachs von mehr als 500
Personen/Jahr gegeben. 2015 hat daher die Stadt Hennef die civitec beauftragt, eine
Uberarbeitung der Bevolkerungprognose vorzunehmen, um den Rahmen der kinftigen
Bevdlkerungsentwicklung abzustecken. Zwischenzeitlich haben sich die Rahmenbedingungen
deutlich gedndert.

Die steigende Einwohnerzahl resultiert aus den Wanderungsgewinnen, die auch ohne groRRere
Baulandausweisung erfolgt sind: Ausgehend von den Wanderungsgewinnen der letzten Jahre,
bei denen der Auslanderanteil rund 40% ausmachten (Saldo Deutsche 2012-2014: +286, Saldo



Auslander 2012-2014: +213), ist bei gleichbleibenden Anteilen davon auszugehen, dass der
Auslanderanteil weiterhin ansteigen wird, im Szenario +400 zum Beispiel von knapp 6% auf
knapp 9% in 2030. Nicht nur in Hennef, sondern in Deutschland insgesamt ist in den letzten
Jahren das Wanderungssaldo gegeniiber dem Ausland stark angestiegen. Ursache sind zum
einen die Wanderungsgewinne, die im Zusammenhang mit der Osterweiterung stehen (hier
insbesondere Polen, Rumanien und Bulgarien), zum anderen wandern aufgrund der
Wirtschaftskrise Stdeuropéer (insbesondere Spanier, Griechen) zu. Hohere Zuziige aus
Landern mit politisch schwierigen Situationen (u.a. arabische L&nder) werden daruber hinaus
verzeichnet. Die steigende Zahl an Asylbewerbern ist nicht durch die Stadt Hennef zu
beeinflussen. Diese Wanderungsprozesse werden sich in den nachsten Jahren nicht
abschwachen. Der Auslanderanteil hat demgemald auf die Zuwanderungsgewinne erheblichen
Einfluss. Grundsatzlich ist bei Wanderungsannahmen Uber die zukinftige Entwicklung zu
beachten, dass sie mit einer hohen Unsicherheit behaftet sind, da viele Faktoren, die die
Wanderungsbewegungen beeinflussen, fir die Zukunft nur bedingt eingeschatzt werden
konnen. Bei der Uberarbeitung der Prognose durch die civitec wurde ein Szenario von +400
Einwohner/Jahr zugrunde gelegt. In den letzten drei Jahren lag das Wanderungssaldo bei
deutlich mehr als 500 Personen/Jahr.

Fur die Entwicklung Hennefs ist auch die natirliche Bevolkerungsentwicklung entscheidend, da
diese Einfluss auf die Bedarfsplanung z.B. fir Schulen und Kindertagesstatten hat. Bis 2009
hatte Hennef eine positive natirliche Bevolkerungsentwicklung, danach setzte ein negatives
Geburtensaldo ein, d.h. die Zahl der Sterbefélle war geringfiigig hdher als die der Geburten.
Seit 2013 ist die natirliche Bevolkerungsentwicklung wieder positiv. Das Geburtensaldo betrug
2014 +141. Mittel- bis langfristig wird aber das natirliche Bevélkerungssaldo bei relativ
gleichbleibenden Geburten (~400/Jahr) bis 2030 zunehmend negativ. Die Anzahl der
Sterbefalle steigt im selben Zeitraum durch Alterung der Bevélkerung von derzeit 440 auf >550
Personen/Jahr unter Beriicksichtigung der ansteigenden Lebenserwartung

Die Prognose der civitec von 2011 ermittelte fir das Jahr 2020 46.645 Einwohner. Stattdessen
ergibt sich nun nach der Uberarbeiteten Prognose 2015 fir 2020 eine Zielzahl von 48.546
Einwohner, fir 2025 eine Zielzahl von 49.880. Das bedeutet, dass in den n&chsten funf Jahren
fast 2000 Menschen mehr in Hennef leben werden als urspriinglich prognostiziert. Hierbei bleibt
allerdings die Entwicklung der Zahl der Asylbewerber, die seit Sommer 2015 sprunghaft
gestiegen ist, unberticksichtigt. Allein im September kamen 450 Flichtlinge in Hennef, derzeit in
2 Turnhallen, unter. Dieser Zuzug von Fluchtlingen, der aller Voraussicht nach noch anhalten
wird, fliel3t nicht in die Prognose ein, da dieser schwer zu prognostizieren und mit zu vielen
Unwagbarkeiten behaftet ist.

Es ist jedoch davon auszugehen, dass viele dieser Menschen ein dauerhaftes Bleiberecht
haben und daher fir sie auch in Hennef angemessener Wohnraum geschaffen werden muss.
Hierfur sind weitere Flachen erforderlich, die bislang im LEP offensichtlich nicht berilicksichtigt
worden sind.

Eine Bedarfsberechnung fir Wohnbauflachen ausschlieR3lich gestitzt auf die Prognosezahlen
von IT.NRW 2011 wie vom LEP-Entwurf vorgesehen wirde also fir die Stadt Hennef zu einem
massiv verfalschten, dem tatsachlichen Wohnbauflachenbedarf nicht entsprechenden Ergebnis
fuhren. Aus Sicht der Stadt Hennef ist es daher ausgeschlossen, dass die vom LEP-Entwurf
vorgesehene Methode zur Bedarfsberechnung fir Wohnbauflachen bereits die Bedarfe auf der
Grundlage bisheriger Entwicklungen korrekt abbildet.

Weiter verscharft wird das Missverhdltnis zwischen tatsachlicher und prognostizierter
Entwicklung, wenn die aktuellen, durch die Kommunen nicht kalkulierbare und kontrollierbare
Entwicklungen der Bevdlkerungszahl durch Zuzug auf3en vor bleiben. Die Ausfiihrungen des
LEP zum Demografischen Wandel gehen generell nicht auf den seit dem Jahr 2014 massiv
angestiegenen Zuzug von Menschen aus Krisenlandern im sid- und aul3ereuropéischen Raum
nach NRW ein, der nach aktueller Schatzung in diesem Jahr mehr als 200.000 Menschen



erreichen wird und auch in den nachsten Jahren auf einem &hnlichen Niveau an bleiben kénnte.
Soweit erkennbar, bildet die aktualisierte Bevoélkerungsvorausberechnung von IT.NRW diese
Entwicklung nicht ab, somit blieben auch diese Bedarfe bei der Bedarfsberechnung fir
Wohnbauflachen unbertcksichtigt. Somit hat der LEP-Entwurf bei der Entscheidung fir die
Verwendung der IT-NRW-Datengrundlage nicht nur das eingangs beschrieben
,Einzelfallproblem* der Abweichung zwischen der IT-NRW-Daten / Prognosen von den
tatsachlichen Daten / Prognosen vor Ort, sondern das daruber weit hinausreichende
grundlegende Problem, keine Ansatze zur Schaffung angemessenen Wohnraum durch
entsprechende raumordnungsrechtlichen Festlegungen im neuen LEP auf Landesebene fur das
aktuelle Zuzugsgeschehen aufzuweisen.

Die Methode, den zukinftigen Flachenverbrauch allein tUber die Bevdlkerungsentwicklung zu
steuern, erscheint zusatzlich fragwirdig vor dem Hintergrund, dass nicht die Bevdlkerung an
sich, sondern Haushalte Wohnraum nachfragen. Die Wohnungsnachfrage lasst sich nicht allein
durch die Bevélkerungsentwicklung ableiten, sondern steht in starker Wechselwirkung mit dem
Haushaltsbildungsverhalten. Je Kkleinteiliger die Haushaltsstrukturen werden, desto hdher
gestaltet sich die Wohnungsnachfrage. Der Faktor ,Haushalt® als Wohnungsnachfrager tritt
weiter ungebremst auf, da Haushalte in ihrer Gesamtzahl weiter um mehr als 13 % in Hennef
zunehmen werden. Die Haushalte werden generell immer kleiner. Dieser Trend resultiert aus
der Entwicklung der Altersstruktur. Gerade die Zunahme der Einpersonenhaushalte ist durch
den Anteil an immer mehr &lteren Menschen begriindet. Auch die Zweipersonenhaushalte
nehmen zu, wahrend die Zahl der Haushalte mit 3 und mehr Personen bestandig sinkt. Durch
die fur Hennef prognostizierten Veranderungen in der Altersstruktur, hier inshesondere die
deutliche Zunahme der Altersgruppen der Alteren, wird sich in Hennef der Prozess der
Verkleinerung der Haushalte zukunftig deutlich bemerkbar machen. Die durchschnittliche
HaushaltsgréRe betragt in Hennef noch 2,45 (Flachennutzungsplan-Vorentwurf Hennef Stand
2012), im Rhein-Sieg-Kreis bereits nur 2,28, in NRW 2,04 (Zahl it.nrw 2014).

Daher fordert die Stadt Hennef die Klarstellung im LEP-Entwurf Ziel 6.1-1, dass die
Berechnungsmethode zur Ermittlung des Wohnbauflachenbedarfs lediglich einen
Orientierungsrahmen darstellt. Bei der Dimensionierung des Wohnbauflachenbedarfs auf allen
dem LEP nachfolgenden Planungsebenen sind ergénzend zwingend die ortlichen vorliegen
Daten, die tatsachlichen ortlichen Entwicklungen und Bedarfe und die Ergebnisse weiterer
wissenschaftlicher Prognosen und Vorausberechnungen Dritter im Sinne eines
Prognosenkorridors zu bertcksichtigen sind.

Wirtschaftsflachen

Der Bedarf an neuen Wirtschaftsflachen soll tber eine Trendextrapolation auf der Basis des
Siedlungsflachenmonitorings ermittelt werden. Die Stadt Hennef stellt grundsatzlich in Frage, ob
die schematische Fortschreibung der Flachenentwicklung der letzten Jahre ein fachlich
adaquates und geeignetes Steuerungsinstrument ist.

Die ermittelten Bedarfe kdnnen um einen Flexibilitatszuschlag von bis zu 10%, in begriindeten
Ausnahmeféllen bis max zu 20 % erhéht werden.

Fur die Flexibilisierungszuschlage von bis zu 10 %, in begriindeten Ausnahmefallen maximal
bis zu 20%, ist nicht geregelt, unter welchen Voraussetzungen diese zur Anwendung kommen
und wer dariber befindet. Bereits in der derzeit giltigen GIFPRO-Methode wird ein
regionalplanerischer Zuschlag von 20 % berucksichtigt.

Vor dem Hintergrund bedarfsgerechter Ausweisung von Industrie- und Gewerbeflachen und
unter Berilcksichtigung der Ausfuhrungen zu Kapitel 6 und 7 ,Allgemein“ wird gefordert,
grundsétzlich einen Planungs- und Flexibilisierungszuschlag von min. 20% anzuwenden und
diesen in begrindeten Ausnahmen auf mindestens 30% zu erhdhen.

Unterstutzt wird diese Forderung durch die Nichtbertcksichtigung einer differenzierten
Betrachtung der Ausweisung von Netto- und Bruttoflachen. Eine durch die IHK NRW in Auftrag



gegebene Studie (Prof. Dr. Hennings) hat den Zusammenhang zwischen regionalplanerisch
festgelegter und tatsachlich nutzbarer Flachen untersucht. Im Ergebnis zeigt sich, dass im
Durchschnitt aller 24 untersuchten GIB nur etwa 2/3 der regionalplanerisch gesicherten Flachen
tatsachlich genutzt werden kénnen. Ursachlich fur diesen Verlust an Flache sind novellierte
planungs- und umweltrechtlichen Regelungen. Die Restriktionen sind durch eine Erhéhung des
neu festzulegenden Flachenumfangs zu kompensieren.

Nicht zuletzt ist zu bericksichtigen, dass die Form der Bedarfsermittlung lediglich eine
Trendfortschreibung darstellt und damit  faktische und/ oder planerische
Entwicklungshindernisse auch hier unberlicksichtigt bleiben. Die jeweiligen Ursachen einer
unterdurchschnittlichen Flachenentwicklung missen entsprechend analysiert und in geeigneter
Form kompensierbar sein kénnen.

Kritisch gesehen wird auch, dass die nunmehr aufgehobene Regelung des Grundsatzes 6.1-8
Abs. 2, wenn auch abgeschwécht, aber tendenziell beibehalten wird. Wahrend
betriebsgebundene Erweiterungsflachen i.d.R. zur Halfte bei der Bedarfsermittlung
anzurechnen sind, werden Brachflachen mit dem Teil verrechnet, der fir eine bauliche Nutzung
geeignet und bereits als Siedlungsflache festgelegt ist. Vorhandene Brachflachen verhindern
nun nicht mehr die Inanspruchnahme von Freiraum, reduzieren jedoch den Bedarf und es bleibt
offen, wie der Begriff ,Eignung fur bauliche Nutzung“ zu interpretieren ist.

Insoweit ist in geeigneter Form zu regeln, dass faktisch bzw. zu wirtschaftlichen Konditionen
(z.B. Altlasten) nicht zu entwickelnde Brachflachen von einer ,Eignung fir bauliche Nutzung®
ausgenommen sind.

Siedlungsflachenmonitoring

Die Stadt Hennef stellt den Detaillierungsgrad der Flachenerfassung des in 8§ 4 LPIG geregelten
Siedlungsflachenmonitoring, insbesondere das generelle Herunterbrechen auf Flachen ab 0,2
ha, in Frage und bezweifelt die landesplanerische Relevanz von 2.000 gm grof3en Flachen,
auch im Hinblick auf den Planungsmalstab der Regionalplanung 1:50.000. In jedem Falle ist
bei der Flachenerfassung zwischen verdichteten Raume und landlichen Raume zu
differenzieren:

Den Flachenreporten 2010 und 2012 lag fur die Kommunen des RSK in Abstimmung mit der
Bezirksregierung Koln eine (Flachen- )Erfassungsschwelle von 0,5 ha zugrunde. In 2014 wurde
seitens der BR Koln die Datenerhebung, insbesondere der Schwellenwert geandert.
Kommunen waren nunmehr gefordert, alle ,Flachenreserven ab einer GroRe von 0,2 ha zu
erfassen.

Dies entspricht im landlich strukturierten Raum h&ufig 1-3 Bauliicke bzw. mindestens 1-2
HausgartengroRen; klassische Dorfanger im landlichen Raum sind bereits deutlich groRer. Uber
die Eignung z.B. eines Dorfangers als Flachenreserve kann erst auf der Grundlage planerischer
Konzepte und entsprechender kommunaler Beschlussfassungen entschieden werden. Die
planerische Verfugbarkeit von Hausgarten/ Baulicken steht in Abh&angigkeit zu privaten
Interessenslagen. Die Anwendung der Instrumentarien des BauGB wie z.B. Baugebote nach §
176 BauGB ist fur Kommunen jenseits einer bestimmten Grol3enordnung und damit fur die
Kommunen des RSK unrealistisch.

Entsprechend differenziert zu betrachten ist der gerade in landlich strukturierten Kommunen mit
der Erhebung bzw. auch Nacherhebung verbundene Verwaltungs- und damit einhergehende
Kostenaufwand. Bei der Stadt Hennef stehen die zur Disposition stehenden Daten, zumindest
in der nunmehr geforderten Erhebungstiefe, nicht zur Verfigung und sind auch nicht zeitnah zu
erheben.

Soweit die Kommunen allerdings im Rahmen des Monitorings keine 0,2 ha - Flachen melden,
werden die der BR vorliegenden — eher restriktiven- Daten dem Monitoring zugrunde gelegt und
bei -nach dortiger Datenlage- ausreichenden ,Flachenreserven® die Inanspruchnahme von
,nheuen® Flachen verweigert; unberlcksichtigt bleiben hierbei Flachenverfligbarkeit (z.B.
entgegenstehender Eigentimerwille) und Flachenfunktion (z.B. Hausgarten/ Dorfanger).

Soweit denn vorgenannte nicht verfugbare Flachen bei der BR als ,Flachenreserven® in eine




Trendfortschreibung einflieBen, wird die kommunale Planungshoheit weitere Restriktionen
erfahren, bedarfsorientierte Kommunalentwicklung wird unterbunden, zumindest deutlich
erschwert.

Die BR KoIn begriindet die Reduzierung der Erhebungsschwelle mit der notwendigen
Vergleichbarkeit auf Landesebene, da alle Ubrigen Bezirksregierungen ebenfalls ab 0,2 ha
erheben wirden. Auch wird von dort auf einen seit 2012 ausstehenden Erlass mit einem
Kriterienkatalog fur die Erhebung und Fortschreibung von Siedlungsflachenreserven verwiesen,
der voraussichtlich die Erhebungsschwelle 0,2 ha enthalten wirde.

Aus vorstehenden Grinden wird gefordert, in geeigneter Form landeseinheitliche
Erhebungsschwellen in einer auf der der regionalen Malstabsebene relevanten
GroRRendimension festzulegen. Dabei ist bei der Dimensionierung der Erfassungsschwelle
zwingend zwischen verdichteten und landlich strukturierten Raumen zu differenzieren.

Ziel 6.1-4 ,Keine bandartigen Entwicklungen und Splittersiedlungen“ einschil.
Erlauterungen
Kap. 6, S. 41 - Siedlungsraum

Wie bereits in ihrer Stellungnahme zum ersten LEP-Entwurf ausgefiihrt, folgt die Stadt Hennef
dem Ziel 6.1-4 nur hinsichtlich der Verhinderung von weiteren Splittersiedlungen. Eine
,bandartige“ Entwicklung von Siedlungen entlang von Verkehrswegen® ist haufig den
topografischen naturrdumlichen und/oder historischen Gegebenheiten und
Rahmenbedingungen einer Kommune geschuldet.

In den in l&ndlich strukturierten Bereichen der Stadt Hennef mit ihren jeweiligen topografischen
Besonderheiten und raumlichen und siedlungstrukturellen Bedingungen kann, unter Abwagung
aller Aspekte, eine bandartige Siedlungsentwicklung entlang von Verkehrswegen eine
zweckmaRige oder sogar die einzig mogliche Entwicklung sein.

Die im Ziel vorgenommene Umformulierung und in den Erldauterungen vorgenommene
Klarstellung, dass unter Berticksichtigung des Zieles 6.3-3 im Freiraum isoliert GIB bzw. entlang
von Verkehrswegen Freiflachen-Solarenergieanlagen festgelegt werden dirfen, werden solchen
Fallen nicht gerecht.

Insofern halt die Stadt Hennef ihre Stellungnahme zum ersten LEP-Entwurf zum Ziel 6.1-4
aufrecht und fordert, den Regelungsinhalt in einen Grundsatz umzuwandeln bzw. in sonstiger
geeigneter Form vorgenannte Gegebenheiten zu beriicksichtigen.

Grundsatz 6.1-9 ,Vorausschauende Beriicksichtigung von Infrastrukturkosten und
Infrastrukturfolgekosten* einschl. Erlauterungen
Kap. 6, S. 42 - Siedlungsraum

Es ist im Sinne der kommunalen Planungshoheit, in geeigneter Form sicherzustellen, dass sich
das Prifergebnis nicht zu einem ,Prifkriterium® im Rahmen der Landesplanerischen Anfrage
nach § 34 LPIG NRW entwickelt.

Zu 6.3 Erganzende Festlegungen fur Bereiche fur gewerbliche und industrielle
Nutzungen

Ziel 6.3-3 ,Neue Bereiche fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen® einschl.
Erlauterungen

Kap. 6, S. 64 - Siedlungsraum

Betreffend ,bedarfsgerechter Flachenermittlung siehe Ausfuhrungen zu Kapitel 6.1-1.

Die nunmehr mdogliche Ausdehnung der Brachflachennutzung auf GIB ist grundséatzlich zu
begriRen. Jedoch schranken die in der Zielneufassung formulierten Einschrankungen, wie z.B.



die Herausnahme vorhandener naturschutzwirdiger Teilflachen oder eine kurzwegige
verkehrliche Anbindung das Nutzungspotential derart ein, dass eine 6konomisch vertretbare
Nutzung oftmals unmdglich wird.

Entsprechend sollte auf eine Formulierung der Einschrankungen im LEP verzichtet werden und
dies der Bauleitplanung mit den gemafRl BauGB zu beriicksichtigenden Planungsdirektiven
tberlassen bleiben.

Die Streichung der Ausnahme, dass zwecks betriebsgebundener Erweiterung gewerbliche und
industrielle Nutzungen im Freiraum zulassig sind, ist abzulehnen. Es ist in geeigneter Form
sicherzustellen, dass fur einen durch Bebauungsplan (8 30 BauGB) oder Flachennutzungsplan
(8 35 BauGB) gesicherten Betrieb Uber eine ergdnzende Bauleitplanung, auch wenn (noch)
nicht in einem GIB gelegen, die betrieblich bendtigten Erweiterungsflachen durch
Inanspruchnahme des Freiraums gesichert werden kénnen. Nach hiesiger Rechtsauffassung -
und dies in Ubereinstimmung mit dem Stadte- und Gemeindebund NRW- durfen betriebliche
Nutzungen nach & 30 BauGB nicht schlechter gestellt werden als im planungsrechtlichen
Auf3enbereich nach 8§ 35 BauGB zulassige Betriebe.

Kapitel 8 — Verkehr und technische Infrastruktur

Zu 8.1 Verkehr und Transport
Ziel 8.1-11 ,,Offentlicher Verkehr“ einschl. Erlauterungen (-> S. 145)

Die neue Zielformulierung lautet: ,Die Mittel- und Oberzentren des Landes sind bedarfsgerecht
an den Offentlichen Verkehr anzubinden." Es wird angeregt, analog der Erlauterungen auch im
Ziel die Formulierung ,entsprechend des Potenzials® anstatt ,bedarfsgerecht zu verwenden.
Bislang war hier von Schienenverkehr die Rede. Schienenverkehr impliziert eine regelmafgige,
qualitativ hochwertige Anbindung. Daher sollte die Anderung unbedingt mit dem Zusatz
versehen werden, dass die Mittel- und Oberzentren regelmafdig und an allen Wochentagen an
das landesweite OPNV-Netz anzubinden sind.

Zeichnerische Festlegungen - Vergleich Uberarbeitung des Entwurfes 2015 zu Entwurf
2013

Anderungen erfolgten im Bereich der Zeichnerischen Festlegungen:
= Gebiete fur den Schutz des Wasers

» Uberschwemmungsbereiche

Gebiete fir den Schutz des Wasers:

Sidlich des Siegbogens lag in der Planzeichnung des LEP-Entwurfs 2013 Uber StoRRdorf und
dem Zentralort Hennef die zeichnerische Festlegung ,Gebiet flir den Schutz des Wasser®, das
sich tber die Bahnlinie hinaus weiter in den Siden und Westen des Zentralortes ausdehnte.
Die Stadt Hennef lehnte diese die zeichnerische Festlegung des ,Gebietes fir den Schutz des
Wassers® Uber dem Zentralort Hennef sudlich der Bahntrasse in ihrer Stellungnahme zum
Entwurf des LEB 2013 ab und forderte die Ricknahme der zeichnerischen Festlegung
entsprechend der Darstellung ,Grundwasservorkommen® im LEP 1995.

Im Gegensatz zur Stellungnahme der Stadt Hennef ist in der Uberarbeitung 2015 die
zeichnerische Festlegung des LEP-Entwurfes ,Gebiet fiir den Schutz des Wasser® noch weiter
nach Suden bis auf die Hohe von Séven und Rott ausgedehnt.



Die Stellungnahme der Stadt Hennef zum LEP-Entwurf 2013 ist unter dem Schlagwort: 7.4-3
Ziel Sicherung von Trinkwasservorkommen (S. 1873) und die Erwiderung der Staatskanzlei
NRW darauf ist der Synopse - Stellungnahme der Institutionen - zum Entwurf des
Landesentwicklungsplan vom 05.10.2015 (siehe Anlage) zu enthnehmen.

Die Stadt Hennef geht weiter davon aus, dass die Konsequenz dieser ausgedehnten
zeichnerischen Festlegung des LEP-Entwurfs ,Gebiet fur den Schutz des Wassers® die
Neuabgrenzung des Wasserschutzgebietes Siegbogen sein wird. Die Stadt Hennef lehnt die
ausgedehnte zeichnerische Festlegung des ,Gebietes fir den Schutz des Wassers* liber dem
Zentralort Hennef sidlich der Bahntrasse weiterhin ab und erhalt somit ihre Stellungnahme zum
LEP —Entwurf von 2013 aufrecht. Ebenso lehnt die Stadt Hennef die grof¥flachigere Darstellung
des ,Gebiets flr den Schutz des Wassers® in den Stiden Hennefs Richtung Sdven / Rott ab.

Die derzeit geltenden Wasserschutzzonen wurden im November 1974 von der Bezirksregierung
fur die Wassergewinnungsanlage Hennefer Siegbogen ausgewiesen. Bereits in den 1990er
Jahren wurde ein neuer Schutzzonenvorschlag erarbeitet. Dieser sieht im Wesentlichen eine
deutliche Erweiterung der Schutzzone Il in sudliche Richtung vor sowie eine Erweiterung der
Schutzzone Il an einigen wenigen, aber entscheidenden Stellen, insbesondere im Bereich der
StraBen ,In der Aue“, ,LohestraRe“ und ,Kdénigsberger Weg“. Die Anderung der
Wasserschutzzonen hat enorme Folgen fiir die Innenstadtentwicklung und das Gewerbegebiet
West. Trotz rechtsverbindlichen Flachennutzungsplan und bestehenden Bebauungsplanen
ware die gesamte kommunale Bauleitplanung Uber das bisherige Beteiligungsverfahren und die
Abwagung nach 8 1 BauGB hinaus zusétzlichen Regelungen und Einschréankungen
unterworfen. Bauleitplanung ist nur im Rahmen des Erforderlichen zuldssig. Eine Planung, die
sich nicht verwirklichen lasst, ist nicht im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB erforderlich. Folglich
ware bei jeder weiteren Bauleitplanung unter Beteiligung der Wasserbehorden zu prifen, ob
und unter welchen Voraussetzungen bauliche Anlagen zukiinftig noch errichtet werden kdnnen.

Dies aber bedeutet, dass die Stadt Hennef in ihrer Planungshoheit und damit im Kernbereich
ihres Selbstverwaltungsrechts erheblich materiell und formell beeintrachtigt wird. Es ergeben
sich erhebliche Erschwernisse bei der Bauleitplanung und bei der Erstellung von Ver- und
Entsorgungsanlagen.

Die zeichnerische Festlegung ,Gebiet fir den Schutz des Wassers® sldlich des Siegbogens
geht in ihrer Ausdehnung stidlich der Bahntrasse deutlich tber die Zeichnerischen Darstellung
des ,BGG - Bereichs fur Grundwasser- und Gewdasser-Schutz® an gleicher Stelle im
Regionalplan hinaus. In der Erwiderung der Staatskanzlei zur Stellungnahme der Stadt Hennef
zum ersten LEP-Entwurf wird der Umfang der Darstellung damit begrindet, dass ihr ,aktuelle
Informationen der Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes NRW“ zugrunde lagen. Die
Abgrenzungen der Gebiete zum Schutz des Wassers als Vorranggebiete der Raumordnung
folge den Abgrenzungen der festgesetzten und geplanten Wasser-und
Heilquellenschutzgebiete im Land NRW mit dem Erfassungsstand, der um zentrale Kataster der
Wasserwirtschaftsverwaltung aktuell dokumentiert sei. Die Abgrenzungen orientierten sich an
der auflleren Abgrenzungen der Schutzzonen Il B oder vergleichbar, anders bezeichneter
Schutzzonen. Diese aktuelle Informationen der Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes NRW
sind der Stadt Hennef nicht bekannt, ebenso wenig ein festgesetztes und geplantes
Wasserschutzgebiet mit der Ausdehnung von der Sieg bis nach Rott / Séven.

Im Rahmen der Erarbeitung des Erarbeitung des Gebietsentwicklungsplanes (GEP, heute
Regionalplan) fur den Regierungsbezirk Kdln, Teilabschnitt Region Bonn (,GEP Region Bonn®)
im Jahr 2001 hat die Stadt Hennef gegeniber der Bezirksregierung folgende Stellungnahme zu
der BGG-Darstellung vorgebracht:

,BGG - Bereiche fur Grundwasser- und Gewasser-Schutz:
Die im GEP 1986 als Bereich zum Schutz der Gewasser dargestellte Flache Hennef-



Siegbogen bis zur Bahntrasse ist im GEP-Entwurf Giber die Bahntrasse hinaus bis zum Ende
des Siedlungsbereiches von Hennef-Zentralort im Sitden dargestellt mit der Freiraumfunktion
Grundwasser- und Gewasserschutz (BGG G3.5). Laut GEP-Entwurf ist das BGG auf der Basis
eines im wasserrechtlichen Verfahren befindlichen Schutzgebietes fur Grundwasser (WSG)
dargestellt. Von der Stadt Hennef ist in verschiedenen Behdrdenterminen darauf hingewiesen
worden, dass die Ausweisung der Flache als Wasserschutzgebiet als nicht sinnvoll erachtet
wird. Die zeichnerische Darstellung der Ausweitung des Schutzgebietes im Bereich Hennef
Zentralort ist zumindest kritisch. Die Darstellung im GEP-Entwurf soll wieder auf die Darstellung
im GEP 1986 zurickgenommen werden, so dass der Zentralort sidlich der Bahntrasse nicht als
Bereich fur den Schutz von Gewassern dargestellt ist.*

Die Stadt Hennef lehnt daher die zeichnerische Festlegung des ,Gebietes flir den Schutz des
Wassers® Uber dem Zentralort Hennef sudlich der Bahntrasse ab und fordert die Rlicknahme
der zeichnerischen Festlegung entsprechend der Darstellung ,Grundwasservorkommen® im
LEP 1995.

Uberschwemmungsbereiche:

Im Bereich der Sieg, des Brdlbaches und des Hanfbaches waren im LEP-Entwurf 2013
Uberschwemmungsbereiche in unterschiedlicher Tiefe festgelegt. In der Uberarbeitung 2015
entfallt die Festlegung des Uberschwemmungsbereiches des Hanfbaches auRerhalb des
Zentralortes. Dafiir werden Teilbereiche des Zentralortes neu als Uberschwemmungsbereich
zeichnerisch festgelegt.

Wenn die Grundlage der Zeichnerischen Feststellungen des LEP die ,aktuelle Informationen
der Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes NRW“ sind, verwundert der Entfall der
Zeichnerischen Festlegung des Hanfbaches als Uberschwemmungsbereich, da die
Ordnungsbehordliche Verordnung zur Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes des
Hanfbachs im Bereich der Stadt Hennef im Rhein-Sieg-Kreis im Regierungsbezirk aus dem Jahr
2012 stammt.

Der Teil des Pleigbaches, der Uber Hennefer Stadtgebiet ver]auft, als ist im Uberarbeiteten LEP-
Entwurf neu als Uberschwemmungsbereich festgelegt. Die Uberschwemmungsgebiets-VO zum
Pleisbach ist von 2011.

Teilbereiche des westlichen Zentralortes sind im Uberarbeiteten LEP-Entwurf neu als
Uberschwemmungsbereich zeichnerisch festgelegt. Die Stadt Hennef geht davon aus, dass
diese Zeichnerische Festlegung auf das Uberschwemmungsgebiet des Wolfsbaches
zurlickzuftihren ist. Dies wirde eine erhebliche Einschrankung der Entwicklungsmaoglichkeiten
des Zentralortes bedeuten. So sind nach dem LEP-Entwurf die Uberschwemmungsbereiche
von hochwasserempfindlichen oder den Abfluss behindernden Nutzungen freizuhalten und als
Ruckhalteflaichen zu erhalten. Im Rahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes dirfen
insbesondere Uber die Regionalplanung und Flachennutzungsplanung keine neuen
Siedlungsbereiche oder Bauflachen in diesen Bereichen festgelegt bzw. festgesetzt werden.
Bauflachen, die in Flachennutzungsplanen dargestellt sind, aber noch nicht realisiert oder in
verbindliche Bauleitplanung umgesetzt wurde, sind innerhalb von
Uberschwemmungsbereichen, die im LEP oder dem Regionalplan festgelegt sind, im Rahmen
der Anpassung an die Ziele der Raumordnung zurtckzunehmen. Dieses Ziel folgt der
Zielsetzung des § 77 WHG, wonach frilhere Uberschwemmungsgebiete, die als
Ruckhalteflachen geeignet sind, soweit wie moglich wiederhergestellt werden sollen, wenn
uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen.

Diese im Entwurf des LEP-enthaltenen Zeichnerische Festlegung entspricht allerdings durch die
zwischenzeitlich erfolgte bauliche Ertlchtigung im Bereich zwischen ,Am Kuckuck® und der
Frankfurter Straf3e(L333) auf ein HQ 100 bereits jetzt nicht mehr dem Sachstand vor Ort.



Voraussichtlich in 2016 wird der verrohrte Abschnitt in der Durresbachstral3e auf ein HQ 100
ertlichtigt, sodass dann auch in diesem Bereich die Zeichnerische Festlegung nicht mehr dem
Sachstand entsprache. Nach dem Ausbau der Dirresbachstral’e kann die Stadt Hennef einen
Antrag auf vorzeitige Anderung des Uberschwemmungsgebietes des Wolfsbaches bei der
zustandigen Bezirksregierung Koln stellen.

Die bereits durchgefiihrten und die geplanten baulichen Ertiichtigungen des Wolfsbaches, die
die Stadt Hennef in Abstimmung mit dem Wasserverband des Rhein-Sieg-Kreises durchfihrt,
sind die Grundlage fur die Ricknahme der Schutzgebietsverordnung des Wolfsbachs. Somit
entfallt in einem absehbaren Zeitraum die Grundlage fur die die im LEP beabsichtigte
Zeichnerische Festlegung eines Uberschwemmungsbereiches Uber Teilen des Zentralortes der
Stadt Hennef.

Die Stadt Hennef fordert daher die Riicknahme der Zeichnerischen Darstellung von Teilen ihres
Zentralortes als Uberschwemmungsbereich.

Hennef (Sieg), den 08.12.2015

Klaus Pipke

Anlagen
Synopse der Staatskanzlei zur Stellungnahme der Stadt Hennef vom 13.01.2014

Ausziige aus den Planzeichnungen zu:
e LEP NRW 1995
o Regionalplan Regierungsbezirk Kéln, Teilabschnitt Bonn/Rhein-Sieg 2004

o LEP NRW - Entwurf 2013
Stellungnahme der Stadt Hennef zur Zeichnerischen Festlegung ,Gebiete fur den
Schutz des Wassers*

e LEP NRW - Entwurf 2015
Stellungnahme der Stadt Hennef zur Zeichnerischen Festlegung ,Gebiete fir den
Schutz des Wassers* und ,Uberschwemmungsgebiete”



STADT HENNEF - LEP NRW 1995

und entwicklung

Amt fir Stadtplanung-
November 2013, chne Malistab




9EISYBI BUYO ‘EL0T JBGWaAON

Bunpjoimus pun
-Bunue|dipels any Jwy

HILSIIWHIONNA 30

JOUUSH @

002 Beis-ulayy/uuog Piuyasqe|ial ‘ujoy yizeqsbunio|boy uejdjeuoifay - JINNIH LAVLS




geISgeN 8uUyo ‘§0Z JequIsAoN

Bunpjoimjua pun
-Bunue|dipe)s 1nj iy

H3LSIIWHIDUNA ¥3a

JOUUSH @

,SJ9SSEA SOp ZINYog usp
iny s)sigeny” Bunbapsaq
usyosuauyolaz

Jap uawyausnelay

. i.:-is.r!f) urs

..m._mm_wmg sap Z3nyssg uap ._E ajaIqe9* m::mo_ummn_ :m;um:o::o_wN inz hEc:w_._ 1peIs 1ap wE:m:m:...:Ew

€102 AnMiug — MYN d37 - 43NN3H 1LavLls




qeisge auyo 'gLoe Jequezag

Bunpjoimua pun
-Bunuejdipes 1y Jwy

d3151IWY3IDUNE Y30

JOUURH @ *

Qjelgebsbunwwemyosiaqn” e
Bunbepsa4 uayosilauyolez
lap uswyausnelsy

Yk

,Slassepp

S8p 21Nyos uap Jany a)8Igqan”
BunBajisaq uayosuauyolez
Jap uawysusneiay

XX :i
XX

L

- B B 4 =

* & B 3 F F 3N

ko & % # & & &

L O T D T IR IR

e 3 » 2 g9

% ¥ o So b & g

2 w_alfla alia 3 »

o
o
-
-

=

-

-f' »
k
LI R

)
“Uel s e

sallel

+ »
L L '.0"—!7
& &} v

+ 5 ke e

,,9)a1qabsbu nwwamyosiaqn“

pun ,,SI8SSEM S3p ZJNYog uap J4ny 9391qan“ Bunbajysa4 usyosusuyslaz Inz jouuaHy jpeis Jep swyeubun|els

G102 HJnmjuz Jajayaqelaqn — MEN 437 - 4INNIH 1AVis




6P BOA $98] 928

pun juswebeuBLIUSPOgG SAJBUNLILLIOY WS ‘leisielyemab
swnessidssbunjpuey apusyalLisne Jjwep sisgabue|d
sep 1Yoig sne puis ‘|Bajsne usiyep G| susiSspulL

19bay Jap Ul UOA Hepag usulg Ine Wwneisbunipais UoA
Bunyelsieq eip Bunglesyosuo Jauss 1eq Bunuejdieucifay
aip (] "usbenab Bunuyoay dizuudwosisuabar) wep)
Yone pam UsiuBLIBAUR]d uasalp uj 16jope usiyelaaue|d
1310J0S ey agne Loudmiiim, WoIU pun usiyeusAued
Hw BueyuslWBSNZ W SWIBUMNONIUBUDE| SIP SSEP ‘PIIM
Joisebirep |-1°9 1917 8nau Sep Ui (awiyBudonIUuSLOE]d)
2-1°9 sjeiz usbieways sep uoneifbalu|

a1p younp sie ‘1bjoyeb uwisjosul anu pam uabunbaiuy us(
YouBoW 10A SIM YOBU JLUBD SpUBLUSE) Jap

Bunpoimiug usydneqalpels Jep Bunueld abisubue; sue
pun JuswabeurIUBPOE SBIBRUNWIWIOY UIB 18)1819)iyemab

10Bay 18p Ui UOA Jepag usuis Jne wneisbunjpsis uoa
Bunjeisieq aip Bunglesyosuod ssuie 1Bg bunuejdieuoiboyy
aip e "uabenab Bunuyoey dizuudwonsusbeny wap)
4one pim usiyelaaue|d usssip uj '1Bjops usiyepaaue|d
1ayo]0s gleydagne ,UdimyiIm, 14O pun usiyeuaAue|d
1w Bueyuswiwesnz Wi SLIYBUNONIUSYOE|H 8Ip SSEP ‘plim
Jjeisabiep) |-1°g |87 @nau Sep ul (swyeusonIuayde| 4}
Z2-1'9 spoiz usbieways sap uoneibajuj

a1p younp sie 16jojeb wsjosul inu pam usbunbaiuy uag

swneleidssBunipuey spusysisisne wep sisgabueld|
S8p 1yoIg sne puls ‘ibajsne ualyer G| susisepull

‘ud|[ejlus isyep JSUUsH IpeIS
lap Bunsseyny yoeu ayjjos 2-1'9 |97 seq "uies yaybuebnz Sunbemqy 19p "u'p ‘jaqixsi
1PBIS SIp Jn) ssnw uajenuajoduayoeld Hw Buebwn jaq 1epunibeq pepagq uapujabueiu

wsuid ui yoiu Biyney ose 151 Bunuediis|ineg UBYDIPUIGIBA PUN USPLIS]ISISQIOA

lap susqgg 1op jne sjeiusiodusayori4 UslaNUOY SBUId IIBMEqIBIANY apusbuetl aig
1e1gebipelg wy ebe elyodasebabeljyoru JYoIu

WINCd 48P SNe / HBYISIeqUORN 18P SNe 8)jBUaqIOA -
usbunziassneloasBungaiyosiy suamyosss ‘pueminesbungsi|yosiy Jayoy nz 4
usISeflY ‘UBUOISSILLIW] ‘plBjuIn wep sne uabunise|eg -

yosIZINYosINieN

‘pun -Jamuln sne usuonduisey yainp ayyonbowsbunziny spueiyosabute -
uaBunzinN syosusupeh

/ dysHeyosSHImpue] Iny Lepaquabig ‘Bunyeylonusiiue,] ‘usuoienadsusijiqoulul]
‘HeyosyaiagsineniaA apupebuew pun usssaisjuuswmuabiy abineusbab -
‘juueyeq usudweb|y wi uabozeq)ejiezuls

uaunuWILIoy usp Ul pun Bitejeia puis usfeizusloduayoe|d 18q sssiuwwaysBunpomiug
‘Hsyoysbunuejd useunwiwioy Jep Bunmjueiyosulg Jap uoiiesuadwoy| ajenbepe
audy 1S| SesiemydeuspEpag sap eyyolbow aig Yebal sproysqgsbunueidsyizeg
aip yainp seuridsbunzinuusyor|d sep BunBiwysuan eip aysjem ‘goneg g § sep
Bunjabey efibueiayoy aip aim 0susqa Jivyoysbunue|d sfeuUnULIOY SIP 8IS JZIS|eA
‘Yjuieq usuedsBunzinuusyoe|4 Ul uabunyelsieq WoIdaWLYRBLYONY 9S3IP IBMOS

‘usluwouss siuuuay Nz pim swyeubunyels 8ig

:m?_mmm‘_nm;ommmmcm_um_m uoA mE:uE_o:m 191Z 2-1°9 :bombBejyos . 5201 :qj
: SR i . JOUuUsH IpeIS ...wum___wymm

Bunsepimig _

swyeubunjels _

SL0C0L'G0

jouusH 1pels

sue|dsBunpjoimjussapue] sap pnmiug wnz asdoulg
- apioyaqsbunuejdsapue — usjelISo-UISUIPION I9jzUBRYS1ERlS



6bPT U0A G981 A1aF

aIp ‘UBYOEB|J-dN Jep LUDIIgalUosuIS UoIyoese] JemZ
pun) uayoejd wapui ‘uayiim nz usbabiue sawney sap
Bunjpaisiayz 1suie pun usjjeLss Nz UsuoyunNpUNelal
ablpuamiou ‘1oq nzep uabei] — ZINYISUSIIN0SsaY

1ap pun BunpioimjuasBun|palg ausLIUBZUOY BUIS
alepuoseqsul — (19 "dey uoa uuBeg nz uabunieineus
usnau sip yone puszuebia Bunpunibeg inz "[BA) exosmy|

uaibjopeA g-1°'g a1z Jiw yone a1 st 16ILejyoaieb|
JUOIMBE) WSIaUQL LOA USSSaISIU] aydyHaIagn YyaInp saip|

ULUSM ‘UBMUBIYOSUIS Uspuewar) Jap isyoysbunue|d sip
pep BunuejdsepueT ai(} ‘Nz azjaser) Jop uswiyey Wi inu
(op) z1esebpunin) 'S g'sqy 82 "My gewab sesap issg
utepuos ‘Bunyemianisgleg Jep 1ydey sapjuelyosebuisun
uIey uapuiewsr) uap jeisisliyemad ziesabpunic) seqg
quysiebge uapunin uspuablo) uep sne pun puniblejulH
LIBSBIp J0A USPIBM ZIBSPUNIE) UBUIe U] S|8l7 S8SaIp
Bunisynwiuociuln auls 18po {1-1°'9 [817 UOA ZIBSaY 18)12]8}
Unu) SWUBUNOMIUSYORH Jop SioiZ sap Bunyolens suly
“BRINM

USMIS ‘uaiyninznz Bunzinwispsip Jaule usydeldy asalp
“yonuq 48P ep ‘apnposdesuoy yone usbugn wi pun —|
[[oAUUIS 1o 1BBpse) uaIyer G suelsapuill [ebay Jap Ul
UOA Jepag usuie Jny wneisbunipalg Bungleaydsyo- Jauis
10 uedieuoiBoay apusziaswn 437 sap usgeblop aip Jep
ssep ‘ayoesie] Jap siydisebue JusyosIs ‘uswysunzsne
Bunuyosaiuy Jap UoA |jgiaush usyoe] (uspusisiues nz
Jepo) ualeqbinieA JYoiu [|lenpe 8. "mzq ‘puls Jegbnuan
Brsiyslitl 18P0 -Ziny ANU g "Z 8Ip ‘UBUYDBINZUE uayor]4
aIp NN "usuys8INZUR uaaasaluaydr|d uaiegbnuea
yosuaueyd usyeiiwie sbuponuowusyorisbunipsis

sop abejpurig jne aje yonzespunib

puis os ‘Weabue Nexreqbnueausyor|d eway .

SEpP SEAM "UoHBoWw J0A SIM UOBU JWED 8pUiBWIaY) Jap
Bunpomiug usydnegalpels Jap Bunuelyq obisuybue| aue

G102°01°S0

suejdsBunpjoimiuasapue] sap Mnmiuz wnz asdouls

— apigyagsBunuejdsapueT — Ud[eJISOM-UISLIPION I9]ZUBYSIER]S



6vPT UOA 998] 2105

8Ip ZIBUSIYSMIOA SUO1LIQIagN sep ue Bunpuiquy
uabiyesbunisia) Jauis nayieq|eisiaH apuebuew aip
Jopo usysyuaqebern) syolwinelnieu pun syosiydeiBodoy
spusysisuabablue speiab ssep ‘uassimabuly

jneJep yone 18s Bueyuawwesnyz wasaip u figelyossne
(g15) usbunziny s|l@MISNPUI pun aydljglemab

10} usyoieiag uepuabel wnensi4 wi 1oNj0s! UOA
Bunbapsa4 ayo)fow asSIBMSLIYBUSNE £-8°9 |817 yoBU aIp
o usbamsiyamiap uoA Buejue Bunpomiusesbunpalg
uaBiuepueg J1aua BunpewIap Jap |81z sep -

:SSEP ‘udjjeisnziey usbunieineuy)

usp ul ‘pim 18uy0ie NexUoIboW eIp (sje1z sep oo L
ap1eq Jny) JBunpiawap, 1ep yubeq usampjiisal jabluem
SEM]D UBP 18QgnN pun jydoejulaiaa Bunisinuwiaojun suie
yoinp 17 sep sie ‘16j0486 wisjosul nu pam Bunbaluy Jaqg

ussiadsip ssuies Jw jo1gabsbunipsisnalis spuaqis|qiaA SBp jNE JBUYOMUIT

18|18 %0% InB yois ssep 0s ‘sjeuusH Buruay|paag Jep <%/ ddeuy emis inu usgeg)

18|H "se)eigebipels sep ualsempns Wi yleiexon nul 1Ba1 wieysbunipalg Je1n19s0bqe
yoinap yoopal ‘isnsmz uig ‘puis Yiopoisabue Burisyoasquuessr) 18P 404

SiE Jya Wwap U} ‘Jep pMundiamyossBunipalS LUSPLBIDIUILLOP USP YOBGSISL) Pun YLBAA
‘usBunsier) ‘HopgoIS UaIBIsU() uapuazusibue palp uep HW }jj8l1s pun salaigebipeig
Sap UBISaMPION i 1881 Lo[elIuUaY JB(] "uUUEY USPIaM JDUYDIoZag Wney uaydipuel
winz -sBunjyaiplap WoA Jsilleyos sie Jpels aip wepu ‘uie Buebiagn waseip]

Ul LOJNSOJ B[RAIUSZ SU1S JWWIU JouusH 16eideh wney usydypue| WNZ suuog Wwney
usueqINgNS uap Iagn uuog wniusziaq)) woa Buebiagn wep uoa piam abe sjeuusH
i :yoIinep sispuossd)

salp pim usbBunbBuipag usjjainpnisbunpals pun usyownel ‘uayosiydeisbodo}

uely! Jut JoUUBH am Ipels Jauie uj epinyosab uabunbBuipegquawiyey

pun usyeyusgabsn usyosuUoIsIYy I8po/pun uayojwneiumnieu usyosyelsbodol uap Binegy
151 uabamsiyoriap uoa Buepus uabunipalig uoa Sunpiomiug ,abiuepueq, asulg ‘usb|o;
nz usBun|paisiands usisliom oA BuniepulyioA Jap YoHIyIIsSuULY Inu 1s| -1°9 |8iZ waq

c@EEocmm mEEcmv_ nz E:s mE:m:mcn__Em a8l
: R - _ cmmcz_vm_

m._wﬁ__aw _uc_._ cmmcs_xo_aw:m :mm_tm_ucg w:_mv_ _m_N - .. m .u._ogmm_;om

~9.01 :al

(yabeiab {-1°9 917 Ui UNU) BWYBUMONIUBSYDE] Jop

|8l7 SBp Ue UONne OSfe 437 Usnsu sap uajaiijenu] yoeu
‘uassednzue Bunupiowney Jsp @17 aIp ue augjdysineg
aly! ‘1geyue 1S4 uspusysisaq goneg ¥ "sqy

i § gewsb Jop uoa Jyoiu aunwwoy aip Bunbiwysusn
-dN4 8yjleus jewiuls sule ssep ‘uasaimabun inesep
paim uabugn wy “loa yoiu pwep iBey ueyoysbunue|d
usjeuNwWWoy Jap Bumyueiyosulg afissenzun suig “ules
yolBow 10A amm yoeu JuswebeurLlUUBpR0g SO[BUNWILLOY
we pun 19iseyemal Bunjabay uayo|os Jauld

HW usy|0s swineaidssBunipueH spusydIBIsSnyY ‘Usplam
Hynebnz winesiald wWap 1apaim Ja1saq Jysiu pepag
ulay (aiyep oz siq 6 :ueidreuocifay wneaezsbunue|d|
toyonan) Busubue| sig-emw aip inj {uspinm|
J1ziesebuin aug|dia|neg SUDIPUIGISA LI JUXU Loou

G102°01L°S0

suejdsbBunpjoimjuasapue] sep nmiug wnz asdouds
— apagyaqsbunue|dsepue] — Us|eHISSA-UIBLIPION 18]zuB)SIeRlS



6bPT UOA LOB] 2Ma§

ZIBSPUILIEY WAL NZ piim (|817-{INN-CHaN/-eY

G) L1-1°G |917 UOA | ZIeS UOA Jeyu} Jeg "piim uayoinsed
L1-1"g 817 ssep ‘uasaimabuly jnesep pim sbuipis||y|
1610386 yoiu pam Bunbaiuy

‘ug|leus Luspinm Liynjebinz wnensi4 wep Jspaim g-1°9 o1z gewsal usyseysbunipeg
s1Bnouaq Jysw 1yolu Jage suaydsed yosuaueld sispue, Bunbuipsg sjuueusq
F L-1'9 181z wi 9}j0s g-1'9 {817 nZ JouusH 1pels Jep swyeubunjels Jap Bunzuebi3 uj

J6p ‘uawiwouab siuuuay Nz pim ewyeubun|elg 2l

e mcaxo_aucmmm::%muw mtcmhmam:w;om_u_ _QN LL-1'9 toamm_;uw

LL0L <l
“jouusH 1peIS uaibieleg

o1z Jayep 1qelq vabunppmiuasbunipels tebivepueq
BunpraisA aip yony ‘Lepuiyeq (G-1°9 ziespunin

yone -1BA) weisAsusyoryial4 seymseb us yoinp swney(
-sBunipaig) sap Buniaoolny pun Buniopal SjoAUUIS
Bunssedueewi 91p i0) BIP YONE UIISPUE WNZ pun
youdsiapim usisloA usiyl e nw Bunpoimjuestunipalg
usyotUoeueZ ‘uslyedwoy usjqansebue 1sp usule WNZ
aseip ep ‘Bunpomiuasbunipels ebiuepurq spusiannsal
snejep aip pun uaBamsiyaxion uoA Buepus usislsuO
UOA UBSUDBMUSWILIESNZ SBP Yoopa[ puis [JOAULIS 1YOIN
‘(L-1°g pun g-z'g ezjespurus) yone 'jBA) ueyoy|bouwue

Nz ‘1usMJeAyreUUBUOSISdUaUSIYIS 818pUOSagsU
JUSMIBAUBULSUOSISd USUDINUSH( UsusiZ|ja usuld pun
UIBPUILLIBA NZ negqeBamsIyayia A Usia)em Jny Jepag usp
BSI9 M\ 8SOIp JNB WN ‘UBS {|OAULIS Uuey aiomsiyavion
ine snpjnassbunipalg pun -wney sep Bunpoimuz

I8p Buniyolsny aulg "LI8puIylIoA nz uabamsiysyion

ue Bunpomussbunipaig eyoybef ‘wnsep Jyoiu

~ 437 uebusysig wi yone eim — - 19 [9iZ HW ab s3
Jgeiyossne eifiisusie|og

Jap Bunziny a1p 40y usyse|4 uoa Bunpomiug

aoiBow aSIGMSWIYRBUSNE $-2°01 817 LOBU aip)

ol usBemslyaxisp uon Buejus Bunpioimjuesbunipais
uabiuepueq Jauia BunplowlaA iep 817 sep -

‘usuugy uspunibaqg

g9 uspusbai WnelLl Wi Yayjos] seute BunjelsiepnaN

‘uspiom 10ejablse} ZieSPUNIL) S| UISPUOS ‘|9IZ S[e Jajlem Jydil 437 Wi JBYep Jjos ¥-1'9g

sje1z sap BunBapsa4 ayosyaupiownel sl ‘ssnw uspiem uabeilsb bunuyosy 431
LW uaInpnisbunipalg uaydl|payoSialun UOA uslisyispuosag Usyos|Uolsiy lspo/pun
usyolwnglinieu ‘uayosyesbodoy ssep ‘Bunsseyny Jep jouuaH 1pelS eip 1si syeq
‘uges yobow BunpoimuasBunipalg sulg ssnwl

ua)ie USSaIp Ul yony “usuugy uexoimiue usbamsiyaxieA uoA Buepus anu yois aip

‘uepueisius Jelidssbunipals JeuusH IpeIS Jep Ul yone puis usbunbuipeg usseip isjun

“uBaeYIe (Yleiodon) NHND W O£z B89

UOA UBUOH HW SSPBAUBISBAN Sap Jajneisny aip 1eigabipels usyoilsQ Wi yois puaiyem
‘NHND w 00z "eo legn ddeuy 18q sebigebuegelg sep Japneisny s(e sepuejiabny
18518]d Sep usyouepuelen aip usbay uepns wi ‘(goyosielsieH/goyosieddeH)

NHND W 00Z "BO UOA usygH Hw sepue] usyosibieg sep bnzusyoH

18P UBPION W UOIS Poansia ‘(NHND ‘INnuusygyjeuLION 8qn w g9 "eo) 16ay Haig 1ap
[ersBunpunpy Wi 1SQ[8s LOJeUSZ Jap PUBIYBAA JONg 48U Jop pun sebBagebuagsls
sap pun sepjemiaIsap sep usbnzuayoH usp ‘pue usyosibiag wnz syenN

19p 1w seleigabapulewan) sep yeyslA ayosyelfodol pun syoijeyospue) eip isi §0iB
pusyoaidsiuswa(] 18IgebuBLBIIN Wep pun yong UsydsiuiayIapsiu 1sp Usydsimz
1e1gebsbuebiagn wi Biungigoib jeuusH 16y Buniepaiin usyOIUNgLNBU 18P LOBN
‘BuniepiojsneisH aue Bunppimiusipels

uaBifeyyoeu Jep Madsy wep Jajun yosuaueid 11 SEQ “puls YleleA 18igabipels wi
Jeyusyoey aip JsloQ 06 48qn pun (Lopgols) wisuyomuig 005 L Sie Jyst iw [1IBISHO
JoJanem Ui Inu {UlelaMon) wnjuazuagen ule ‘(jeuusH) uoidneH lepusis|ulluop ue
:uaBUNIBPIOISNEIBH BYDI|ZIESNZ J0A IPEIS SIP 191 JoUUsH uoA Inpnissbun|pals 1ap
yewspuosed aid ",Jo}od 001 9P IPEIS, 8IP IS! JoUURH "Usjistie INpinissbunipaig)

G102°01°S0

sugjdsBunpoimjuasapue sap nmug wnz asdoulig
— apioyagsbunue|dsapue] — usjeISOM-UIBLIPION 12]ZUe)ySsieels



6b1T 10A BORT =185

LOA HOMUIDO S1p J0A 81M UOBL JYs}saq uabuqn wy
"JOA (JysW) yoIu Jep

1Bl 1eyoysbBunuei4 usjeuNWWOY 18p Bunjuelyosuig
abisseinzun suig "yoibow IoA aim yoeu Jwep,
spuieLwsn) Jap Bunpoimiug usyoinegelpels Jep Bunueld
abnsuybue| suie pun uswabeuriuapoy SSlBUNUWILLIOY
uie ‘wisisliyemael swneijeidssbunjpuel spuayoieisne
jwep pus siagabueld sep 1yoig sny ‘ibojsne

ualyer G| suaisapuiw |afey 1op uj UOA pepag usule
jne wneisbunipaig uoa Bunjeisieq aip Bungiaiyosuo
Jauie 19q BunueidieuciBbey aip jlem yone apelsb
‘usieyyolbowsBunyelsen) "mzq -sBunpoimiug ajeuotbal
pun s{EUNLUWOY apuaydlaisne usuoIBay pun usunLIWOoy
uasp unmjug-437 eleueqgielagn Jap 1q16 jwesabsu)
(=19 181z

nz usBuruene|g snau spuaydaidsiud |BA) Moapabae|

‘Jepuel zjespunin) uaula wn ydou inu Biyunynz (g

-1g) Bunpomiususuul 18p BuBLIOA Wap 18q YoIs 88 ssep)
‘yonpep pun {gio / gy Bunbajse syosuabspepsq)
1-1"Q |9IZ UOA g Zjeg uap Jadn puIs {1 1-1"9 917 UOA

£ Zieg) agaulag Jepusysisaq ushsyyoybowsbuniapamig
8l “(usydeUnEg UOA BLILBLYONY

<= UaAIasay > Jepag {Yosnejusyoe|4 <= UaABssay

= pepay ‘ue|dieuoiBay wi uabun|visieq syolziesnz

<= JOAIDSBY < LBpay) Uslone||s1suoy|jed ¢ UoA

W04 Ul UI8pUos ‘inejuepinH sie Jysw jyou sbuipieye
‘waubaut |-1'9 @17 Ul gewsbuuls — (Bunpoimiususuuy)
yousiebaidg uanup usp suyo — usplem (zieg 91818

18p Inu) 01-1'9 ‘2-1'9 8j81Z uspuayvaidsiue aip "Mzq

1 1-1°9 |9IZ UOA S8ZJBS usliamz sop Jeyu) J18q 1zuebie
uasedsusyoejd ewsy] wnz aspmuiysbunzissn

WN 8IMOS S8|81Z-}NN-CIAN Sap uoiuyag

‘Mzq -BY g sap Bunysapsy aule wn usbunisinely
usbugusbnzep aip pun (g-|1°9 ZIeSpuUnin) U8INWLIOILN

SL0C'0L°G0

sug|dsBunpjopmiuasapue] sep unmiug wnz asdouls

- apigyaqsBunuejdsapue] ~ UBJEISOM-UIBUIPION ID[ZURYSIERIS



6bpT UOA 698] =185

-2°9 Ui {]e17 Sje Jysw WO} Z)BSpUNIL) S[B Jyswiunt pim
| syoielagsbunipeig sulewabi)y awesinapaq Yoiug|eiiuaz
jne Bunpoimiuesbunpaig Jep Bunyolsny aig

‘UsLIyBUIBgN BIIBISUQ BJ8pUER INY

(8Inyog g "2) usuomunjsBunbiosisp DUNPMOMILIBUSDIT
J8p UsUyey Wi uisuyomuig 000 'z sie Jebiusm puw
uebe|suQ ssep ‘uasaimaduly Jnelep Yone e'n 1age pIm
vop usBurusineny usp u) usieysbiss) (‘muig 0002>)
uafielsU() usiauep; usp Jagnuabalb syojeregsbun|psig
uabajeblse) yosusuedieuoibal 1ap Bunpoimiug
{uapuabaimiagn Burjinuayor)4 W pun) usibnzioaaq Jep
e paim jeqeq "ebessd £-g 1817 ul puagslyosge 8|ivIsuQ)
lauep Bunpiomuz(-usbig) ep pun usyosisiagsbunipais
ualBojobisa) yosueur|dieuciBal ul Bunpomussbunipsais
1ap BnzjjoA Jop piim ‘UsSPIBLLIBA NZ T

sep usBunbajise. UsU|SZUIE UBYISIMZ BUDNIASIBPIAA W

mmEEOCmm wEEcmx inz E:s mExmcmcz__Qm 81

usp Ul s8zieg sep BuNyoIBig 950}2jesi8 8ip JSUBD Ueplo JauusH IPEIS 8I]

"SSNW

ules yonbow sneuiy spi@isu0 usudzule $ep pepaquabig uap Jeqn bunpoimiug aule
UONe jsuusH 1pelS J8p WIS sne om (Uyleiayon gSY usp UE SSnjyosuy Wi Jeqianiuiun
yasSNquaioH / [sYoNH Jeugq g z) uspunibabe sepo {(Biequayueg 1pvls "g'z)
uspuIL) USYISIIOISH SNk usliayiapuosay yois uagsabis JaugQq uaiauaa sigebipels
SEp leqn (6 Jegn usues Jiw jauusH u} ‘'uagebie usinpjnisspuiewsy) usyojos 199

1Nt JYDIU 120. YoIS USUUQY SpUBISSQIBIUSWIYBUSNY JUURBUSg PUBKBNES W] pun 8)g
13p U} sstempaidsioq uapuiswabusyoe|4 aygpsaisaquunp ‘agolb pueiseqielouiyeusny.
iayoyBow sje yone uuep uapiem Bunisineud ualsiem J8p Ul ‘Jeyoysbunueid
B[BUNWILLIOY SIP 1) PUSHUBIYISUIS pUN AIDIUISS NZ YDINap Jn} Ziespunic) uap
JouUUSH 1peIS 81p JeyY Bunydeisqualiiung aip younp sjIsisuQ Je1auep Bunpoimiug
Jap Bumjueiyosulg usyolziesnz ususijetjua Burusinge|ig 1ep Ul inu Jap JW ustiesnz
"UBJI0S USQIojgIaA

ayoeisqsbun|pels usuleweb)y ua)eisabiep ueidjeuoibay wi 18p Bunpomiug

18P J8un Ydiigayse UsyoB|iei4 UOA suyruUyONIdSURLY I8P UOIjIYIISUIL BpUIBLLIaL)
Isule uapBlsU uayelsabrep 1o ueidieuociBay Wi UalapUR LUBP W BLIWNS

Ul LIBPUOS ‘Ua||0s Uspiam PMUBIYDSSg Bunpoimiusuablig eyl Jne sulg|je yoIs iny

ANU YOIU (Jauyomulz 0002 > BIIISHO "U'P) 9|1slsuQ usiuueusd aip ssep ‘Lynebsne
puszuebise pim (Bunpunibag Jop gg 818s s) ziespunie) wep nz Bunisineus 1ep uj

m__ﬁwto hmum:vhoamhmwc: m:;v_o_swcwcmmuw Nymmncnh.w m-w g9 :Hombepog -

©8201 Al
‘jJoUudH peIS .gwwm___mawm

(2-1°9 |o1z nz usbBuniepimig

aip yone nzep '|6A) Juysebae pam (swiyeuyoniuayoe|d)
2-1°9 1817 uabyeways sap ayeyuj sop Bunyoieng
abipuglsiion suIg PIUOKHIBIZ UISY YOSnEIUSYOE|Y

wap pun (g-1°9 1917 slewaysa) swyeusousyOR|4

Jap usyosImMz Jysisaq ‘pIm jeisebiep |-1°9

1917 UBNau Wap Ul Usuo|le||aisuoyie 181p aip yainp sip
"JYolaisnE oI

UBLOB|ISHEUOSUIA 48P0 -NBQULOM UE Lepsg a)eniule
sueldreuoifey sep yezine aip iny BungieIyasHo- 1ep 18g

~lap ssep ‘Is| leqyesqge uusm ‘usburuepueueldieuoiboy)

§L0C°0L'S0

suejdsBunpoimiuasepue sap unmiuzg winz asdoulg
- apJgoyaqsbunuejdsapue — udjeISa M -UIBYIPION 18jzuB)ysieels



6bPT UOA OLBT 2128

usp uaaJasaiuayde|4 ususyoisab yosusueid Jaysiq
3Ip UUSM “ISI UBIURLIBA NZ 0S ssep ‘Yeisebiep| nzisy

plim nau-1'g nz uaburusne|4g usp u| puis 1z18sebwn|

sug|dya|neyg 8UdI[PUICBA Ul J4SIU YO0U 8IS LIBJOS ‘puls

UBIUNNZNZ WNRNIBIY WBpP Japaim ‘1Uyslsaq Jaw pepag)

uigy aIp Jn} ‘uayoely ausjeysbion axyoamzsbun|palg
Ing uaug|dsBunzinuuayorld 18po -[euoibey

ul Jeysiq ssep ‘16ajebisa) “e'n pam HoQ "181sieuyemab
nau| -9 pidey ul usbunbajisay aIp YoNP pam|
uayoteiagsbunipaig uoa Buejwny JByoslabsuepaq Uy

‘uantesalusyorid Jebigewieqgn Bunisiznpay

Jep 1w Bueyuswuwesnz Wi inu ulepuos ‘pim uepiojeb
s Jad Jyoju Bunjnudiaqn sule ssep ‘yjeisabiep| pim
augjdsbunnegeg ualeqisisieal Jyodiu usuayooidsabue
g-z'9 nz usbuniainel3 uap vl iep youbnzeg

‘uapueab yoiu Bunpiomiuasbunips)s uapedw oy
ue)qaisabue |jaleusab Jap suuls Wi pim G-2°9 21Bspuniy)
_mn :mEEocmm SIUUURY INZ pam swiyeubungels 81

Heyoysbunue|d us|BuNILIOY

Jep Bumjueiyosulg J8p uonesuadwoy a1eNbEPE SUIoY 15| S8SIBMYydBUSHEPSd

sap ueNyonbo a1 ‘iebat spiouagsbunueidsyiizeg aip yoinp ssue|dsbunzinuusyoely
sep BunBiwysusy aip syoem ‘goneyg g § sep Bunjebsy obibueueyoy aip aim
osuage yeyoysbunuejd sfeunWWOCY aIp 8IS 1ZI8loA ‘yeq usug|dsbunzinuuayse|4

ur usBunjeisieq woidewiyewyony asalp 1omos "ug|ejius G-2'9

Zjespunir) 18p 8}J|0s g-1°g |817 Nz BUUdH 1pelS Jop awyeubun|elg Jop m::mcm@m ul

:wﬁmmwh:msommmmcs_wm_m ,.m:o_tmvhotm ayaw EoE oEe_mcxuzm muEm:Sm Zlespuniy 5-z'9 HombBe|Yog

6401 .m.*
Jouusyy Ipels 1116110109

"e-g°9 ziespunie)y obusysig tep yois 1Buqnis nweg

‘uassojyosabisne Yo 1age pim ‘uabnpsa
usabBunyouuwesBunbiosiep pun -sBunyajisusiq uayeaud
pun usyduayo ue logabuy sayepungab yojwnel

ulg Jagn yolu eip ‘syojaiaqsbunipaig seuewab)y
Jaiapue Bunpomius suie ‘1bnzioaaq ayoaisgsbunipals
Jaupwab|y 1Iswesinapaq yolugeuez

Bunpyomiuz aip pim nNsu-g'g ZIBSpUnID pun g-g 817 BN

‘1Bsjablse) naut

cmuEmEmm:m;om_H_ 8]|apaisaquunp

8¢)046, jne uswiyeuNy usyolBow uoA mcnxcmhsomc_m auyo sbulpiaje ‘1sqjes £-2°9
ZIBSPUNIL) UBP Ul 8181suQ) Jaauiep Bunpoimiususbiz sip ine Bumjuelyosag jop UOA
uajiejowiyrusSnYy uayolBoLl UOA SWYBUNY BIP JSUUSH IPRIS aIp HapIio) usialldpm saq
‘(11 9 8197 ‘ZiesqQy Jolsiaqo ‘ge eleg ‘Bunpunibag)

. 101819 sydid1agsbunpals

uauipweb)y usyelsebiep ue|dieuoibayy wi sp Bunpomiug Jep Jajun

UoHgaya usyoejjlald UoA swyeuyonIdsuBL| 18P Y2IIY2ISUIY SpUIBLUSE) JauId Us|ISISHO
uayesebiep o ugidjpuciBal wi usepUE UBP W SWWING 18P Ul pUN 19181U0EHS]
4o1s Iny Jauyomulg 00z sie Jebiuem uoa pexbiyejewuyeLyny Jauis UOA Us|ISISHO

LOA LUNJSYOBAA SBP SSEP ‘Us|BISNZIaydis -2'g (817 UOA suulS Wi 1S] waplagny,
:9|IBISHQ J1e1uploabiaun Bunpomiususbia g-2'9 Ziespunig) nz usbunisineps

S10¢°01°50

suejdsBunpjoimjuasapue] sap pnmiug wnz asdouls
-~ apioyaqsBunuejdsapue] ~ uajeiSoM-UIBYIPION 19jzuRysIRRIS



6PFT UOA TLBT 2128

usifeysqiaq ez sie Jieyssp pIM aIg "usuuy
uabaiisa) aibiouspuip 81 AN} UBUOZSUOIIBIIUSZLOY)
sneuiy aja1qabbueliop usyosuauedieuoibial

3ip Jogn YONB UaunwIwio) sip pun usjepus
Bunyimssnjyossny ayoiisigeblagne auiey asaIp ssep
‘IBLIOA usp jey usieigebBuenop uoa Bunbejisad ai1g

1zuebie ziespunig)
Janau we piim se pun pepueab pum Bunbapseyaiz

S8p pun {SSBUBPUIM-ZHIA "Z¥) ZINYDSIeUdNBIqIaA pun ZINYosimeN ‘HeyosuimpueT
pun yamuuf] ‘ZINUoSELWIY in) SWUNUSISIUIp SBp SSelspuny uswesuidawsb

uap yoing -usgsisnzue jeigebipeis wi (usbe|uy 19.p SUsSISapUILL SSB|IT
-a1B1ouspuips “web) uswuiejpuip Ul uabejuy UOA UORENUSZUDY SIP 1SI ‘USPIBULIBA NZ
yeyospue sap Bunjebredsiap, suie Hwep pun uabejuedzulg UOA JUBZIBIA SUB W
‘uspungab goneg

v 'sqy | § 'web sjsiz aip ue uspulBUIaL) pUIS ‘usplam ussaimabsne ugjdieuoifoy

Wi ayotalagaiBlauspuipy aulsy wejos “1sigebipels sep any Bunzinusibisuapuip 1op
Bunlenelg unz usbunbepse usyosiBUYDIaZ suey uaysiseq ueidreuoibey wy "ynideb
19100B1pE1g Walyl ul aifisuspuipg Jn) UBLOZSUORBILSZUOY uoA Bunjsisieq aIp jsuusy
PEIS aIp 1By surjdsbunzinuusyor|4 seiy) Bunjeisinensy uspuajne; jep cmEmmm ]

aIp ‘uswwiousl siLULBY INZ pPIM swyruBUNRIS m_n_

m::ﬁ::w“m,.m:mﬁ:_g w.v ._E mum_nwmmcmto», um_N N-N 0} :Hombelyos - 1801 @l
B T T e A R _ .- J8uusy peis .._wwm___owmm

.mm_mcm__mzomm 1op pueisusben w_w_ mc_:_hm__o__om

ua||eizuBUl JauUIe 18q uatellioud Jap Bunbajisa
a1 “Bunupiowney ap yeybipuglsnz 18p uj Jyoiu
188 uBLWIYBUgRY Jo1a.yuU0Y Duniepig s|j@IzuBul suUIg

‘Lepueab 1Yol UI8jOSUl PAM UNAMUT-dTT

‘pueT sep younp Bunzimsielun efjeizueul} susssawedbue aue 18gep 10UBMIS
pun uly wney usyoipue; Wi epesslh sjaiz sessip Bunisisiesey Jop 18q usleybusmyog
:Bc:mxmn m“n ine zowmumzm Jaqe 1sjom ‘[9lZ SISAIP 1ZJNSIBILN JauLSH Ipels g

19p ‘uswiuoush siujuuay INZ pim swyeubun)vlg a1Q

w_mx.—mn:o,&tw _QN i _. 8: to..smm_nom 080} :al
- JouusH 1pels ilbieleg

‘rejiezuig wi uabunyosiemqy/uabunbemay
HWos gnele pun ziespunit) sje Bunbsjisay

alp 1Bjope us|ie uaplaq u) 1Bajeflse; usyoeysBunpalg

18UDIlIapI0La JUSLW JYDIU SLYBUNONY BIp
Ny G-z'9 Ul uyexebuin s)esIsIapue pun gsy aydljziesnz
L1y Neu|-Z'g U} SHBsIaule piM 8581 "gSY swesinepaq
yoyuoeiuaz ne Buniyousny sula 2'g s|elidey

sep usbunbajsa aip uabjopsa usbunbeiise uepuisbai
uayoeysbunipaig uca Buejun uap uassip nz puszuehiy

‘uabialsiagn pepag ususizisoubold

SL0Z0L'S0

suejdsBunpjoimjuasapue] sop Hnmiuzy wnz asdoulsg
- apioyaqsbunuejdsapue — usjelss\-UISYIPION 183]ZUB)SIERIS




6PPT UOA TLRT =1eS

UaoIuasam usUld UUBRY 81BIaUBPUIAA BIP BlBpUOSaqsU|

‘uabe)nzisa;

BunzinusiBiaususpuipy OIp 10 UBYDSE| Sneuly Jeqniep|
yone ‘1843 181 Bunue|d sjeunwiLIoy oiq "uassednzue 2917}

asaip ue yongziesebneg ¥ 'sqy | § geweb sug|dysineg
us|eUNLIWIOY BIp puls ‘Yely ut sugidieuociBay

anau usjall "uabunuejd UBBUNWIWOY US|BNPEe

uap ue yone  dizuudionsusbern), wi Bunjisqiessueld
lap 1i9q yois panusauo Bunuejdieuoibay o1g

‘usuugy uagaeb usiun yoeu

pun usgo yoru usbunyoiemqy sa pim Bunuedysineg
USjBUNWIWIOY Jep suaqgd Jep jne ‘jeigebsepue] sjwessb
Sep Jne ydis 1ya1zaq |IBIUBUSYIE|H % 9°} UOA agqebuy
8y "1S! UBZI8sSNZWN sunwituoy| apal 1nj ivlueusyoe4
ayo19|B Jep Jewild 1yolu SSep 0S ‘Wes yol|paIyosIaiun
alblauapuip J8p negsny Wwinz uapayyolBow

2Ip UBLILIDY SUNWIWIOY J8uIe usiayusqgabsy

uap uoa yayBibueyqy uj -Bunzieswn syosusueidieucibal
alp jne yoIs usysizaq aiblouspuIp 18D,

neqsny uap nj uegeibuayoej4 uajuueusb 437 wi 8ig

‘uieyors yosuauedieuoibal assymiuayoe|d

ausgebabue sip susjsepulil usjjos aibiouapuipg iep
Bunziny sip Jny aeiqebbuerniop usibsajabise) yosusuyosiez
Bunuejdieuoibay Jop wiabei| uap UoA 8] “lynuegn
Zlespunin) uayoljziesnz usuis ul sysigabsbunue;d
usu|azule aip Ny ueqebioA BIp uspiam GEYSS(] "USIUUOY
uapiam 16114oisyonIaq puaysieuly 1ydiu Zinyosuauy

pun -syeyosspue] ‘Buruaydisbniy aip iny usbejuy

younp uebumyueiyosag syl bow sjeigabsbunueld
usuazuie aip inj usyoeisapuiy ueibajablsey

HNMIUT W) usp foq Ssep ‘Yjjelsebsnelsy Ldis ey s3

Jnuaiy sbepurur ~spinm yonssh usyoeld usiaubiash yoeu sejusgs 1ap ul ‘191IRQIBLS
2102 aipnis|eizuaiodpuip auls Jajsigues|Bisu] usydiiuQ UsP Younp apinm UILISSM
‘a1em 1aubieab uabejuealbiauapuipy

1Ny 1IBUPIHUOY pUN ~suoRMIsSal Japo puriyosabulsun aip ‘syoe|4 suley Bunyonsisiun
usyoleIyorInd Jep yoeu saysigebipels sep qeyseuur yois 1apuls siugebig wy

‘uspinm usbozisiun 018 jeIZUSIOdPUIM

*Bunbieubue ‘zinyosdojoig ‘uoipunysbunjoysy ‘pirasyeyospue] ‘agoibisspuli
ysipyaisuly Bunpemag pun Bunjyoeseg ususbozaquopuels uaydijpelyoeinb
uspusyafiis)om Jaue pun uswwoy WoeRag ul uabejueaibiauspuip uoA Bumyosuig
aIp i) yoiziespurul aip ‘usplem Jaiiwile axs|duIoyUBYIB)Y- "MZG UBYOR|§BIZUB10d
syoas yonbipe] 101gabipeig sep Jnj usuoznge | Jaje Bnzqy yoeu usjuuoy siugebig wj
‘18I uassojyosabsne uabuejag usyoneqapels

18p0o usyosueZINYosINiey sne Buniyoulg auis "Mzq 1S Yoy How JyoIu yoyyos
uabe|ursaiBiauapuIpy UOA BumysLig a1p ususp uj ‘JeuusH ul usuoznge] aip uaqebiop
layosusue|d pun Jaysljiyosl amos sasseug-a1Biauspuip usjjenpe sep abejpuniy) jne
2102 Jyefynig wi syeuiwie ‘Bunpomiuz pun Bunueldipels Jny iy JBuusH JpelS 8l
"0]9

uasseiSIYIIBA NZ uapurlsqy ‘(a1eigabzinyosiabop ‘OHSN) usuoIpUISeY usjuueysq
yoHyoBIZINgosINey ‘(Woog) usyoysbiezuig (woos “puiw) usyoeysbun)pais

Nz UBYOR|JSPURISQY :USSSE] UBHEMIO UBPUIIL) USYDIIYI8iZINyasinieu

sne gz ‘feizusiodpjjuoy sayoy puayosldsiua U@ pun uasiemine

(Bunpomiuaue] "seqsur) usbejuesiBiauspulpy UoA usBuMpIp, uBsYOSIIZads

uap Jegnuabab uayyonpuydwg syoy Jyss "mzq syoy sule oip ‘aydeiag wn

uajepue wnz ‘uayels Bunbnus Inz WU UspUNIL) UsydIYosIneq Japo -Zinyasiniey
SNE 3Ip ‘UsU0Z WIN UBUIS WNZ |8geP YIS Jopury ST "Ujdliwie nZ a|BI1suspuIp

10} usyorysbunubig spuaqieigisa jjeizualod yoeuep Wn ‘uauoznge usjuueusbos
uoa Bunsseys aip 1sI USUOZSUONBIILSZUOY UOA Bunjiwlausyoe|d aip 40} abejpunin
"U8)|0s usplom uasamalisne Usu0zsUOBIUSZUOM

s|e 1@1gebipe1s wi usyoe|4 a1eublasb siepuosaq ssep ebeish yone 18I ssely

wap NN “ususip usbueesifisuspuip 10} usyoebueniop uoa Bunysisysieg aIp

Inj ebejpunin sie aip ‘ye1sebine usbejuesiBisuspuip uoa Bunbiwyausary pun Bunueld
10} 8ZJIBSPUNIL) UBPINM [ L0Z°20" L1 WOA {(L0'E0'SS0E ¥ g 1] "2V} USJERSS M-UIBLIPION
S8pueT S8p 19|ZURNSIERIS Jap pun (Z0Z/€7H06 - L V X "2V) UBBASOM-UISYIPION
SOpUET SBp JYaMIsA pun usuyopp ‘usneg ‘sibieug ‘PeyosUIp 10} SWNLBISIUIA

S102°01L°G0

sugjpdsBHunpjoimjuasapue] sep punmiug wnz asdouls
— apioyaqsbunuejdsapue ~ usjeliSOM-UISYIPION l9jzue)sieels




61T 10A €481 9195

18P J81SEIRY UsieUSZ Wi Jap ‘purlssbunsseysy

WSp JW AMHN pue wi sisigebzinyosusyanblisy pun
-lassepp ualueidalb pun usiziasablss) Jep usbunzuaibqy
uap iBjo) Bunuplowney jep aieigebburiion Sie SIasSEM
$8p ZINYDg Winz a181gaL) Jop Bunzusibqy eig "uebe| nz
apunifinz pUN sapue] sap BunjesmiaASyeYOSHIMISSSEAA
Jap usuoBLWION s||andE Jyi pun uayidiegn

nz 437 wi 8jeiger) Jesaip Bun|sisieq ayosusuyaez

2Ip ‘uswwiouab SSejuY WNz UapInm 437 wi

SIBSSEM S8D ZINyoS usp 1y s18iqan Jap Bunzusibgy Nz
usiyepeasbunByeleg wi uabunyiawuy eyl paIyosIauN

‘uassimabsne uabogbsig Jojeuuay abeuesbunuuimsBiassepy sip 10y Bunieibaisyiizeg

JBp UOA /61 JOQUIBAON Wi UBPINM UBU0ZZINYDSISSSeAA Uapusyab yaziep aiqg

‘pim ules uabogbeig se1eigebzinyosIassepn

sop Bunzuaifigenan aIp ,SISSSEA SOP ZINYDS Uap In} 181gey), SUNMIUT

-d37 sep Dunbejise usyosusuyoiaz ualuyepalsne Jasalp zusnbasuoy aip ssep
‘sne uoAep ab jJsuusH 1peIS SI(] 'JUYSPSNE USISSAA PUn Uapnsg yoBu Jajism Uyoijnap
yoIs pun ,jbuuds, siujuyeg o1p Jegn J9SSEA SOp ZiNydS uap Iny 181995, djjenpie
SED pualyem ‘aitjuyeg nz sig Jnu sBuplajie Bunuyspsny JauIas Ul YoIs apjueiyoseq
saselp ‘Ye1sebiep ,UsuILONIOABSSEMPUTID), Ui suaboqgbalg sap Yol pns spinm
G661 dI W) "aladsielyoBqUUBAA 9P UOIISO "B'A UDIS DI08IISIS SHOMZ BUIS ‘ JOSSEM
$8p ZiNYyog uap iny 181qen), Bunbojsa] aYosSUBUYDISZ BIP JeUUSH LIO[BIIUSZ Wap pun

‘uawwousl swuusy Nz pim swyeubunyelg aig

H0opg01S 18N SUNMU-437 sep Bunuyosiezue|d Jep ul 16ay susbogbelg sep youpns
S :mEEov_ho?_wmmmB«_m: ._. uoa m::._mso_w ww_N gL :lombBejyos - Zgol :ai
JPUUsH Ipels .._Emz,m«wm

‘usuuRy ussie] BunzinuaiBisuapuipn

J8p negsny wnz Besyag usuassausbue [eusjod

walyl usuie usuoibsy aysiaipiem yone ssep ‘1Yol bowus
pam Jweq "usplom IBYdEALBa] JUDIU SBPBAA

S8P UBUOIPIUNS SYDHILBSEM Uuam ‘UolBow UsYOIBIIPIEM
UsyoyByISLIMISIO) Jne uabejues|Biauapuip

uoA Bunyopuz eip Ist £-£7/4 1917 gewsn

"USLILBU NZ oIig UsP Ul USYDE|H SyDIIBYISHIMISIO)
s1eubiealb jjanusiod yone ‘Bipuamiou $8 181 nzeq ‘usisio|

uaibleus] usleqianaull 8Ip inj USIERSSA-UIBLIPION
S9pUE] S9P BjeIZNeqsNY Jop Usyoieu3 wnz Beseg

c:mx cmEon c_ox :o_@mhmmc:cmi Lmn c_ wmcEEmcmcomE uBsjuUBLSq S8p
Bunueiznpay Jeue nz Hunjnidusyor]4 1op Bunisisiaiuoy sep abnz wi s ssep ‘1s!
uassojyosabsne sBamsauey sa ssep ‘yosuejdwsaxs 1615z 181gaBipels Jy) Jny JsuusH
1peI1S Jap usbunyonsiaju Jepusydsidsius assiugably a1 "1Yoiu J8po PUIS USPUBLIOA
Buejn ususgauyssabiss; wi uayoe|4 alaufiieeb yoyoesie) uocibaisbunue|d

JauId Ui qo ‘uayadl Jegniep BunpisydsIug SpUSYBHYISUR SUIBY UIBJ0SU] ULBY Unmius
-d37 18 "syansBunyonsisiu abipusmiou alp 1ol ‘Is| Buejunusyoe]4 usluueuaq
|21z w1 uap Jny ebe|punic) eip eIp ‘eibleuspulp SIPNIS|ERUBIOd 8IP 1BY YOIIYDISUBHO
151 usbomabige puayaisisne woy 181g8bsbunue|d sep 10 Buejwunuayoeld a1ejuoy
sjUUBUSQ |9IZ W J8p SSEP ‘Y8ilemzaq jeulsH 1pelS a1 "ge DS usugjdieuoibay

uap uj aibisuapuip 40y usisigabbueliop uoA Bunbsjisad sip a0 437 Wi

ZIespunin) S|B 4yone S|e 1917 Se |UoMos sabuejunuayde|4 usianjuoy seule Bunbapse
BUOSLIBUPIOWNE SIP JOUUSH IPRIS 3Ip 1y} 1e1qabipels waiyl u Bunzinuaibisuspuipg
aip 1N} usyDeld 1N} USBIZUBIOG NZ 8SSIUILUBYIT uajjane Jaly) purubisiuiy wep 10A
101YDIZIan uabe|uealBisuspuUip Jn) UBUOZSUONBIIUSZUOY UOA Bunjgisieq

aIp Nk JouusH ul Bunpeisinensn-uedsBunzinuusyoe|4 Jap Ul plim siugabiz wy
‘ugleIgabzinyosinieN LW ZUSLIMjUORUBYDRI] ouIBY ‘uayoelspueisqy

usuagababion 1ap Bunyeyulg ‘egoibusyde]d SPUSYIIBISNE ‘BUQUUSTEN INE $/LUY

< yaxBipumyosabpuipp ayInie usually usuyniebine puabjojyoru aip aIp ‘uspIam
uspunyel syoei4 s1subioab suley slUUOY JBUUSH U] "UCHEINWISPIOIPUIA SUIS Jem

G1L0C0L'S0

suejdsBunpjoimjussapue] sap MNmiug wnz asdoulg
— apaoyaqshbunuejdsapue] — US|BHNSIM-UIBYIPION IB[ZUBYSIEEIS




6Pt UOA PLRT 9SS

sap Bunyemusayoe4 18P 18q uap uabiunbaluy aip HomMos
1610405 piim 437 Wi SI9SSBAA SBp ZINYDS usp 1nj eleigern)
Jaujozulg Bunzueblg 1apo Woiziep jne usbunbaiuy uag

‘usbuebebsne 437 sep pepegsbunsseduy

UsUOJYoUuAS JusueLLIBd WauUle UOA 121U 4oNe 1syep pim
‘Liapue a1elger) Jaujgezule uabunzusibqy aip yois ssep
‘Iled usp 1n4 “sislselry uausyeyed jjenpe Jusuewisd
Soue uoIUNS 8P 1YOiU 437 18P JINYe 18mosy|

"g18igebzinyosus|ienbiien

pun -zINyYosiassep Jeuezuie usbungayjny yone

s|e usBunsiemsSNENs)N |YOMOS YiH1aq Sai( "uspIsyosius
nz suagsasBunuejdyoe Jap jne uaiyepsasbunupiolsp
Ui Yyoiizial 181 alaigen) Jeseip bBunziaswin

alaniuoy a1p Jaqn ‘eblosioausyoeld4 uebiyeyyoeu

aue Jwep usysdl (sue|dieucibey aip amos) 4371 12d

-uazuebls nz pun
LIDIBISIIANLOY NZ SIBSSEAL SO PUN SIOSSEMPLNIY) Sap

UOA 8jjamyossbunyeisie( Jaule 437 sep uebun|sisie(
usyosusuyolez aip uabeipsiun 1BuipegsgeIsgeN

1B6e)1s8) yosuBUUDIBZ

SI9SSEM S8pP ZINYDS usp iny 8lolgen) sie (y-p'/ 1912
‘|BA) suopuelsusiadsie] usjuedab Jap alaigebsbnzuig
| 8Ip UBPJISM UIUJIBNS AL "UBUOZZINYDS J8)Buydiezeq siapue
- ‘sesequote|Bien tepo g jjj usuozzinyog Jep Bunzualbqy
uslagne Jop ue yoIs uasanusLo usbunzuaibqy

ZINYOS WINZ ayolalag S[e qeisge Walyi pusyoaidsiug
OidT WNz QA 18p pusydaidsius usug|dpeuoibey|

USp Ul GleYySep puis SIOSSEAL SOP ZINYDS usp N} slsigen)|
a1q] ‘usjeIsiep asizeld Yo YoIS USSSE| pun BY 0G4

Bunsiamsny aip SSep ‘usplom uasaimabuly JNelep usuluwBuspIQyag Usuapaiydsian
Ui 1SI JsuuaH IpeIS J8p uop ye1ssbiep (HSAA) Bssempunit) any ssisigebzinyog
USYDHPULS] USIUBHOA UBYDIIYISLISSSEM LW SBUID SISBY Jap jne Hng sep 18!
HNMIUZI-439 INeT (G°e0 5HHY) ZINYOSISSSEMSE) PUN -I8SSBMPUNIE) UOIMUNUNE 8l 4
18p HW jeisabiep uapng Wi LoJRIIUSZ-}J8UUsH UOA Sayodialaqsbunipalg sep apuy

WNZ Sig SNEUIY 8SSeluyBg 8Ip Jaqn UNmiug-435) Wi I8 assenuyeyq inz siq usbogbalg
-JouUsH ayoel aY|91sabiiep 18SSEMOY) 18P ZINYDS WINZ Ydialag SiE 9861 430 wi 8ig
:ZINYOS-I8SSEMAEE) pun -I8SSBMPLUNID) I 8yolalag - Bng,

yorigebioa Bunjeisieq 1asaip nz awyeubunyels spusb|o)

BurusiBaisylizag 1ap 1aqnuabab JjeuusH 1pelS aip 1ey 1002 Juer wi (,uuog uoibay
435, uuog uoibay mILyosgela] ‘ujoy Wizegsbuniaeibey uep iny (uejdieusifay sinay
‘d3n) ssueldsbunpoimiuesiaigser) sep Buniaqiesy sap Bunysgiely Jop uswiyey wy
‘ueidreuoibey wi 8IS

18yoi9|B ue ,ZINY0g-19SSEMABL) pun -1asSSEMpUNIL) INj Sudlsiag - Dog, sep bunjsisieqg
UBYISLIBUYDIaZ 18p asseluyeg 1ap yoypns Bunuyspsny Jaiyl ul youdsius susbogbsig
SOp Y2IPNS ,SI8SSBAA SOP ZINUSS uap Jnj Jeigen), Bunbajsed syosusuydez aig
‘uebejuesbunbBiosiug pun -le A uoa Bunjeisiz 18p 18g pun

| Bunuedisineg Jap 19q 8SsILIBMYDSIT] aydgays Yois uagabis s3 piim 1BiyoeuIBeq
. [|8WL0) pun gauslell yogayss siyoeisbunijemisnisq|es saiyl yolsssquiay
Wi Jwep pun yayouysbunueld Jaiyl Ui JUUSH IPRIS oIp SSep ‘Jeinapag Jaqe saiq)
"UBULQY uspJem BB Ydou Biyunnz usbeuy syoineq

usbBunziessneion usyoem Jajun pun qo ‘uapud nz uapigyaglassep Jop Bunbijisleg
Jaun Bunue|disineg usisliem Jepaf 19q alem yoibio4 "youtepiops guneg £ "sqy|

[ § sep auuIS Wy 1YOIU 1St “1SSB] USUDIPUIMIBA 1ydIU 4yaIs alp ‘Bunueid aul3 “Bissenz|
usyol4epsopT sep uawyey wi Jnu isi Bunue|diisineg uspomiaiun uabunyueiyosulg
pun usBunafiay uayodyziesnz sneuly goneg | § yoeu Bunbemqy aip

pun usiyepaasbunbijsleg abuaysiq sep Jaqn Bunuedysineg sieunwiwioy sjwessh aip
alrem usug|dsbunnegeg uspusysiseq pun uejdsBunzinuusyor|d UBSYDIPUIQISASIYDS)
2101 189 1e1gebagueman sep pun Bunpoimiuaipeisuaul] aip any usahjod swuous

1By usuozzinyosiassep 18p Buruapuy s81q “Baan 1ebiaqsbiugy, pun 8¢ensayg,

« BNy 18P U], USYRIIS 18p ydIviag tl| 81opu0saqsul ‘Us)jalS Uapuapiayosiua

Jage ‘uabiuam usbiule ue || auozziNYog 1ap Bunialemi sule 8IMos oA Buniydy
BYDIIPAS Ui ||} 8U0ZZINYDS 10p Bunialismig aydiINap sutd UsyDIUSSOAA Wi JYB1s J8ss|q

B1(] *151 HRUSWIM{OP anpe BunemIBASHBYISLIMISSSEAN

"1eleq ele BR|ydSIoAUBLOZZINYOS JBNaU Uie SpINM USIUB( 19066 | USp Ul siisieg

G102°01L'50

suejdsBunpjoimjuasapue] sop Unmiug wnz asdouls
— apioyaqsBunuejdsapue — usjelISap-UISYIPION I9|ZuUBXSieRlS



6VpT UOA §L8T MRS

iap cmEEocmm SiuluUSy INZ pam swyruBunels i

_ 3Ip SSEP ‘ussamabull Jneiep pim BoIg sep DUE|ILS Usbuniyeys 1ep siyolsebuy

EEZ 19p Nusnow :wu ._E :Qm.nmo uy :am::ﬁ:cu.mmm._n_ u:s .toaw _-mm::_o.._._m_ veLnzZ :Hlombe|yas

¥80L QI
“jouusH 1pels 1a1byeleg

Buaquarue|g — usbuipeg |e1belg 7 a¢rlISPIayISINN
110°0€ yolelagsieyospuepnyny pun Beig - playosiny
:0€ HBYOSpUBLNNY 437 wnz Beiyaquoe “|BA :1ssBuS
sjis1aq nusny puis usjuueuab swyeubun)els Jep ul a1q

‘uepiam 16nyd1syonIag siuswsa|g epusqeblem pun

BUIBIaGSYBYISPURLINYNY swesinapaqeuoibe. usuugy|

toqe( ‘BunueidieuoiBay Jep Bunynisny ayoijieyul aip

1ssepeqn i3 11se) aqebloAusWyRY Jaule BUUIS W) SBpUET|
sep Buniapeijg sydleLOSpUEBLNYM 8Ip 168] 4317 J8()]

‘uspinm uabozjjoa uabunwuwiisqy

BYDIBJYBZ Wep NZ SPUBQISASHRYISPURT J8p UsloBINg
usyolalBurjLn Waud Jne 15N} 8LIBISqSYRYOSPUBLINGNY
ustuesinapagsapue| Jap Bunzusibgy pun |yemsny aig

"wapugab oju yoybnzegseip
HAH Wep Hw syoeidsyony Yyoeu piim 437 $ep Jnmius

pam pynjebne

4019480SYRYDSPUBLINYNY SfB YOIU Jauusl ssep ‘s uapunmiea (Bieguayue|g
1peIS pun Bing g z) Js[gunjus( usysisljyez Jep pun usjeigabzinyossjeyospue
UOA S|IBlUY uayoy sap ‘ usBuippg Bisquenueig 1pBIS :[e1baig salaun
zmsomccmtaxsx BUOSLIOISIH, mm:mwmmmno_m._mmmmsxcmo uapuaysibunel Jep syoisebuy

Jep ‘uawiwousb sjuluusy INZ piim syeUBUN||R)S ol

m:o_a._mnmtm.._omu:m:m::x mEmmEmvmm Nwmmn::._w Z-¢ ‘Lombelyds  £801 :dI
G _ : G . jouusH 1pels a1bivleg

"uayoaidsiue usuolewloju] uspuabaljioa sepue]

mmmr 431 Wi ,UBWLIO}I0AISSSEMPUNIL),

Bunjia1sie( 1ap pusyoaidsiue Bunbsjised USYOSLBUYDISZ 18P SWIYBUNONY SIP L8pIOo)
pUnN (e 8sseliuyeg Jap Udipns jauusH LI0[eausz Wap Jagn SI8SSeA Sep ZInyog
uep I} sa1eIgey), sep Bunbapse ayosiiauyDIaZ SIp Jayep Juys| JauuaH 1peIS aid
J1stljje1sabiep uesSEMALN) UOA ZINYDS Usp Inj yoleloag sie yoiu

asseiuyeg Jop Uoipns LOojBIUSZ 18P SSEP 0S ‘USpIom udiLIoUsbBNONINZ 9861 435D
wi Bun|isisieq sip Nk Jepaim [0S LUNMIUT-4TD) w1 Bunpsisieq 81 "yosiy 1sapuiwnz
1S1 LO[RAUDY JBLUUBK YoIBleg W selelgebzinyog sep Buniamsny Jep Bunpeisieq

OUOSLIBUYOIDZ BI(] "PIIM IBIDBIS [JOAUUIS JYOIU S|B 181G8BZIinyosIassem Sje syoeld Jep

G1L02°01'S0

suejdsBunpjoimjuasapue] sap Jnmiuy wnz osdouig
— apigyaqsbBunuejdsepue] — usjelISIM-UIBYIPION IBjZUBYSIERIS




6bPT UOA 9LB] 9K

‘uapyluoysbunzinN
pun usyonudsuBwNEY UsydIpsIiydsisiun UoA yoie|Bsny.
usuie Jne yonudsuy wap 437 Jep 1bnuab uabunbspisay
lop USWYBY LW} "UBYBYBGIOA USIJBLAA UBUDIIYOBIYOE)

1g18|g sei( “Bunuejdsapue Jap pueisuabar) yow puis
sgoLlay sop uabunjebey spusaysbialiom Jne ¥OUQuUH W
Bunbeluy a1 "usyubabne uabunieiney] Jep Buniepuy|

aule yoinp Bunjaisiely inz 8s1iom|ls) pim mc:m@cﬁ

1JOBSINIBA §S8.1S Yoinp aip “1blisunbeq usbumjueiig uoA Bunpjgsny aip Hwep

pUN DM JOSSBAS S|e WET ssep ‘lolsg usbelemuwin 1nj 1eiuabipuelsioayoes Jep
1By 666 suaiag "1Bal uspeyosIoyar) N} 8jlomyos Jop qieysalun [@fad|eyos J18p uusm
yone ‘usuugy ualynj isypunssen) tap Bunbiyoenueeg isuie nz usbunisepquuue
SUOSIU0ILD pun 8jmje SSep ‘usiiisequn is| s3, 158§ 800z sHeaq i@y (NHS)
uabeiiemwip) 1ng 1etuabipurlsiaaydesg Jaqg ‘ualsanuauo nz BunyodsiopsBunyimuie
iap usssiugsbig uspuislqele usp ue (g'g ziespuruin) ablosloasuiaseq 8p usqeblop
uayolziespunib sne uoyds yoIs 1By s3J "1syols ‘UszZiyos Nz ,Ehm_m:_n_ 2I8pU0sSagsul
‘siyaxlanbni{ sep usbBumpmsneysmuw() uaajebau Jjoa Buniexjoasg aip ‘|oIZ s1yoeiqeh
onupsNy winz yzidxe sep o (owaebni4) waeBnj4 uebeb zinyog wnz z18saK)

31q "uswwoush suusy INZ paum swyeubun|vlg a1q|

mmv ine w_macm> :mmomm weure Jw 18ls (wiugBni4 10a 21NYdS |817) /-1'8 1817 Sed

E._m_mm_n_ ho> Nusn_um .N.-w 8 :N togmm_:ow ‘9801 :ai
-JauusH ipels :1eibijeleg

188} Bunjebay pun Bunbajisa4 ualjyemald Jap ue Jayep
ey spioyagsBunuejdsepueT a1 usyoauds sjuawnbiy
uspuabuelpine yoiieyuUl YoIs 18P0 Spunis) usyoHiyosal
uapuabuimz suley inusiy spigyagsbunuedsapuen

Jap aig sne ep ‘160188 4o pim Bunbaluy 18Q
‘Hapuesh JYoiu LI8JosUl pIM 4371 Sep HnmMiug

cmtmhmswxozsm maouoﬁncm_cmmo m__o>tm>> jne Bunpupibnaupie

Inz ‘uassImian zuspus | aneIsabilep (69°'S) uoueqyamun wi aip jne piam Bunpunibeg
Nz "ues yoBow Us|iSlUEDIBAA USISIHW HiU JBUUSH S8IA USUNWIWIOY Ul Yone 8}j|os
‘uaBijjeisyIamaq Nz USYDBIPIEM LUSPUBLS1ISaq Ui ||8iNYNnIIs usyde|ple M ususiuwioush
yonudsuy ui uoa yoie|Bsny uep ‘Bunjabsy susjjeylus -/ ZIESPUNIL) Wi 8i()
‘16aisbue- 0 'S Bunzinuaiblasuspuipy uoa uaisunbnz

BIM UJIJUYR HBUOSPUBLNYNY UBYISUO0ISIY Jop uawio sBunziny ways ‘ususyo UoA
Bunjjeisiayiepsip Jop uaisunbnz Sunpuemwinpieas aus a0y Bunuy suls pam Jaye(
-uayeyabuebeblue BunpuemwINpEAA BUIB Ny usbunziassnelop usbus ap pun (i

- /) Bunyeylapiep Jop dizuiid Sep USles JYDIU usuyl pim ‘uapiam jjjeisobiayiopaim
288Ip USJ|0S "Jaqn PlEM Ui YoBjjaIA 1BHIgEIUSY Japua)ya) punibine usysb aseig
‘Yeyospuepnyny Jep uaswioisbunzinn usyoasuolsiy pun adojoigpueiuayQ usyodpuljaq
Buebyony Wi MBS aIp B A a1y puis Bipinmzinyog "JBIIoL4 auyoy WosY Nz (62 ')

G-2 m Nﬁmmcc:@ Wi "B n 1gsiuab sjusws|g swesinapaqg YdieyISpURHNYNY ZInyosg 18

J8p ‘uswwouab sjuuusy Nz pum swyeubuniels eig

oD oso_e_gm; puR aé%ﬁg veLhZ Mombelyds g0l :al
- jouusy lpels ieybieleg

‘Bunzuebiy isuay

J37 W IIBMOSUI UBLINPag pun Uuapigyegsyeyospue uap
[8q slepuosaqsul usbelj usBunzinn uayopalYOsISIUN
J1ap yoe|Bsny 1ep pun Bunziasif) alanjuoy aig
"epueal 1DIU UIDJOSUl PIM dT7 S8P BnMmiug

‘uebenag Bunjoylg pun ZINYSSINIBN USYISIMZ apfijuoy Jabremie Bunsg

pun Bunienelg inz Biusm (,"1q10|q MUBIYOSS] gl seydliBriuaainieu ue jne Buejuwn
pUN LY UoBU 9S8P UUSM ‘uapiam JyoyBouia uslBlAIDY ayoluods eltuunsag yone
INJEN 18P ZINYOS USP 1M UsI8igen) usp Ul Uauugy uiajosu;,) usburisiinwioy usbiuop

G102°01'S0

sue|dsBunpoimiuasapue] sap Lnmiug wnz asdouisg
- apigyagsbunuejdsepue — uajelISaAN-UIOUIPION I9]ZUBRlSIER)S




6T U0A LIS 21eS

Eucwn:w?&: :Hombelyos - L80L *dl
BETE RS | J9uusH 1peIS mem_mmuwm

102 2+ € We usjniabjne

-1pdy /7 g/usuonesiqnd/ [ g¥/u
-BIpaLU/SI[IAINEIOP/581IS/op TS PUNGIRMIITT MAA//ZANY IBA [Z]

eLoe2L’s we usyniabyne *

. RTli A
TUSSWISE 1/2INU0s WISE JJUsWidy | /5 (/oD TeNoMIUn mMMy7-any sne uaiiz [1]

‘uaziesue BunpabaibnylyoeN Jep Bunjelssen) I8p ue Jsyep ssnu
usbBunpomiuasbunipealg Jep Buniensig epualeiwuiw nz pusbiosion susyodoidssbue
da7 wi sulg "egensidnen pun sneyiey ‘ziejidiBy Ul SjeuUsH WINUSZIpeLS Sep
jne yone swney ususbozieqn usuoiyLsSay Jiw 81p I8QE YIS USMI8IsIs uuog/uioy
usjeybnig wep jne BunebaibnyyoeN uspuelyasabuiaun nzsyeu tep punibny
‘uaqey Bunbiyoeiag aiyi Bsaip Jaunib, ine pueineg wsanau UoA Bungsyoasi3

leuid 8B4 Wi uabow BunppimiuasBunpals pun wigbni4 wnz usbuniynisny si¢
‘uszinu nz Buniepuiwpjjuoy Jaure nz Bunuedsapue Jap uoIpun4
apusyaibisgnuossal alp o1y 16alabue pusbuup plim s usIIYISIagnN SBYoRjSIA

ule wn {y) gp §G nz siq uoa |aBadsBunjeliy UsySHIyOBU WaUls LW ‘Loeiusz
-JBUUBH Ul Uspiem susmiydry aiq wiebn)4 usydijiyoeu yoInp usyisusyeaypunsan)
ajyouse yolinep uuog/uigy usseybn|d sep plpjwn sep Jnj uebeleq [g] Jesiess “joid
UoA usipnig uayosibojoiwapids ualslaqiers sslesapunqyamun ssp Belyny w) aip)
yony [1] . uspiem uspyosIaqn oI 1syolBow (V)P G UOA suBmIyoBN pun (v)gp
GG uoa |ebaduugsebe | a)eigabuyop in) usyjjos BisibueT "usyuss nz pusyoaidsius
yoopael yam|aiz apuaydialia nz Bisuiepiw J19saip 1s! 0s ‘sne (y)gp 09 UOA
Bunisejeq)eyosioni(] Jauld ge SHasaq OYISHPIBIUIZIOH USUQUYID LISUIS LUOA UBW JUYsD)
‘uagaJisnzue (y)gp 25 siuodeu pun (y)gp z9 Jeqnsbe) s|jejuspsl uon HomMSUONUBABIH
uts 1s! Joig abusuyemiw jny -1B1sisiaqn yoiu uagne (y)gp G5 siyoeu pun uagne (y)gp
Ga Busujziny laqnshe} uaieigabuyopn u Buniseaquiie ap ssep ‘uIss 18jyoueb jnelep
a1jjos yijodsBunispuiiuie al(] ‘1S YoIBpIoUa Ud|[BNy) USIUBASIS) US|je She SWiEe
sap Burusiznpsy sydiinep suie ssep ‘uebielssq usbunisiueyuie sne assjugabiyg
uapusbajuoa usyosimzut aip pun BunyosiojsBumpiimuiie jap usbunpomiug

us||ene 8sai¢] "LueBUNYUBHID-IN.ISISN-ZISH WS{E IOA PUIS $8i(] "UapIam

SL0201'50

suejdsBunpjoimjuasapue] sep Jnmiuyg wnz asdoulsg
- epJoyaqsbunue|dsspue] — us|elISaA-UIBYIPION I8|ZUB)SIEEIS




6FPT UOA §LBT P11eS

‘waysAssbunue|d wi 437
sap Bun|ielg Jep pun peibsuoipelisqy wep youdsius "Hepueyag pusy2isnzun UsWLLOM|ICA
Burynidyemwun a1 "Yie1eb 1o pam Bunsseny 437 wnz youagiamuwn usiwesab wi yone pam wuebni4 yoinp usypunsar)
31q "uswiwouab siuuuay Nz pam swyrubunysls a1q usyodyyosuaw tep Bunplyejen pun Bunbayoenusag xedwoy aywessh 1egq

sugjdsBunpjommjuasapue sep Junmiug wnz asdouig
GLOZ'0L'SO ~ apioyoqsbunuejdsapue — usjelISOM-UIBYIPION 13jZUB)SIeR]S




	Sitzungsdokumente
	Nachtrag zur Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1.1 Bebauungsplan Nr. 01.40 Hennef (Sieg) - Gewerbegebiet Hossenberg, 5. Änderung
	Vorlage  V/2015/0399
	2015-12-03 B-Plan 01 40 Begründung  V/2015/0399
	2015-12-03 B-Plan 01 40 Festsetzungen  V/2015/0399
	2015-12-03 B-Plan 01 40 Umweltbericht  V/2015/0399
	2015-12-03 Planurkunde Rechtsplan 819-14  V/2015/0399
	2015-12-03 Umweltbericht Bestandsplan 819-14  V/2015/0399
	2015-12-03 Umweltbericht Maßnahmenplan 819-14  V/2015/0399
	B-Plan 01 40 TÖB  V/2015/0399

	TOP Ö  1.3 Bebauungsplan Nr. 01.51 Hennef (Sieg) - Blankenberger Straße
	Vorlage  V/2015/0380
	Stellungnahme B1_ B-Plan Nr. 01.51 Frühzeitige Beteiligung  V/2015/0380

	TOP Ö  1.5 LEP - Änderung des Entwurfes;
	Vorlage  V/2015/0405
	Pläne Stellungnahme LEP Dez 2015  V/2015/0405
	Synopse Staatskanzlei zur Stellungnahme 2014  V/2015/0405



